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Editorial: Umkämpfte Arbeit - reloaded 


Seit es die PROKLA gibt, also seit 1971, 
gehörten und gehören Arbeitsverhältnisse 
und Arbeitsbedingungen, subjektive Er- 
fahrungen und Bewusstseinslagen der 
Beschäftigten sowie gewerkschaftliche 
Politik zu wichtigen und wiederkehrenden 
Themen. Die Schwerpunkte waren dabei 
unterschiedlich - je nach den aktuellen 
Kapitalstrategien, gewerkschaftlichen Re- 
aktionen und gesellschaftlichen Debatten. 
Vor genau zwei Jahren griffen wir mit der 
PROKLA 187 zu Arbeit und Wertschöp- 
fung im digitalen Kapitalismus die schr 
ideologisch geführte Debatte um Industrie 
4.0 auf, in der viel von Technologie, aber 
wenigvon Arbeit(sbedingungen) die Rede 
ist. Vor etwas mehr als 35 Jahren, nämlich 
1982, gab esein Heft unter dem Titel... Fer- 
tig... Aus... Amen! Krisenbetroffenheit und 
Zeiterfahrung. Im Editorial hieß es, ange- 
sichts der damaligen Krise sei eine weitver- 
breitete Meinung, die Arbeiterbewegung 
müsse nun „auf das Thema der Arbeitszeit 
setzen: Allein hier sei [...] - angesichts eines 
unmittelbaren Produktionsprozesses, der 
sich zu einer festen Hauptbasis der Kapi- 
talherrschaft entwickelt habe - überhaupt 
noch eine Veränderung durchsetzbar und 
allein hier sei auch die Verbindung zur ge- 
werkschaftlichen Massenbasis dauerhaft 
zu knüpfen bzw. diese Massenbasis durch 
die Einbeziehung "neuer sozialer Bewegun- 
gen’ wirksam zu erweitern.“ (PROKLA 
46/1982: 3) Diesem „arbeitsweltbezoge- 


nen Defaitismus“ wurde damals in einem 


Beitrag von Sabine Gensior und Frieder 
O. Wolf widersprochen, doch sollten die 
nächsten Jahre zeigen, dass gerade bei den 
Arbeitszeiten, die Anfangder 1980er Jahre 
im Durchschnitt bei 40 Wochenstunden 
lagen, entscheidende Fortschritte durchge- 
setzt werden konnten, so insbesondere ab 
1995 die 35-Stunden-Woche in der Druck- 
und Metallindustrie. Seit 2000 lagen die 
wöchentlichen Arbeitszeiten bei rund 37 
Stunden im Westen und 38 Stunden im 
Osten. Aber diese Errungenschaften blie- 
ben nicht unangefochten. 

Vor rundzehn Jahren, im Frühjahr 2008, 
ging die PROKLA unter dem Titel Um- 
kämpfte Arbeit mit Heft 150 abermals den 
Entwicklungen, Widersprüchen und Aus- 
einandersetzungen in den Betrieben und 
auf den Arbeitsmärkten nach - an dieser 
Ausgabe wollen wir mit dem vorliegenden 
Heft unmittelbar anknüpfen (deshalb der 
Titel: Umkämpfte Arbeit - reloaded). Beim 
Thema Arbeitszeit wurde damals diagnos- 
tiziert, dass es massive Bestrebungen von 
der Arbeitgeberseite (im Privatscktor wie 
im Öffentlichen Dienst) gab, Wochenar- 
beitszeiten zu verlängern, und dies wurde 
in einigen Fällen, vor allem im Osten, auch 
durchgesetzt. Eine generelle Verlängerung 
erfolgte in den folgenden Jahren dennoch 
nicht, und gerade das Thema Arbeitszeit- 
politik wurde bei den Beschäftigten inzwi- 
schen auf neue Art wieder populär: „Zeit 
ist das neue Geld“ stellte die Böckler-Stif- 
tung jüngst fest, und 2018 gab es mehrere 
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Tarifabschlüsse, bei denen die Beschäftigten 
erstmals die Wahl zwischen Lohnerhöhun- 
gen oder zusätzlichen freien Tagen haben 
(Böckler Impuls, 2/2019: 6). 

Dazu kommt, dass sich seither hinter den 
relativ konstanten Durchschnittwerten der 
wöchentlichen Arbeitszeiten von rund 39 
Stunden für Männer und rund 30 Stunden 
für Frauen eine zunehmende Abkehr vom 
lange üblichen Standard des zine to five- 
Arbeitstages verbirgt: Mehr Beschäftigte als 
früher arbeiten in Teilzeit, im Schichtdienst 
oder auf Abruf, mehr von ihnen als früher 
auch nachts oder am Wochenende. Obwohl 
bekannt ist, wie belastend und gesundheits- 
schädlich Schichtarbeit ist, ist sie bei vielen 
Beschäftigten nach wie vor relativ beliebt 
und es gibt gelegentlich sogar Widerstände, 
sie abzuschaffen. Warum das so ist, erkundet 
Maren Evers in diesem Heft anhand von 
Befragungen in Industriebetrieben. 

Nicht nur bestimmte Arten von Ar- 
beitszeitflexibilisierung werden als beson- 
ders belastend erlebt, sondern viele Ar- 
beitnehmerInnen sehen sich auch einem 
wachsenden Termin- und Zeitdruck und 
sehr viel intensiveren Arbeitsanforderungen 
gegenüber. Ein zu geringer Personalbestand, 
häufige Umstrukturierungen und Unsicher- 
heiten führen zusätzlich zu psychischen Ar- 
beitsbelastungen, die sich oftmals auf die 
Gesundheit niederschlagen. Der Burnout 
erscheint gelegentlich als Modephänomen, 
das sich so anhört, als seien Überlastungen 
eine ganz neuartige Erscheinung, und Ar- 
beitskräfte in den 1950er Jahren hätten ihre 
wöchentlichen Arbeitszeiten von oft mehr 
als 50 Stunden mühelos weggesteckt. Zwei- 
fellos gibt es hier auch das Element eines ge- 
sellschaftlich normierenden Diskurses und 
es erscheint inzwischen als akzeptabler als 
früher, psychische Probleme einzugestehen. 
Dennoch ist der Anstieg von entsprechen- 
den Diagnosen bemerkenswert, so dass 
solche und andere Gesundheitsprobleme 
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von Beschäftigten - unter anderem im 
Zusammenhang mit betrieblichen Maß- 
nahmen der Digitalisierung - zu Recht 
verstärkte Aufmerksamkeit erfahren haben. 
Ihnen widmen sich Karina Becker, Thomas 
Engel, Lena Grebenstein und Laura Künzel 
im vorliegenden Heft und untersuchen, ob 
es hierbei bedeutsame Unterschiede zwi- 
schen den Geschlechtern gibt und man 
eventuell sogar von einem Gender Health 
Gap sprechen muss, außerdem, inwieweit 
Qualifikationsniveaus eine Rolle spielen. 

Auf gesamtgesellschaftlicher und ge- 
samtwirtschaftlicher Ebene gab es seit 
2008 tiefgreifende Veränderungen. Die 
Auswirkungen der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise schlugen sich unter ande- 
rem in zunächst stagnierenden Reallöhnen 
nieder, beim Krisenmanagement wurde 
auf Austeritätspolitik gesetzt. Rechte Be- 
wegungen und Parteien sowie autoritäre 
Regierungen erlebten in Europa und an- 
derswo einen Aufstieg, viele von ihnen ver- 
suchen, den Einfluss von Gewerkschaften 
und Vertretungen der ArbeitnehmerInnen 
zu beschneiden. Dazu kam, insbesondere 
2015, die starke Zunahme von Flücht- 
lingsbewegungen - für populistische 
Gruppierungen Anlass, eine vorgebliche 
Bedrohung der Arbeitschancen der „Ein- 
heimischen“ durch Geflüchtete zu inszenie- 
ren und politisch auszuschlachten. Wie hat 
sich all dies auf der Ebene der Betriebe und 
der Arbeitsplätze ausgewirkt? 

Einen zentralen Angelpunkt der ge- 
sellschaftlichen Machtverhältnisse bildet 
die Verankerung von Gewerkschaften in 
der Arbeitswelt. In den letzten beiden 
Jahrzehnten ist der Organisationsgrad auf 
unter 20 Prozent gefallen, während bis 1990 
noch mehr als 30 Prozent der Beschäftigten 
Mitglieder in Gewerkschaften waren. Doch 
eine Umfrage von 2016 zeigte auch, dass 
fast 70 Prozent der Befragten die Meinung 
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starke Gewerkschaften. Im Übrigen sind 
die Mitgliederzahlen in den DGB-Gewerk- 
schaften zwar im Jahrzehnt vor 2008 noch 
um fast 25 Prozent zurückgegangen, aber 
inzwischen haben sie sich weitgehend stabi- 
lisiert. Die Tarifbindung der Betriebe nahm 
von 25 Prozent im Jahr 2000 auf 18 Prozent 
im Jahr 2008 ab, und von diesem Jahr bis 
2016 auf 14 Prozent. Gegenüber früheren 
Zeiten haben gerade in den letzten Jahre 
gleichwohl ungewöhnlich hohe Streikakti- 
vitäten stattgefunden, so insbesondere 2015 
bei den Beschäftigten der Post, der Bahn, 
der kommunalen Sozial- und Erziehungs- 
dienste und der Lufthansa (Gewerkschaften 
haben ein Trittbrettfahrer-Problem 2019; 
Anzahl der Mitglieder des DGB von 1994 
bis 2018, de.statista.com; Böckler Impuls 
10/2017; siehe dazu auch den Beitrag von 
Ingrid Artus in PROKLA 186). Selbst 
wenn die Gewerkschaften nicht mehr einen 
Machtfaktor wie in früheren Jahrzehnten 
darstellen, hat sich gezeigt, dass angesichts 
anhaltender und zunehmender Probleme 
im Arbeitsleben sich selbst Beschäftigte zu 
Arbeitsniederlegungen entschließen kön- 
nen, von denen man das bis dahin nicht 
gewohnt war. Von einer Friedhofsruhe kann 
keine Rede sein. 

Neben Auseinandersetzungen um 
Löhne und Arbeitszeiten stellen die Ar- 
beitsplätze selbst und die Arbeitsbedin- 
gungen in den Betrieben seit jeher ein 
zentrales Kampffeld für die Beschäftigten 
dar. Folgt man gängigen aktuellen Dis- 
kussionen in der breiten Öffentlichkeit, 
so dominiert derzeit ein Thema: die aktu- 
ellen und absehbaren Veränderungen der 
Arbeitswelt durch Digitalisierung. Dabei 
scheint sich alles um die Frage zu drehen, 
inwieweit menschliche Arbeit durch Ro- 
boter ersetzt werden könnte und was dies 
für die übriggebliebenen Arbeitsplätze be- 
deutet. Hoffnungs- oderangsterfüllte Visi- 
onen, wonach „fahrerlose Autos, fliegende 
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Paketdrohnen oder Algorithmen zur au- 
tomatischen Generierung von Sport- und 
Börsennachrichten“ (Arntz u.a. 2018: 1) 
menschliche Arbeit weitgehend überflüssig 
machen würden, beziehen sich meist auf 
eine Untersuchung der Oxforder Forscher 
Carl Frey und Michael Osborne von 2013, 
wonach in entwickelten Ländern rund die 
Hälfte aller Arbeitsplätze automatisierbar 
wäre. Neuere Studien wie diejenige von 
Arntz u.a. (2018) halten diese Zahlen für 
weit überhöht und gehen insbesondere 
von Kompensationseffekten aus. Darüber 
hinaus sollte daran erinnert werden, wie 
sehr hochfliegende Automatisierungsver- 
sprechen seit Jahrzehnten darunter leiden, 
dass die Zahlen, mit denen hier operiert 
wird, meist von den Herstellerfirmen selbst 
stammen. In der Realität funktionieren 
Maschinen nicht immer wie versprochen, 
unddie Zahl gescheiterter Innovationen ist 
Legion, wird allerdings in der Öffentlich- 
keit nur selten wahrgenommen. Seit Jahren 
hat die private Standish Group dazu Zah- 
len veröffentlicht, so etwa, dass zwischen 
2011 und 2915 lediglich 27 bis 31 Prozent 
aller international untersuchten Software- 
Projekte erfolgreich abgeschlossen werden 
konnten, während die übrigen als gefährdet 
galten oder endgültig gescheitert waren, 
und dies umso mehr, je größer und kom- 
plexer die Projekte waren (Standish Group 
2015 Chaos Report). 

Statt den Blick aufmöglicherweise faszi- 
nierende, aber höchst unsichere technische 
Entwicklungen zu verengen, gilt es dem- 
gegenüber, weiterhin der „altmodischen“ 
Frage nachzugehen, welche Transformati- 
onen der Arbeitsorganisation tatsächlich 
laufend stattfinden: wie Unternehmens- 
leitungen den Kostendruck, unter dem sie 
stehen, auf die Beschäftigten abwälzen, 
indem neben bereits üblichen Praktiken 
wie Outsourcing oder Ausdehnung von 
Leiharbeit gleichzeitig neue Formen der 
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Rationalisierung und der Kontrolle der 
Arbeitenden betrieben werden, und dies 
auch (aber keineswegs nur) mit Hilfe von 
digitaler Technik. 

Eine Gruppe von AutorInnen hat 
2008 zum damaligen PROKLA-Heft ei- 
nen Beitrag zur Leistungspolitik als Feld 
„umkämpfter Arbeit“ verfasst. Sie diagnos- 
tizierten, dass diese Thematik angesichts 
der vorherrschenden Diskussionen über 
soziale Sicherung und Arbeitsmarktregu- 
lierung Anfang der 2000er Jahre in den 
Hintergrund trat, tatsächlich aber eng 
mit Entwicklungen von Prekarisierung, 
Standardisierung und Subjektivierung 
verbunden war. Im vorliegenden Heft 
führen Wolfgang Menz, Sarah Nies und 
Dieter Sauer die damaligen Überlegungen 
zu einer zunehmend „marktzentrierten 
Produktionsweise“ weiter: inwiefern mit 
Digitalisierung die flexible Steuerung von 
Produktions- und Lieferketten angestrebt 
wird, welche Widersprüche sich dabei 
ergeben, und was dies für Autonomie- 
spielräume der Beschäftigten bedeutet. 
Während es hier um allgemeine Tenden- 
zen in der Industrieproduktion und auf 
Crowdsourcing-Plattformen geht, widmet 
sich Kai Burmeister aus gewerkschaftlicher 
Sicht einer bestimmten Branche in einer 
bestimmten Region: der erfolgsverwöhn- 
ten und selbst durch größere Skandale 
bisher kaum angefochtenen Automobilin- 
dustrie in Baden-Württembergsowie deren 
derzeitiger Transformation auf der Ebene 
der Produkte wie der Produktionsmetho- 
den. Hat der Automobile Strategiedialogim 
Ländle eine Chance, wie kann unter diesen 
Bedingungen „gute digitale Arbeit“ ausse- 
hen, und welche Kämpfe darum stehen an? 

Einen Bereich, der in den letzten Jahren 
geradezu als Gegenwelt zur industriellen 
Arbeit gesehen wird, und der seit geraumer 
Zeit ins Gerede gekommen ist, untersuchen 
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den Care-Sektor, zu dem im allgemeinen 
Tätigkeiten wie Fürsorge, Erziehung und 
Pflege, also „Sorgearbeit“, sei es in bezahlter 
oder unbezahlter Form, gezählt werden. 
Diese Care-Arbeit gilt den meisten Auto- 
Innen, die sich mit ihr näher beschäftigt 
haben, als eine, die in der öffentlichen 
Wahrnehmungtrotz ihrer Wichtigkeit sys- 
tematisch entthematisiert und abgewertet 
würde, weshalb sie eine Care-Revolution 
einfordern. Demgegenüber wird in dem 
Beitrag gefragt, inwieweit die Zustände 
und Bedingungen in einzelnen Care-Be- 
reichen tatsächlich vergleichbar sind und 
übergreifende Aussagen gerechtfertigt 
erscheinen lassen. 

Ein zentrales Thema in Politik und 
Gesellschaft seit dem „langen Sommer 
der Migration“ von 2015 ist schließlich die 
Zuwanderungund Aufnahme von Flücht- 
lingen. Was hat sich durch sie, wenn sie ins 
Arbeitsleben integriert werden, verändert? 
Sind Betriebe der Ort, an dem rassistische 
Ausgrenzung stattfindet und Ressenti- 
ments genährt werden? Nikolai Huke stellt 
solche Reaktionen anderen gegenüber, bei 
denen ein cher kollegiales und mithin so- 
lidarisches Verhalten unter Beschäftigten 
unterschiedlicher Herkunft entsteht, was 
auch Geflüchteten zugutekommen kann. 
Dabeigehtesihm auch darum, die Gründe 
für diese unterschiedlichen Umgangswei- 
sen heraus zu finden. 

Außerhalb des Schwerpunkts diskutiert 
Thomas Sablowski die westdeutsche Welt- 
marktdiskussion und französische Arbei- 
ten zur Internationalisierung des Kapitals 
aus den 1970er und 1980er Jahren sowie 
einige neuere Beiträge zur Globalisierung. 
Er rekapituliert somit im zweiten Teil die 
marxistischen Analysen der Internationa- 
lisierung.des Kapitals. Im ersten Teil seines 
Beitrags in PROKLA 194 (Weltmarktge- 
witter) diskutierte er die marxsche Kritik 
der politischen Ökonomie, die klassischen 
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Imperialismustheorien sowie die Depen- 
denz- und Weltsystemtheorien. 

Von Alex Demirovid dokumentieren 
wir zum Abschluss unserer Würdigung 
von Elmar Altvater einen Beitrag, der im 
Dezember 2018 auf dem Symposion Der 
Springpunkt der Politischen Ökonomie: 
Das Kapital gegen Arbeit und Natur vor- 
getragen wurde. Wir hatten ihn bereits im 
letzten Editorial angekündigt, er musste 
aber aus Platzgründen leider kurzfristigin 
das aktuelle Heft geschoben werden. Wir 
bitten um Entschuldigung, den Hinweis 
im Editorial nicht gestrichen zu haben. 

Elmar Altvaters Suche nach der Erneu- 
erung linker Politik, so Demirovid, war 
immer auch mit der Frage verbunden, den 
Staat des Kapitals, sowie die je konkreten 
Bedingungen von linker Politik und den 
Klassenkämpfen zu verstehen. Am 1. Mai 
2018 verstarb Elmar Altvater. Wie relevant 
und.aktuell seine Arbeit war und ist, haben 
wir in den letzten PROKLA-Ausgaben 
anhand unterschiedlicher thematischer 
Schwerpunkte diskutiert - diese Bei- 
träge und alle Beiträge von Altvater, die 
er (zum Teil mit anderen zusammen) in 
der PROKLA veröffentlichte, finden sich 
unterwww.altvater.prokla.de. Die Website 
www.elmaraltvater.net versammelt Bücher 
und Aufsätze, mitunter als Volltext sowie 
Vorträge als Videostream. Wir hoffen, dass 
derart ein Beitrag dazu geleistet wird, Alt- 
vaters theoretisches und politisches Erbe 
lebendig zu halten. 

Dorothea Schmidt (für die Redaktion) 
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PROKLA-Redaktion 
Als Gastredaktion haben Martin Beck- 


mann und Heiko Glawe am Schwerpunkt 
dieses Heftes mitgewirkt. Die PROKLA- 
Redaktion dankt ihnen ganz herzlich für 
ihre Ideen und ihr Engagement. 
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Anfang Mai 2019 fand die Mitgliederver- 
sammlung der Vereinigung zur Kritik der 
politischen Ökonomie e.V. statt, die die 
PROKLA herausgibt und die Redaktion 
und den Redaktionsbeirat wählt. Neu in 
die Redaktion wurden gewählt: Martin 
Beckmann, Jenny Simon, Inga Jensen und 
Tobias Haas. Henrik Lebuhn stand leider 
nicht mehr zur Wahl. Wir bedanken uns für 
seine langjährige gemeinsame Redaktions- 
arbeit. Stefan Schmalz, der sich jahrelangin 
der Redaktion engagiert hatte, verstärkt zu- 
künftig den Redaktionsbeirat - wir freuen 
uns auf die weitere Zusammenarbeit. 
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Digitale Kontrolle und Vermarktlichung 


Beschäftigtenautonomie im Kontext betrieblicher 
Strategien der Digitalisierung 


1. Einleitung 


Der Konflikt um Leistung gilt, mit den Konflikten um Lohn und Arbeitszeit, 
als eine der zentralen Arenen, in denen die Interessengegensätze von Arbeit und 
Kapital ausgetragen werden. Gleichwohl hatten wir in unserem Beitrag zum 
PROKLA-Schwerpunktheft „Umkämpfte Arbeit“ (Kratzer u.a. 2008) vor gut 
zehn Jahren beklagt, dass betrieblicher Leistungspolitik sowohl in der sozial- 
wissenschaftlichen Debatte wie auch in politischen Auseinandersetzungen um 
Arbeit gegenüber beschäftigungspolitischen Fragen (auch aus zeitgeschichtlichen 
Gründen - Stichwort Agenda 2010) zu wenig Bedeutung beigemessen werde. 
Unser theoretisches und arbeitspolitisches Anliegen vor zehn Jahren war es al- 
lerdings nicht, Leistungspolitik gegen Fragen der sozialen Entsicherungund Ar- 
beitsmarktderegulierung auszuspielen, sondern Prekarisierung, Standardisierung 
und Subjektivierung zusammenzudenken und als widersprüchlichen Ausdruck 
einer übergreifenden Entwicklungstendenz, nämlich des Übergangs zu einer 
„marktzentrierten Produktionsweise“, zu interpretieren. 

Mittlerweile nimmt Leistung im öffentlichen und sozialwissenschaftlichen 
Diskurs eine deutlich prominentere Rolle ein. Im Gefolge massiv gestiegener 
Fehlzeiten aufgrund psychischer Erkrankungen sind Leistung, Belastungen und 
Burnout zu Themen mit erheblicher Medienresonanz geworden, zugleich wird 
darüber eine intensive, teils kontroverse Debatte in den Sozialwissenschaften 
geführt (Kratzer u.a. 2011; Neckel/ Wagner 2013; Fuchs u.a. 2018, Dornes 2015).! 

Mit den Debatten und Auseinandersetzungen um Digitalisierung von Ar- 
beit ist in den letzten Jahren ein weiteres Feld hinzugekommen, das große leis- 
tungspolitische Relevanz hat. Lässt man die optimistisch gefärbten Prognosen 


1 Darüber hinaus haben zumindest im Feld sozialer Dienstleistungen Kämpfe um Ar- 
beits- und Leistungsbedingungen im letzten Jahrzehnt an Bedeutung gewonnen und 
sind bisweilen durchaus erfolgreich geführt worden, was sich beispielsweise in Entlas- 
tungstarifverträgen niedergeschlagen hat (Artus u.a. 2017). 
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unternehmensnaher Promotoren des politischen Industrie-4.0-Projekts (vgl. 
kritisch dazu Pfeiffer 2015) außer Acht, überwiegt hier die Einschätzung, dass 
mit der Verfügbarkeit von digitalen Technologien eine Ausweitungvon Kontrolle 
und (Re-)Standardisierung von Arbeit droht (Brown u.a. 2011; Altenried 2017; 
Barthel/Rottenbach 2017; Nachtwey/Staab 2018). Die Ihese eines digitalen 
Taylorismus folgt dabei der traditionellen Kontrolldebatte und steht damit in 
einem gewissen Kontrast zur sozialwissenschaftliche Debatte um Leistung, Be- 
lastung und Burnout, die cher die subjektiven Folgen von neuen, indirekten und 
aktivierenden Formen der Leistungssteuerung thematisiert (etwa: Überlastung 
durch „Selbstausbeutung“, Widersprüche zwischen erweiterter Autonomie und 
fehlenden Handlungsressourcen). 

Damit stellt sich unter aktuellen technischen Rahmenbedingungen die Frage 
nach den leistungspolitischen Konsequenzen einer — wie wir sagen würden - 
fortbestehenden, aber nunmehr digital modifizierten marktzentrierten Produkti- 
onsweise: Was bedeutet der Einsatz digitaler Technologien für Autonomie und 
Kontrolle in der Arbeit? Um diese Frage auszuloten, versuchen wir zunächst 
eine zeitdiagnostische Bestimmung des Verhältnisses von „Vermarktlichung“ 
und „Digitalisierung“ (Abschnitt 2). Anschließend betrachten wir zwei zentrale 
Anwendungsfelder von digitalen Technologien im Produktions- und Dienstleis- 
tungsbereich näher: die datentechnische Prozessintegration in Industriebetrieben 
im Kontext der sogenannten Industrie 4.0 sowie Crowdsourcing als spezifische 
Form radikaler Vermarktlichung von Dienstleistungsarbeit (Abschnitt 3), bevor 
wir ein arbeitspolitisches Fazit ziehen (Abschnitt 4). 


2. Vermarktlichung und Digitalisierung 


Im medialen und politischen Diskurs erscheint „die Digitalisierung“ als unaus- 
weichlicher, naturwüchsiger Prozess infolge technologischer Innovationen, der 
über die Gesellschaft hereinbricht und bei dem nur noch die Folgen zu verhandeln 
sind - auch jene für Arbeit und Beschäftigung. Die Digitalisierung von Arbeit be- 
zeichnet in diesem Verständnis alle Prozesse und Folgen rund um die Anwendung 
neuer digitaler Technologien, die sich gegenüber einer Computerisierung von 
Arbeit vor allem durch exponentiell gestiegene Möglichkeiten der Datenerfassung 
und -verarbeitung (Stichwort Big Data) und der Vernetzung und Selbststeuerung 
physischer Hardware (Stichwort cyberphysische Systeme) auszeichnet. Begreift 
man Digitalisierung von Arbeit allerdings als sozio-ökonomischen Wandel und 
einen sozialen Prozess, müsste es darum gehen, die mit digitalen Vernetzungs- und 
Steuerungstechnologien verbundenen Rationalisierungs- und Restrukturierungs- 
strategien der Unternehmen in das Zentrum der Aufmerksamkeit zu rücken. Zwar 
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gehört die Absage an den Technikdeterminismus mittlerweile zum guten Ton, aber 
welche Ziele die Unternehmen mit dem Einsatz digitaler Technologien verfolgen, 
welche Probleme sie damit lösen wollen und auf welchen Rationalisierungs- und 
Reorganisationsstrategien sie dabei aufsetzen, bleibt dennoch wenig beachtet. Dies 
gilt umso mehr, wenn Entwicklungen von Arbeitsbedingungen schlicht als Folge 
„der Digitalisierung“ beschrieben werden. Um seriöse Aussagen über die weitere 
Entwicklung von Arbeit treffen zu können, bedarf es aber der zeitdiagnostischen 
Einordnung, die die Entwicklung von Arbeit und Technik in ihren ökonomischen 
und organisatorischen Kontexten über die letzten Jahrzehnte in den Blick nimmt. 

Vor zehn Jahren haben wir den zeitdiagnostischen Bezugspunkt für die Iden- 
tifikation der Konfliktfelder von Arbeit klar bezeichnet: die Durchsetzungeiner 
marktzentrierten Produktionsweise (Kratzer u.a. 2008). Dabei handelt essich um 
einen tiefgehenden gesellschaftlichen Umbruchprozess, in dem ein verändertes 
Verhältnis von Markt und Produktion, eine neue historische Dominanz der 
Märkte gegenüber der Produktion sichtbar wird. Neue Reorganisationskonzepte 
der Vermarktlichungbeschreiben eine doppelte Bewegung: einerseits die Öffnung 
des Unternehmens in den Markt (von der möglichst unmittelbaren Marktan- 
bindung dezentralisierter Organisationseinheiten bis hin zur vollständigen Aus- 
gliederung), andererseits die Hereinnahme von Markt- und Konkurrenzmecha- 
nismen in das Unternehmen („Internalisierung des Marktes“). Dieser Umbruch 
findet auf der Ebene der Organisation und Steuerung von Unternehmen und 
Arbeit statt. Es handelt sich also nicht um eine technische, sondern um eine 
organisatorische Revolution (vgl. Sauer 2013). Das mag ein Grund dafür sein, 
dass sie in dem Digitalisierungshype der letzten Jahre aus dem Blick geraten ist, 
obwohl es keine Anzeichen für ein Nachlassen der Vermarktlichungsdynamik 
gibt, sondern - im Gegenteil - neue Vermarktlichungsschübe und ein Trend zu 
ihrer Radikalisierung erkennbar werden. Und das hat dann durchaus mit dem 
Potenzial der neuen Qualität technologischer Innovation zu tun. 

Der Zusammenhang von Technik und marktzentrierter Produktionsweise 
ist nicht neu: So haben schon die frühen Analysen zur aufkommenden Ver- 
marktlichung in den 1990er Jahren darauf verwiesen, dass das Gestaltungspo- 
tenzial marktorientierter Reorganisation nicht zuletzt auf der Variabilität und 
Flexibilität organisatorischer Strukturen beruht, die wesentlich von den einge- 
setzten Informationssystemen abhängen. Mit der „organisatorischen Qualität“ 
der Informations- und Kommunikationstechnologien würden erst wesentliche 
Instrumente für durchgreifende organisatorische Veränderungen bereitgestellt 
(Sauer/Döhl 1997). Aber auch unabhängig von Tendenzen der Vermarktlichung 
resultieren Rationalisierungs- und Reorganisationsprozesse letztlich immer aus 
der jeweiligen Verknüpfung von Technik und Organisation vor dem Hintergrund 
der jeweiligen ökonomischen Bedingungen. Schon vor fast 40 Jahren haben die 
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sogenannten Frankfurter Computerstudien auf den besonderen Stellenwert der 
Computertechnologien als Organisations- und Steuerungstechnologien auf- 
merksam gemacht (vgl. dazu u.a. Benz-Overhage u.a. 1982). Insgesamt war die 
Rationalisierungsdiskussion in den 1980er Jahren zwar ähnlich wie heute stark 
technikzentriert und von einem deutlichen ingenieurwissenschaftlichen Bias 
gekennzeichnet. In der betrieblichen Realität war der Technikeinsatz (etwa die 
flexible Automatisierung von Fertigungsprozessen) jedoch immer mit organisa- 
torischen Maßnahmen und vielfach auch mit weitreichenden neuen Organisa- 
tionskonzepten (beispielsweise dem Einsatz computergestützter Planungs- und 
Steuerungssysteme) verknüpft. Hintergrund der Entwicklung waren damals 
erste Sättigungstendenzen und verschärfte Konkurrenz aufden Produktmärkten 
sowie der Wandel vom Verkäufer- zum Käufermarkt. Dadurch verstärkte sich 
der Druck, neue Wege zu finden, um den Widerspruch von Flexibilität und 
Kosteneflizienz zu bewältigen, massiv: Einerseits sollten durch eine Flexibilisie- 
rung betrieblicher Fertigungs- und Verwaltungsabläufe komplexere und häufig 
wechselnde Marktanforderungen besser erfüllt werden, andererseits sollte zu- 
gleich kostengünstiger produziert werden. In dem Mitte der 1980er Jahre entwi- 
ckelten Konzept der „Systemischen Rationalisierung“, dem dieser Widerspruch 
zugrunde lag, spielten die sogenannten IuK-Technologien eine herausragende 
Rolle: Ihre Qualität, Teilmomente betrieblicher Abläufe auf einer abstrakten 
symbolischen Ebene zu vereinheitlichen und Nexibel zu verknüpfen, machte sie 
zum zentralen Instrument beider Ausrichtung von Rationalisierungsmaßnahmen 
auf gesamtbetriebliche Prozesse und die Einbeziehung zwischenbetrieblicher 
Zusammenhänge (Altmann u.a. 1986; Baethge/Oberbeck 1986). Die daten- 
technische Verknüpfung und Integration betrieblicher Teilprozesse wurde zur 
entscheidenden Zielperspektive, die dann auf überbetriebliche und unterneh- 
mensübergreifende Prozesse ausgedehnt wurde und so Wertschöpfungsketten 
und Unternehmensnetzwerke zu strategischen Objekten machte. In den 1990er 
Jahren verknüpften sich dann die verschiedenen Ebenen von Rationalisierungund 
Reorganisation zu einem neuen Muster, das mit dem Umbau des traditionellen 
fordistischen Unternehmens Ernst machte. Die Grenzen zwischen Betrieb und 
Markt, zwischen Markt- und Produktionsökonomie wurden durchlässiger. De- 
zentralisierungund Vermarktlichung waren die Stichworte für diese Stoßrichtung 
der Reorganisation von Unternehmen, die sich im Inneren des Unternehmens 
in einer indirekten, marktorientierten Steuerung von Arbeit niederschlug, in 
einem Kontrollmodus, der über die strategische Gewährung von Freiräumen 
und die unternehmerische Nutzung der Selbstständigkeit von Beschäftigten 
funktioniert (Peters/Sauer 2005). 

Vermarktlichung und Vernetzung sind dann auch die beiden Stoßrichtungen, 
die in der weiteren Entwicklung das Bild der Rationalisierung und Reorgani- 
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sation bis heute bestimmen. Sie wurden lange Zeit als unabhängige oder auch 
alternative Entwicklungsszenarien betrachtet. Inzwischen wird deutlich, dass 
forcierte Vermarktlichung und der Ausbau globaler Unternehmensnetzwerke 
sich zu einer Reorganisationsperspektive verbinden. Diese Reorganisationspers- 
pektive stellt einen Versuch dar, den zu bearbeitenden allgemeinen Widerspruch 
von Markt- und Produktionsökonomie und dessen Konkretionen, die Konflikte 
zwischen Dezentralisierung und Zentralisierung, zwischen Flexibilisierung und 
Standardisierung, zwischen Kosten und Qualität, zwischen wachsender Selbst- 
ständigkeit und verstärkter Kontrolle etc., den jeweiligen ökonomischen Rahmen- 
bedingungen entsprechend zu bewältigen. Der Lösungsversuch ist jedoch weder 
eindeutig noch stabil, er ist vielmehr ein permanenter Trial-and-Error-Prozess, 
der den Charakter von Rationalisierung und Reorganisation grundlegend ver- 
ändert, indem er sie auf Dauer stellt (Sauer 2016). Während Globalisierung und 
Finanzmärkte den Druck auf die Unternehmen verstärken, Marktorientierung 
und Konkurrenz zunehmen, transnationale Unternehmungen und weitverzweigte 
Wertschöpfungsketten verstärkt ausgebaut werden, bergen digitale Technologien 
nun das Versprechen, den Suchprozessen und dem ewigen Trial and Error ein Ende 
zu setzen und eindeutige - technische - Lösungen zu liefern. Flexible und stabil 
laufende Prozesse, Transparenz, Echtzeitsteuerung, one piece flow - vieles von dem, 
was in früheren Entwicklungsphasen und Konzepten angedacht und versucht, aber 
nicht oder nur bruchstückweise realisiert werden konnte, scheint nun technisch 
möglich. Die Integration von betriebswirtschaftlicher und produktionstechnischer 
Software wird weiter vorangetrieben und ermöglicht die unmittelbarere Verbin- 
dungvon Produktions- und Marktprozessen. Der direkte und schnelle Zugriffauf 
die Prozesse der gesamten Wertschöpfungskette verspricht die Hexible Steuerung 
von Produktions- und Lieferketten in Echtzeit, Daten können automatisiert und 
ebenfalls in Echtzeit abgegriffen und ausgewertet werden, kollaborative Robotik 
erweitert die Möglichkeiten Nlexibler Automatisierung, digitale Assistenzsysteme 
übernehmen Handlungsentscheidungen, die zuvor von den Beschäftigten selbst 
getroffen wurden. Das große Versprechen digitaler Technologien liegt in erster 
Linie darin, den Widerspruch zwischen Markt- und Produktionsökonomie besser 
zu bewältigen und Reibungsverluste in zunehmend Nexibilisierten und dislozierten 
Prozessen zu minimieren (vgl. Nies 2019a; Reindl 2019) Doch erweist sich die 
betriebliche Realität als zu sperrig und komplex, um sich durch die Logik des 
Algorithmus vollständig beherrschen zu lassen. So hat es den Anschein, dass sich 
die mit der Digitalisierung verknüpfte Hoffnung nicht erfüllt. Die Widersprü- 
che lösen sich nicht auf, sondern bewegen sich weiter und auf der Basis digitaler 
Technologien kann das zu einer Verschiebung der Konflikte, aber auch zu neuen 
Zuspitzungen führen. Solche Konflikte und Zuspitzungen sind nicht zuletzt auf 
der Ebene der Leistungssteuerungzu beobachten. Auch wenn Strategien des Ein- 
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satzes digitaler Technologien sich nach unserer Einschätzung vorwiegend nicht auf 
eine umfassendere oder gar totale Kontrolle menschlicher Arbeitskraft richten, 
verändern sich fraglos die Rahmenbedingungen der Steuerung von Arbeit und 
Leistung und schlagen sich im Verhältnis von Kontrolle und Autonomie nieder. 


3. Kontrolle und Autonomie im digital-marktzentrierten 
Produktionsregime 


Indirekte Steuerung, wie wir sie vor zehn Jahren als (damals noch relativ neue) 
Form betrieblicher Leistungsaktivierung beschrieben haben, lässt sich als Versuch 
begreifen, die Konflikte zwischen Markt- und Produktionsökonomie durch neue 
Strategien im Einsatz von Arbeitskraft über die gezielte Gewährung von Autono- 
miespielräumen zu bewältigen. Die Vision einer digitalen Ökonomie verspricht 
nun, diese Konflikte durch flexible Vernetzung und Steuerung auf einer techni- 
schen Basis in den Griff zu kriegen. In diesem Kontext stellt sich die Frage, welche 
(Rück-)Wirkungen und Verknüpfungen sich dabei auf die Steuerung von Arbeit 
ergeben. Uns erscheint es dabei notwendig zu klären, welche Interessen und Stra- 
tegien Unternehmen mit Anwendung digitaler Technik insgesamt verfolgen (und 
was Digitalisierung im berieblichen Kontext damit eigentlich bedeutet), welche 
Rolle dabei der Bezug auf Arbeit und Leistung spielt und in welcher Weise sich 
Modi der Leistungssteuerung unter neuen technischen Möglichkeiten verändern. 
Mit dem Fokus auf klassische Industriearbeit im Kontext der sogenannten 
Industrie 4.0 sowie auf Crowdsourcing als eine neue Strategie der Arbeitsorga- 
nisation für bestimmte Teilaufgaben des Wertschöpfungsprozesses wollen wiran 
zwei Konstellationen, die im Zentrum der gegenwärtigen Digitalisierungsdebatte 
stehen, unternehmerischen Strategien der Digitalisierung nachspüren und deren 
Wirkungen auf Autonomie und Kontrolle von Beschäftigten beleuchten. 


3.1 Industrie 4.0 - Digitale Transparenz als Strategie der 
Prozessintegration und Aktivierung in der Produktionsarbeit 


Was die technologischen Entwicklungen und ihre Anwendungim Unternehmen 
für die Autonomie von Beschäftigten und die Kontrollmodivon Arbeit bedeuten, 
ist umstritten. Während die Promotoren der Industrie 4.0 einen quasi naturwüch- 
sigen Zusammenhang von gesteigerter Produktivität, Flexibilität und einer hu- 
maneren Arbeitswelt propagieren (Acatech 2014), schen andere die Gefahr, dass 
Unternehmen digitale Technologien nutzen, um die Handlungsautonomie von 
Beschäftigten einzuschränken und testriktive Kontrolle auszuweiten oder zu rec- 
tablieren, ja dass gar ein „digitaler Taylorismus“ drohe. Flexible Echtzeitsteuerung, 
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die digitale Verknüpfung aller Arbeitsprozesse und der Einsatz von digitalen 
Assistenzsystemen beschnitten die Handlungsspielräume der Beschäftigten, 
entwerteten ihre Qualifikation und ihr Erfahrungswissen. Visualisierte Feed- 
backsysteme und die automatisierte Generierung von Echtzeitdaten etablierten 
zugleich ein radikales Regime der Echtzeitkontrolle (Brown u.a. 2011; Nachtwey/ 
Staab 2015; 2018; Altenried 2017). Die mittlerweile vorliegenden empirischen 
Fallanalysen aus unterschiedlichen Produktionsbereichen verweisen jedoch auf 
eher sukzessive Veränderungen und betonen die Gestaltungsoffenheit und die 
ambivalenten Wirkungen digitaler Technologien. Sie weisen damit zugleich die 
Verallgemeinerbarkeit der These eines digitalen Taylorismus in ihre Schranken 
(siehe u.a. Kuhlmann u.a. 2018; Baethge-Kinsky u.a. 2018; Klippert u.a. 2018). 
Dass die Einschätzungen auseinandergehen, hat nicht zuletzt damit zu tun, dass 
vieles, was unter dem Label „4.0“ diskutiert wird, in den Betrieben schon lange 
praktiziert wird, sodass es schwer fällt, die Qualität des „Neuen“ auszumachen; 
anderes bleibt noch meilenweit von der betrieblichen Umsetzung und Praxis 
entfernt, sodass sich über arbeitspolitische Konsequenzen nur spekulieren lässt 
- außer man argumentiert aus technikdeterministischer Perspektive. 

Eine verbreitete Strategie, dennoch zu verallgemeinerbaren Aussagen zu kom- 
men, ist es, auf spezifische Branchen oder Vorreiterunternehmen zu fokussieren, 
die als paradigmatisch für die weitere Entwicklung der Digitalisierung definiert 
werden. So ist es vor allem der Bereich der Logistik, der für die Illustration von 
Echtzeitkontrolle und digital gestützten minutiösen Handlungsvorgaben herhal- 
ten muss. Als prominentestes Beispiel dient hier weniger die Industriearbeit als der 
Online-Einzelhandel, allen voran der Fall Amazon (vgl. u.a. Staab 2015; Nacht- 
wey/Staab 2015; Barthel/Rottenbach 2017; Cattero 2018; Butollo u.a. 2018). 
Die in diesen Bereichen gewonnenen Diagnosen lassen sich jedoch nur schwer 
verallgemeinern: Der Logistikbereich ist (in den gewählten Beispielen) häufig 
durch ohnehin standardisierte Arbeitsabläufe und detaillierte Prozessvorgaben 
geprägt. In hochflexiblen und spezifizierten Produktionsprozessen erschweren 
dagegen mangelnde Planbarkeit und Kontinuität, hohe Produktvariabilität bei 
geringen Stückzahlen und ein flexibler Arbeitseinsatz eine entsprechende Model- 
lierung betrieblicher Praxis, die Voraussetzung für ihre digitale Durchdringung 
wäre. Die Detailsteuerung und Kontrolle der Arbeit hängen nicht nur von den 
technischen Möglichkeiten, sondern auch von der inhaltlichen, fachlichen und 
organisatorischen Gestalt der Arbeits- und Produktionsprozesse ab. Die For- 
malisierung der Arbeitsabläufe ist nicht Konsequenz, sondern Voraussetzung 
digitaler Durchsteuerung und Kontrolle. 

So stellt sich also erstens die Frage, ob Unternehmen die Voraussetzungen digi- 
taler Durchsteuerungüberhaupt schaffen können: Ist die Plan- und Beherrschbar- 
keit des Produktionsprozesses grundsätzlich defizitär, sperrt sich die spezifische 
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Qualität menschlichen Arbeitshandelns grundsätzlich gegenüber einer Formali- 
sierung (Pfeiffer/Suphan 2015; Huchler/Rhein 2017) und ist die auf Algorithmen 
basierende „Intelligenz“ technischer Artefakte notwendigbeschränkt (Brödner 
2015; Huchler 2016)? Oder kann menschliches Arbeitsvermögen und das produk- 
tive Potenzial des Erfahrungswissens nicht doch technisch und organisatorisch 
so weit kompensiert werden (Butollo u.a. 2018), dass der digitale Taylorismus 
sich - in Abhängigkeit von arbeitspolitischen Kräfteverhältnissen - als stabiles 
Produktionsmodell etabliert? 

Nun geht es aber nicht nur um die Frage, ob eigenständiges Arbeitshandeln 
von Beschäftigten durch Technik kompensiert werden kann, sondern zweitens 
auch darum, ob das aus Unternehmenssicht überhaupt erstrebenswert ist. Vor 
zehn Jahren (Kratzer u.a. 2008) hatten wir beschrieben, wie die Verschiebung 
des Verhältnisses von Markt- und Produktionsökonomie und die Verschärfung 
von Flexibilitätsanforderungen spätestens seit den 1990er Jahren die Durchset- 
zungeines neuen Steuerungs- oder Kontrollmodus von Arbeit begünstigt haben: 
Dieser verbindet erweiterte Spielräume im Arbeitsablauf und steigende Eigen- 
verantwortung mit neuen Formen der Fremdbestimmung über die Kontrolle 
von Ergebnissen und Rahmenbedingungen. Die These des digitalen Taylorismus 
beruht demgegenüber aufder Annahme, dass Unternehmen zwangsläufig - wie 
in traditionellen Kontrollmodi — danach streben, den Arbeitsprozess so unter 
die Kontrolle des Managements zu bringen, dass Unsicherheit und Subjektivität 
weitestmöglich aus dem Arbeitsprozess getilgt, prozessrelevantes Wissen in zent- 
ralen Steuerungsebenen gebündelt und individuelle Leistungsverausgabungüber 
Prozesskontrolle überwacht werden kann (klassisch: Braverman 1977). In dieser 
Perspektive erscheinen die Entwicklungen betrieblicher Leistungssteuerung in 
den letzten rund 30 Jahren als ein Notbeheltf, als Reaktion aufeine bis dato nicht 
zu schließende Kontrolllücke, die nun mithilfe digitaler Technologien erneut 
bearbeitet wird (vgl. etwa Staab 2015; Raffetseder u.a. 2017; Thompson/Briken 
2017). „Neue“, indirekte Steuerungsformen waren und sind aber kein Notbchelf, 
sondern erfüllen Funktionen, die das tayloristische Steuerungsprinzip nicht zu 
leisten vermochte. Abnehmende Prozesskontrolle war kein Zugeständnis an die 
Beschäftigten und auch nicht den Grenzen von personeller Ko-Präsenz geschul- 
det, sondern eine Strategie, die betriebliche Probleme der Kapitalverwertungzu 
lösen versuchte, die aus der neuen Dominanz der Marktökonomie gegenüber der 
Produktionsökonomie resultierten. Die Beschäftigten werden unmittelbar für 
die Erreichung von verwertungsbezogenen Kennzahlen und Kennziffern in die 
Verantwortung genommen. Damit wird ihnen im Modus der indirekten Steue- 
rung nicht nur die Lösung des Transformationsproblems bezüglich der eigenen 
Arbeitskraft, sondern auch die Bewältigung widersprüchlicher Anforderungen 
und Spannungen zwischen begrenzten Ressourcen, produktionsökonomischen 
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Erfordernissen und tendenziell maßlosen Marktanforderungen überantwortet. 
Die Gewährungvon Autonomiespielräumen stellt vor diesem Hintergrund kein 
grundsätzliches Kontrollproblem für das Management dar, sondern ist im Ge- 
genteil Bestandteil eines effektiven Steuerungs- und Herrschaftsmechanismus 
(z.B. Peters/Sauer 2005; Menz 2009; Nies 2019b). 

Der Versuch, Arbeitsabläufe zu formalisieren und standardisieren, um sie 
digitaler Durchsteuerung zugänglich zu machen, stößt somit nicht nur an die 
Grenzen der Planbarkeit des Produktionsprozesses, sondern schiebt das Problem 
widersprüchlicher markt- und produktionsökonomischer Anforderungen wieder 
an das Unternehmen zurück. Wir beobachten in den Unternehmen daher wider- 
sprüchliche Tendenzen beim Einsatz digitaler Technik: einerseits den Versuch, den 
Produktionsprozess zu durchleuchten, Echtzeitendaten zu genieren, um Abläufe 
zu standardisieren und effektiver aufeinander abzustimmen, andererseits das anhal- 
tende Bestreben, die Beschäftigten - nun unterstützt durch neue Transparenz - zu 
eigenständigem unternehmerischem Denken (und Handeln!) zu aktivieren. Die 
Anwendung digitaler Technik in Industriebetrieben übt somit deutlichen Einfluss 
auf Arbeitsabläufe und Autonomiespielräume der Beschäftigten aus. Das bedeutet 
allerdings nicht, dass diese Technologien vorwiegend zur effektivieren Nutzung 
der (individuellen) Arbeitskraft eingesetzt werden, sie wirken teilweise auch als 
Nebeneffekt anderer Zielsetzungen auf die Verausgabung der Arbeitskraft. In 
diesem Kontext lohnt es sich, verschiedene betriebliche Strategien des Einsatzes 
digitaler Technik analytisch zu unterscheiden (Nies 2019a): arbeitskraftbezogene 
Strategien, d.h. Strategien des Personaleinsatzes und der arbeitsplatzbezogenen 
Rationalisierung, die direkt auf die Arbeitskraft und das sogenannte Transformati- 
onsproblem zielen. Die Ausgestaltung von Kontrollsystemen und die Gewährung 
oder Einschränkung von Autonomiespielräumen ist hier direkter Bezugspunkt 
der jeweiligen Strategie. Zweitens Strategien innerbetrieblicher und betriebsüber- 
greifender Prozessrationalisierung (systemische Rationalisierung), die zwar nicht 
direkt aufdie Kontrolle der Arbeitskraft gerichtet sind, aber Eingriffe in die Gestal- 
tungvon Handlungsspielräumen von Beschäftigten beinhalten. Im Fokus stehen 
Prozesszusammenhänge, Friktionen an den Schnittstellen, die Koordination in 
verzweigten Wertschöpfungsketten etc. Drittens rationalisierungsunabhängige 
Strategien des Technikeinsatzes, insbesondere Strategien der Kundenbindung 
und des Marketings, die i.d.R. nur mittelbar auf die Steuerung von Arbeit und 
die Autonomie der Beschäftigten wirken. 

Alle diese Strategietypen lassen sich empirisch in Unternehmen der Industrie 
4.0 finden und verschränken sich in jeweils konstellationsspezifischer Weise. 
Typisch scheint uns die Verschränkung von Standardisierungsbestrebungen auf 
Prozessebene und Aktivierungsbemühungen (statt restriktiver Kontrolle) auf 
Ebene der Arbeitskraftrationalisierung. Wir beobachten also, dass Formen des 
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Technikeinsatzes, die als „Kontrolltechnologie“ auftreten, nicht primär auf die 
Rationalisierungder Arbeitskraft, sondern die Optimierung des Prozesses gerich- 
tet sind und dabei immer wieder auch in Konflikt mit gegenläufigen Strategien 
der Leistungssteuerung geraten. Um konkrete Anwendungsfelder aus eigener 
Empirie? herauszugreifen: Datentransparenz und Echtzeit-Fehleranalyse, im 
Erscheinungsbild Überwachungstechnologien par excellence, setzen die un- 
tersuchten Unternehmen zunächst zur Beseitigung von Friktionen im „Wert- 
strom‘, also als Instrument der Prozessrationalisierung ein. Überwachung und 
Kontrolle der Arbeitskraft treten hierbei als - von Führungskräften der unteren 
Ebene teils durchaus erwünschter - Nebeneffekt auf. Sie widersprechen aber den 
ausgewiesenen Strategien des Managements, ökonomisches Handeln, Eigenver- 
antwortung und Selbstständigkeit der Beschäftigten gezielt zu stärken. Aus der 
Sicht des Managements sollen die implementierten Systeme als „aktivierende 
Transparenz“ fungieren, durch die Beschäftigte in Echtzeit mit dem erreichten 
und angestrebten Produktivitätsgrad oder anderen Kennziffern konfrontiert 
werden. Aufseiten der Beschäftigten treffen wir in unserer Empirie wiederum 
aufein wenig ausgeprägtes Kontrollbewusstsein. Sie schen in der neuen automa- 
tisierten Datentransparenz vielmehr Chancen, Aufwandsbezüge, Behinderungen 
im Arbeitsablaufund produktionsökonomische Eigenlogik gegen marktgesetzte 
Kennziffern in Anschlag zu bringen. Gleichzeitig erleben sie die Formalisierung 
von Abläufen und die engere zeitliche Integration der Arbeitstätigkeiten aber 
durchaus als Einschränkung eingeübter informeller Arbeitspraktiken. 

Auch beim Einsatz von Assistenzsystemen (etwa pick-by-light, Visualisierungs- 
tools etc.) verschränken sich arbeitskraft- und prozessbezogene Rationalisierungs- 
strategien: So beinhalten Assistenzsysteme in der Regel zwar die Standardisierung 
und Rationalisierung einzelner Arbeitsschritte, diese umfassen aber nicht den 
gesamten Tätigkeitsumfang der Beschäftigten. Richtet man den Blick nicht 
isoliert auf die von den Assistenzsystemen erfassten Arbeitsabläufe, sondern 
auf den Tätigkeitsumfang der Beschäftigten im Gesamtzusammenhang der Ar- 
beitsorganisation, so verwundert es weniger, dass Beschäftigte Assistenzsysteme 
eher als Entlastung und kaum als Beschneidungihrer Autonomie wahrnehmen. 

Wenn man den betrieblichen Einsatz digitaler Technologien im Kontext 
unterscheidbarer betrieblicher Strategien verortet, schärft sich die Aufmerk- 
samkeit für die widersprüchlichen Wirkungen auf Arbeitsbedingungen und 
Autonomie von Beschäftigten. Die Echtzeitsteuerung der innerbetrieblichen und 


2 DasProjekt SOdA - Selbstständigkeit in Organisationen der digitalisierten Arbeitswelt 
wird vom ISF München in Kooperation mit dem Cogito Institut und Unternehmen- 
spartnern durchgeführt und vom BMBF und dem ESF gefördert. Das Projekt läuft von 
06/2017 bis 05/2020. 
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betriebsübergreifenden Prozesse in der Industrie 4.0 zielt demzufolge einerseits 
auf die Aktivierung des unternehmerischen Verantwortlichkeitsbewusstseins 
der einzelnen Beschäftigten, indem sie ihnen die relevanten Informationen bis 
an den einzelnen Arbeitsplatz liefert, unterminiert aber andererseits zugleich 
spontane Handlungspotenziale. Die neue Fülle prozessbezogener Daten, mit 
denen ein gigantischer Informationsapparat gefüttert wird, kann zugleich auch 
zur Beschäftigtenkontrolle genutzt werden. Wenn allerdings Beschäftigte trotz de 
facto gestiegener (digitaler) Transparenz wenig Sorge vor Überwachung äußern, 
wenn sie also den neuen Überwachungsmöglichkeiten nicht mit dem entspre- 
chenden Kontrollbewusstsein begegnen, und wenn sie Handlungsvorgaben durch 
Assistenzsysteme subjektiv nicht als Eingriff in ihre Autonomie erleben, dann 
liegt das nicht notwendigerweise daran, dass sie herrschaftsblind sind. Vielmehr 
kann es daran liegen, dass sich der betriebliche Technikeinsatz gar nicht primär 
auf die Rationalisierung ihrer Arbeitskraft richtet. Betriebliche Herrschaft wird 
weniger in der Überwachung der Arbeitsvollzüge erfahren, als in der Anbindung 
der Leistungsbedingungen an Marktanforderungen. 


3.2 Radikalisierte Vermarktlichung durch Crowdsourcing 


Crowdsourcing als eine neue Form der Arbeitsorganisation für bestimmte Tei- 
laufgaben des Wertschöpfungsprozesses lässt sich zunächst als eine radikalisierte 
Strategie der Vermarktlichung begreifen. Sie zeigt sich allerdings nicht in der 
„Internalisierung“ von Marktprinzipien in die Organisation, also in der Steuerung 
von Organisationseinheiten und Arbeitsleistungen mittels marktorientierter 
oder marktähnlicher Größen, sondern vielmehr in der Externalisierung des 
Transformationsproblems in die marktliche Umwelt der Organisation. Vom 
schon länger bekannten Outsourcing unterscheidet sich Crowdsourcing dadurch, 
dass nicht ganze Einheiten oder Bereiche nach außen verlagert werden, sondern 
einzelne Arbeitsaufgaben, die isoliert von einzelnen Crowdworkern verrichtet 
werden. Das kapitalistische Dauerproblem der Widersprüchlichkeit zwischen 
Markt- und Produktionsökonomie soll durch (zumindest partielle) Externa- 
lisierung gelöst werden: Die Anpassung der konkreten Arbeitsprozesse an die 
auf den digitalen Marktplattformen definierten Produktspezifikationen und 
Zeitziele wird zur individuellen Aufgabe der Crowdworker. Allerdings entsteht 
in der Vergabeorganisation die Notwendigkeit, die zu erledigenden Prozesse als 
plattformkompatible Produktbeschreibungen zu reformulieren, um sie auf den 
digitalen Märkten handeln zu können - in dieser Gestalt bleibt das Unternehmen 
mit dem Produktions-/Marktökonomie-Konflikt also weiterhin befasst. 
Definitionsgemäß erfolgt die Vergabe von Aufgaben in Gestalt von „open 
calls“ auf IT-basierten Plattformen, die sich an eine „undefinierte, meist gro- 
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ße Personengruppe“ (Howe 2012; Übers.: d.A.) richten, die freiwillig über die 
Übernahme des Auftrags entscheiden können (vgl. Howe 2009; Leimeister u.a. 
2016; Wexler 2011). Die Vergütung erfolgt ergebnisorientiert und häufig auf 
Basis einer kompetitiven Ergebnisbewertung, d.h. die Crowdworker erarbeiten 
konkurrierend und parallel Lösungen. Der Auftraggeber zahlt nur für diejenige 
Lösung, die er als beste auswählt. Selbst wenn (wie zumeist im Fall von „Micro- 
tasks“, also Kleinstaufgaben) vorab ein fester Betrag definiert wird, ist dessen 
Auszahlung nicht garantiert, denn die Auftraggeber haben oft die Möglichkeit, 
ohne nähere Begründung die Arbeitsergebnisse abzulehnen. Crowdworking 
beinhaltet damit eine Radikalisierung des Erfolgsprinzips, wie es bereits in den 
Grundprinzipien der indirekten Steuerung angelegt ist. So herrscht Unsicher- 
heit darüber, ob ein erbrachtes Arbeitsergebnis (vom Leistungsaufwand ganz zu 
schweigen) sich auch in einem persönlichen monetären Ertrag niederschlägt, ob 
es sich also in der Konkurrenz mit weiteren Akteuren aus der Crowd bewährt 
und ob es im nachträglichen Bewertungsverfahren des Auftraggebers besteht. 
Von der konkreten Art und Weise der Leistungserstellung, vom konkreten Ar- 
beitsprozess, wird dagegen abstrahiert. Lässt sich indirekte Steuerung also als 
Verlagerungdes Transformationsproblems innerhalb der Organisation verstehen, 
bedeutet Crowdworking seine Auslagerung aus der Organisation (Kawalec/ 
Menz 2013).? Zugleich wird die Ergebniskontrolle massiv verschärft: Mehrdi- 
mensionale Beurteilungsraster definieren Zielerreichung bzw. Produktqualität, 
und deren Resultate bestimmen nicht nur die unmittelbare Vergütung, sondern 
auch künftige Chancen auf Aufträge, indem digitale Reputationsscoresgewonnen 
oder verloren werden. 

Was das Crowdprinzip nun für die Handlungsmöglichkeiten und Quali- 
fikationen der Arbeitenden bedeutet, hängt ganz erheblich davon ab, wie die 
in die Form digitaler Warenprofile gegossenen Aufgaben hinsichtlich Umfang 
und Inhalt beschaffen sind.‘ Hier ist das Spektrum äußerst breit: An einem 
Ende stehen Plattformen wie InnoCentive, die Crowdsourcing in Form von 
Ideenwettbewerben für Forschungsaufgaben organisieren. Deren Crowdworker 
sind überwiegend hochqualifiziert, die gestellten Aufgaben sind herausfordernd, 
die Vergütung (die eher den Charakter von Preisgeldern hat) ist vergleichsweise 


3 Gelegentlich findet auch im Crowdworking eine digital basierte Prozesskontrolle der 
Arbeitsausführung statt, etwa durch eine Erfassung von Aktivitätszeiten. Auch wenn 
dies technisch mehr oder weniger problemlos möglich ist, stellt es in der Gesamtschau 
allerdings eine Ausnahme dar, und es besteht dafür aufgrund der ergebnisbezogenen 
Kontrollstruktur auch keine funktionale Notwendigkeit. 

4 Wirbeschränken uns hier aufsolche Formen von Crowdsourcing, in denen die Leistungs- 
erbringung im Wesentlichen im digitalen Raum erfolgt oder zumindest die Arbeitser- 
gebnisse digital übermittelt werden. 
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hoch. Die Auftraggeber - häufig vertreten sind Unternehmen der Pharma- und 
Nahrungsmittelindustrie - zielen auf die Ausbeutung eines möglichst breiten 
Wissens- und Kreativitätspotenzials der global verteilten Hochqualifizierten 
sowie auf Kosteneinsparungen im Bereich der Inhouse-Forschung. Am anderen 
Ende des Spektrums stehen die Microtasks, die etwa bei MTurk, CrowdFloyer 
oder den deutschen Plattformen Clickworker oder Mylittlejob vermittelt werden, 
digitale Kleinstaufgaben, die in Sekunden oder Minuten abgearbeitet werden 
können und mit wenigen Cents bezahlt werden. Dazu zählen etwa die Klassifi- 
zierung von Objekten bzw. Produkten, das Tagging von Bildern, die Recherche 
von Internetadressen, die Korrektur von Datensätzen, einfache Übersetzungen 
oder die Transkription von Sprachaufnahmen. In der Mitte zwischen den Ext- 
remen liegt eine Vielfalt von Tätigkeiten mit mittleren Qualifikationen - etwa 
Programmieren, Grafik- und Designarbeiten -, die häufig in kompetitiven Ver- 
fahren vergütet werden. 

Selbst in den restriktivsten Formen setzen Crowdworking-Konzepte zumin- 
dest appellativ weiterhin auf das Prinzip der Autonomie: Die Beschäftigten be- 
stimmen die Regeln und Verfahren der Arbeitsausführung selbst, sie entscheiden 
selbst über die Anzahl der übernommenen Aufgaben, sie verfügen über eine hohe 
formale Zeitautonomie. Im Fall der Microtasks geschicht dies allerdings unter 
Bedingungen höchst enggezogener Grenzen: Die gehandelten Tasks sind häufig 
derartigklein, dass unterschiedliche Varianten der Arbeitsausführung praktisch 
kaum möglich sind; die Verdienstbedingungen sind so prekär, dass die Freiheit, 
Aufgaben auszuschlagen, für diejenigen, die daraufangewiesen sind, rein formal 
bleibt; und die Zeitautonomie beschränkt sich im schlimmsten Fall darauf, Tag 
und Nacht am Laptop oder Smartphone hängend nach „hereinkommenden 
Jobs“ zu fahnden. Gleichwohl lässt sich „Autonomie“ hier nicht einfach nur 
als interessengeleitete Ideologie der Protagonist*innen der Crowdwirtschaft 
begreifen; vielmehr entstehen selbst im Fall der Microtasks, also im Rahmen 
äußerst restriktiver Handlungsbedingungen, reale Entscheidungsbereiche und 
Entscheidungsnotwendigkeiten, zeitliche, organisatorische und arbeitsinhalt- 
liche Selbstorganisationsanforderungen usw., die auf Basis selbst erarbeiteter 
Handlungsstrategien bearbeitet werden müssen. Im Vergleich zum klassischen 
Taylorismus haben wir es im Fall des Crowdworking mit erweiterter Autonomie 
bei zumeist eng begrenzten Handlungsspielräumen — definiert durch die Maßga- 
ben der digitalen Produktdefinitionen - zu tun. 

Auch in weiterer Hinsicht lassen sich wesentliche Differenzen von Crowd- 
working zu klassischen Formen standardisierter Tätigkeiten benennen, sodass 
uns die verbreitete Rede vom „digitalen Taylorismus“ oder „digitaler Fließband- 
arbeit“ (Altenried 2017; Boes u.a. 2015; Nachtwey/Staab 2018) eher irreführend 
erscheint. Das Fließprinzip (sei es nun mit dem technischen Artefakt „Band“ 
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oder ohne dieses’) setzt eine möglichst enge räumliche, zeitliche und organi- 
satorische Integration der Arbeitstätigkeiten voraus bzw. strebt diese an. Die 
Notwendigkeit der räumlichen Nähe kann reduziert werden indem sich der 
digitale Austausch der (Zwischen-)Produkte stoflos vollzieht; aber in zeitlicher 
und organisatorischer Hinsicht setzt Crowdsourcingnnicht aufenge Kopplungen. 
Im Falle der Innovationsarbeit werden cher solche Aufgaben crowdgesourct, die 
den Charakter von Zusatzleistungen haben oder deren Erfolgswahrscheinlichkeit 
als besonders unsicher eingeschätzt wird. Auch Microtasks sind in der Regel nicht 
in zeitlich enge Prozessketten eingebunden, wie es für Fließbandarbeit typisch 
ist, wo bereits Zeitverzögerungen von wenigen Minuten zu einer Störung des 
Gesamtprozesses führen. 

Zudem haben wir es kaum - wie es für das tayloristische Organisations- und 
Rationalisierungsprinzip typisch war - mit einer systematischen Zergliederung 
ganzer Wertschöpfungsketten oder Organisationen in repetitive Teilarbeiten zu 
tun. Es gibt im profitorientierten Bereich derzeit weder umfassende Produktions- 
oder Dienstleistungsprozesse noch ganze Organisationen, die sich überwiegend 
aus der digitalen Koordination crowdgesourcter Einzelaufgaben ergeben. Häufig 
wird zwar das Konzept „Generation Open“ von IBM als Beispiel für eine weit- 
gehende Iransformation von Großorganisationen in Crowdsourcingnetzwerke 
angeführt (Boes u.a. 2015; Nachtwey/Staab 2018). Allerdings zeigt dieser Fall 
viel cher deren systematische Grenzen, weshalb er mittlerweile auch weitgehend 
gescheitert ist: Im Jahr 2010 hatte IBM angekündigt, die Organisation innerhalb 
weniger Jahre aufeine kleine Kernbelegschaft von etwa einem Viertel der damals 
430.000 Beschäftigten schrumpfen lassen zu wollen und die Mehrzahl der Tä- 
tigkeiten von einem flexiblen Netzwerk von Selbstständigen qua Crowdsourcing 
erledigen zu lassen (Howard u.a. 2010). In einer explorativen interviewbasierten 
Fallstudie im deutschen Crowdsourcing-Pilotbereich von IBM hatten wir bereits 
vor sechs Jahren deutliche Schwierigkeiten und Grenzen in diesem Reorganisa- 
tionsprozess vorgefunden. Die Notwendigkeit, komplexe Entwicklungsprozesse 
zu modularisieren, um sie in Form von auf der Plattform ausschreibbaren Tasks 
definieren zu können (um sie also produkt- und marktförmigzu machen), war mit 
einem erheblichen organisationalen Aufwand verbunden, der die Einsparungen, 
die qua intensivierter Preiskonkurrenz zwischen den Crowdworkern erzieltwerden 
sollten, konterkarierte. Auch der abschließende Vergleich und die Bewertung der 
eingereichten Leistungen produzierten wiederum erheblichen Aufwand, sodass 
die internen Projektverantwortlichen die Verfahren der externen Ausschreibung 


5 Seitgeraumer Zeit wird diskutiert, ob die Produktivitätserfolge von Henry Ford weniger 
durch das Fließband als zechnisches Arbeitsmittel, sondern vielmehr durch das zeitlich- 
räumlich-organisationale Fließprinzip entstanden sind (Kieser 2002). 
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teilweise mit mikropolitischen Handlungsstrategien unterliefen (Kawalec/Menz 
2013). Mittlerweile sind zentrale Elemente von „Generation Open“ wieder abge- 
schafft, die Vergabe von Entwicklungsaufgaben qua Crowdsourcing weitgehend 
eingestellt (Boewe/Schulten 2016). Als Verfahren der internen Leistungssteuerung 
und -bewertung leben bestimmte Elemente des Konzepts fort: Die organisations- 
interne Vermarktlichung wird weiter vorangetrieben, nicht aber die weitgehende 
Auflösung der Organisation in den digital vermittelten äußeren Markt. Damit ist 
der prominenteste Fall, große Teile einer Gesamtorganisation qua Crowdsourcing 
in ein digitales Netzwerk aufzulösen, gescheitert. 

Crowdsourcing ist damit typischerweise vielmehr Bestandteil äußerst he- 
terogener Wertschöpfungsketten und Organisationsstrukturen, die in der Regel 
durch ganz unterschiedliche Qualifikationsniveaus, Tätigkeitsumfänge und auch 
Kontrollverhältnisse geprägt sind. Dies bedeutet zugleich: Wir finden deutlich 
unterscheidbare unternehmerische und betriebliche Strategien, die mit dem Ein- 
satz der „Soziotechnik Crowdsourcing“ verbunden sind. Diese reichen von der 
Auslagerung von Restarbeiten, deren technische Substitution nicht gelungen 
ist (bekanntlich der Ursprung von Amazon Mechanical Turk), über die Kos- 
tensenkung durch globales In-Konkurrenz-Stellen (etwa im Fall kompetitiven 
Crowdsourcings mittlerer Qualifikation wie Grafik oder Entwicklung) bis hin 
zur Ausbeutung verteilter Kreativitätspotenziale und Forschungskompetenzen 
von Hochqualifizierten. 

Die massiven negativen Folgen des Crowdsourcings für die Arbeitenden er- 
geben sich nicht aus einer tayloristischen Prozessstandardisierung der Arbeitstä- 
tigkeit oder aus einer Zerteilung ganzer Wertschöpfungsketten oder Organisati- 
onen in repetitive Teilarbeiten, sondern vielmehr aus der radikalen Entsicherung 
der Beschäftigungsverhältnisse und der massiven Abhängigkeit der digitalen 
Minutenlöhner*innen von dem volatilen Angeboten der Auftraggeber und der 
vermittelnden Plattformen. Hinzu kommt eine „Deterritorialisierung“ (Menz/ 
Cärdenas Tomazic 2017) der digitalen Arbeit, die diese in tendenziell globale Kon- 
kurrenzverhältnisse stellt. Viele der Folgen - Ersetzbarkeit, im Fallder Microtasks: 
Dequalifizierung und geringe Tätigkeitsumfänge - ähneln denen tayloristischer 
Rationalisierungsprinzipien, sind aber anderen Ursachen zuzurechnen. 


4. Fazit 


Mit dem forcierten Einzug digitaler Technologien in die Unternehmen und der 
dazugehörigen öffentlichen und politischen Debatte um die Zukunft der Arbeit, 
so unsere Ausgangsfeststellung, gewinnen Arbeitsbedingungen und die Ausge- 
staltung von Produktionsprozessen in und über Organisationsgrenzen hinweg 
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neue Aufmerksamkeit. Stehen in der aktuellen Debatte dabei Technikfolgen 
im Zentrum, ginges in unserem Beitragdarum, die unternehmerische Nutzung 
digitaler Technologien mit dem übergreifenden Prozess der Vermarktlichung 
zusammenzudenken und in den Kontext differierender betrieblicher und unter- 
nehmerischer Strategien zu setzen. Gemeinsam ist diesen Strategien, dass esum 
Varianten der digital gestützten Bewältigung des Konflikts zwischen Markt- und 
Produktionsökonomie geht. Dem Taylorismus liegt in erster Linie eine arbeits- 
prozessbezogene, produktionsökonomische Rationalisierungslogik zugrunde, die 
so lange funktional war, wie das Vermittlungsproblem zwischen Markt- und Pro- 
duktionsökonomie aufgrund expandierender Massengütermärkte für standardi- 
sierte Produkte, wie sie die tayloristische Produktionsorganisation erzeugte, nicht 
aufbrach. Der digital-marktzentrierte Produktionsmodus radikalisiert dagegen 
das Konkurrenzprinzip der Marktökonomie, seies durch die Nexible Integration 
von Erfolgsgrößen und Verwertungszielen in den Prozessablauf der Produktion 
einerseits oder durch die Externalisierung von sperrigen Elementen in den äußeren 
Markt andererseits: Im Fall von Industrie 4.0 verbindet sich mit neuen Techno- 
logien für die Unternehmen die Hoffnung, einen reibungsloseren „Wertstrom“ 
zu ermöglichen, also Friktionen im vernetzten Wertschöpfungsprozess zu mini- 
mieren und Widersprüche zwischen Markt- und Produktionsökonomie durch 
technisch gestützte Flexibilität zu bearbeiten. Die Digitalisierung ist der Traum 
von einer Durchsteuerungdes gesamten Wertschöpfungsprozesses, die gleichzei- 
tigflexibelaufden Markt reagieren kann. Crowdsourcing zielt im Vergleich dazu 
in erster Linie darauf, einzelne sperrige Elemente aus der Wertschöpfungskette 
oder dem organisationalen Gesamtzusammenhanggeziclt auszugliedern und dem 
externen Markt zu überantworten, gleichsam als Externalisierung von Problemen 
- wie etwa ungelöster Automatisierungshemmnisse oder riskanter und aufwän- 
diger Innovationen. Ging es unter tayloristischen Rationalisierungsprinzipien 
gerade darum, Parallelprozesse zu eliminieren und ein produktionsökonomisch 
möglichst efizientes Ineinandergreifen sämtlicher Tätigkeiten zu organisieren, so 
werden in der Crowd systematisch Parallelprozesse induziert und die zugehörigen 
Arbeitsleistungen zugleich systematisch entwertet. In Begriffen des integrierten 
Betriebes wäre dies eine maßlose Verschwendung von Ressourcen, im Crowd- 
sourcing ist es aus Perspektive des Einzelkapitals deshalb verwertungskonform, 
weil die Beschäftigten externalisiert sind. Crowdsourcing-Strategien stellen eine 
radikal vermarktlichte Organisationsform von delokalisierten Selbstständigen 
dar, deren Steuerungüber unmittelbare Konkurrenz, weltweite Transparenz von 
Leistungsergebnissen und rigide Ergebniskontrolle erfolgt. 

Unserer Diagnose nach stehen in diesen beiden zentralen Bereichen unter- 
nehmerischer Nutzung von digitalen Technologien somit keine Strategien ar- 
beitskrafibezogener Rationalisierungim Zentrum. Dennoch bleibt die Ebene der 
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Leistungssteuerung vom Einsatz digitaler Technologien nicht unberührt. Die 
Implementation digitaler Technologien mit ihrem immensen Potenzial der Her- 
stellungvon Transparenz und Überwachung verändert die Rahmenbedingungen 
und Kräfteverhältnisse für die Aushandlungen von Autonomiespielräumen. Der 
digital-marktzentrierte Produktionsmodus zeichnet sich unseres Erachtens durch 
eine anhaltende oder vielmehr verschärfte Anbindungindividueller Leistungsver- 
ausgabung von Beschäftigten an Marktmechanismen aus. Im Rahmen der Indus- 
trie 4.0 gelingt dies durch die „aktivierende Transparenz“ einer Datenerfassung 
und -auswertung in Echtzeit, im Crowdsourcing durch die ganz unmittelbare 
Unterwerfungder Crowdworker*innen unter die Bedingungen der Verwertbar- 
keit ihrer Arbeitsleistung, die sich nun an den Maßstäben digital repräsentierter 
Produktdefinitionen messen muss. Die digitalen Technologien ermöglichen dabei 
eine neue Qualität der Metrisierung, der Beschleunigung, der Herstellung von 
Sichtbarkeit. Sie bleiben in ihrer Zweckbestimmungaber den betrieblichen und 
unternehmerischen Verwertungsstrategien unterworfen. Zwischen dem gera- 
dezu inflationär erweiterten informationstechnischem Kontrollpotenzial und 
seiner strategischen Nutzung im spezifischen Verwertungskontext muss daher 
unterschieden werden. 

Im Zuge des Digitalisierungsschubes wird die Autonomie der Arbeitenden 
tatsächlich neu verhandelt und bedroht - jedoch nicht im Sinne einer überwa- 
chenden Detailsteuerung der Handlungsabläufe. Im Falle der Industrie 4.0 schen 
wir eine Beschneidung von Handlungsspielräumen durch die datentechnische 
Integration des Wertschöpfungsprozesses und die Zwänge zur beschleunigten 
Reaktion auf Marktanforderungen. Die Vorgabe einzelner Handlungsabläufe 
steht demgegenüber nicht im Zentrum des Kontrollmodus. Im Falle des Crowd- 
sourcingbleibt die Autonomie bezüglich der Art und Weise der Arbeitsverausga- 
bunggewahrt, stark in Mitleidenschaft gezogen sind allerdings Einflusschancen 
der Crowdworker*innen auf die Rahmenbedingungen des Arbeitsauftrags. Der 
Einsatz von digitalen Technologien in und durch Unternehmen ruft unseres 
Erachtens daher keine neuen Arbeitskonflikte um die Hoheit über den Ar- 
beitsvollzug hervor. Konfliktpotenzial liegt an anderen Stellen: Denn unter 
den beobachtbaren Strategien des Technikeinsatzes entsteht der Leidensdruck 
der Arbeitenden nicht primär durch eine drohende Überwachung von Arbeits- 
abläufen und minutiösen Handlungsvorgaben, sondern vielmehr durch eine 
verschärfte Unmittelbarkeit von Marktabhängigkeiten, sei es durch die noch 
direktere Konfrontation mit Marktanforderungen, auf die - unter gleichwohl 
eingeschränkten Handlungsspielräumen - eigenständig reagiert werden muss, 
sei es durch die eigene existenzielle Unsicherheit. 

Die Zukunftsperspektive einer digitalisierten Arbeitswelt ist nicht das fou- 
caultsche Panoptikum, wie es die Vertreter*innen des digitalen Taylorismus 
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beschwören, in der die Arbeitskonflikte zugunsten „totaler Herrschaft“ als 
befriedet erscheinen. Unsere Diagnose verweist cher auf eine Zuspitzung von 
Widersprüchen zwischen Autonomie und Kontrolle bzw. zwischen erweiterter 
Autonomie und beschränkten Handlungsspielräumen und geht davon aus, dass 
mit daraus resultierenden verschärften Belastungen die Arbeitskonflikte zuneh- 
men werden - eine eher offene Zukunft. 
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Umkämpfte Schichtarbeit? 


Ein Beitrag zur Diskussion einer belastenden, 
aber beständigen Arbeitszeitform 


1. Einleitung 


Das Ihema Arbeitszeit findet seit einigen Jahren wieder Einzug in tarifvertragli- 
che Verhandlungen. Mehrere Tarifabschlüsse der letzten Zeit bieten Beschäftigten 
die Möglichkeit, zusätzliche arbeitsfreie Zeit statt einer Entgelterhöhungzu wäh- 
len (etwa Stahl-Tarifrunde 2019', Tarifabschluss Deutsche Bahn/EVG 2018?). 
Im Tarifabschluss der Metall- und Elektroindustrie 2018 erhalten bestimmte 
Beschäftigtengruppen - unter ihnen Schichtarbeitende - die Möglichkeit, zu- 
sätzliche freie Tage anstelle einer Einmalzahlung zu wählen?. Hintergrund sind 
die speziellen Herausforderungen zur Vereinbarung von Arbeit und Privatem 
sowie die hohe Belastung für die Gesundheit von Schichtbeschäftigten durch 
wechselnde Arbeitszeiten und Arbeit während der Nacht. Insbesondere die 
Nachtarbeit gilt als schädlich für die Gesundheit. Dokumentiert sind Schlaf- 
störungen, Schlafdefizite, chronische Müdigkeit, gastrointestinale Beschwerden 
und kardiovaskuläre Störungen (vgl. Beermann 2008: 4f.; Schlick u.a. 2018: 
615ff.). Schichtarbeit führt zu längeren Erwerbsunterbrechungen, kürzeren Er- 
werbsverläufen und wird mit einem gesteigerten Risiko für Krebserkrankungen 
in Verbindung gebracht (Arlinghaus/Lott 2018: 1f.). Die Wahrscheinlichkeit, 
weiteren belastenden Arbeitsbedingungen ausgesetzt zu sein, ist bei Schichtarbeit 
höher als bei anderen Arbeitszeitformen (Leser u.a. 2013: 4; Beermann 2008: 
2£.). Dabei ist Schichtarbeit weit verbreitet: im Jahr 2017 arbeiteten 15,3 Prozent 


1 htetps://www.igmetall.de/tarif/tarifrunden/eisen-und-stahl/stahlwerker-bekommen- 
3-7-prozentmehr-geld (5.4.2019). 

2 https://www.evg-online.org/dafuer-kaempfen-wir/tarifpolitik/news/evg-tarif 
abschluss-mit-der-db-ag-61-prozent-mehr-geld-einschliesslich-mehr-vom-evg- 
wahlmodell-alle-37-forderungen-durchgesetzt/(5.4.2019). 

3  hteps://www.igmetall.de/tarif/tarifrunden/metall-und-elektro/bundesweit-mehr-geld- 
und-selbstbestimmte-arbeitszeiten (5.4.2019). 
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der Beschäftigten in Deutschland in Schichten‘. Dies umfasst nicht nur das 
verarbeitende Gewerbe, sondern auch den Dienstleistungsbereich. 

Angesichts dieser Befunde könnte man erwarten, dass es sich bei Schichtar- 
beit um eine unbeliebte Arbeitszeitform handelt, Schichtbeschäftigte ein großes 
Interesse an einer Reduktion von Nachtarbeit sowie an einer menschengerechten 
Gestaltung der Schichtarbeit (wie in $ 6, Abs. 1 des Arbeitszeitgesetzes bestimmt) 
haben. Zwar weisen Schichtbeschäftigte im Vergleich zu Beschäftigten in Nor- 
malarbeitszeit eine geringere Zufriedenheit auf (IG Metall 2017: 46ff.; BAUA 
2016: 51), gleichzeitigtrifft man in der einschlägigen Literatur auf die Schilderung 
von erheblichen Widerständen innerhalb der Belegschaften gegenüber Verän- 
derungsbestrebungen gemäß der arbeitswissenschaftlichen Empfehlungen zur 
ergonomischen Gestaltung von Schichtarbeit (Arlinghaus/Lott 2018: 18£.; IG 
Metall 2011: 5). Auch wenn Interessenlagen innerhalb von Belegschaften nicht 
homogen sind, erhält man den Eindruck, dass vonseiten der Beschäftigten für 
die Schichtarbeit und das bestehende Schichtsystem gekämpft wird - und nicht 
dagegen. Ziel des Artikels ist es, Gründe für diese Widerstände aufzuzeigen, um 
die quantitativ-arbeitswissenschaftliche Perspektive auf die Thematik Schichtar- 
beit zu ergänzen. Bisher wird vielfach davon ausgegangen, dass Beschäftigte sich 
und ihr Privatleben grundsätzlich auf ihr Schichtsystem eingestellt haben und 
ihre Routinen nicht brechen wollen. Weiterhin treten die negativen Folgen von 
Schichtarbeit oft zeitverzögert auf. Personen, für die Schichtarbeit unverträglich 
ist, scheiden schnell wieder aus dem Schichtdienst aus (Arlinghaus/Lott 2018: 
7; Gärtner u.a. 2008: 302ff.). 

Die dem Artikel zugrundeliegende Analyse von Experteninterviews hat 
gezeigt, dass neben diesen individuellen Motiven, strukturelle Gründe zum 
Auftreten von Widerständen beitragen. Diese stehen in Zusammenhang mit 
Entwicklungen wie steigenden Flexibilitätsanforderungen, Arbeitsverdichtung 
und Vermarktlichung: Die Beschäftigten weisen vielfältige negative Erfahrun- 
gen mit defizitärer betrieblicher Planungund zum Teil regelmäßig auftretenden 
betrieblichen Reorganisationsmaßnahmen auf, die nicht zu einer positiven Ein- 
stellunghinsichtlich Veränderungsbestrebungen beitragen. Darüber hinaus bildet 
sich innerhalb der Schichtgruppen und im Betrieb ein Sozialgefüge, das durch 
eine Reorganisation der Schichtsysteme gefährdet sein kann. Auf überbetrieb- 
licher Ebene wirken monetäre, steuerfreie Belastungszuschläge für Nacht- und 
Wochenendarbeit als Fehlanreiz - haben aber darüberhinausgehend auch die 
Funktion einer gesicherten Anerkennung der Schichtarbeitenden. 


4 http://appsso.curostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=Ifsa_cwpshi&lang=de 
(4.2.2019). 
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Bevor die hier angesprochenen Befunde in Kapitel 3 ausführlich diskutiert 
werden, werden vorab im zweiten Abschnitt die Verbreitung von Schichtarbeit in 
Deutschland sowie die arbeitswissenschaftlichen Empfehlungen zur Schichtarbeit 
dargestellt, an denen sich die Umgestaltung von Schichtsystemen gemäß Arbeits- 
zeitgesetz zu orientieren hat. Den Abschluss bildet ein kurzer Ausblick zum Thema. 


2. Schichtarbeitende in Deutschland 


Laut Eurostat arbeiteten im Jahr 2017 15,3 Prozent der Beschäftigten in Deutsch- 
land in Schichten (Eurostat 2017). Im Jahr 2016 war dieser Wert noch um 2 Pro- 
zentpunkte höher und lagbei 17,4 Prozent. Seit dem Jahr 2007 war der Anteil von 
Schichtarbeit mit Schwankungen zwischen 15,9 und 17,4 Prozent relativ konstant 
hoch. Deutlich stiegder Wert von 1997 (11,9%) bis 2001 (15%) (siehe Abbildung 
1). Die Auswertung der Daten der BIBB/BAUA Erwerbstätigenbefragung 2012° 
nennt einen Wert von 11,7 Prozent Schichtarbeitenden in Deutschland (Wittig 
u.a. 2012: 17f.). Selbst wenn man von knapp 12 Prozent ausgeht, ist der Anteil 
an Schichtarbeitenden damit erheblich. Schichtarbeit wird etwas häufiger von 
Männern ausgeführt (19,1% im Jahr 2016). Der Anteil von Frauen lag 2016 bei 
15,6 Prozent.° Weniger als 1 Prozent der Wechselschichtbeschäftigten und der 
Erwerbstätigen in Nachtarbeit sind 65 Jahre oder älter (Statistisches Bundesamt 
2017: 237). 


Abbildung 1: Anteil der Erwerbstätigen in Deutschland in Schichtarbeit (in %) 


18 173 17,4 \ 17,4 | 17,5 Ri 17,4 | 17,4 


1992 1993 1994 1995 1996 1997 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 


Quellen: Statista, Eurostat 


Was die Branchenverteilung angeht, ist Schichtarbeit im Organisationsbereich 
der IG Metall erwartungsgemäß stark vertreten. Paul und Kuhlmann (2017) 


5 Computergestützte Telefoninterviews mit 20.036 Erwerbstätigen ab 15 Jahren mit einer 
wöchentlichen Arbeitszeit von mindestens 10 Stunden ($. 6). 
6  https://de.statista.com/(4.2.2019). 
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geben auf Basis der IG Metall Beschäftigtenbefragung 2017 einen Anteil von 32 
Prozent an. Schichtarbeit erfolgt hier fast ausschließlich in der Produktion und 
in den produktionsnahen Bereichen (Paul/Kuhlmann 2017: 14ff.). Mit Blick auf 
die gesamte Volkswirtschaft ist Schichtarbeit jedoch mitnichten ausschließlich im 
verarbeitenden Gewerbe zu finden. Tabelle 1 zeigt auf Basis des Mikrozensus 2016 
nach Wirtschaftsunterbereichen den Anteil von Wechselschichtbeschäftigten so- 
wie den Anteil von Erwerbstätigen mit Nachtarbeit. Ein knappes Drittel (31,5%) 
der Wechselschichtbeschäftigten arbeitet im Bereich Bergbau und verarbeiten- 
des Gewerbe. Ähnlich hoch ist der Anteil der Erwerbstätigen mit Nachtarbeit 
(28,7%). Auf den Bereich öffentliche und private Dienstleistungen entfallen 
27,6 Prozent Wechselschichtbeschäftigte und 25,1 Prozent der Erwerbstätigen 
mit Nachtarbeit. 


Tabelle 1: Wechselschicht und Nachtarbeit nach Wirtschaftsunterbereichen; eigene 
Darstellung (Statistisches Bundesamt 2017: S. 237) 


Von den Erwerbstätigen Von den Erwerbs- 
i Laos mit Wechselschicht tätigen mit Nachtarbeit 
MERSEN AR UNIELbELELN arbeiten___%im Wirt- arbeiten___%im 
schaftsunterbereich ....._ Wirtschaftsunterbereich ... 

Bergbau und Verarbeit. Gewerbe 31,5 28,7 
Öffentliche u. private Dienstleis- 
tung (ohne öffentl. Verwaltung) zu a 
Handel, KFZ; Gastgewerbe 20,1 127 
Verkehr, Lagerei; 89 13,8 
Kommunikation 
Öffentliche Verwaltung u.ä. 4,9 81 
Grundstücks-/Wohnungswesen; 

3 j i 4,2 6,0 
wirtschaftl. Dienstleistungen 
„Land- und Forstwirtschaft; 
Fischerei“, „Energie u. Wasser; 29 49 


Abfallents.“, „Baugewerbe“, „Fi- 
nanz- u. Versicherungsdienstl.“? 


Über die Hälfte der Erwerbstätigen mit Wechselschicht (58,6%) oder Nacht- 
schichtanteilen (53,3%) sind Angestellte, etwa ein Drittel Arbeiterinnen und 


7 Prozentwerte aufeine Nachkommastelle gerundet. 

8 Inder Originalquelle wird unterschieden zwischen Nacht-/Schichtarbeit, die dauerhaft, 
regelmäßig oder gelegentlich ausgeübt wird. Diese drei Dimensionen wurden in Tabelle 
l zusammengefasst. 

9 Zusammenfassung der Wirtschaftsunterbereiche mit Nacht- und Schichtarbeitsanteilen 
unter 2,2 Prozent. 
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Arbeiter (33% bzw. 27,5%) (Statistisches Bundesamt 2017: 237). Es zeigt sich 
wiederum, dass diese Arbeitszeitformen kein alleiniges Charakteristikum der 
Industriearbeit sind. In den Daten aus dem Mikrozensus wird jedoch lediglich 
zwischen Wechselschicht und Nachtarbeit unterschieden. Nachtarbeit geht dabei 
nicht automatisch mit Schichtarbeit einher, sondern stellt Arbeitstätigkeiten 
zwischen 23 und 6 Uhr dar (Statistisches Bundesamt 2017: 237). Die Arbeits- 
zeitbefragung der BAUA aus dem Jahr 2016" gibt hier einen detaillierteren Blick 
auf die Verbreitung von Arbeitszeit- und Schichtformen: 

Mit 80% arbeitet die überwiegende Mehrheit der Beschäftigten üblicherweise im Zeitraum 

zwischen 7 und 19 Uhr. Etwa 8% haben versetzte Arbeitszeiten zum Beispiel mit festen 


Früh- oder Spätschichten, 7% arbeiten in Wechselschicht mit Nachtanteilen oder in Dau- 
ernachtschicht und 5% arbeiten in Wechselschicht ohne Nachtarbeit. (BAUA 2016: 47). 


Dargestellt wirdauch das Vorkommen der genannten Schichtsysteme nach Bran- 
chen. Unterteilt wird in die fünf Bereiche „Öffentlicher Dienst“, „Industrie“, 
„Handwerk“, „Dienstleistungen“ sowie „anderer Bereich“. Sowohl in der Indust- 
rie als auch im Dienstleistungsbereich kommt „Wechselschicht ohne Nachtarbeit“ 
zu sechs Prozent vor; Wechselschicht mit Nachtarbeit oder Dauernachtarbeit 
lediglich zu vier Prozent bei den Dienstleistungen, aber zu 13 Prozent der Be- 
schäftigten in der Industrie und zu acht Prozent im öffentlichen Dienst (BAUA 
2016: 48). Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) nennt für den Bereich 
öffentlicher Dienst Feuerwehren, Rettungsdienste, Polizei und Krankenhäuser 
in Verbindung mit Schichtarbeit."! Laut Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAUA) arbeiten 45 Prozent der Krankenpflegenden und 38 
Prozent der Altenpflegenden im Schichtdienst.!? 

Der Anteilan Schichtarbeit erhöht sich mit steigender Betriebsgröße. So geben 
Groß und Schwarz (2010) als Ergebnis einer Betriebsbefragungan, dass im produ- 
zierenden Gewerbe 16,4 Prozent der Beschäftigten in Schichtarbeit in Betrieben 
mit 1 bis 249 MitarbeiterInnen arbeiten, während der Anteil bei Betrieben über 
250 MitarbeiterInnen bei 37,7 Prozent liegt.'” Für den Dienstleistungsbereich 
zeigen sie eine ähnliche Tendenz auf: 13,3 Prozent bei Betrieben mit 1 bis 249 
Beschäftigten, 20,1 Prozent bei Betrieben mit über 250 MitarbeiterInnen (Groß/ 


10 2015 durchgeführte Telefon-gestützte Befragung von 20.030 Erwerbstätigen ab 15 Jahren 
mit einer Wochenarbeitszeit von mindestens 10 Stunden (BAUA 2016: 16f.). 

11 https://www.dgb.de/themen/++c0o++61297958-005f-11e8-9602-52540088cada 
8.4.2019). 

12 https://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Fakten/BIBB-BAuA-10.pdf?__ 
blob=publicationFile&v=6 (3.4.2019). 

13 Repräsentative Betriebsbefragung von September bis Dezember 2007, 1.834 durch Be- 
triebe ausgefüllte Fragebögen, Rücklaufquote 20,2 Prozent (Groß/Schwarz 2010: 39£.). 
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Schwarz 2010: 71). Des Weiteren beziffern sie die durchschnittliche Schichtdauer 

in Betrieben auf 110 Stunden in der Woche und machen Angaben zum Anteil 

von Schichtbeschäftigten in voll- und teilkontinuierlichen Systemen: 
Anteilsmäßigsind die meisten Schichtbeschäftigten (41,1%) in Schichtsystemen tätig, in 
denenan 6 oder 7 Tagen in der Woche täglich 24 Stunden produziert wird. Weitere 26,9% 
der Schichtbeschäftigten arbeiten in Systemen, in denen an 5 Tagen in der Woche täglich 


24 Stunden ‘der Betrieb in Gang ist”. Die restlichen 32,0% der Schichtbeschäftigten sind 
in ‘sonstigen Schichtsystemen’ tätig. (Groß/Schwarz 2010: 19) 


Mit anderen Worten: gut zwei Drittel der Schichtbeschäftigten leisteten zum 
Zeitpunkt der Befragung Nachtarbeit, mit der ein besonders hohes Gesundheits- 
risiko in Verbindung gebracht wird. Über 40 Prozent arbeiten darüber hinaus 
noch am Wochenende. In der Arbeitswissenschaft ist Konsens, dass diese als 
risikohaft für die Gesundheit geltenden Arbeitsbedingungen durch die Ein- 
haltung bestimmter Grundsätze verbessert werden können. Empfehlungen zur 
ergonomischen Gestaltung von Schichtarbeit finden sich in unterschiedlichen 
Quellen und sind dort weitestgehend deckungsgleich dargestellt (u.a. Arlinghaus/ 
Lott 2017: 8ff.; Knauth 2003: Aff.; Beermann 2005: 12ff.). Sie werden sowohl 
von Gewerkschaften als auch von unternehmensnahen Institutionen genannt 
(vgl. IG Metall 2011: 3; ifaa 2019 - siche Tabelle 2).'* 

Außerdem gilt es, so weit möglich, Arbeit während der Nacht zu vermeiden, 
und auch die so genannte hohe Teilzeit oder Gleitzeitregelungen für Schichtar- 
beitende zugänglich zu machen. Empfohlen wird ein partizipatives Vorgehen mit 
Einbeziehung aller Beteiligten und einer Probephase des neuen Schichtsystems 
(Arlinghaus/Lott 2018: 18; Knauth 2003: 4ff.), um Widerständen im Betrieb 
und bei den Beschäftigten zu begegnen. Bereits vor über 20 Jahren berichteten 
Knauth und Hornberger (1997), dass sich nach einem Probebetrieb von sechs 
bis zwölf Monaten die Mehrheit von Beschäftigten in mehr als 30 Betrieben bei 
einer Abstimmung für die Beibehaltung von neuen kurzzyklischen Schichtsys- 
temen ausgesprochen hat. Auch sie betonen abschließend die Bedeutung echter 
Partizipation von Betroffenen (Knauth/Hornberger 1997: 62f.). 

Im Allgemeinen werden als Gründe für die Widerstände Gewohnheiten 
oder die Anpassung des Lebens an die Schichtarbeit angeführt. Beschäftigte 
können auch Befürchtungen hinsichtlich künftiger erhöhter Komplexität der 
Schichtpläne oder eines Verlusts ihres individuellen Einflusses haben (Gärtner 
u.a. 2008; Arlinghaus/Lott 2018: 18). Der eigene Schichtplan, so ungünstig er 
aus arbeitswissenschaftlicher Sicht auch sein mag, gilt als das geringste Übel, 
wie folgendes Zitat veranschaulicht: „Wenn Sie jemanden fragen, dann gibt es 


14 Ifaa, Institut fürangewandte Arbeitswissenschaft, URL https://www.arbeitswissenschaft. 
net/themenfelder/arbeitszeit/ (4.2.2019). 
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Tabelle 2: Arbeitswissenschaftliche Empfehlungen zur Gestaltung von Nacht- und 
Schichtarbeit (Quelle: IG Metall 2011: 3; ifaa 2019, eigene Darstellung) 


Kategorie Empfehlungen 


- Kurzzyklischer Schichtwechsel: Nicht mehr als drei Früh-, 
; Spät- und Nachtschichten nacheinander 
Aufeinanderfolge von F R 
. — Vermeidung von Dauernachtschichten 
Schichten 


— Ruhephase von mindestens 48 Stunden nach der letzten 
Nachtschicht 


— Keine Massierung von Arbeitseinsätzen: maximal fünf bis sie- 
ben Arbeitstage am Stück 
— Anpassung der Dauer der täglichen Arbeitszeit an die Schwere 
Dauer und Verteilung der Arbeit: nur in Ausnahmefällen über acht Stunden 
von Arbeitszeit — Frühschichten sollten nicht zu früh beginnen, Spät- und 
Nachtschichten nicht zu spät enden (Zielkonflikt) 
— Planbarkeit der Arbeitseinsätze: Vermeidung kurzfristiger Än- 
derungen der Arbeitseinsätze 


Ausgleich von — Zusätzliche freie Zeiten für Schichtbeschäftigte, Schichtzula- 


Arbeitsbelastungen gen nicht monetär, sondern durch Freizeit auszahlen 


— Empfehlungen zu Schlafverhalten, Ernährung, Fitness und 


Verhaltensprävention 5 
P Gesundheitskontrolle 


immer nur das Schichtmodell, was er gerade macht, das ist das Nonplusultra. 
Alles andere taugt nichts.“ (Arlinghaus/Lott 2018: 19). 

Diese Widerstände besser zu verstehen ist auch aufgrund der Tatsache be- 
deutsam, dass die arbeitswissenschaftlichen Empfehlungen für den industriellen 
Bereich nach mehr als 20 Jahren noch immer nicht flächendeckend umgesetzt 
zu sein scheinen (Langhoff/Satzer 2017: 6f.). Es dürfte für die Initiative in Un- 
ternehmen (sowohl für die Arbeitgeber aber auch für die Betriebsratsseite) eine 


Rolle spielen, mit wie viel Zuspruch oder eben Gegenwehr von den Betroffenen 
zu rechnen ist. 


3. Ansätze zur Erklärung von Widerständen gegen die 
Umstellung von Schichtsystemen 


Um die Beweggründe für Widerstände gegen Schichtplanumstellungen weiterge- 
hend erklären zu können, wurden im Rahmen eines Dissertationsprojekts in den 
Jahren 2017 und 2018 insgesamt 40 leitfadengestützte Experteninterviews durch- 
geführt. Ziel war es, die Perspektiven von unterschiedlichen Akteursgruppen" 


15 Die ExpertInnen stammen aus den Bereichen Arbeitszeitberatung, Betriebsratsarbeit, 
Gewerkschaften, Personalwesen, VertreterInnen der Unternehmerseite sowie Beschäftigte 
in Schichtarbeit. 
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einzubeziehen und Einblicke in unterschiedliche Unternehmen und Branchen 
zu erhalten. Etwa ein Drittel der ExpertInnen gab an, auf eigene Erfahrungen 
mit Schichtarbeit zurückgreifen zu können. Überwiegend handelt es sich um 
Einzelinterviews, zwei Interviews sind Gruppeninterviews: eine Gruppe von 
sechs ArbeitszeitberaterInnen und eine weitere Gruppe von sechs Betriebsrats- 
mitgliedern eines Unternehmens in der chemischen Industrie in Ostdeutsch- 
land. Bei ArbeitszeitberaterInnen handelt es sich um eine Personengruppe, die 
von betrieblicher Seite unter anderem bei der Umstellung und Gestaltung von 
Schichtsystemen hinzugezogen wird. Sie verfügen somit über Überblickswissen 
aus unterschiedlichen Unternehmen und Branchen sowie über Erfahrungen im 
Umgang mit verschiedenen Akteursgruppen. Sie sind sowohl bei privatwirt- 
schaftlichen Unternehmen als auch bei gewerkschaftsnahen Institutionen tätig. 

Die Fragen im Interview-Leitfaden bezogen sich unter anderem auf gelunge- 
ne und gescheiterte Projekte zur Schichtumstellung sowie die Aspekte, die zum 
jeweiligen Ergebnis geführt haben. Die Mehrzahl der Interviews konnte aufge- 
zeichnet und verschriftlicht werden, eine geringe Anzahl wurde protokolliert. Zur 
Auswertung wurden die Interview-Passagen inhaltlichen Kategorien zugeordnet 
(vgl. Kuckartz 2016). Die für diesen Artikel relevanten Kategorien lauten „sozial- 
politische Aspekte“, „Arbeitspolitik und Arbeitsgestaltung“ sowie „Gemeinschaft“. 


3.1 Negative Erfahrungen mit betrieblicher Arbeitsgestaltung 


3.1.1 Planerische Defizite 


Die Planbarkeit der Arbeitszeit ist ein wesentlicher Faktor, der zu Zufriedenheit 
mit der Arbeit beiträgt. Im Ergebnis der IG Metall-Arbeitszeitumfrage lag der 
Anteil von Schichtarbeitenden, die angaben, planbare Arbeitszeiten zu haben, 
mit 78,5 Prozent um 5 Prozent geringer als in der Kategorie „Insgesamt“ mit 83,5 
Prozent, die alle Beschäftigten in sämtlichen untersuchten Arbeitszeitformen 
umfasst (IG Metall 2017: 44f.). Zwar sind dies hohe Werte, die ExpertInnen 
in den Interviews beschreiben jedoch mit großer Eindringlichkeit, wie wichtig 
planbare Arbeitseinsätze für Schichtarbeitende sind. Urlaube, Freizeitaktivitäten 
und die Teilnahme an Familienfeiern sind aufgrund der Schichttätigkeit keine 
Selbstverständlichkeiten. 


Die Schichtarbeiter sind die einzigen Mitarbeiter, die ich kenne, die im November wissen 
wollen, wie sie im nächsten Jahr Urlaub haben. (Arbeitszeitberater2) 


Die Planbarkeit ist laut IG Metall-Arbeitszeitbefragungjedoch regelmäßigkurz- 


fristigen Flexibilitätsanforderungen der Unternehmen untergeordnet: 


Dass Schichten kurzfristiggestrichen, verschoben, abgesagt, gekürzt oder verlängert wer- 
den, ist die alltägliche Realität im Schichtbetrieb. Bei mehr als jedem zweiten Schicht- 
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arbeiter tritt eine dieser Flexibilitätsanforderungen mehr als einmal im Monat auf, bei 
jedem vierten Schichtarbeiter sogar häufig (mehr als dreimal im Monat). Die damit 
verbundene mangelnde Planbarkeit führt zu Unzufriedenheit mit der Arbeitszeit. (IG 
Metall 2017: 48f.) 


Diesen Eindruck beschreiben auch die ExpertInnen in den Interviews anhand 
verschiedener Beispiele. Folgendes Zitat zeigt einen aus Sicht der Beschäftigten 
besonders gravierenden Fall, beidem wiederholt Sonderschichten angesetzt wur- 
den, weil bestimmte Unternehmensprozesse nicht funktionierten: 
Wir sind ja auch irgendwo auf Zuarbeiten angewiesen, sprich das fängt an bei der Grob- 
planung über zur Feinplanung [...] und vor allem das A und O Freigabe [...]. Und das war 
der große Knackpunkt. Also es gab ja Wochen oder Tage, da standen wir zu Beginn der 
Woche Däumchen drehend, weil man gewartet hat auf die Freigabe des [Rohstoffes], 
somit konnte ja nicht [...] bearbeitet oder weiter verarbeitet werden, damit standen auch 
die Anlagen. So und wir hatten dann halt nur die Option, ach wir haben nur noch, ja 
auf dem Sonnabend könnten wir dann zur Not eine Frühschicht einplanen und dann 
auch noch die Spätschicht. Und das war der Knackpunkt. Also das haben wir auch nicht 
mehr eingeschen, dass wir, die Kollegen müssen dann Sonnabend, Sonntag kommen, 


weil zu Beginn der Woche besser mal die Freigabe nicht erfolgt ist. (Betriebsräte-Gruppe, 
Chemie-Industrie, Ostdeutschland) 


Schichtarbeitende machen die Erfahrung in ihrem Berufsleben, dass Planungen 
nicht funktionieren oder es Defizite in den Prozessen gibt, sie sich diesem aber 
auf Kosten ihres Privatlebens oder ihres Schlafs unterordnen müssen. 

Und am Tag, vor dem, wo er [der Schichtbeschäftigte] frei haben wollte, hat sein Vor- 


gesetzter ihm gesagt, ‘du musst morgen arbeiten kommen, du kannst kein frei kriegen.’ 
Und der sagt, ‘ich hatte so einen Hals und Knatsch in der Familie’. (Arbeitszeitberater2) 


Es scheint daher nicht verwunderlich, dass Schichtbeschäftigte wenig Vertrauen 
in neue, ergonomischere Schichtpläne und deren Funktionsfähigkeit haben. 
Dies würde auch erklären, warum ältere Beschäftigte von einigen ExpertIn- 
nen als veränderungsunwilliger beschrieben werden. Die Fremdbestimmung, 
der Schichtarbeitende unterworfen sein können, beschränkt sich nicht nur auf 
kurzfristige Veränderungen bei den Arbeitseinsätzen. Weitere Aspekte der Ar- 
beitsorganisation verändern sich auch in regelmäßigen Abständen und erfordern, 
dass persönliche Belange der Beschäftigten unter die betrieblichen untergeordnet 
werden. Als Beispiele werden genannt: die Veränderung der Betriebszeiten und 
damit der Schichtsysteme (auch mehrmalige Wechsel in wenigen Jahren) sowie 
der Wechsel auf einen vollkontinuierlichen Betrieb. 

Heiden und Jürgens 2013 beschreiben für ein Fallbeispiel von Schichtbeschäf- 
tigten in der Automobilindustrie einen Fatalismus, demnach sich diese zwar 
erheblichen arbeitsbedingten Belastungen aussetzen, aber durch einen überdurch- 
schnittlichen Verdienst und einen vergleichsweise hohen Lebensstandard für 
sich und ihre Familie entschädigt werden - sie also keine andere Wahl schen, als 
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sich einzufügen (Heiden/Jürgens 2013: 86). Insgesamt befördern diese Aspekte 
kein Vertrauen in betriebliche Veränderungsvorhaben und die Widerstände sind 
wenigüberraschend - vor allem vor dem Hintergrund, wie tiefgehend die Verän- 
derungen nicht nur in das Arbeitsleben, sondern in die anderen Lebensbereiche 
eingreifen. Auch die BeraterInnen, die einen partizipativen, beschäftigtenorien- 
tierten Ansatz verfolgen, sind ja nur auf begrenzte Zeit im Betrieb. 


3.1.2 Nachts ruhiger arbeiten: ein kleiner Freiraum für mehr Autonomie 


Die Nachtarbeit gilt als besonders belastend für die Gesundheit und sollte nach 
arbeitswissenschaftlichen Empfehlungen soweit als möglich vermieden werden. 
Überraschend ist daher der Befund aus den Interviews, dass Schichtbeschäftigte 
bestimmte Aspekte an der Nachtarbeit positiv beurteilen, da Nachtarbeit mit- 
unter die Arbeitsbedingungen positiv beeinflusst. So sind die Temperaturen in 
der Nacht niedriger, was in Bereichen, wo Schutzausrüstung nötig ist oder durch 
die Art der Arbeit hohe Temperaturen herrschen, als entlastend wahrgenommen 
wird. Weiterhin berichtet ein Betriebsrat, dass die Verlagerung von Arbeit aus 
der Nacht- in die Tagzeit zu einer Arbeitsverdichtung geführt hat und dadurch 
als Verschlechterung der Arbeitsbedingungen wahrgenommen wird. 

Des Weiteren sei Arbeiten in der Nacht angenehmer, ruhiger: man müsse 
häufig nur die Standardaufgaben erledigen, da in den Betrieben bekannt sei, 
dass die menschliche Leistungsfähigkeit nachts geringer ist. Zudem sei die Pe- 
ripherie (indirekte Bereiche, Kunden, Führungskräfte) zu dieser Zeit nicht am 
Arbeitsplatz, „Sonderaufgaben“ seien nicht zu erwarten. Gerade industrielle 
Arbeitsplätze können schr stark „durchgetaktet“ sein und jährlichen Rationalisie- 
rungsquoten von einigen Prozent unterliegen. Die Nachtschicht bietet auch durch 
die Abwesenheit von Führungspersonal deutlich mehr Autonomiespielräume. 

In der Frühschicht ist natürlich die Peripherie da, das heißt, das ganze Umfeld Enginee- 

ring, Fertigungsleitung, Management, kommen also viel mehr Sachen von außen rein, 

die dann bewältigt werden müssen. In der Nachtschicht sind die Abläufe doch mehr 
routinemäßig gleich, weil da von außen keine Störung, Störung in Anführungsstrichen, 

Nachfragen et cetera kommen. In der Frühschicht ist es dann doch noch. Frühschicht 

kommen auch mal ein paar Sonderaufgaben, weil kommen Kundenanfragen und sowas, 


das kommt dann eben doch häufig in der Frühschicht oder mehr in der Frühschicht als 
in der Nachtschicht. (Betriebsrat3, Elektro-Industrie Ostdeutschland) 


Neben den bereits benannten Defiziten in der Arbeitsplanung und -organisation 
deutet dies auf Defizite der Unternehmens- und Führungskultur hin, denen man 
durch Arbeit während der Nacht zeitweise aus dem Weg gehen kann. In zwei 
Betrieben wird in diesem Zusammenhang von häufig wechselnden Führungs- 
kräften berichtet, die jeweils Anpassungen bei der Betriebspolitik vornehmen 
oder sich über eine besondere Outputorientierung definieren. 
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Wir haben großen Druck durch diese Wechsel auf Vorstandsebeng, weil es gibt [...] eine Art 
Paradigmenwechsel, die ticken ganz anders diese Manager und [das Unternehmen] war, 
würde ich meinen, konservativ und das ist nicht mehr der Fall. Also wir haben sehr viele 
Manager, die [...] auf Zahlen getrimmt [sind] und weniger auf Menschen. (Betriebsrat4, 
Chemie-Industrie, Westdeutschland) 


Der Betriebsrat beschreibt die Reaktion der Beschäftigten auf derartige Verän- 
derungen als gleichgültig. Man wisse ohnehin, dass die Veränderungen keinen 
langen Bestand hätten. Auch Veränderungen des Schichtsystems könnten hie- 
runter fallen, als etwas, was man aussitzen muss — bis sie wieder verschwinden. 
Verhandlungsergebnisse zu veränderten Schichtsystemen zwischen Arbeitenden 
und Unternehmen können hinfällig werden, wenn Führungskräfte wechseln. 
Diese Erfahrungen mit betrieblicher Planung und vergangenen Reorganisati- 
onen führen dazu, dass bei den Beschäftigten wenig Vertrauen in betriebliche 
Veränderungsvorhaben zu bestehen scheint, und nicht von einer Verbesserung 
des eigenen Status quo ausgegangen wird. 

Zu dem geringen Vertrauen in die betrieblichen Abläufe kommen bei den 
Betroffenen noch Zweifel, ob es überhaupt ein besseres Schichtsystem geben 
kann. Die eigenen Erfahrungen widersprechen den arbeitswissenschaftlichen 
Empfehlungen, insbesondere dem kurzzyklischen Schichtwechsel oder der 
Vorwärtsrotation. 


Diese Fragen, was ist denn wirklich so, wenn man schonmal sagt, Schichten muss sein, was 
ist denn da nun wirklich mal ein gesundes Schichtsystem, wenn man das mal so fragen 
darf. Da gibt es eigentlich aus meiner Sicht auch noch nie so eine richtig klare Antwort. 
(Betriebsrat3, Elektro-Industrie, Ostdeutschland) 


Widerstände von Beschäftigten mit einer erweiterten Perspektive zu analysieren, 
bedeutet, dass Schichtplangestaltungnicht unabhängig vom sonstigen betriebli- 
chen Geschehen betrachtet werden kann. Praktiken in Unternehmen, die Art, 
wie mit Beschäftigten umgegangen wird, Erfahrungen mit Arbeitsverdichtung 
und Flexibilisierung, das Ausmaß an Fremdbestimmung, die Art, wie Führungs- 
kräfte auf die MitarbeiterInnen eingehen sowie das mangelnde Vertrauen von 
Beschäftigten in ihren Betrieb wirken sich auch auf „gut gemeinte“ Verände- 
rungsbestrebungen aus. 


3.2 Gemeinschaft in der Schichtgruppe zur Bewältigung des 
Arbeitsalltags im Schichtbetrieb 


Ein Mittel zur Bewältigung der Schichtarbeit ist das Gemeinschaftsgefüge in 
der Schichtgruppe. Die Bedeutungvon Gemeinschaft und Solidarität ist an ver- 
schiedenen Stellen in der Literatur dokumentiert (Tieves 2013; Heiden/Jürgens 
2013; Kern/Schumann 1984). Diese Art von Gemeinschaft kann eine Ressource 
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sein, aber auch zur Belastung werden, wenn es Probleme am Arbeitsplatz gibt. 
Zur Ressource wird sie, wenn es außerhalb der Arbeit aufgrund der Schichtarbeit 
weniger soziale Kontakte gibt. Auch konnten Heiden und Jürgens (2013) an- 
hand eines Falls von Schichtbeschäftigten in der Automobilindustrie zeigen, dass 
Schichtbeschäftigte eine gewisse Isolation im betrieblichen Sozialsystem wahr- 
nehmen, darüber hinaus die Akzeptanz von Schichtarbeit im privaten Umfeld 
sinkt und den Betroffenen mehr Abstimmungsbemühungen abfordert (Heiden/ 
Jürgens 2013: 82ff.). In praktischer Hinsicht greift Schichtarbeit schr weit in das 
Privatleben ein, d.h. Schichtbeschäftigte können mitunter darauf angewiesen 
sein, Schichten zu tauschen. Dies spricht dafür, dass Schichtbeschäftigte ein 
hohes Interesse daran haben, ein funktionierendes Gruppengefüge zu erhalten. 

Ein zentraler Befund aus den Experteninterviews ist, dass die Beschäftigten- 
interessen in den Schichtgruppen nicht einheitlich sind und sich teils erheblich 
unterscheiden: „Ja und da hat sich eben eine Spaltung der Mannschaft, des Teams 
letzten Endes so ein bisschen ergeben, was, denke ich, auch eine Generations- 
frage ist.“ (Schichtbeschäftiger2, Chemie-Industrie, Ostdeutschland) Genannt 
werden beispielsweise eine unterschiedlich stark ausgeprägte Bereitschaft zu 
Veränderung des Schichtsystems sowie Unterschiede bei der Priorisierung von 
familienfreundlicheren Arbeitszeiten oder der Beibehaltung der steuerfreien 
Zuschläge für Wochenend- oder Nachtarbeit. Durch partizipative Praktiken 
können Interessenswidersprüche offen zutage treten, wie folgendes Zitat zeigt: 

A-Gruppele: Oder das Spiel losgeht der berechtigen Sonderinteressen. A-Gruppelc: 

Genau, was ist denn wichtiger, ist jetzt mein Hobby wichtiger oder die Kinder oder die 


Fortbildung und mein Chronotyp, und warum muss die denn jetzt die Nachtschichten 
machen. (ArbeitszeitberaterInnen-Gruppe) 


Wird über den Verbleib im neuen Schichtsystem oder die Rückkehr zum alten 
System abgestimmt, kann dies zu knappen Abstimmungsergebnissen und an- 
haltender Unzufriedenheit führen, da sich eine große Minderheit der Präferenz 
der knappen Mehrheit fügen muss. Ein Betriebsrat kommentiert eine derartige 
Situation im Betrieb wie folgt: 
Und dann haben wir uns entschieden, wir haben gesagt, eine Mchrheit ist eine Mehrheit. 
Eine einfache Mehrheit, es muss keine qualifizierte Mehrheit sein, es reicht eine einfache 
Mehrheit. Jetzt muss ich lügen, 12, 13 macht 25 Leute, die damals in der Schicht waren, 


12 wollten ins alte Schichtsystem, 13 wollten im neuen Schichtsystem bleiben. Seit acht 
Jahren haben wir da keine Ruhe. (Betriebsratl, Chemie-Industrie, Ostdeutschland) 


Derartige Interessenkonstellationen und mögliche resultierende Konflikte zwi- 
schen den Beschäftigten können die Bewältigung des Arbeitsalltags für Schicht- 
beschäftigte erheblich erschweren und zu Belastungen führen. Des Weiteren ist 
davon auszugehen, dass Schichtgruppen intern um divergierende Interessen und 
Prioritäten wissen und daher bestrebt sein können, offene Konflikte zu vermeiden. 
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3.3 Die Rolle von steuerfreien, monetären Zuschlägen zur 
Kompensation der Belastungen 


Schichtbeschäftigte, die Nachtarbeit leisten, haben einen Anspruch auf Belas- 
tungsausgleich, der entweder monetär oder in zusätzlicher Freizeit abgegolten 
werden kann. Die genaue Ausgestaltung kann tarifvertraglich geregelt werden 
(Paragraf 6, Absatz 5 Arbeitszeitgesetz). Das Bundesarbeitsgericht legte im Jahr 
2015 die Höhe der Zuschläge auf mindestens 25 Prozent des bestehenden Brut- 
toarbeitslohns oder die entsprechende Zahl freier Tage fest, bei Beschäftigten in 
Dauernachtschicht sogar 30 Prozent. Abweichende Werte durch tarifvertragliche 
Regelungen sind möglich.'° Diese Zuschläge sind steuer- und sozialversicherungs- 
frei. Genaue Zahlen zur Höhe der Zuschläge sind schwer zu ermitteln, die inter- 
viewten ExpertInnen beziffern diese auf Werte zwischen mehreren hundert bis 
zu mehreren tausend Euro pro Monat, letzteres im Fall einer Dauernachtschicht 
bei einem Automobilhersteller. Die Beschäftigten sehen diese Zuschläge als Teil 
ihres Gehalts an, das ihnen zusteht. 

Die Sorge um den Verlust dieser Zuschläge ist laut Experteninterviews der 
am häufigsten genannte Grund für den Widerstand von Beschäftigten gegen 
die Reorganisation von Schichtsystemen: 

Und interessant ist zu schen, ab dem Moment, wo wir versuchen, diese Last zu begrenzen, 

indem wir weniger Nachtschichten haben müssten, dann ist das Geschrei groß, weil die 

Zuschläge entfallen. Und das ist, wo man sagt, letztendlich was steuert den Menschen, 


ist das die finanzielle Seite oder ist das die gesundheitliche Seite. Und da ist, würde ich 
sagen, primär Finanzielles stärker in der Gewichtung. (Betriebsrat4, Chemie-Industrie 


Westdeutschland) 


Einige ExpertInnen zeigen sich durchaus verwundert, da es ihrer Einschätzung 
nach häufig netto nicht um allzu große Geldbeträge geht: 
Wenn man sagt, wir reduzieren unsere Arbeitszeit um zehn Prozent, da sind wir Brutto 
bei 90 Prozent Entgelt, wenn das eins zu eins gerechnet wird, das heißt ja für Netto für 


die meisten cher irgendwas wie Richtung 95 Prozent, denke ich auch, das müssten sich 
doch viele vorstellen können. (Arbeitszeitberater8) 


Wie lässt sich also der Widerstand erklären? Auf der einen Seite scheint es eine 
Frage der Vermittlung zu sein. Mehrere Experten äußern, dass Widerstände 
überwunden werden können, wenn man genau vorrechne, was die Veränderung 
netto für die jeweilige Entgeltgruppe bedeute. Auch gibt es eine gewisse Anzahl 
von Beschäftigten, die bereit wären, Entgelteinbußen in Kaufzu nehmen, wenn 
es eine Anpassung der Arbeitszeiten in ihrem Sinn gäbe. Auf der anderen Seite 


16 Urteil vom 9. Dezember 2015, Az. 10 AZR 423/14, URL: http://juris.bundesarbeitsge- 
richt.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bag& Art=pm&Datum=2015 
&anz=3&pos=2 (5.2.2019). 
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berichten einige ExpertInnen von Schichtarbeit in Bereichen mit einem schr 
geringen Lohnniveau, sodass die Zuschläge zur Erzielung eines akzeptablen Ein- 
kommens notwendig seien. Gleichzeitig sei hier die Bereitschaft der Betroffenen, 
Überstunden und eine Umgehung des Arbeitszeitgesetzes hinzunehmen eher 
vorhanden und entsprechend der Widerstand gegenüber einer Umstellung der 
Systeme höher. 

Selbst bei einem hohen Lohnniveau (etwa in der Automobilindustrie) werden 
Zuschläge als Teil des Gehalts gewertet und entsprechend für die Finanzierung 
eines Hauses oder die Ausbildung der Kinder eingeplant. Zieht man den Qua- 
lifikationsgrad von Schichtarbeitenden heran”, wird deutlich, dass durch die 
Zuschläge ein Lebensstandard und Perspektiven (für die Kinder) möglich werden, 
die vor dem Hintergrund von Niedriglohnarbeit und Erosion des Normalarbeits- 
verhältnis auch für ausgebildete Fachkräfte nicht selbstverständlich sind. Heiden 
und Jürgens beschreiben zudem, dass die Schichtbeschäftigten in ihrem Sample 
durch die Art ihrer Arbeit fehlende Anerkennungs- und Gratifikationsmög- 
lichkeiten aufweisen, etwa machen sie die Erfahrung, dass auch eine berufliche 
Weiterbildung (MeisterIn oder TechnikerIn) nicht zu einer Verbesserung ihrer 
Arbeitssituation führt. Gleichzeitig schwinde die Akzeptanz von Schichtarbeit 
im privaten Umfeld bei Familie und Freunden. Traditionelle Ernährermodelle 
geraten unter Rechtfertigungsdruck, wobei Schichtarbeit eines Partners eine 
Vollzeit-Berufstätigkeit des anderen erschwert (Heiden/Jürgens 2013: 82f.). 
Monetärem Belastungsausgleich kommen also verschiedene Rollen zu, die über 
die bloße Höhe der Vergütunghinausgehen. Die Vorteile der Schichtarbeit (etwa 
höherer Verdienst durch Zulagen) müssen die vorhandenen Nachteile für die 
alltägliche Lebensführung und die Gesundheit aufwiegen. 

Dies ist noch aus einem weiteren Grund von Bedeutung: dem gesetzlichen 
Renteneintrittsalter von 67 Jahren. Die ExpertInnen schätzen, dass Schichtbe- 
schäftigte ab etwa dem 50. Lebensjahr mit deutlichen körperlichen Beeinträchti- 
gungen rechnen müssen. Schichtbeschäftigte und die Mehrzahl der ExpertInnen 


17 Zu der Frage des Qualifikationsgrades der Nacht- und Schichtarbeitenden gibt es unter- 
schiedliche Datensätze. Schichtarbeit betrifft demnach überwiegend Beschäftigte, die 
eine duale Berufsausbildung abgeschlossen haben (FacharbeiterInnen) oder angelernt 
sind (Statistisches Bundesamt 2017: 237; Leser u.a. 2013: 5). In einer Auswertung des 
Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (AB) findet sich eine Übersicht dazu, 
wie häufig Nacht- und Schichtarbeit nach der Art der für einen Arbeitsplatz geforderten 
Qualifikation auftritt. Es zeigt sich, dass Nacht- und Schichtarbeit zu knapp 40 Prozent 
gefordert werden, wenn die Tätigkeit keinen Berufsabschluss voraussetzt, zu etwa 26 
Prozent bei Stellen mit der Anforderung Berufsabschluss und lediglich bei 10 Prozent 
der Stellen, die einen (Fach-)Hochschulabschluss voraussetzen (Kubis/Müller 2014: 4). 


Umkämpfte Schichtarbeit? 215 


rechnen nicht damit, dass Beschäftigte mit mehreren Jahrzehnten in Wechsel- 
schichttätigkeit das formelle Renteneintrittsalter von 67 Jahren erreichen können. 
Gerade als Schichtarbeiter, ja also weil das ist ja auch belastend, mit Rente 67. Also ich 
weiß nicht, ob ein Schichtarbeiter bis 67 durchziehen kann. Wo man dann irgendwas 
Erträgliches sucht, um den Leuten einen früheren Ausstieg aus der Schicht zu ermög- 


lichen. Natürlich müssen Arbeitsplätze da sein oder halt, wie gesagt, Langzeitkonten. 
(Betriebsratl, Chemie-Industrie, Ostdeutschland) 


Gleichzeitig gibt es in den Unternehmen weniger Möglichkeiten, Schicht- 
untaugliche auf Tagarbeitsplätze oder Schonarbeitsplätze zu versetzen. Dem 
Vernehmen nach werden diese Beschäftigten von betrieblicher Seiter immer 
weniger aufgefangen. Gründe sind der steigende Altersdurchschnitt durch den 
demografischen Wandel und die Rationalisierung in den Betrieben. Gleichzeitig 
besteht der Eindruck, dass Beschäftigte erst aus der Nachtschicht herausgehen, 
wenn die Arbeit für sie gar nicht mehr möglich ist. 

Machen die Leute erst dann den Rückzicher aus der Nachtarbeit, wenn es überhaupt 

nicht mehr geht, während sie solange es noch irgendwie noch funktioniert, auch wegen 


der Nachtschichtzuschläge, diese Arbeit eben machen, auch wenn sie sich zur Arbeit 
hinschleppen müssen. (Arbeitszeitberater7) 


Es liegt daher der Schluss nahe, dass die Nachtschichtzulage und das dadurch 
höhere Entgelt eine gesicherte monetäre Kompensation für bereits erlittene Er- 
schwernisse und mögliche zukünftige Risiken, etwa gesundheitliche Probleme 
und eine daraus entstehende Berufsunfähigkeit, etc. darstellen sollen. Dass 
derartige Denkmuster vorhanden sind, zeigt bereits Dörre (2006) im Zusam- 
menhang mit prekärer Arbeit, wenn er eine gefühlte Verunsicherung von nicht 
prekär Beschäftigten zur Sprache bringt. Diese beruht aufrealen Erfahrungen mit 
Managementpolitiken und Standortkonkurrenz, da „das Unterlaufen tariflicher 
Regelungen und damit verbundene Lohneinbußen, Arbeitszeitverlängerungen 
und Leistungsintensivierungen [....]ein wichtiger Ursprungvon Prekarisierungs- 
ängsten“ sind“ (Dörre 2006: 187). Die auf Erfahrungen basierenden Verunsiche- 
rungen stehen - aus Beschäftigtensicht womöglich cher vagen - Verbesserungs- 
versprechen durch ergonomische Schichtsysteme entgegen. 


4. Fazit: Schichtarbeit kann nicht isoliert betrachtet werden 


Ziel des Beitrags ist es, einen erweiterten Blick aufden Widerstand von Schicht- 
beschäftigten gegen die Veränderung der gewohnten Schichtsysteme zu werfen. 
Dafür wurde eine arbeitssoziologische Perspektive auf strukturelle Faktoren 
eingenommen, die diesen Widerstand beeinflussen können. Es zeigte sich, 
dass Schichtarbeit nicht isoliert von arbeitsbezogenen Entwicklungen wie 
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Vermarktlichung, Flexibilisierung oder Arbeitsverdichtung analysiert werden 
kann. Hervorzuheben ist auch, dass Schichtbeschäftigte eine heterogene Inte- 
ressengruppe sein können, in der sich Unterschiede im gesellschaftlichen Wer- 
teverständnis wie der Stellenwert von Zeit oder Geld sowie partnerschaftliche 
Arbeitsteilung widerspiegeln. Widerstand ist damit nicht automatisch von der 
gesamten Belegschaft zu erwarten. 

Schichtarbeit stellt eine große Belastung für die Betroffenen dar, die schr 
weitgehend in die persönliche Lebensführung eingreift. Eine funktionierende 
Gemeinschaft am Arbeitsplatz ist dabei essenziell, um den Arbeitsalltag zu be- 
wältigen - insbesondere, da es planerische Defizite in den betrieblichen Abläufen 
zu geben scheint und Reorganisation und Rationalisierungsbestrebungen den 
Arbeitskontext verändern und schwer berechenbar machen können. Steuerfreie 
monetäre Zuschläge als Kompensation haben hier eine Rolle, die über den bloßen 
Geldwert hinausgeht: sie ermöglichen - zumindest in bestimmten Branchen - 
einen Lebensstandard mit einem gewissen Prestige und können dadurch eine 
Anerkennung bieten, die Schichtbeschäftigten im Betrieb und im privaten Be- 
reich verwehrt bleibt. Die Zulage ist dabei eine fixe, berechenbare Komponente 
in einem ansonsten manchmal schwer berechenbaren Erwerbsverlauf, der von 
geänderten betrieblichen Abläufen, von gesundheitlichen Problemen, dem Ri- 
siko einer vorzeitigen Erwerbsunfähigkeit und privaten Rückschlägen (etwa 
Scheidung und gescheiterte Lebensentwürfe) geprägt sein kann. Ergonomische 
Schichtsysteme müssen ihre Wirksamkeit und Funktionsfähigkeit im Vergleich 
dazu erst beweisen - könnten aber laut Forschungsstand einige dieser Risiken 
erheblich abmildern. Aus Sicht der Beschäftigten kann sich ein Dilemma ergeben: 
das Wagnis eines neuen Schichtsystems einzugehen und damit bewährte Bewäl- 
tigungsstrategien infrage zu stellen, mit unbekanntem Ausgang und zudem vor 
dem Hintergrund von jahrelanger Erwerbsarbeit und der Erfahrung, dass Vieles 
nicht so funktioniert, wie es von der Unternehmensführung versprochen wird. 

Es ist dabei auch eine politische Frage, Ängsten vor Arbeitsplatzverlust oder 
Erwerbsunfähigkeit entgegenzuwirken. Es gilt, Rahmenbedingungen und 
Arbeitsplätze zu schaffen, die auch außerhalb industrieller Schichtarbeit eine 
Alternative hinsichtlich Absicherung und Gehaltsgefüge sein können - im Ge- 
gensatz zu Deregulierung, einer weiteren Erosion des Normalarbeitsverhältnis 
und Prekarisierung. Wie eingangs beschrieben, gibt es erste Tarifverträge, die 
Beschäftigten mehr Autonomie hinsichtlich ihrer Priorisierung von Zeit und 
Geldeinräumen. Abzuwarten bleibt, wie diese Instrumente angenommen werden. 
Für den Fall einer hinter den Erwartungen zurückbleibenden Nachfrage durch 
die Beschäftigten sollte die Analyse nicht mit einem einfachen „Die wollen es 
halt nicht anders“ beendet werden. 
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GEWERKSCHAFTSARBEIT 


Karina Becker, Thomas Engel, Lena Grebenstein und Laura Künzel 


Gender Health Gap 


Gesundheitsbezogene Ungleichheit zwischen den 
Geschlechtern in der Arbeit 


1. Die intensivierte (Ver)Nutzung weiblicher Arbeitskraft 


Auf die weibliche Arbeitskraft kann im flexiblen Marktkapitalismus zunehmend 
weniger verzichtet werden. Das betrifft die formale Einbindung - die Beteiligung 
von Frauen an der bezahlten Erwerbsarbeit ist in Deutschland zwischen 1991 und 
2016 von 57 auf 71 Prozent angestiegen (WSI2018a) und ist nach wie vor engmit 
dem Einsatz weiblichen Arbeitsvermögens im Rahmen von unbezahlten Sorge- und 
Hausarbeiten verknüpft. So leisteten erwa in den Jahren 2012/13 Frauen 52 Prozent 
mehr unbezahlte Sorgearbeitszeit als Männer (Kohlen 2018: 254).! Auch wenn 
sich heute mehr Männer als noch vor zehn Jahren an Hausarbeit und Kinderbe- 
treuungbeteiligen (DIW 2016), führt diese Neuverteilung insgesamt nicht zu einer 
Gleichverteilungvon Arbeit zwischen den Geschlechtern. Ungeachtet davon treibt 
politische Akteure und Unternehmen die Frage um, wie es gelingen kann, Frauen 
und Männer, die familiäre Sorgearbeit leisten wollen, möglichst umfassend in der 
Erwerbsarbeit zu halten - je hochqualifizierter die Beschäftigten, desto ausgefeilter 
die darauf ausgerichteten Personalmaßnahmen (vgl. Ehrlich/Becker 2018). 

Als größtes Problem wird in den öffentlichen Debatten zur Geschlechter- 
gerechtigkeit in der Arbeit vor allem die materielle Gratifikation thematisiert. 
Die doppelte Problemlage der Frauen ergibt sich aus unbezahlter Sorgearbeit 
und ungleicher Bezahlung in der Erwerbsarbeit. Laut Statistischem Bundesamt 
leisten Frauen heute zwei Drittel ihrer Arbeit unbezahlt, bei den Männern ist es 
etwa ein Drittel. Die Entgeltlücke, der gender pay gap, beträgt je nach beruflicher 
Position zwischen sechsund 21 Prozent (WSI2018b). In Rechnung zu stellen sind 
zudem absolute Einkommensunterschiede, die sich aus einer Überrepräsentation 


1 „Der Gender Care Gap wurde auf Basis der Daten der dritten Zeitverwendungserhebung 
aus den Jahren 2012 und 2013 ermittelt und liegt bei 52,4 Prozent. Frauen üben demnach 
ungefähr eineinhalb Mal so viel unbezahlte Sorgearbeit aus wie Männer - in absoluten 
Zahlen ausgedrückt sind das täglich im Durchschnitt 87 Minuten mehr.“ https://www. 
gleichstellungsbericht.de/zweiter-gleichstellungsbericht.pdf (Zugriff: 2.3.2019) 
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von Frauen in niedrigbezahlten Berufen und einer geringeren Arbeitszeit - oft 
in Teilzeit - ergeben. 

Beide Ausgangsbeobachtungen zusammengenommen - die Ungleichvertei- 
lung von Arbeit und die Entgeltlücke zwischen den Geschlechtern - sprechen 
für hohe Gesundheitsrisiken für Frauen. Obwohl dies auch Folgen für die Re- 
produktionsbedingungen ihrer Arbeitskraft haben dürfte, wird diese kulturell 
verankerte Benachteiligung nur selten problematisiert. An dieser Forschungslücke 
wollen wir ansetzen. Wir gehen der Frage nach, ob Ungleichheiten zwischen den 
Geschlechtern auch hinsichtlich der Vernutzungsbedingungen von Arbeitskraft 
und mit ihnen der Beschäftigtengesundheit (vgl. Becker 2016b) bestehen, die sich 
in einem gender health gap manifestieren. Dieser könnte sich beispielsweise in 
einem erhöhten Gesundheitsrisiko für Frauen infolge steigender Anforderungen 
und fehlender Anerkennung bemerkbar machen, wie es im effort-reward-imba- 
lance-Ansatz vielfach nachgewiesen wurde (vgl. Siegrist u.a. 2004). Der These 
eines gender health gap wollen wir daher durch einen Vergleich von psychischen 
Belastungen und materieller Anerkennung von Arbeitsleistungen nachgehen. 

Unsere Analyse fokussiert zwei Unterschiede: Zum einen bestimmen wir 
anhand der Verteilungvon Frauen und Männern in verschiedenen Arbeitsfeldern, 
welche Belastungsarten diese Felder kennzeichnen. Zum anderen unterscheiden 
wiranhand der Qualifikationsniveaus Zuteilungsmuster für Ressourcen, mit de- 
nen Belastungen bewältigt werden können. Dadurch werden Benachteiligungen 
und Ungleichheiten beschreibbar, die sich aus sozialmedizinischer Sicht in einem 
„Health Gap“ (Marmot 2015) niederschlagen. 

In der Debatte um public health wird Geschlecht zwar als Variable berück- 
sichtigt, meist allerdings nur als eine Moderatorvariable unter vielen behandelt. 
Zudem wird vielfach häufigstereotypisierend von typischen „Männer- und Frau- 
enkrankheiten“ ausgegangen (vgl. Maschewsky-Schneider 2018: 123). 

Die Arbeitskämpfe vornehmlich weiblicher Beschäftigter in den Sozial- und 
Erziehungsdiensten zeugen davon, dass Frauen für die Gesundheitsthematik 
ein Problembewusstsein haben, für das diese cher gewerkschaftsferne Beschäf- 
tigtengruppe auch streikt. In den „Kita-Streiks“ 2009 und 2015 fungierte der 
Gesundheitsschutz zunächst vor allem als tarifpolitischer Hebel, um rechtlich 
arbeitskampffähig zu werden. Schon bald zeigte sich jedoch, dass dieses Thema 
den Frauen so sehr unter den Nägeln brennt, dass die Gewerkschaften diese 
dafür mobilisieren können. Für unsere Fragestellung interessant ist zudem, dass 
die weiblichen Beschäftigten mit ihrem Streik eine materielle und symbolische 
Angleichung des Werts von Frauen- und Männerarbeit einforderten (vgl. Artus 
2019). Dies gilt auch für die Streiks der vor allem weiblichen Pflegekräfte, für 
die sich infolge zu geringer Personalbemessungen die Arbeitsbelastungen in den 
letzten Jahren extrem erhöht haben (vgl. Becker 2016a). 
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Diese feminisierten „Sorgekämpfe“ haben aus gutem Grund die Arbeits- und 
Gesundheitssituation von zwei Beschäftigtengruppen in den Fokus der Öffent- 
lichkeitund Wissenschaft gerückt. Wie sich dies in anderen Erwerbsarbeitsfeldern 
darstellt, ist indes unbekannt. Um diese Leerstelle zu füllen, greifen wir auf die 
Arbeiten von Daniel Oesch (2006a; 2006b) und Michael Vester (2011) zurück, 
die das Feld der lohnabhängigen Erwerbsarbeit anhand von drei Arbeitsfeldern 
strukturieren. Damit können wir eine große Bandbreite an Arbeitsinhalten und 
-Jogiken einerseits und einer großen Spanne qualifikatorisch positionierter Ar- 
beitskräfte andererseits beschreiben. 

Unsere Analysen basieren auf der repräsentativen Erwerbstätigenbefragung 
2012 (n=20.000), die regelmäßig vom Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 
und der Bundesanstalt für Arbeitsschutz- und Arbeitsmedizin (BAuA) durchge- 
führt wird. Dieser Datensatz erlaubt uns eine beruflich differenzierte Auswertung 
von Arbeitsbelastungen und Ressourcen (vgl. Hall/Tiemann 2015). Gesund- 
heits- und Belastungsaspekte, die in Zusammenhang mit Flexibilisierungs- und 
Arbeitsverdichtungstrends stehen, können so in die Analyse einbezogen werden. 
Geschlechtsspezifische „wechselwirkende Ungleichheiten“ (Lenz u.a. 2017) wer- 
den als Kennzeichen des Marktkapitalismus beschreibbar. 

Wir gehen in drei Schritten vor. Im ersten Abschnitt (1) resümieren wir die 
bekannten geschlechtsbasierten Ungleichheiten in Arbeit und Gesundheit, wie 
sie im gender pay gap und im Bild der „gläsernen Decke“ für die Karriere- und 
Aufstiegsmöglichkeiten beschrieben werden. Die Forschungen zur Emotions- 
und Interaktionsarbeit geben Erklärungen dafür, inwiefern eine Beschäftigung 
mit Arbeitsinhalten und Tätigkeiten von Arbeitnehmer*innen der Schlüssel 
zu einem besseren Verständnis der subjektiven Wahrnehmung von beruflichen 
Erwerbsklassen darstellt (einen Überblick bieten Dunkel/Weihrich 2012). Dieser 
Erkenntnisschritt bedarf einerseits einer Fundierung von beruflichen Positionen 
und andererseits der Herausarbeitungeines Kenntnisstands über die Belastungs- 
und Gesundheitsbedingungen in den verschiedenen Arbeitsfeldern (2). Mit der 
Verifizierungder These einesgender health gap anhand der vorgestellten quantita- 
tiven Auswertungen ist zu diskutieren, welche Implikationen dies für die Debatte 
um Ungleichheiten in der Arbeitswelt hat, welche weiteren analytischen und 
welche arbeits- und sozialpolitischen Herausforderungen sich daraus ergeben (3). 


2. Vom gender pay gap zum gender health gap 


Trotz merklicher Verbesserungen in der Gleichstellung von Frauen und Männern 
in der Arbeitswelt - man denke nur an die tariflichen Frauenabschlagsklauseln 
und Frauenlohngruppen der 1950er und 1960er Jahre - lassen sich deutliche 
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Ungleichgewichte in der Verteilung der Geschlechter Mann und Frau differen- 
ziert nach Berufen, Branchen und Tätigkeiten feststellen, die vor allem auf Ge- 
schlechterrollenbilder und Kompetenzzuschreibungen und damit verbundenen 
Abwertungen zurückzuführen sind.” Es handelt sich um Erwerbsarbeitsfelder 
(wie die Gastronomie, der Groß- und Einzelhandel, das Gesundheits- und Er- 
zichungswesen), in denen häufig unter Niedriglohnbedingungen gearbeitet wird 
oder die ein vergleichsweise niedriges Lohnniveau aufweisen und um Tätigkeiten, 
in denen Frauen in Teilzeit beschäftigt sind. 

Geschlechtsbasierte Segregationen finden sich auch auf der vertikalen Ebe- 
ne: Selbst in Bereichen, in denen Frauen überproportional häufig arbeiten, sind 
leitende und besser bezahlte Stellen überwiegend mit Männern besetzt (vgl. 
Beermann/Brennscheidt/Siefer 2007). Es ist dieser strukturelle Nachteil, der 
den gender pay Gap erklärt. Als Berufs- und Tätigkeitsübergreifende geschlechts- 
bezogene Lohnlücke weist die Hans-Böckler-Stiftung für Deutschland 2017 21 
Prozent auf der Basis der Brutto-Stundenverdienste aus (WSI 2018b). Sie fällt 
am deutlichsten in Vollzeitbeschäftigung ins Gewicht, von 6 Prozent bei den 
Ungelernten steigt sie mit der beruflichen Position auf bis zu 21 Prozent bei den 
Arbeitnehmer*innen in leitender Stellung. 

Eine weitere Ursache für die anhaltende Entgeltlücke zwischen Frauen und 
Männern besteht in der Unterbewertung von Erwerbsarbeitsfeldern, die den 
personenbezogenen Dienstleistungen zugeordnet werden. Dieser Arbeit liegt die 
Konstruktion zugrunde, es handle sich um bevorzugt von Frauen auszuübende 
Berufe. Von Sekretärinnen, Pfleger*innen und Erzieher*innen wird erwartet, 
dass sie die Gefühle anderer positiv beeinflussen und überdies ihre eigenen Emo- 
tionen kontrollieren. Solche interpersonellen Tätigkeiten verlangen ihnen ein 
komplexes Gefühlsmanagement ab (vgl. die Pionierstudie von Hochschild 1990), 
das weder Stellenbeschreibungen als Anforderung enthalten, noch wird dieser 
Anforderung gratifikatorisch Rechnung getragen. 

Das auf den Medizinsoziologen Johannes Siegrist zurückgehende Modell 
der Gratifikationskrisen führt zu dem Schluss, dass diese Nichtberücksichti- 
gung Disstress hervorruft, der auf Dauer gestellt krank macht. Siegrists Studien 
zeigen, dass Verausgabung und Belohnung ausgeglichen sein müssen. Denn: 
„geben“ Beschäftigte bei ihrer Erwerbsarbeit mehr als sie in Form von Entgelt, 
Anerkennung, Aufstiegsmöglichkeiten und anderer Ressourcen zur Bewältigung 
von Arbeitsbelastungen „bekommen“, geraten Verausgabung und Belohnungaus 
dem Gleichgewicht. In vielen Fällen hat dieses Ungleichgewicht gesundheitliche 


2 Wenngleich die Befragten in der BIBB/BAuA-Befragungnur die Möglichkeit hatten, sich 
der Kategorie Frau oder Mann zuzuordnen, greifen wir im Beitrag auf die Bezeichnung 
Arbeiter*innen zurück (siehe dazu auch Manzei 2018). 
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Folgen, beispielsweise koronare Herzerkrankungen (vgl. Siegrist 2015). Das Mo- 
dell verdeutlicht, dass Entgelt und Gesundheit nicht nur in einem mittelbaren 
Zusammenhang stehen (etwa in Form ungesunder Lebensführung durch eine 
nicht-existenzsichernde Beschäftigung), sondern dass eine unzureichende ma- 
terielle Belohnung für geleistete Lohnarbeit und eine fehlende Ausstattung mit 
kompensatorisch wirkenden Ressourcen für die unterschiedlichsten Arbeitsan- 
forderungen zu einer psychischen Beanspruchung werden kann und in dieser 
Weise auf die Gesundheit der Beschäftigten nachteilig wirkt. 

Krankenkassenstatistiken zeigen, dass auch die Erfassung und Evaluierung 
psychischer Belastungen vom Geschlecht abhängen. Abermals sind es geschlechts- 
spezifische Rollenvorstellungen, die Belastungen, Beschwerden und letztlich auch 
arbeitsbezogene Erkrankungen beeinflussen: Je nachdem ob eine Frau oder ein 
Mann davon berichten, führen gleiche oderähnliche Symptome zu unterschied- 
lichen Bewertungen. Im Ergebnis werden bei Frauen häufiger Depressionen fest- 
gestellt, die Diagnose psychische Störung durch Alkohol wird dagegen häufiger 
Männern attestiert. Analog dazu werden je nach Geschlecht unterschiedliche 
Faktoren als Belastunganerkannt. Zum Gefühlsmanagement der Beschäftigten 
mit großen interpersonellen Tätigkeitsanteilen (das gilt für die Mehrzahl perso- 
nenbezogener Dienstleistungen) gehört die Anforderung freundlich zu sein, die 
bei Frauen naturalisiert wird und damit eher als Selbstverständlichkeit bewertet 
wird als bei Männern.? 

Lohnlücke und das Ungleichgewicht zwischen zu bewältigenden Anforde- 
rungen (effort) und gratifikatorischem Rückfluss (reward) lassen den Schluss 
ungleicher Arbeitsbelastungen zu, wie wir sie in vorangegangenen Studien 
zwischen Beschäftigtengruppen mit unterschiedlichem Beschäftigungsstatus 
(Leiharbeitskräften, Werkvertragsnehmern) konstatiert haben (vgl. Becker/ 
Brinkmann/Engel 2013; Becker/Engel 2018). Für diese Beschäftigte haben wir 
ein Gefälle bzw. ein unterschiedliches Niveau im Arbeits- und Gesundheitsschutz 
festgestellt (vgl. Becker/Engel 2015). In diesem Beitragwollen wir daher der Frage 
nachgehen, ob Geschlecht ein weiteres sozialstrukturelles Merkmal ist, dass ein 
unterschiedliches Niveau im Arbeits- und Gesundheitsschutz konstituiert. Das 
unterschiedliche Niveau, so unsere Annahme, ist nicht direkt an das Geschlecht 
geknüpft, denn dann läge eine unmittelbare Diskriminierung vor. Vielmehr 
wirkt das Geschlecht mittelbar, weil frauendominierte Arbeit - zumindest im 
interpersonellen Arbeitsfeld -anders bewertet wird. 

Zur Überprüfung unserer Untersuchungsthese eines gender health gap folgen 
wir nicht gängigen Auswertungen (etwa der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 


3  https://ooe.arbeiterkammer.at/interessenvertretung/arbeitswelt/arbeitsbedingungen/ 


Evaluierung_psychischer_Belastung.html (Zugriff: 16.4.2019) 
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und Arbeitsmedizin), die zwischen Arbeitern und Angestellten unterscheidet. 
Stattdessen orientieren wir uns an den von Daniel Oesch (20066) differenzierten 
Arbeitsfeldern, die anhand von Berufsklassifikationen gebildet werden. Grob 
zusammengefasst werden diese als (1) die technischen, (2) die organisatori- 
schen und (3) die interpersonellen Tätigkeiten charakterisiert (ebd.).* Damit 
verbunden ist die Beobachtung, dass sich aus vergleichbaren Arbeitsinhalten 
und dem spezifischen Arbeitskräfte- und Qualifikationseinsatz ähnliche Re- 
gulationsweisen, Arbeitsbedingungen und Anforderungen sowie Muster von 
objektiven Diskriminierungen und subjektiven Wahrnehmungen im jeweiligen 
Arbeitsfeld beschreiben lassen. Was Oesch (ebd.) und Vester (2011) teilweise mit 
„Arbeitsethos“ oder „Arbeitslogik“ beschreiben, fassen wir aufgrund der in der 
Klassifizierung fehlenden subjektiven Dimension als Arbeitsfelder. Gleichwohl 
teilen wir die Grundannahme, dass diese drei inhaltlichen Arbeitsfelder einer 
Arbeitsorientierung folgen, die wir selbst in überwiegend qualitativen Studien mit 
Beschäftigten im interpersonellen Arbeitsfeld herausgearbeitet haben: Die Arbeit 
von Pflegekräften und Erzicher*innen folgt einer Arbeitsorientierung, die sich 
von anderen Arbeitsfeldern derart unterscheidet, dass ihr ein ausgeprägtes „Ethos 
fürsorglicher Praxis“ (Ssenghaas-Knobloch 2008) eigen ist. Dies hat zur Folge, 
dass schlechte und Gesundheit vernutzende Arbeitsbedingungen hingenommen 
werden (vgl. Becker 2016b). Müssen diese Beschäftigten aufgrund restriktiver Ar- 
beitsbedingungen Abstriche hinsichtlich der eigenen Arbeitsansprüche machen, 
die sie nicht mit ihrem Berufsethos vereinbaren können, kann diesbei ihnen „ethi- 
sche Belastungen“ (Becker 2014) nach sich ziehen. Eine weitere Besonderheit von 
Berufen und Tätigkeiten im interpersonellen Arbeitsfeld besteht darin, dass an- 
ders als bei der Arbeit an bzw. mit Werkzeugen, Maschinen und Computern, der 
Erfolgder Arbeit von den Interaktionspartner*innen (Patient*innen, Klient*in, 
der Kinder und Eltern) abhängt. Dies verweist auf das Erfordernis spezifischer 
Kompetenzen und Ressourcen zur Belastungsbewältigung. Wir vermuten, dass 
sich in den anderen Arbeitsfeldern ebenfalls derartige Besonderheiten zeigen. 


4 Neben den genannten drei inhaltlichen Arbeitsfeldern beschreibt Oesch (20066) noch 
ein viertes, kleineres, manageriell-unternehmerisches Arbeitsfeld. Dies lassen wir hier 
unberücksichtigt, um die Aussagen auf abhängig Beschäftigte zu fokussieren. So wichtig 
die Analysen der (Solo-)Selbstständigkeit, der unternehmerischen Berufe u.ä. Gruppen 
sind, wollten wir die gender-health-gap-Ihese zunächst anhand der lohnabhängigen Er- 
werbsklassen prüfen. In einem nächsten Schritt können dann die besonderen Problem- 
lagen und die Heterogenität der unternehmerischen Erwerbsklasse reflektiert werden. 
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3. Berufliche Positionen und ihre Gesundheits- und 
Ressourcensituation 


Das von Oesch entwickelte Schema, auf das wir uns bei unserer Analyse stützen, 
zeichnet sich dadurch aus, dass nicht nur zwischen manueller und Kopfarbeit 
oder Arbeiter*innen und Angestellten unterschieden wird. Stattdessen orientiert 
es sich an den drei inhaltlichen Arbeitsfeldern sowie dem formalen Qualifika- 
tionsgrad (Oesch 2006a: 267). Zum technischen Arbeitsfeld gehören typische 
Handwerk-, Industrie- und Bauberufe, die häufig mit manuellen Tätigkeiten 
einhergehen. Entscheidend für dieses Feld ist die technische Expertise, wie sie im 
Ingenieursstudium (Professionen), in der Techniker- oder Meister-Fortbildung 
oder in vergleichbaren Studiengängen (Semi-Professionen), in klassischen Ausbil- 
dungs- und Facharbeiterberufen (Lehrberufe) oder durch Anlernprozesse (An- 
und Ungelernte) vermittelt werden.’ Das organisatorische Arbeitsfeld verbindet 
viele administrative Tätigkeiten, die sich vertikal ebenfalls von den Professionen 
bis zu den An- und Ungelernten strukturieren lassen. Das interpersonelle Ar- 
beitsfeld umfasst die ganze Vielfalt serviceorientierter Tätigkeiten, für die der 
personale Kontakte zwischen Arbeitnehmer*in und Kund*innen, Klient*innen, 
Patient*innen, Schüler*innen usw. typisch ist. Auch hier besteht eine vergleichbare 
Qualifikationsabstufung, wie für die anderen beiden Arbeitsfelder. Durch diese 
Klassifikation kann das interpersonelle Arbeitsfeld, in dem vor allem Frauen 
arbeiten, differenzierter betrachtet werden. Den unterschiedlichen inhaltlichen 
Arbeitserfahrungen in den drei Arbeitsfeldern wird jeweils Rechnung getragen, 
beispielsweise weichen die Arbeitsumgebung, die Beziehung zu Vorgesetzten 
und die Ausrichtung der Tätigkeit zwischen Lehrerinnen und Manager*innen 
stark voneinander ab. Dennoch weisen sie vergleichbare Qualifikationsniveaus 
auf (Oesch 2006a: 266f.). 

Durch die Daten der BIBB/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2012 konnten 
wir die die formale Klassifizierung der Berufe sowie die Belastungen und Res- 
sourcen den drei genannten Arbeitsfeldern und den vier Qualifikationsgraden 
zuordnen. Vier Belastungs- (Bl bis B4) und vier Ressourcenindizes (R1 bis R4) 
wurden additiv aus insgesamt 17 weit verbreiteten und verschiedenen Arbeits- 
belastungen aus insgesamt 15 ebenso unterschiedlichen Ressourcenvariablen 


5 DieKlassen werden mithilfe gängiger Berufsklassifikationen (ISCO 88) gebildet. Neben 
den Arbeitsfeldern dient die marktfähige Qualifikation als weitere Kategorie. Zur Veran- 
schaulichung dieses Vorgehens werden folgende Berufsbeispiele genutzt: „IT Experten“ 
sind hochqualifizierte Techniker, „Elektrotechniker“ qualifizierte Techniker, „Zimmer- 
männer“ mittelqualifizierte Techniker und „Maschinenbediener“ niedrigqualifizierte 


Techniker (vgl. Oesch 2006a: 269). 
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Tabelle 1: Anteile von Männern und Frauen in 11 Berufsklassen abhängig 
Beschäftigter 
Technisches Organisatorisches Interpersonelles 


Arbeitsfeld Arbeitsfeld Arbeitsfeld 
Professionen| Technische Experten: Oberes Management: Sozio-kulturelle Experten: 


Männer | 
Frauen 
Semiprofessionen|Technische Fachleute: Unteres Management: Sozio-kulturelle Semiprofessionen: 
Männer/|l&12 
Frauen 
Lehrberufe[Facharbeiter & Fachhandwerker: Qualifizierte Dienstleistende: 
Männer Büro- und Verwaltungsfachkräfte & 
Frauen gering qualifizierte Büro- 
Angelernte|Gering qualifizierte Arbeiter: und Verwaltungskräfte: Gering qualifizierte Dienstleistende: 
Männer, 
Frauen 


Aus Platzgründen wird hier ausnahmsweise auf die sonst im Artikel praktizierte Gender- 
schreibweise verzichtet. Zuordnung von Berufsgruppen zu 11 Berufsklassen nach dem Mo- 
dell von Daniel Oesch (2006b) mithilfe der dreistelligen ISCO88-Klassifikation. Daten: 
BiBB-/BAuA-Erwerbstätigenbefragung 2012 (vgl. Hall/Tiemann 2015). Zur Erläuterung 
der zusammengefassten Berufsklasse „Büro- und Verwaltungs(fach)kräfte“: siche Fußnote 11 


gebildet.° Zwei Indizes bilden gängige physische Umgebungs- und mechanische 
Belastungen (Bl und B2) ab, zwei weitere typische psychische Belastungen, die 
Folge von Flexibilitätsanforderungen und Leistungsdruck sind (B3 und B4). Zwei 
Indizes kennzeichnen Kollegialitäts- (R1) und Spielraumressourcen (R2), zwei 
weitere Ressourcen werden indirekt durch die Zufriedenheit mit verschiedenen, 
auch immateriellen Gratifikationen (R3) sowie mit diversen arbeitsorganisato- 
rischen Bedingungen (R4) gebildet.’ 


6 Überblick zu Auswertungsmethodik, Kennwerte zur Indexbildung und Beschreibung 
aller Einzelvariablen: Becker/Brinkmann/Engel 2013: 97-99. 

7 Folgende Fragen wurden in die Indexbildung einbezogen: Bl: Wie häufig arbeiten Sie 
bei Rauch, Staub oder unter Gasen, Dampfen/... unter Kalte, Hitze, Nasse, Feuchtig- 
keit, Zugluft/... mit Öl, Fett, Schmutz, Dreck/... mit starken Erschütterungen, Stößen, 
Schwingungen/... bei grellem Licht oder schlechter Beleuchtung/... bei Lärm? B2: Wie 
häufig arbeiten Sie im Stehen/... im Sitzen/... heben und tragen Sie Lasten von mehr als 
20 (Männer) bzw. 10 kg (Frauen)? B3: Wie häufig werden Sie bei der Arbeit gestört o. 
unterbrochen/... werden Sie vor neue Aufgaben gestellt, in die Sie sich erst einarbeiten 
müssen/... werden Dinge verlangt, die Sie nicht gelernt haben o. nicht beherrschen/... 
müssen Sie verschiedenartige Vorgänge gleichzeitig im Auge behalten? B4: Wie häufig 
müssen Sie unter Termin-/Leistungsdruck arbeiten/... werden Ihnen Stückzahl, Mindest- 
leistung, Zeitvorgaben vorgeschrieben/... müssen Sie bis an die Grenze Ihrer Leistungs- 
fähigkeit gehen/... müssen Sie schr schnell arbeiten? R1: Wie häufig empfinden Sie die 
Zusammenarbeit mit Ihren Kollegen als gut/... fühlen Sie sich an Ihrem Arbeitsplatz als 
Teil einer Gemeinschaft/... erhalten Sie bei der Arbeit Hilfe/ Unterstützung von Ihren 
Kollegen? R2: Wie häufig können Sie Ihre eigene Arbeit selbst planen und einteilen/... 
haben Sie Einfluss auf die Arbeitsmenge/... können Sie entscheiden, wann Sie Pause ma- 
chen? R3: Zufriedenheit mit dem Einkommen/... derzeitigen Aufstiegsmöglichkeiten/... 
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Für die hier dargestellten Auswertungen werden nur die Anteile der hoch- 
belasteten Beschäftigten ausgewiesen. Als hochbelastet gilt, wer Indexwerte 
im höchsten Drittel (oberstes Terzil) aufweist. Mittel und gering belastete Be- 
schäftigte werden hier nicht berücksichtigt. Liegt der Anteil an hochbelasteten 
Beschäftigten innerhalb einer Gruppe bei 30 Prozent oder höher, sprechen wir 
von einer insgesamt hochbelasteten Gruppe bzw. von einer Gruppe mit schlechter 
Ressourcenausstattung. Die Analyse erfolgt zunächst für jedes der drei Arbeits- 
felder, im Anschluss werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede diskutiert. 


Technisches Arbeitsfeld 


Hier finden sich material- und ingenieurtechnische Fachkräfte, viele 
Bau-, Metall- und Elektroberufe, Architekt*innen, Ingenieur*innen, 
Maschinenmechaniker*innen, Kraftfahrzeugführer*innen etc.. Das Berufsfeld 
ist erwartungsgemäß von männlichen Beschäftigten geprägt (81%). Die Daten 
verweisen darauf, dass hier höhere Positionen sowohl in den Lehr- alsauch in den 
akademischen Berufen überdurchschnittlich häufig den Männern vorbehalten 
bleiben. 

Im Folgenden werden die Anteile der Hochbelasteten an den befragten Frauen 
bzw. Männern? ausgewiesen. Keine der signifikanten Abweichungen im techni- 
schen Arbeitsfeld weist auf eine Benachteiligung von Männern hin, alle gehen 
zulasten der Frauen. In der größten Gruppe, den gelernten Arbeitskräften, weisen 
alle getesteten Belastungsindizes höhere Betroffenheit der Frauen aus, wobei die 
Unterschiede vor allem bei den physischen Belastungen hoch ausfallen. Anders 
als erwartet sind die psychischen Belastungen für alle Beschäftigten höher als 
die physischen; für Frauen sind sie noch einmal höher als für Männer. Fehlende 
Ressourcen zeigen sich hinsichtlich der Entscheidungs- und Gestaltungsspiel- 
räume in der Arbeit sowie mit Blick auf die gratifikatorische Unzufriedenheit. 
Noch stärker ins Gewicht fallen die Ressourcenunterschiede für die Gruppe 
der Ungelernten, was sich besonders an einem Mangel an Entscheidungs- und 
Gestaltungsspielräumen für Frauen ausdrückt. Dieses Bild lässt sich auch aufdie 


Artund Inhalt der Tätigkeit/... den Möglichkeiten, Ihre Fähigkeiten anzuwenden/... mit 
den Möglichkeiten der Weiterbildung? R4: Zufriedenheit mit derzeitiger Arbeitszeit/... 
den räuml. Gegebenheiten am Arbeitsplatz/... den Arbeitsmitteln/... den körperlichen 
Arbeitsbedingungen? 

8 Mithilfe von Terzil-Auswertungen kann die Gruppe der hoch belasteten von einer 
Gruppe mittel- und gering belasteter abhängig Beschäftigter unterschieden werden. Die 
folgenden Vergleiche zwischen den Geschlechtern beziehen sich allesamt auf signifikante 
Gruppenunterschiede der Hochbelasteten zwischen Männern und Frauen. Durch einen 
Mittelwertvergleich wurden die Befunde zusätzlich abgesichert. 
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Tabelle 2: Anteile hochbelasteter Frauen und Männer nach Berufsklassen sowie nach 
Arbeitsbelastungen und Ressourcendefiziten 


IndexB2: [Index8B3: Jindex84: JindexR1: JindexR2: JindexR3: [index Ra: 
physisch psychische |psychische |Defizitean |Defizitean |Defizitean [Defizite an 
wirksame |Belastungen |Belastungen |Kollegialitäts-|Ressourcen |Ressourcen [Ressourcen 
- |Belastungen aus Flexibili- aus Leis- ressourcen [von Entschei-|gratifikato- Jarbeitsorga- 
mechani- |tätsanforde- |tungsdruck dungs-/Ge- |rischer zu- |nisatorischer 
scher Ein- [rungen staltungs- |friedenheit |zufrieden- 
flüsse spielräumen heit 
Technische] 71% 15% m 22% 
Experten 13% 26% 
Technische] ä U] 22% 
Fachleute |] 30% 
Facharbeiter & [I 29% 
Fachhandwerker BE 36% 
Gering qualifizierte ä Bu 39% 
Arbeiter] 45% 
Oberes 
Management 


Technisches 
Arbeitsfeld 


Unteres) 
Management 


Arbeitsfeld 


Organisatorisches 


Büro- und Verwaltungs- 
(fach)kräfte 


Sozio-kulturelle Experten! 


Sozio-kulturelle 
Semiprofessionen 
Qualifizierte 
Dienstleistende) 


Arbeitsfeld 


Interpersonelles 


Gering qualifizierte] 
Dienstleistende 


Aus Platzgründen wird hier ausnahmsweise auf die sonst im Artikel praktizierte Gender- 
schreibweise verzichtet. Zu den Indexwerten und zugrundcliegenden Einzelvariablen: siche 
Fußnote 9. Hervorgehoben ist die jeweils statistisch signifikant benachteiligte bzw. stärker 
betroffene Gruppe innerhalb der 11 ausgewiesenen Berufsklassen. 


Gruppe der Techniker*innen übertragen. Frauen geben weniger Entscheidungs- 
und Gestaltungsspielräume an, sind unzufriedener mit der Gratifikation und mit 
der Arbeitsorganisation. Bei den technischen Expert*innen werden vor allem 
die physischen Belastungen von einem signifikant größeren Anteil an Frauen 
als hoch belastend bewertet. 

Als Zwischenresümee können wir für das technisch-manuelle Arbeitsfeld fest- 
halten, dass von psychischen Belastungen nicht allein Hochqualifizierte betroffen 
sind; das Bild vom Burnout als „Managerkrankheit“ demnach hinterfragt werden 
muss. Unsere Auswertungen zeigen, dass subjektive (Hoch-)Belastungssignale vor 
allem von denen ausgehen, die bei den psychisch stärker belasteten Beschäftigten 
mit geringerer Qualifikation anzutreffen sind. Seltener geben Hochqualifizierte 
psychische Belastungen an. Spiegelbildlich dazu verhält es sich mit der Verteilung 
von Ressourcen: Ein Mangel an Ressourcen wird vor allem von den Un- und 
Angelernten als Belastung wahrgenommen. 

Alle signifikanten Unterschiede von Belastungen und Ressourcen gehen zu 
Lasten der Frauen. Die Anteile psychisch hochbelasteter Beschäftigter nehmen 
zu, je geringer die Befragten qualifiziert sind. Gleichzeitig geben die geringer 
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Qualifizierten eine größere Unzufriedenheit hinsichtlich ihrer Ressourcenaus- 
stattung an. Dieser Zusammenhang deutet auf ein Gratifikationsproblem hin, 
welches darin besteht, dass ein Ungleichgewicht von Arbeitsressourcen und -an- 
forderungen über einen längeren Zeitraum zu gesundheitlichen Risiken führt. 


Organisatorisches Arbeitsfeld 


Dieses Arbeitsfeld setzt sich zusammen aus Verwaltungsfachkräften, Finanz- 
und Verkaufsfachkräften, aus Angestellten im Rechnungs, Statistik-, Finanz-, 
Steuer- und Zollwesen, Materialverwaltungs- und Transportangestellte sowie 
einer Vielzahl von Fachkräften in der öffentlichen Verwaltung. Die Berufsklas- 
sen werden eingeteilt in oberes Management, unteres Management sowie Büro- 
und Verwaltungs(fach-)kräfte?. Die Verteilung der beiden Geschlechter in den 
verschiedenen Berufsklassen zeigt eine Überrepräsentanz von Männern in der 
höchsten Berufsklasse; umgekehrt arbeiten Frauen vor allem in den unteren 
Berufsklassen. 

Die geschlechterdifferenzierten Anteile der hochbelasteten Beschäftigten 
fallen - nicht ausschließlich, aber zum größten Teil - zum Nachteil von Frauen 
aus. Das gilt für alle physischen Belastungen in allen Qualifikationsgruppen. Für 
die psychischen Belastungen, die im Zusammenhang mit Leistungsdruck stehen, 
weist der entsprechende Index ebenfalls höhere Betroffenheit bei den Frauen 
aus - das gilt für die nachrangigen Verwaltungspositionen genauso wie für die 
einfachen Angestellten. Relativ wenige signifikante Abweichungen entlang der 
binären Geschlechtereinteilung ergeben sich für die Ressourcen. 

Im Gegensatz zu den eindeutigen Indizien für ein gender health gap im techni- 
schen Arbeitsfeld stellt sich die Situation im organisatorischen Arbeitsfeld nicht 
ganz so eindeutig dar. So weist beispielsweise der psychische Belastungsindex 
aufgrund von Flexibilitätsanforderungen bei den Männern in der höchsten Qua- 
lifikationsstufe etwas höhere Werte auf. Im Vergleich zu den physischen Belas- 
tungsindizes sind zum einen die Anteile der Hochbelasteten und zum anderen 
die prozentualen Abweichungen zwischen Männern und Frauen jedoch deutlich 
geringer. In der Gruppe der Verwaltungs(fach-)kräfte fallen die signifikanten Ab- 


weichungen zwischen den Geschlechtern zulasten der Frauen deutlicher aus. Die 


9 Aufgrundder Datenlage (ISCO 88-Berufssystematik im Dreisteller-Bereich) können wir 
die Oesch-Klassen der Lehrberufe (stilled dlerks) und der an- und ungelernten Angestellten 
(unskilled clerks) nicht sauber unterscheiden. Deshalb werden diese beiden Gruppen hier 
alseinfache Angestellte zusammengefasst. Ähnlich wie im technischen Arbeitsfeld spielen 
auch hier die Büro- und kaufmännischen Lehr- und Ausbildungsberufe eine dominante 


Rolle (vgl. Oesch 2006b). 
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Einschätzungen der Umgebungsbelastungen und der mechanischen weisen auf 
hohe Benachteiligungen von Frauen in den Bereichen der einfachen qualifizierten 
und un- und angelernten Angestellten hin. Ein sinkendes Qualifikationsniveau 
erhöht offenkundig das Risiko für eine stärkere Benachteiligung von Frauen bei 
der Zuweisung von körperlich schwerer Arbeit. 

Für zwei Ressourcenindizes sind ungünstigere Ausprägungen für Männer 
festzustellen: Unter den einfachen Angestellten signalisieren Männer etwas häu- 
figer eine schwache Kollegialität und sind mit der Arbeitsorganisation weniger 
zufrieden. Ein Benachteiligungsmuster auf der Geschlechts- und Qualifikati- 
onsachse wie bei den Belastungen lässt sich für die Ressourcen nicht feststellen. 


Interpersonelles Arbeitsfeld 


Die häufigsten Berufsgruppen im interpersonellen Arbeitsfeld sind Verkaufsper- 
sonal, Krankenpfleger*innen und Geburtshilfefachkräfte, Dienstleistungsberufe 
im hauswirtschaftlichen Bereich und im Gaststättengewerbe, Lehrer*innen des 
Sekundarbereichs sowie Haushaltshilfen und Reinigungspersonal. Die Berufs- 
klassen werden eingeteilt in sozio-kulturelle Expert*innen, sozio-kulturelle 
Semiprofessionen, qualifizierte Dienstleistende und geringqualifizierte Dienst- 
leistende. Der Frauenanteil liegt in jeder Berufsklasse weit über der Hälfte. In 
den beiden unteren Klassen machen Frauen drei Viertel der Beschäftigten aus, in 
der zweithöchsten sind es sogar vier Fünftel. Anders als bei den zuvor genannten 
Arbeitsfeldern macht der Frauenanteil auch in der höchsten Berufsklasse über 
die Hälfte der Beschäftigten aus. Bei den Hochqualifizierten sinkt er. 
Hinsichtlich der Belastungen besteht eine Abweichung vom insgesamt kon- 
statierten Trend: Während sich bei den sozio-kulturellen Expert*innen keine 
signifikanten Geschlechterunterschiede finden, geben die männlichen Beschäf- 
tigen der Semiprofessionen (etwa Grundschullehrer und Sozialarbeiter) höhere 
Belastungen an. Bei den weniger Qualifizierten äußern dagegen die Frauen 
stärkere Belastungen. Im Feld der Un- und Angelernten ist dieser Unterschied 
am stärksten ausgeprägt. Ein Vergleich der Belastungsgrade zeigt zudem, dass 
weitaus mehr psychische Belastungen als körperliche die Arbeit der Beschäftigten 
prägen. Der Anteil der hochbelasteten Beschäftigten liegt bei den physischen 
Belastungen in allen vier Berufsklassen unter 30 Prozent. Bei den psychischen 
Belastungen liegt der Anteil der Hochbelasteten dagegen selten unter 30 Prozent. 
Psychisch besonders stark belastet sind die weniger qualifizierten Frauen - von 
den gelernten und ungelernten Dienstleisterinnen klagen nahezu zwei Drit- 
tel über hohe Flexibilitätsanforderungen und mehr als die Hälfte über hohen 
Leistungsdruck. Diesen psychischen Belastungen in den unteren Berufsklassen 
steht eine schlechtere Ressourcenausstattung insbesondere der Frauen gegenüber. 


Gender Health Gap 231 


Besonders schlecht ausgestattet sind Frauen mit Entscheidungs- und Gestaltungs- 
spielraumressourcen. Eine weitere auffällige Abweichung von den anderen beiden 
Arbeitsfeldern gibt es bei der Zufriedenheit mit der Arbeitsorganisation: hier 
geben die Expert*innen und Semiprofessionen eine höhere Unzufriedenheit an als 
die höheren Berufsklassen des technischen und organisatorischen Arbeitsfeldes. 


Zwischenfazit 


Wir stellen also fest, dass sowohl im technischen als auch im interpersonellen 
Arbeitsfeld Gratifikationsprobleme oder gar -krisen wahrscheinlich sind, ins- 
besondere bei niedrig qualifizierten Frauen. Daraus lässt sich schließen, dass 
Frauen häufig in Feldern arbeiten, in denen die Vernutzungsbedingungen für 
die weibliche Arbeitskraft besonders ungünstig sind. Dieser Befund gilt ins- 
gesamt sowohl für physische als auch psychische Belastungen. Letztere fallen 
bei den niedrig Qualifizierten höher aus und zwar über alle drei Arbeitsfelder 
hinweg. Auch wenn das organisatorische Arbeitsfeld insgesamt die niedrigste 
psychische Belastung aufweist, sind hier meist ein Drittel der Angestellten oder 
mehr hochbelastet. Alle drei Arbeitsfelder weisen ungünstigere Belastungswerte 
für Frauen auf. Leistungsdruck und Flexibilisierungsanforderungen sind gerade 
in den mittleren und niedrigeren Qualifikationen Arbeitserfahrungen, die vor 
allem Frauen machen. In wenigen Ausnahmen weisen die Daten aufetwas höhere 
Belastungswerte für Männer hin, das betrifft die sogenannten sozio-kulturellen 
Semiprofessionen im interpersonellen Arbeitsfeld sowie das obere Management 
im organisatorischen Arbeitsfeld. Wollte man einen Schritt weitergehen und ana- 
lysieren, worauf diese Geschlechterunterschiede bei der Verteilung der höchsten 
Belastungen gründen, müssten Arbeitszeitaspekte (Teil- und Vollzeitverteilung 
zwischen den Geschlechtern), Befristungen und weitere Faktoren der sozialen 
Absicherung, der Migrationshintergrund, die Kontinuität in der Berufsbiogra- 
fie (ungleiche Verteilung von Ausbildungs- und Elternzeiten) in die Analyse 
einbezogen werden. 

Im organisatorischen Arbeitsfeld lässt sich hinsichtlich der schlechteren 
Ressourcenausstattung der Frauen derselbe Trend beobachten, wenn auch et- 
was weniger deutlich ausgeprägt. Zunehmende Ressourcendefizite - gerade für 
die technischen, aber auch für das interpersonelle Arbeitsfeld - betreffen fast 
immer stärker Frauen. Arbeitsorganisatorische und gratifikatorische Zufrieden- 
heit fallen deshalb bei den weiblichen Beschäftigten zumeist niedriger aus, am 
prägnantesten gilt das für das technische und interpersonelle Arbeitsfeld. Noch 
größere Ungleichheiten zulasten der Frauen in diesen beiden Arbeitsfeldern 
entstehen infolge defizitärer Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume, ein 
zentrales Kriterium menschengerechter und gesundheitsförderlicher Arbeit (vgl. 
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Wehner/Richter 2006). Bekanntlich gehen fehlende Autonomie und andere 
Ressourcen häufigmit Abweichungen vom, immer noch überwiegend männlich 
geprägten, Normalarbeitsverhältnis einher (vgl. Keller/Seifert 2013). Deshalb 
sind hier in der weiteren Analyse und Diskussion ebenfalls die oben genannten 
Faktoren Arbeitszeit, Befristung und die soziale Absicherung zu berücksichtigen. 
Das organisatorische Arbeitsfeld bietet gegenüber den anderen beiden Feldern 
für Frauen die günstigste Ressourcenausstattung. Demgegenüber erweisen sich 
die körperlichen Belastungen als relevanter Risikofaktor für Frauen in diesem 


Arbeitsfeld. 


4. Ungleiche gesundheitliche Kosten sichtbar machen 


Dass Erwerbsarbeit durch berufliche Positionen geprägt ist, die sich an inhaltli- 
chen Arbeitsfeldern und unterschiedlichen Qualifikationsniveaus festmachen, ist 
evident. Dass damit auch unterschiedliche Arbeitsbelastungen und Ressourcen 
verbunden sind, die vor allem für Frauen nachteilig sind, wurde in den letzten 
Jahren für das interpersonelle Arbeitsfeld diskutiert (exemplarisch Ver.di 2001; 
Winter 1998). Anhand der Arbeitsfelder nach Oesch (2006b) haben wir ei- 
nen kontrollierten Vergleich von Gesundheitsbedingung in der Erwerbsarbeit 
durchgeführt. Er zeigte, dass geschlechterbezogene Ungleichheit durch Arbeits- 
belastungen und Ressourcendefizite in allen Arbeitsfeldern stattfinden. Anders 
formuliert: Frauen in vergleichbaren Berufspositionen wie Männer sind mehr 
Belastungen ausgesetzt und verfügen über weniger Ressourcen. Dieser Befund 
erlaubt es aus unserer Sicht von einem gender health gap zu sprechen. In ihm 
manifestieren sich ungleiche gesundheitliche Kosten von Berufs- und Tätig- 
keitsgruppen entlang der Achse Geschlecht. Sie sind Folge von geschlechtlichen 
Zuschreibungen und Berufsorientierungen, die historisch gewachsen sind und 
ihre Wirksamkeit bis heute entfalten. Der gender health gap, so unsere Prognose, 
dürfte auch zukünftigdie Arbeitswelt prägen; dies zeigt sich in ersten Studien zum 
Zusammenhang von Digitalisierung, Arbeit und Geschlecht (vgl. beispielhaft 
Kutzner/Schnier 2017; Will-Zocholl/Clasen 2019). 

Zwar konnten wir keine Hinweise darauf finden, dass Geschlecht an ein 
unterschiedliches formales Niveau im Arbeits- und Gesundheitsschutz gebun- 
den ist, wie eingangs vermutet. Dies hieße etwa, dass gesetzliche Vorgaben zum 
Schutz der Beschäftigtengesundheit für Frauen nicht greifen würden. Unsere 
Untersuchung machte jedoch deutlich, dass Frauen in gleichen oder ähnlichen 
Berufsklassen häufiger Belastungen und Ressourcendefizite angeben als Männer. 
Das im Arbeitsschutzgesetz verankerte Prinzip eines kontinuierlichen Abbaus 
von Belastungen wird für die Beschäftigtengruppe der Frauen demzufolge nicht 
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hinreichend umgesetzt. Eine Erklärung für die häufig zuungunsten von Frauen 
ausfallenden psychischen und physischen Belastungen und Ressourcendefizite 
verweisen darauf, dass der Arbeits- und Gesundheitsschutz am sogenannten 
Normalarbeitsverhältnis orientiert ist, unter dessen Bedingungen vorwiegend 
Männer beschäftigt sind. Instrumente zur betrieblichen Gesundheitsförderung 
und Arbeitsschutzroutinen, wie die Gefährdungsbeurteilung finden zudem über- 
durchschnittlich häufig in großen Organisationen mit Interessenvertretungen 
statt, die größere Anteile von Normalbeschäftigung realisieren als kleinere und 
mittlere Unternehmen. Das männlich geprägte Normalarbeitsverhältnis pro- 
fitiert deshalb stärker von Belastungsminimierung und Ressourcenzuweisung 
als von Frauen dominierte Tätigkeiten. Offen bleibt die Frage, ob Männer auch 
innerhalb derselben Berufsklasse eine höhere Chance auf Normalarbeitsver- 
hältnisse haben. 

Hinzu kommt, dass die spezifischen Anforderungen im Segment der 
Frauen(erwerbs)arbeit in den Arbeitswissenschaften ein blinder Fleck sind. Dass 
im Bereich der betrieblich organisierten Arbeit Frauen vor allem an den „Rän- 
dern“ und in Teilzeit eingesetzt wurden und werden, hatte zur Folge, dass eine 
systematische Untersuchung dieser Arbeitsplätze cher nachrangig angegangen 
wurde. Vielfach erfolgten grundlegende Untersuchungen nur bei männlichen 
Erwerbstätigen, die Übertragung der Ergebnisse auf weibliche Beschäftigte war 
häufig unangemessen (etwa bei Muskelkraft oder Dauerleistungsfähigkeit; vgl. 
Resch 2007; Hiersche 1973). Zwar ist dieser Umstand in der Arbeitswissenschaft 
bekannt und wurde zwischenzeitlich durch empirisch gewonnene Daten teilweise 
korrigiert, trotzdem liegt der Forschungsstand bezüglich weiblicher Erwerbs- 
tätiger immer noch weit hinter dem für männliche Beschäftigte zurück (vgl. 
Schlick u.a. 2010). Bei Tätigkeiten, die außerhalb von betrieblichen Arbeitsstätten 
stattfinden, werden die erforderlichen sicherheits- und gesundheitsfördernden 
Arbeitsbedingungen vielfach gar nicht oder nur ungenügend bereitgestellt. 

Durch die - der Datenlage geschuldeten - ausschließliche Einbeziehung 
von Belastungen und Ressourcendefizite im Kontext von Erwerbsarbeit bleiben 
Gratifikationskrisen und andere Belastungsprobleme unbezahlter Haus- und 
Sorgearbeit in unserer Untersuchung unberücksichtigt. Damit folgen wir den 
gängigen arbeitswissenschaftlichen Methoden, die mit der Erwerbsarbeit ver- 
bundenen Anforderungen den individuellen Ressourcen gegenüberzustellen, um 
bewerten zu können, ob eine Fehlbelastung vorliegt. Das faktische Ausmaß des 
gender healthgap würde indes voraussetzen, erweiterte Konzepte von Belastungen 
und Handlungsressourcen zugrundzulegen, sodass verschiedene (auch informelle) 
Arbeitsformen einbezogen werden. Damit würde eine in der feministisch ori- 
entierten Arbeitsforschung schon lange gut begründete Forderung nach einer 
Erweiterung des Arbeitsbegriffs aufgegriffen. 
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5. Durch Arbeits- und Sozialpolitik Gender Gaps abbauen 


Je nach Fokus und Zielsetzung hat die gesellschaftspolitische Diskussion des 
gender pay gap und dessen Problematisierungin den letzten Jahren dazu geführt, 
dass weitere geschlechtsbezogene Gerechtigkeitslücken identifiziert wurden, etwa 
der.gender care gap oder auch der. gender pension gap. Letzterer beträgt in den neuen 
Bundesländern 23 Prozent, in den alten Ländern sogar 42 Prozent (Kohlen 2018: 
276) und verweist aufeinen erheblichen sozialpolitischen Gestaltungsbedarf. Der 
durch unsere Untersuchungverifizierte erwerbsarbeitsbezogene gender health gap 
adressiert neben Arbeitswissenschaftler*innen demnach auch Akteure im Feld 
der Arbeits- und Sozialpolitik. 

Die erfolgreiche Durchsetzung des Tarifvertrags, in dem Beschäftigte die Op- 
tion haben, eine „kurze Vollzeit“ zu wählen, wenn sie neben ihrer Erwerbsarbeit 
auch Sorgearbeiten übernehmen wollen - zumal im männlich dominierten Orga- 
nisationsbereich der IG Metall (vgl. IGM-Tarifabschluss 2018) - zeigt mindestens 
dreierlei: Erstens, Sorgearbeit ist ein Aspekt der auf die Arbeitsbedingungen in 
der Erwerbsarbeit rückwirkt: Menschen, die Sorgearbeit leisten, haben weniger 
Ressourcen und leiden unter einer höheren Arbeitsverdichtung (vgl. Ehrlich/ 
Becker 2018). Zweitens können trotz hochgradigfragmentierter Arbeitswelt mit 
polarisierten Arbeitszeitregimes Beschäftigte für das Thema mobilisiert werden 
(während Vollzeitbeschäftigte häufigüberlange Arbeitszeiten haben, leiden viele 
Teilzeitbeschäftigte an verkürzten Erwerbszeiten). Es ist nicht mehr die Aufga- 
be der Einzelnen, individuelle Lösungen für die Vereinbarkeitsproblematik zu 
finden. Dass eine Gewerkschaft mit diesem Thema in einen Arbeitskampfzicht, 
zeigt drittens, dass die Forderung, sich von dem engen Arbeitsbegriff zu lösen 
und damit Tätigkeiten außerhalb der Erwerbsarbeitssphäre aufzuwerten, auch 
für die Praxis relevant ist. 

Dass Frauen ihre Forderung nach einer Aufwertung ihrer Arbeit heute selbst- 
bewusst einfordern und auch erkämpfen, zeigen die feminisierten Streiks in den 
Sozial- und Erziehungsdiensten und der Pflege. Dies ist in vielerlei Hinsicht be- 
achtlich: Erstens führte ihr ausgeprägtes Berufsethos lange dazu, dass sie dieses 
als unvereinbar mit widerständigem Handeln wahrnahmen und vielfach noch 
nehmen. Das liegt auch daran, dass die zum Teil von ihnen selbst verinnerlich- 
te Auffassung, mit einem Arbeitskampf würden sie ihre Schutzbefohlenen (die 
Patient*innen und Kinder) im Stich lassen, von Teilen der Gesellschaft geteilt 
und kommuniziert wird. So ist die gesellschaftliche Wertschätzung insbesonde- 
re hinsichtlich der Einschätzung der fachlichen Voraussetzungen dieser Berufe 
im Vergleich zu anderen Berufsgruppen (etwa Polizistinnen) und zu anderen 
Ländern (beispielsweise Skandinavien) immer noch vergleichsweise gering ist. 
Zweitens sind die Beschäftigten und die zuständige Gewerkschaft Ver.di im Kita- 
Bereich öffentlicher Träger in besonderer Weise auf gesellschaftlichen Rückhalt 
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angewiesen. Anders als die Beschäftigten in vielen (privaten) Krankenhäusern ver- 
fügen sie nicht über klassische Produktionsmacht, die darauf beruht, dass Streiks 
Produktionsausfälle und damit Kosten für die Arbeitgeber*innen verursachen. 
Streikende Erzieher*innen müssen daher um die symbolische Unterstützungvon 
Elternorganisationen, Journalistinnen, der lokalen Politik sowie weiteren gesell- 
schaftlichen Akteuren und Öffentlichkeit werben, diese für ihre Belange gewinnen 
und auf diese Weise die Meinungsführerschaft zu gewerkschaftlich relevanten 
Themen aufbauen. Die Durchsetzungschancen für die Beschäftigten sind in der 
letzten Zeit deswegen gestiegen, weil Arbeitsniederlegungen im Erziehungs- und 
Pflegesektor immer auch mit öffentlichen Auseinandersetzungen um die Qualität 
dieser Dienstleistungen verbunden sind. Entsprechend groß ist die Empörung 
der Öffentlichkeit über schlechte Arbeitsbedingungen in diesen Bereichen der 
Daseinsfürsorge. Führt diese auch zu einer Solidarisierungmit den Beschäftigten, 
können diese daraus Macht- und Gesundheitsressourcen generieren, die sie zur 
Gestaltung der Vernutzungsbedingungen ihrer Arbeitskraft einsetzen können. 

Beide Entwicklungen zusammengenommen geben Anlass zur Hoffnung, dass 
die Identifizierungeines gender health gap nicht auf die wissenschaftliche Analy- 
seebene beschränkt bleibt. Vielmehr deuten sich hier neue und vielversprechende 
Bündnisse etwa zwischen Gewerkschaften, (feministischen) Care-Initiativen und 
Wissenschaftler*innen an. Ihre Aufgabe besteht aus unserer Sicht auch darin, sich 
für Schutz- und Förderpolitiken stark zu machen. Die Arbeitskämpfe im Erzie- 
hungsbereich und der Pflege zeigen, dass Frauen aktiv und kollektiv traditionelle 
Berufs- und Geschlechterrollen infrage stellen. Eine geschlechterparitätische 
Verteilung von Mitbestimmungsrechten und -gelegenheiten sind deshalb eine 
gebotene politische Schlüsselforderung. Als Urforderung emanzipatorischer 
Politik bedarf sie - wenn schon Gemeinsamkeiten mit der bürgerlichen Mitte 
sichtbar werden — machtvoller Bündnisse. Mit den vorgelegten Befunden und 
Argumenten besteht die Chance, das Thema der Geschlechtergerechtigkeit neu 
zu adressieren und politische Mehrheiten für einen Abbau der vielfältigen gender 
gaps herzustellen. 
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Das Gespenst der Care-Krise 
Ein kritischer Blick auf eine aktuelle Debatte 


Ein Gespenst geht um in Europa - und nicht nur hier, sondern seit Längerem 
auch in den USA, wo es zuerst in Erscheinung trat: die Care-Krise. Die Literatur 
wächst seit einigen Jahren fast ins Uferlose. In einem Care-Manifest von 2013 
heißt es, „Care in allen Facetten“ seiin einer „umfassenden Krise“. Der Sektor wird 
so umrissen: „Tätigkeiten wie Fürsorge, Erziehung, Pflege und Unterstützung, 
bezahlt und unbezahlt, in Einrichtungen und in privaten Lebenszusammenhän- 
gen, bezogen auf Gesundheit, Erziehung, Betreuung u.v.m. - kurz: die Sorge für 
andere, für das Gemeinwohl und als Basis die Sorge für sich selbst [...]“. 

In einem Artikel in der PROKLA stellen Brigitte Aulenbacher u.a. gleich 
mehrmals fest, ein generelles Charakteristikum des Kapitalismus sei seine „Sorg- 
losigkeit“, daher sei in diesem, und vor allem im Finanzkapitalismus eine „Sorge- 
krise“ zu diagnostizieren (Aulenbacher 2014: 212, 218, 220). In einer Expertise 
von Sabine Beckmann wird vertreten, Care sei stets: privat organisiert, von Frauen 
ausgeführt, nicht oder unterbezahlt, beziche sich auf die Pflege von Angehörigen 
oder Kindern und allgemein auf die „Erhaltung des Lebens“ (Beckmann 2016: 
5). In einem Artikel von Nina Power heißt es, bei Care ginge es um „Hege und 
Pflege im umfassenden Sinn“, wobei Frauen „emotionale Arbeit unter Zwang“ 
leisteten. Auch sie stellt fest, es gebe einen „allgemeinen Mangel an Care, an 
Sorge“, die Feminisierungvon Arbeit bedeute durchweg „schlecht bezahlte Arbeit, 
schreckliche Arbeitsbedingungen“, und Frauenarbeit müsse aufgewertet werden, 
„insbesondere die Altenbetreuung und andere Formen der Sorgearbeit.“ (Power 
2018: 59, 60, 63, 68). Ähnlich wird es in einem jüngst veröffentlichten Artikel zur 
Analyse der Lage der politischen Linken formuliert: „Auch das gesellschaftliche 
Care-Problem wird nicht thematisiert und schlichtweg ausgesessen [....] Gerade 
der Bereich der personennahen Dienstleistungen ist geprägt durch Minijobs 
einerseits oder durch die global care chain andererseits. [...] Die neuen “Zugeh- 
frauen’ und Pflegerinnen der gesellschaftlichen Eliten profitieren keineswegs vom 
gleichstellungspolitisch gerahmten Neoliberalismus.“ (Brinkmann u.a. 2018: 51) 

Wir möchten mit unserem Beitrag zur kritischen Diskussion dieser und wei- 
terer Ihesen zur Care-Arbeit anregen, die nach Gabriele Winker Tätigkeiten 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 195, 49. Jg. 2019, Nr. 2, 239-258 
DOI: 110.32387/prokla.49.195.1821 


240 Friederike Maier und Dorothea Schmidt 


umfasst, „die jede Person ausführt. Menschen kochen, erziehen Kinder, beraten 
Freund_innen, versorgen unterstützungsbedürftige Angehörige. Viele Menschen 
sind in diesem Bereich auch berufstätig, beispielsweise als Haushaltsarbeiter_in, 
Pflegekraft, Erzicher_in, Lehrer_in oder Sozialarbeiter_in. Gleichzeitig wird diese 
Sorgearbeit in der heutigen Gesellschaft primär von Frauen geleistet, abgewertet, 
nicht ausreichend unterstützt und schlecht entlohnt.“ (Winker 2015: 15). Die 
Autorin geht des Weiteren davon aus, „dassin der bundesdeutschen Gesellschaft 
Care-Arbeit systematisch entthematisiert und abgewertet wird, auch wenn sie 
für alle Menschen lebensnotwendig und für die Aufrechterhaltung des kapita- 
listischen Systems grundlegend ist.“ (Ebd: 16) 

Wir teilen das Anliegen der Care-IheoretikerInnen, dass schlechte und un- 
würdige Arbeitsverhältnisse und -bedingungen bei bezahlten oder unbezahlten 
Tätigkeiten dringend aufgegriffen, in die öffentliche Diskussion gebracht und 
notfalls auch skandalisiert werden müssen. Ebenso muss die unzureichende Ver- 
sorgung von Menschen einer Gesellschaft mit Dienstleistungen und Gütern, 
die existentiell notwendig sind - die sogenannte Daseinsvorsorge, zu der die 
Gesundheit ebenso gehört wie das Wohnen - thematisiert werden. Wenn es 
also eine zunehmende Versorgungslücke für bestimmte soziale Gruppen gibt, 
für die solcher existentielle Bedarf nicht mehr gedeckt werden kann, oder wenn 
die entsprechenden Angebote für sie nicht erschwinglich sind, spricht man zu 
Recht von einer Krise. Wirbezweifeln allerdings, dass die aktuellen Probleme der 
Altenpflege, die in der Care-Diskussion meist prototypisch in den Vordergrund 
gestellt werden, gleichermaßen auf alle anderen angeführten Felder von Care 
übertragen, also umstandslos verallgemeinert werden können. Des Weiteren 
halten wir die Behauptung für fragwürdig, jegliche Art von Care-Arbeit würde 
gegenwärtig „systematisch entthematisiert und abgewertet“. 

Um unsere Kritik zu untermauern, stellen wir im Folgenden exemplarisch 
zwei Bereiche einander gegenüber, anhand derer wir die wichtigsten Argumente 
überprüfen: die Kinder- und die Altenbetreuung. Unser Ausgangspunkt ist, 
dass die Entwicklung der personenbezogenen Arbeit, der bezahlten wie der un- 
bezahlten, schr viel differenzierter und widersprüchlicher verläuft als es in der 
Care-Debatte meist unterstellt wird, und erst eine präzisere Analyse erlaubt es, 
Fortschritte, Sackgassen und Rückschritte in diesem Bereich zu erkennen und 
entsprechende politische Handlungsempfehlungen zu formulieren. Wir nehmen 
keine umfassende Literaturanalyse vor, sondern wollen zentrale Aussagen mit den 
empirischen Ergebnissen neuerer sozialwissenschaftlicher Forschung kontrastie- 
ren. Dabei stützen wir uns in erster Linie auf die im deutschsprachigen Umfeld 
als Standardwerk geltende Monographie von Gabriele Winker Care Revolution 
- Schritte in eine solidarische Gesellschaft (2015), da sich auch die Mehrzahl der 
einschlägigen Veröffentlichungen auf sie beziehen. Wir möchten insbesondere 
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vier bei Winker (und in Varianten bei anderen AutorInnen zu findenden) Set- 
zungen diskutieren: 1) die unpräzise Abgrenzung von Care und Care-Arbeit, 
die gleichwohl pauschal als prekär gilt; 2) die Behauptung, der Kapitalismus 
grenze Care-Arbeit grundsätzlich aus, deshalb sei sie in ihrer Qualität immer 
unterbewertet und schlecht; 3) die Annahme, häusliche Arbeit und Pflege sei 
stets und unverändert Frauensache; 4) wenn sich der Staat doch um den Bereich 
Care kümmere, dann folge er einer funktionalistischen Kapitallogik. 


1. Personenbezogene Dienstleistungen und 
Beschäftigungsverhältnisse 


Der Begriff Care wird extrem weit und ungenau verwendet, zudem wird pauschal 
unterstellt, es handle sich dabei generell um unterbewertete und schlecht bezahlte 
Arbeit. Der Sektor umfasst ein breites Spektrum von Tätigkeiten der „Sorge“, das 
unzureichend abgegrenzt wird, sodass darin eigentlich alles jenseits der in kapi- 
talistischen Gesellschaften angeblich privilegierten Industriearbeit hineinfällt 
und überall den gleichen katastrophalen Bedingungen unterworfen sein soll. Je 
nach Zusammenhang werden sämtliche personenbezogenen Dienstleistungen 
als Care-Arbeit gefasst, oder auch nur die ErzieherInnen, Pflegekräfte und „Zu- 
gehfrauen‘, d.h. es gibt keine präzise Festlegung, worüber überhaupt gesprochen 
wird, wenn von einer Care-Krise die Rede ist. Winker zählt hierzu unbezahlte 
Tätigkeiten innerhalb von Familien ebenso wie die Arbeit in Kindergärten, Schu- 
len oder Altersheimen, und nennt, um das quantitativ zu umreißen, Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes von 2013. Demnach machten die Erwerbstätigen im 
Gesundheits- und Sozialwesen, in den Bereichen Erziehungund Unterricht sowie 
Häusliche Dienste zusammen 31,8 Prozent aller Erwerbstätigen aus, wobei aber 
weder die HaushaltsarbeiterInnen in der Schattenwirtschaft noch die unbezahlte 
Arbeit in den Familien sowie die Selbstsorge erfasst seien (Winker 2015: 24). 
In der Tat gehören die personenbezogenen Dienstleistungen in den letzten 
Jahrzehnten zu einem der besonders rasch wachsenden Wirtschaftszweige in 
allen entwickelten kapitalistischen Volkswirtschaften. Diese Erwerbsbereiche 
haben unter anderem deshalb zugenommen, weil es eine steigende Nachfrage 
nach professioneller Care-Arbeit gibt. So hat sich in Deutschland, seit 2013 der 
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung für alle Kinder ab dem ersten Lebensjahr 
eingeführt wurde, die Zahl der Kinder in Betreuungseinrichtungen verdoppelt: 
Im Jahr 2017 wurden 33 Prozent aller Kinder zwischen einem und drei Jahren 
und 93,4 Prozent aller Kinder zwischen drei und sechs Jahren in einer öffentli- 
chen oder öffentlich geförderten Einrichtung betreut (Statistisches Bundesamt 
2018: 66). Auch andere Bereiche der personenbezogenen Care-Arbeit haben stark 
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expandiert: die Altenpflege, die Krankenpflege, aber auch persönliche Dienste wie 
FriseurInnen, Fitness- und Wellnessangebote. Die Gründe für diese Nachfrage 
sind so vielfältig wie die Bereiche selbst: u.a. die veränderte Altersstruktur der 
Gesellschaft, individuelle Bedürfnisse nach gesundem Leben, die Möglichkeit 
der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und dem Leben mit Kind(ern) durch außer- 
häusliche Betreuung oder die Förderung der Kinder dadurch, dass sie an solcher 
Betreuung teilnehmen sowie die politischen Reformen, die in den letzten 20 Jah- 
ren die Rahmenbedingungen stark verändert haben (vgl. dazu auch Blank 2017). 

Entgegen den Behauptungen der Care-KrisentheoretikerInnen arbeiten die 
Erwerbstätigen in vielen dieser Bereiche nur zu einem geringen Teil in prekären 
Beschäftigungsverhältnissen. Die Mehrheit ist in Vollzeit oder vollzeitnaher 
Teilzeit beschäftigt, hat unbefristete Arbeitsverhältnisse und zudem oft eine 
mittlere bis hohe Qualifikation. In der Kinderbetreuung etwa ist die Zahl der 
Beschäftigten zwischen 2006 und 2016 um insgesamt rund 217.900 pädagogisch 
Tätige auf jetzt 593.683 angestiegen. Die Zahl der Beschäftigten mit 38,5 und 
mehr Wochenarbeitsstunden (Vollzeittätige) ist um ungefähr 87.700 Personen 
(40,3%) und die Zahl der Beschäftigten mit weniger Wochenarbeitsstunden 
(Teilzeittätige) um fast 130.200 Personen (59,7%) gewachsen. Wenngleich die 
meisten von ihnen also nach wie vor in Vollzeit arbeiten, hat die Anzahl der 
Teilzeit-Beschäftigten relativ stärker zugenommen. Im Jahr 2017 verfügten 
bundesweit 70,3 Prozent der pädagogisch Tätigen in Kitas (einschließlich der 
Horte) über einen fachlich einschlägigen Fachschulabschluss (etwa ErzieherIn). 
Weitere 13,4 Prozent besitzen einen formal niedrigeren, fachlich einschlägigen 
Berufsfachschulabschluss, wie beispielsweise den zur Kinderpflegerin. Der An- 
teil der Hochschulausgebildeten in Kitas liegt 2017 bei 5,4 Prozent. 85 Prozent 
der Beschäftigten haben einen unbefristeten Arbeitsvertrag, damit liegt dieser 
Bereich leicht unter den Werten, die für andere Berufsgruppen ermittelt wurden 
(Bertelsmann 2018). 

Anders ist die Situation in der Kranken- und Altenpflege: Hier sind die Zahlen 
ebenfalls erheblich gestiegen, sowohl was die Zahl der Gepflegten wie diejenige 
der Beschäftigten angeht. 2016 gab es 1,7 Millionen Pflegekräfte (1,1 Millionen 
KrankenpflegerInnen und 0,6 Millionen AltenpflegerInnen). Ihre Zahlhat in den 
letzten Jahren stetigzugenommen, allein gegenüber 2015 um 48.000 (43%). Der 
Frauenanteil liegt bei 82 Prozent (Krankenpflege 81%; Altenpflege 85%). In der 
Alten- und Krankenpflege sind Teilzeitbeschäftigungen, aber auch geringfügige 
Beschäftigungen weit verbreitet. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
entsprachen die 1,7 Millionen Pflegekräfte 1,2 Millionen Vollzeitäquivalenten 
(Krankenpflege 0,8 Millionen, Altenpflege 0,4 Millionen Vollzeitäquivalente). 
Die Teilzeitquote beträgt insgesamt knapp 70 Prozent, und unter den sozialver- 
sicherungspflichtig Beschäftigten sind 56 Prozent in Teilzeit beschäftigt (Bun- 
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desagentur für Arbeit 2018). Im Vergleich zur Kinderbetreuung sind auch die 
beruflichen Qualifikationsniveaus der Beschäftigten vor allem in der Altenpflege 
geringer; so waren unter den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 45 Pro- 
zent als AltenpflegehelferInnen beschäftigt (Bundesagentur für Arbeit 2018: 6) 

Generell sind prekäre Arbeitsverhältnisse, wie etwa geringfügige Beschäfti- 
gung, für Frauen ebenso wie für Männer besonders stark verbreitet im Hotel- 
und Gaststättengewerbe, im Handel und bei Reinigungsdiensten: In diesen drei 
Bereichen arbeiteten 27 Prozent aller geringfügig beschäftigten Männer und 33 
Prozent aller geringfügig beschäftigten Frauen (Stand Juni 2018, Bundesagen- 
tur für Arbeit 2018a). In den Wirtschaftszweigen Erziehung, Gesundheit und 
Sozialwesen sind geringfügige Beschäftigungsverhältnisse wenig verbreitet, es 
dominieren sozialversicherungspflichtige Voll- und Teilzeitjobs. Private Haus- 
haltshilfen arbeiten allerdings - sofern sie überhaupt registriert sind - oft auf 
Basis von Minijobs, wobei dort 5,6 Prozent der geringfügig beschäftigten Frauen 
beschäftigt sind (Bundesagentur für Arbeit 2018a). 

Die pauschale Behauptung, bezahlte Sorgearbeit sei durchweg prekär, lässt sich 
empirisch nicht halten und zeichnet ein falsches Bild der tatsächlichen berufli- 
chen Praxis der professionellen SorgearbeiterInnen. Zunächst einmal ist festzu- 
halten, dass die Beschäftigten in allen Bereichen der formellen Care-Arbeit eine 
hohe berufsbezogene Motivation haben und an dieser auch festhalten, obwohl 
sie die konkreten Arbeitsbedingungen in vielen Fällen kritisieren. So zeigte eine 
Studie über die berufliche Situation von Erzieherinnen, Krankenpflegerinnen, 
Grundschullehrerinnen, Sozialpädagoginnen im Vergleich zu Verwaltungsfach- 
frauen und allen erwerbstätigten Frauen mit abgeschlossener Berufsausbildung, 
dass die Arbeitsbelastungen von den Erzieherinnen und Krankenpflegerinnen 
als besonders hoch empfunden werden (Spieß/ Westermaier 2016). Zeitdruck, 
gestiegene Arbeitsintensität und höhere Anforderungen wurden in diesen Be- 
rufen relativ häufig genannt. Die knappe Personalbemessung in der Pflege wie 
in der Kinderbetreuung wird auch in anderen Studien als zentrales Problem 
herausgestellt (Schildmann/ Voss 2018). Während Grundschullehrerinnen, So- 
zialpädagoginnen und die anderen weiblichen Beschäftigten ihre Entlohnungals 
angemessen empfanden, war dies bei den Erzieherinnen und Pflegerinnen nicht 
der Fall (Spieß/ Westermaier 2016). 

ErzieherInnen in Kitas wurden tatsächlich lange Zeit relativ schlecht bezahlt, 
doch - wie einigen anderen Beschäftigtengruppen auch - ist es ihnen in den 
letzten Jahrzehnten gelungen, über aktive Beteiligungan den Kämpfen um mehr 
Lohn ihre Bezahlung innerhalb des öffentlichen Dienstes erheblich zu verbessern. 
So gab es seit 1989 in mehreren Bundesländern Kitastreiks. Ein Vergleich für 2015 
zeigt, dass die tarifliche Entlohnung von ErzieherInnen damals auf das Niveau 
von TechnikerInnen angestiegen war und höher als diejenige von (meist männli- 
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chen) Feuerwehrleuten lag (Schultz 2015). In der Rangfolge der Entlohnungder 
Frauenberufe stehen all solche Bereiche relativ gut da, in denen es Tarifverträge 
gibt und in denen es gelungen ist, eine gewisse öffentliche Aufmerksamkeit zu 
mobilisieren. Eine bessere Entlohnung der ErzieherInnen, der medizinischen 
Fachkräfte und derjenigen, die Pllegetätigkeiten ausüben - hier allerdings mit der 
gewichtigen Ausnahme der Altenpflege - ist in den letzten Jahren zumindest in 
Ansätzen gelungen. In der Altenpflege wird weiterhin - im Vergleich mit anderen 
Care-Arbeiten und im generellen Vergleich - deutlich schlechter bezahlt: Selbst 
für Fachkräfte liegt der Lohn um 16 Prozent unter dem gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnittsverdienst (Seibert u.a. 2018). Wegen der niedrigen Löhne und der 
fehlenden Tarifbindung gibt es für diesen Bereich sogar einen eigenen Mindest- 
lohn, der mit 11,05 Euro für 2019 ein wenigüber dem allgemeinen Mindestlohn 
von 9,19 Euro (jeweils West) liegt (vgl. Ver.di 2019). 

Am unteren Ende der Lohnskala, weit schlechter bezahlt als Pflegeberufe, 
stehen allerdings Berufe wie FriseurInnen und KosmetikerInnen, außerdem 
FloristInnen, LebensmittelverkäuferInnen, Hotel- und Gastronomieangestellte 
sowie TextilverarbeiterInnen - eine bunte Reihe von Tätigkeiten, von denen die 
wenigsten unter Care-Arbeit gezählt werden können (Bundesagentur für Arbeit 
2018b). Dass es eine generelle Unterbewertung und Unterbezahlung der Er- 
werbsarbeit von Frauen im Vergleich zu Männern gibt, ist gerade in Deutschland 
evident, und der gender pay gap einer der höchsten im internationalen Vergleich. 
Allerdings ist die Unterbewertung von Frauenarbeit nicht begrenzt aufbestimmte 
Berufe im Sorgebereich, sondern von den gering- bis zu hochbezahlten Tätigkei- 
ten nachweisbar (vgl. Klenner 2016: 5ff.). 


2. Die Qualität der personenbezogenen Dienstleistungen 


Der Care-Sektor soll angeblich außerhalb des kapitalistischen Wirtschaftens 
stehen, und dies erkläre auch, weshalb er vernachlässigt werde. So heißt es bei 
Winker: „Das Funktionsprinzip einer kapitalistischen Gesellschaft, Waren- 
produktion zum Zweck der Kapitalverwertung, führt dazu, dass es in einigen 
Bereichen zu einer konkurrenzbedingten Überproduktion kommt, zum Beispiel 
in der Automobilindustrie, in anderen Bereichen dagegen zu einer Unterver- 
sorgung in dem Sinn, dass Bedürfnisse nicht befriedigt werden können, zum 
Beispiel im Pflege- und Betreuungsbereich. Denn nur Bedürfnisse, die sich als 
kaufkräftige Nachfrage artikulieren können, werden mittels Warenproduktion 
befriedigt.“ (Winker 2015: 140) Dieser Kurzschluss - nur Waren würden im 
Kapitalismus produziert, Dienstleistungen seien keine Produkte, die als Teil der 
Kapitalverwertung angesehen werden - hält sich zwar hartnäckig unter linken 
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TheoretikerInnen, ihm wird aber etwa von Winker an anderer Stelle ihres Wer- 
kes selbst widersprochen: „In einer kapitalistischen Gesellschaft können Care- 
Tätigkeiten auf unterschiedliche Weise realisiert werden. In der Regel werden 
sie in einem Mix aus unbezahlten Tätigkeiten innerhalb von Familien einerseits 
sowie staatlichen und privatwirtschaftlichen Dienstleistungen andererseits ge- 
leistet.“ (Ebd.: 23) 

Die Frage, ob, in welcher Qualität und zu welchem Preis personenbezogene 
Dienstleistungen in einer kapitalistischen Ökonomie angeboten werden, ist 
mit der Entwicklung der wohlfahrtsstaatlichen Dienstleistungen verknüpft: 
Grundsätzlich lassen sich alle diese Bereiche rein privatwirtschaftlich organisieren 
und bei entsprechenden Preisen sogar Gewinne generieren. Allerdings bleiben 
Quantität und Qualität dann hinter den - auch durch gesellschaftliche Konflikte 
vermittelten - Bedürfnissen häufig zurück. Die Nachfrage nach Erziehung, Bil- 
dung, Pflege kann in der Regel nur befriedigt werden, wenn der Staat eingreift, in 
dem er diese Dienste selbst erzeugt, durch öffentliche Zuschüsse private Anbieter 
unterstützt bzw. die Haushalte mit finanziellen Mitteln ausstattet, um entspre- 
chende Dienste nachzufragen. Welche Form dabei für diese öffentliche Aufgabe 
gefunden wird, welcher Mix an Instrumenten eingesetzt wird, welche Branchen 
und Tätigkeiten der Care-Arbeiten gefördert oder vernachlässigt werden, ist in 
den westlichen Wohlfahrtsstaaten durchaus unterschiedlich und wird durch 
gesellschaftliche Auseinandersetzungen und Kämpfe mit beeinflusst. 

Für Deutschland sind dabei - gerade im Care-Sektor - neben öffentlichen, 
gemeinnützigen, karitativen und kirchlichen Einrichtungen auch zunehmend 
privatwirtschaftlich organisierte Kindergärten, Schulen, Pflegedienste, Kran- 
kenhäuser oder Wellness-Center von Bedeutung. Für die Kinderbetreuung gibt 
es außer privaten Einrichtungen Eltern-Kind-Initiativen oder gemeinnützige 
Pflegeeinrichtungen, die nur mithilfe öffentlicher Finanzierung existieren 
können. Die Qualität der Einrichtungen ist höchst unterschiedlich, wobei es 
keinen eindeutigen Zusammenhang zwischen der Qualität und der jeweiligen 
Trägerschaft gibt. 

Bei Winker heißtesrecht allgemein, es gebe eine Überforderung von Menschen 
im Erwerbsleben, viele seien „erschöpft“, immer mehr von ihnen in Leiharbeit 
oder befristet beschäftigt und sie könnten daher die „hohen Aufgaben im Bereich 
der Selbstsorge und der Sorge für andere in den Familien“ nicht bewältigen, 
auch wegen der „unzureichenden Unterstützung durch Care-Institutionen wie 
Kindergärten, Ganztagsschulen oder Krankenhäuser“ (Winker 2015: 84). 

Wiederum wird ein Pauschalurteil über die Qualität dieser Einrichtungen 
getroffen, das über die tatsächlichen Veränderungen hinweggeht. Während es 
in den 1950er und 1960er Jahren in Kindergärten häufig Gruppen von mehr 
als 30 Kindern gab, für die eine einzige Kindergärtnerin zuständig war, ist in- 
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zwischen im Durchschnitt ein Betreuungsschlüssel von etwa fünf Kindern pro 
Betreuungsperson üblich, wobei allerdings nach wie vor erhebliche Unterschiede 
zwischen den ost- und den westdeutschen Bundesländern und zwischen einzelnen 
Kommunen bestehen. Kindergärten waren früher oft nicht mehr als Aufbewahr- 
anstalten mit strikten Disziplinanforderungen; dagegen gibt es heutzutage eine 
Fülle von Konzepten, die von Wald- bis zu Bewegungskindergärten reichen, 
und zahllose Einrichtungen, die an die Montessori- oder Waldorfpädagogik 
anknüpfen und die Freude von Kindern am Basteln, Malen und Musikmachen 
oder an Entdeckungen in der Natur fördern. Nicht alle Familien haben allerdings 
gleichermaßen Zugang zu solchen alten und neuen Reformprojekten. Selbst 
wenn es vielerorts Sozialtarife gibt, müssen Haushalte, die über weniger als 60 
Prozent des Durchschnittseinkommens verfügen, rund zehn Prozent davon für 
die Kinderbetreuungaufwenden, sodass teurere Einrichtungen für sie meist nicht 
infrage kommen. Dagegen macht diese finanzielle Belastung bei besser verdie- 
nenden Haushalten lediglich fünf Prozent aus. Kostenlose Kinderbetreuung, 
wie sie jetzt in einigen Ländern und Kommunen eingeführt ist, würde für die 
schlechter Situierten also eine große finanzielle Entlastungbedeuten (Pflugmann- 
Hohlstein 2012: 46; Stein/Bock-Famulla 2018; Kita-Qualität in Ost und West 
sehr unterschiedlich 2018). 

Erst in den letzten zwanzig Jahren ist es in (West-) Deutschland gelungen, 
einen gesetzlichen Anspruch auf Kinderbetreuung zu verankern und damit Kin- 
derbetreuungzu einer öffentlichen Aufgabe zu machen. Auch wenn heute immer 
noch Defizite in diesem Bereich zu konstatieren sind - bei den Arbeitsbedingun- 
gen, bei der Entlohnung, beim Betreuungsschlüssel, bei der Zahl der Plätze mit 
Ganztagsbetreuungetc. - kann festgehalten werden, dass die Betreuungsangebote 
sich quantitativ wie qualitativ wesentlich verbessert haben. Verändert hat sich 
auch die öffentliche Beurteilung der Kinderbetreuung: eine Kitain Anspruch zu 
nehmen, damit Mütter erwerbstätig werden konnten, war früher cher verpönt, 
und diese galten oft als „Rabenmütter“. In den ersten Jahrzehnten der jungen 
Bundesrepublik herrschten klare Vorstellungen über die Geschlechterrollen, 
sodass die Kinderbetreuung als alleinige Aufgabe der Frauen im Kontext der 
Familie definiert war. Je nach politischer Konjunktur wurde der Ausbau der 
öffentlichen Kinderbetreuung in Ländern wie Schweden, Frankreich oder auch 
der DDR mit großem Misstrauen kommentiert, und das Wohl der Kinder, der 
Mütter, der Familien oder gar der Gesellschaft insgesamt als gefährdet angeschen. 
Heute sind solche Stimmen weitgehend verstummt - auch dies ein Erfolg der 
Frauenbewegung, die immer für eine gut ausgebaute Kinderbetreuungeingetreten 
ist - und, wie die Zahlen zeigen, nehmen die Familien die Angebote auch wahr. 
Das Subsidiaritätsprinzip — unbezahlte Arbeit in der Familie hat Vorrang vor 
öffentlicher Sorge - wurde partiell aufgehoben. Gestritten wird heutzutage um 
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Quantität und Qualität, Finanzierung und Ausgestaltung der Kinderbetreuung, 
aber nicht mehr darüber, ob sie grundsätzlich erforderlich ist. 

Anders als die Kinderbetreuung wurde die Altenbetreuung in der Gesellschaft 
bisher nicht mehrheitlich als öffentliche Aufgabe verstanden. Auch für die Frau- 
enbewegung war die Pflege im häuslichen Bereich kein explizites Thema. Die 
professionelle Altenpflege entwickelte sich in den letzten Jahrzehnten innerhalb 
eines intransparenten Dickichts der widerstreitenden Interessen von Pflegekassen, 
Sozialämtern und Heimbetreibern, die Rahmenverträge aushandeln, bei denen 
die Interessen der Pflegebedürftigen meist auf der Strecke bleiben. Befragungen 
zeigen, dass die meisten SeniorInnen lieber zu Hause gepflegt werden wollen, 
als in ein Heim zu gehen (R+V Pressecenter 2013). Der Wunsch auf Pflege in 
der eigenen Wohnung muss nicht zwangsläufig Pflege allein durch Angehörige 
bedeuten. Der Ausbau der professionellen Pflege im häuslichen Bereich ist eine 
denkbare Alternative, da sich immer weniger Angehörige in der Lage schen, dies 
auch tatsächlich zu übernehmen. Doch bisher sieht etwa die Bundesregierung 
keine Veranlassung, diesen Bereich systematisch auszubauen. In der Stellung- 
nahme zum Gleichstellungsbericht heißt es: „Die von den Sachverständigen 
geforderte Abkehr von einer Pflege in der Familie hin zu einem Pflegesystem, 
das sich vor allem auf professionelle Angebote stützt, ist mit den Zielen und 
Aufgaben der Pflegeversicherung nicht vereinbar. Die Pflegeversicherung soll mit 
ihren Leistungen vorrangig die häusliche Pflege und deshalb auch die Pflegebe- 
reitschaft der Angehörigen und Nachbarn unterstützen. Sie setzt dabei jedoch 
keine Priorität aufdie Inanspruchnahme der Pflegegeldleistung, sondern überlässt 
es den Betroffenen, für welche Leistungsart - durch professionelle Pflegekräfte 
erbrachte Sachleistungen, Geldleistungen oder eine Kombination beider Leis- 
tungsarten - sie sich entscheiden. Insoweit sieht die Pflegeversicherung schon 
seit ihrem Bestehen die Möglichkeit gemischter Betreuungsarrangements vor.“ 
(Sachverständigenkommission 2017:14) 

Doch ist der Wunsch der Älteren nach häuslicher Pflege auch darauf zu- 
rückzuführen, dass Heime oft zu Recht einen schlechten Ruf haben. Werden 
BewohnerInnen von gut ausgestatteten Seniorenresidenzen befragt, so sind sie 
mit dieser Lösungrundum zufrieden (Stiftung Warentest 2016). Mehr als in allen 
anderen Bereichen besteht hier ein Nebeneinander von bestens ausgestatteten 
Seniorenresidenzen und von Einrichtungen mit bescheidenstem Standard und 
mangelhafter Betreuung. Für die SeniorInnen, die es sich leisten können, gibt 
es Appartements, die sie mit ihren eigenen Möbeln ausstatten können, und in 
den Häusern selbst wird ihnen die Qualität von gehobenen Hotels geboten. Sie 
können Schwimmbäder und Clubräume, Cafes und Bibliotheken nutzen, an 
Sprachkursen, Konzerten oder Ausflügen teilnehmen und gute Betreuungs- und 
Pflegedienstleistungen in Anspruch nehmen (Stiftung Warentest, 17.1.2016; 
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Deutsches Institut für Servicequalität 2018). Anders sicht es für die Mehrzahl 
derjenigen aus, die weniger betucht sind. Ihre häufigschlechte Versorgung wurde 
lange Zeit dadurch verschleiert, dass die Heime mit Pflegenoten verschen wurden, 
die der Medizinische Dienst der Krankenkassen vergab, wobei meist ein Noten- 
Durchschnitt von 1,2 erreicht wurde. Doch diese Noten stützten sich vor allem 
auf die Dokumentationen der Pflegeeinrichtungen selbst und erlaubten es zudem, 
unterschiedliche Kriterien, wie etwa den mangelhaften Umgangmit der Vergabe 
von Medikamenten, durch einen gut lesbaren Speiseplan auszugleichen. Neuere 
Untersuchungen von JournalistInnen zeigten, dass esin mehr als 50 Prozent der 
Heime keine korrekte Versorgung mit Medikamenten gibt und in mehr als 30 
Prozent der Fälle die Vorschriften zur Versorgung mit Nahrung und Flüssigkeiten 
nicht eingehalten werden. Auch wurde festgestellt, dass die SeniorInnen in rund 
40 Prozent aller Heime in Mehrbettzimmern untergebracht sind, obwohl die 
meisten von ihnen das nicht möchten (Drepper u.a. 2016). 

Im Unterschied zu allen anderen persönlichen Dienstleistungen ist deren 
Qualität hier besonders schwer einzuschätzen: „Ein gebrechlicher Mensch hat nur 
selten die Möglichkeit, mehrere Heime auszuprobieren. Eine kurze Besichtigung 
sagt meist nur wenigaus. Es gibt keine unabhängige Prüfstelle, die diesem Namen 
gerecht wird.“ (Drepper 2016) Zwar gibt es Heimaufsichten, doch werden deren 
Inspektionsberichte meist nicht bekannt, und nicht einmal der Stellenschlüssel 
der Heime - wieviele Pflegebedürftige von den PflegerInnen zu versorgen sind 
- wird veröffentlicht (ebd.). Ein neues Gesetz, das Pflegestärkungsgesetz II von 
2017, das von der Regierungals ganz großer Wurfangekündigt wurde, sollte dazu 
führen, dass sich der Personalschlüssel in den Heimen verbessert, doch zeigten die 
bisherigen ablehnenden Reaktionen von Krankenkassen und Kommunen, dass 
Verbesserungen kaum absehbar sind und vielerorts weitere Verschlechterungen, 
unter anderem bei der fachlichen Qualifikation des Personals, befürchtet werden 
(Drepper 2017). 


3. Unbezahlte und bezahlte Tätigkeiten in Haushalten 


Zur Arbeit in Haushalten heißt es bei Winker: „Die staatliche Daseinsvorsorge 
wird in der gegenwärtigen Krisensituation den steigenden Anforderungen immer 
weniger gerecht. Die entstehende Lücke wird durch unbezahlte Arbeit insbe- 
sondere von Frauen in Familien gefüllt.“ (Winker 2015: 10). Betrachtet man die 
Care-Tätigkeiten in privaten Haushalten, so ist dort zunächst diese unbezahlte 
Arbeit zu betrachten. Die Zeitbudgetstudien des Statistischen Bundesamts zei- 
gen, dass der durchschnittliche Zeitaufwand dafür nach wie vor schr ungleich 
zwischen Männern und Frauen verteilt ist. Aber er hat vor allem bei Frauen in 


Das Gespenst der Care-Krise 249 


den letzten Jahrzehnten deutlich abgenommen: Die Zeiten liegen für die Jahre 
2012/13 um 20 Prozent niedriger als für 1991/92. Dafür werden drei Gründe 
angegeben: Erstens ist die Erwerbsbeteiligung von Frauen gestiegen - so hat sich 
die Erwerbstätigenquote von Frauen im Alter von 15 bis 65 Jahren seit 1992 von 
56,0 Prozent auf 68,8 Prozent im Jahr 2013 erhöht. Zweitens ist die Zahl der zu 
versorgenden Kinder zurückgegangen. Im Jahr 1992 gab es 10,6 Millionen Kinder 
im Alter von unter zwölf Jahren, 2013 waren es nur noch 8,3 Millionen. Drittens 
gibt eseinen deutlichen Trend, Hausarbeit zu substituieren. Diese Entwicklung ist 
ungebrochen und zeigt sich etwa dadurch, dass vermehrt vorgefertigte Nahrungs- 
mittel verwendet und externe Dienstleistungen in Anspruch genommen werden. 
Es kann sich dabei ebenso um bezahlte Haushaltshilfen wie um Einrichtungen 
zur Kinderbetreuung handeln (Schwarz/Schwahn 2016). Darüber hinaus spielen 
nach wie vor Großeltern (Großmütter wie Großväter) eine wichtige Rolle, wenn 
sie sich an der Betreuung der Enkelkinder beteiligen. Die Kontakte sind im letzten 
Jahrzehnt zunächst etwas zurückgegangen, weil die Wohnorte der verschiedenen 
Generationen häufiger als früher räumlich auseinander liegen, aber 2014 waren 
hierbei 30,2 Prozent der Großeltern im Alter ab 40 Jahren engagiert, somit wieder 
fast ebenso viele wie 1996 (DZA 2014: 15; Seilbeck/Langmeyr 2018: 61f.). 

Die TheoretikerInnen der Care-Krise pflegen das statische Bild der unverän- 
derten Alleinzuständigkeit von Frauen für den häuslichen Bereich und gehen 
somitüber neuere Entwicklungen hinweg. In der Tat ist festzustellen, dass Frauen, 
egal ob sie erwerbstätig sind oder nicht, nach wie vor schr viel mehr Zeit mit häus- 
lichen Arbeiten verbringen als Männer. Dennoch können die Veränderungen, 
die es hierbei in den letzten Jahrzehnten gegeben hat, nicht ignoriert werden: 
Der Umfang der unbezahlten Hausarbeit ging zurück und Männer beteiligen 
sich daran mehr als früher. Eine Analyse auf Basis von SOEP-Daten zeigt, dass 
sich der wachsende Zeitanteil der Männer einerseits daraus erklären lässt, dass 
Frauen immer weniger Zeit für Hausarbeit und Kinderbetreuung aufwenden. 
Seit Beginn der 1990er Jahre nimmt die durchschnittliche Zahl der Stunden, 
die Frauen mit Kochen, Putzen und Wäsche waschen sowie mit Kinderbetreu- 
ung verbringen, kontinuierlich ab. Auch die von Frauen für die Erledigung von 
Besorgungen aufgewendete Zeit ging stetig zurück. Andererseits stieg die Zeit, 
die Männer dafür aufwendeten um fast 50 Prozent an, allerdings ausgehend von 
einem sehr niedrigen Niveau (Samtleben 2019). 

Bei dieser Entwicklunghat die Beschäftigung privater Haushaltshilfen keine 
so bedeutende Rolle gespielt, wie es die einschlägige Rhetorik über die „Rückkehr 
der Dienstmädchen“ vermuten lässt. Daten desSOEP zeigen, dass 2016 etwa neun 
Prozent der bundesdeutschen Haushalte regelmäßig oder gelegentlich eine Haus- 
haltshilfe beschäftigten - ein Anteil, der seit den 1990er Jahren gleich geblieben 
ist (Enste 2017). Geschätzt sind etwa 80 Prozent dieser Haushaltshilfen nicht 
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gemeldet, obwohl der Staat verschiedene finanzielle Anreize geschaffen hat, um 
diese Arbeit zumindest als geringfügige Beschäftigung zu registrieren. In den 
allermeisten Fällen sind es Haushalte von Älteren (über 60 Jahren) - hier sind 
die Abgrenzungen zur Altenpflege vermutlich unscharf -, die eine Haushaltshilfe 
beschäftigen, gefolgt von Paaren mit Kindern. Deutlich ist, dass Haushalte mit 
höherem Einkommen und in Städten cher eine Haushaltshilfe beschäftigen als 
Haushalte mit niedrigen Einkommen und im ländlichen Raum (ebd.). 90 Prozent 
der bundesdeutschen Haushalte beschäftigen also vermutlich keine „Zugehfrau“ 
und tragen somit nicht zur prekären globalen care chain bei. Ebenso wenig ist zu 
vermuten, dass sich die Verhältnisse bei den einkommensstarken Haushalten in 
den letzten zwanzig Jahren verändert haben, da sie immer schon private Haus- 
angestellte beschäftigt haben. Der graue bzw. illegale Markt privater Haushalts- 
hilfen ist oftmals mit erheblichen Missständen wie geringer Bezahlung, prekärer 
Beschäftigungssituation und fehlender arbeits- und sozialrechtliche Sicherung 
und persönlicher Abhängigkeit verbunden. Skandalöse Beispiel von Ausbeutung, 
insbesondere von MigrantInnen in diesen Jobs, werden immer wieder thema- 
tisiert, und eine rechtlich und sozialpolitisch abgesicherte Form der bezahlten 
Hausarbeit wäre dringend notwendig, ist jedoch politisch nicht in Sicht. Es hat 
zwar bis Anfang der 2000er Jahre vonseiten der Bundesregierung Versuche ge- 
geben, diesem Bereich der Schattenwirtschaft durch Steuervergünstigungen und 
Subventionierung eine sozialversicherungspflichtige Alternative in Form von 
Dienstleistungspools und Haushaltsschecks gegenüberzustellen, doch konnten 
sich diese nicht durchsetzen. Sie stießen weder auf der Seite der HausarbeiterInnen 
noch auf der Seite der Haushalte auf Interesse (Weinkopf 2003). 

Es bleibt also festzuhalten, dass der Rückgang der Zeiten, die Frauen mit 
häuslichen Tätigkeiten verbringen, nicht in erster Linie auf die „Wiederkehr 
des häuslichen Dienstpersonals“ zurückzuführen ist, sondern vor allem darauf, 
dass mehr von ihnen nun außerhäuslich erwerbstätig sind und die Haushalte 
verschiedene Formen von bezahlten Dienstleistungen in Anspruch nehmen - von 
Kitas, in den überwiegend Frauen arbeiten, bis zu Lieferdiensten, beidenen meist 
junge Männer Essen aus Restaurants bringen. Dazu kommt, dass inzwischen (vor 
allem jüngere) Männer mehr als früher zur Hausarbeit beitragen, insbesondere zur 
Betreuung von Kindern, wie an der wachsenden Zahl von Vätern, die Elternzeit 
in Anspruch nehmen, zu schen ist (Reichstetter 2017). 

Es wird in der Politik und in der Öffentlichkeit allerdings weiterhin davon 
ausgegangen, dass im häuslichen Bereich stets Frauen auch für die Pflege von 
Angehörigen zuständig sind. Doch hat sich in den letzten beiden Jahrzehnten 
gezeigt, dass sich hier immer mehr Männer beteiligen. Etwa zwei Drittel aller 
Pflegebedürftigen werden zu Hause gepflegt, wobei Männer 1998 mit 20 Prozent, 
2010 mit 28 Prozent daran beteiligt waren. Die Zahl der pflegenden Söhne hat 
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sich in dieser Zeit von 5 auf 10 Prozent verdoppelt. Betrachtet man nicht nur die 
Hauptpflegepersonen, sondern alle Familienangehörigen, die mindestens eine 
Stunde am Tag dafür aufwenden, so liegt der Anteil der pflegenden Männer bei 
35 Prozent. Wenn also nach wie vor Frauen die Hauptlast der (unbezahlten) 
häuslichen Pflege tragen, so hat es dennoch auch hier Verschiebungen gegeben 
(HBS 2015). 

Viele dieser pllegenden Angehörigen fühlen sich allerdings zunehmend über- 
lastet und schen sich nicht der Lage, diese Aufgabe weiterhin ohne Unterstützung 
fortzusetzen, insbesondere dann, wenn sie selbst berufstätig sind. Zudem ist die 
informelle Pflege oftmals höchst konfliktträchtig: „In diesen besonders schwie- 
rigen Nahbezichungen, die von Abhängigkeit und Hilflosigkeit einerseits, Stress 
und Überlastungandererseits geprägt sind, kommt es nicht selten zu Aggressionen 
und Gewalt aufbeiden Seiten.“ (Baureithel 2019). 

Für diejenigen, die es sich leisten können, hat sich als Alternative in den letzten 
20 Jahren die 24-Stunden-Pflege etabliert, also „Live-In-Pflegekräfte“, die meist 
aus Osteuropa kommen und von denen es zwischen 100.000 und 200.000 geben 
soll, die ihre Arbeit häufig in einem zweiwöchigen Rotationssystem erledigen. 
Für sie gibt es drei Wege, wie sie an ihre ArbeitgeberInnen vermittelt werden, 
und danach bestimmen sich auch ihre Arbeitsverhältnisse. Der erste Weg läuft 
über soziale Netzwerke, sei es auf der Seite der Pflegekräfte, sei es auf der Seite 
der Haushalte, die solche suchen; in diesem Fall erfolgt die Anstellung meist über 
Schwarzarbeit. Der zweite Weg läuft über privatwirtschaftliche Vermittlungs- 
agenturen; hier gelten die Pflegekräfte formal als Selbständige, sind aber faktisch 
(gegenüber den Agenturen) Scheinselbständige. Der dritte Weg schließlich - und 
dieser wird am seltensten beschritten - läuft über Wohlfahrtsverbände wie die 
Caritas als Vermittlungsagenturen; einzig hier entstehen reguläre sozialversi- 
cherungspflichtige Arbeitsverhältnisse. Die Probleme, die sich daraus ergeben, 
liegen vor allem bei den Arbeitszeiten (diese sind entgrenzt und es besteht meist 
die Erwartung der ständigen Verfügbarkeit der Pflegekraft), bei der erheblichen 
Machtasymmetrie zwischen ArbeitgeberIn und Pflegekraft (wegen des ungere- 
gelten oder fehlenden Vertragsverhältnisses) und beim Einkommen (der faktische 
Stundenlohn liegt weit unter dem gesetzlichen Mindestlohn). Der Sozialethiker 
Bernhard Emunds bezeichnet diese von ihm analysierten Arbeitsverhältnisse als 


„menschenunwürdig“ (Emunds 2016: 199ff.). 


4. Gesellschaftliche Kräfte für Veränderungen 


Die staatliche Gestaltung von Care, so wird behauptet, bestimme sich nach ka- 
pitalistischer Funktionalität. Hierzu vertritt Winker, die Verantwortung für 
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Reproduktionsarbeit liege grundsätzlich bei den Frauen: „Reproduktionsarbeit 
wird individualisiert, den Familien überlassen und selbst in der Familienpoli- 
tik nur mit Bezug auf wirtschaftspolitische Erwägungen thematisiert. Obwohl 
sie gesellschaftlich notwendig ist, wird gerade die Reproduktionsarbeit aus der 
öffentlichen Wahrnehmung ins Private verschoben und damit grundlegend 
entthematisiert.“ (Winker 2015: 52) Gleichzeitig ziele staatliche Politik darauf 
ab, die Geburtenraten zu erhöhen und Frauen in Erwerbsarbeit einzubeziehen: 
„Familien werden nur dort unterstützt, wo ansonsten das Wachstum der Ökono- 
mie beeinträchtigt wird. Dies geschieht durch Maßnahmen, die aufdie Erhöhung 
der Frauenerwerbsquote bei gleichzeitiger Erhöhung der Geburtenrate abzielen. 
Familienpolitik ist damit im Kern Wirtschaftspolitik.“ (Ebd.: 44) 

Die Vorstellung, staatliche Politik stelle eine Eins-zu-eins-Umsetzung wirt- 
schaftspolitischer Ziele und Anforderungen des Kapitals dar, bewegt sich aufdem 
theoretischen Niveau der 1970er Jahre. Damals galt für Autorinnen wie Michele 
Barrett oder Claudia von Werlhoff, der Staat agiere nicht nur funktional für die 
Interessen des Kapitals, sondern stets auch für die gleichgerichteten Interessen 
des Patriarchats. Seither haben sich, vor allem im Anschluss an Nicos Poulantzas, 
sehr viel differenziertere und nicht-essenzialistische Einschätzungen des Staats 
im Kapitalismus durchgesetzt, die sich in neueren feministischen Ansätzen nie- 
dergeschlagen haben. Da der Staat für Poulantzas relativ autonom gegenüber der 
Gesellschaft ist und eine Verdichtung der Kräfteverhältnisse zwischen Klassen 
und Klassenfraktionen darstellt, kommt die jeweilige historische Praxis verschie- 
denster gesellschaftlicher Akteurinnen und Akteure in den Blick - darunter 
die der Frauenbewegung. In neueren Ansätzen gilt der Staat als Knotenpunkt 
in einem Netzwerk von Machtverhältnissen (so Robert Connell) oder es wird 
dafür plädiert, Wohlfahrtsregime nach der Typologie von Esping-Andersen mit 
Überlegungen zu ergänzen, welche Bedeutung das männliche Ernährermodell 
jeweils in ihnen habe (so Jane Lewis) (Nowak 2006: 144ff.). 

Das Kapital hat sich noch nie für Geburtenraten interessiert, also für Ar- 
beitskräfte, die eventuell in fünfzehn oder zwanzig Jahren zur Verfügung stehen 
würden, und ebenso wenigfür bestimmte Partnerschafts- oder Familienmodelle, 
wohl aber immer schon für das jeweils aktuelle Potenzial an Arbeitskräften ver- 
schiedener Qualifikationsstufen, deren Einsatz möglichst wenig reguliert sein 
sollte. Wenn es in den letzten Jahrzehnten zu deutlichen Veränderungen der 
Bildungsbeteiligung und der Erwerbsbeteiligung von Frauen sowie zu besseren 
Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Familie und Beruf gekommen ist, so ist 
dies nicht Strategien des Kapitals, sondern in erster Linie den Auseinanderset- 
zungen zu verdanken, die Frauen (zuweilen auch Männer) im Anschluss an die 
bundesdeutsche Frauenbewegung der 1960er/1970er Jahre eingegangen sind. Ihre 
Initialzündung war die Rede, die Heike Sander im September 1968 auf einem 


Das Gespenst der Care-Krise 253 


SDS-Kongress gehalten hat, und in der sie sagte: „Wir können die gesellschaftliche 
Unterdrückung der Frauen nicht individuell lösen... Wir konzentrieren unsere 
Arbeit auf die Frauen mit Kindern, weil sie am schlechtesten dran sind. Frauen 
mit Kindern können über sich erst wieder nachdenken, wenn die Kinder sie 
nicht dauernd an die Versagungen der Gesellschaft erinnern, die sie auszutragen 
haben... Wir wollen versuchen, schon innerhalb der bestehenden Gesellschaft 
Modelle einer utopischen Gegengesellschaft zu entwickeln.“ Diese Modelle 
bestanden damals aus fünf Kinderläden (die so hießen, weil die selbst organisierte 
Kinderbetreuung meist in leerstehenden Geschäften des Einzelhandels stattfand) 
und Forderungen nach einer gleichen Verteilung der Erwerbsarbeit auf Männer 
wie auf Frauen. Die SDS-Genossen waren nicht bereit, die Rede und die damit 
verbundenen Anliegen zu diskutieren, was zu dem legendären Tomatenwurfeiner 
anderen Kongressteilnehmerin führte. In der Folge blieb die „utopische Gegen- 
gesellschaft“ zwar weitgehend auf der Strecke, aber die Forderungen von Frauen 
nach gleichberechtigter Teilhabe an Bildung und Erwerbstätigkeit verbreiteten 
sich weit über die Studentenbewegung hinaus und leiteten den Ausbau und die 
qualitative Verbesserung der außerhäuslichen Kinderbetreuung ein. 

Dagegen wurde die Betreuung von SeniorInnen in diesen Jahrzehnten kein 
öffentliches Thema. Zwar erfuhren die bundesdeutschen RentnerInnen durch die 
Rentenreform unter Adenauer und die damals beschlossene Dynamisierungder 
Renten eine wesentliche Einkommensverbesserung, aber abgesehen davon blieb 
das Schicksal von denjenigen, die auf Pflege und/oder Altersheime angewiesen 
waren, weithin ausgeblendet. Während sich weite Kreise der Gesellschaft bei der 
Kinderbetreuung vom bundesdeutschen „Mutti-Modell“ verabschiedet hatten, 
galt hier die fraglose familiäre Zuständigkeit weiter: „Die Politik vertritt seit 
Jahren die Devise: Daheim statt Heim. Angehörige pflegen ihre Alten, unterstützt 
von ambulanten Diensten.“ (Drepper 2016a) In diesem Bereich trifft tatsäch- 
lich zu, dass die Probleme der Versorgung von Älteren im Bereich der privaten 
Haushalte belassen und damit massiv vernachlässigt wurden. Der große und 
wachsende Bereich der Altenpflege istdeswegen nach wie vor durch viele Probleme 
gekennzeichnet, u.a. weil dort die öffentliche, gesellschaftliche Verantwortung 
für die Entwicklungeines professionellen und qualitativ hochwertigen Angebots 
lange Zeit verneint wurde und die Arbeit bei den Familien blieb. Der Ausbau 
einer qualitativ hochwertigen professionellen Pflege wurde unterlassen: Hier kann 
man also mit Recht von einer Care-Krise sprechen, die bisher nicht gelöst wurde 
und aufdem Rücken der Pflegenden und der Pflegebedürftigen ausgetragen wird. 


1 Heike Sander wurde später als Filmemacherin bekannt und sprach damals für den Aktions- 
rat zur Befreiung der Frauen, zitiert nach http://www.glasnost.de/hist/apo/weiber3.html 
(Zugriff: 18.4.2019). 
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Vergleicht man diese beiden Bereiche der Care-Arbeit systematisch, so zeigen 
sich erhebliche Unterschiede, die Blank wie folgt zusammenfasst: „Beim Ausbau 
und der Neuorientierung der Kindertagesbetreuung war der zwei Jahrzehnte 
währende Politikprozess zwar von Widerständen begleitet, doch das Ergebnis 
ist charakterisiert durch ein deutliches Bekenntnis zu professioneller, formeller 
Dienstleistungserbringung und zu einer politisch mehrheitlich erwünschten 
Defamilialisierung, Dieses Bekenntnis ist verbunden mit arbeitsmarktpolitischen 
Zielen und investiven Ansätzen in der Dienstleistungsarbeit. In der Pflegepolitik 
ist dagegen die Pflege durch Angehörige weiterhin ein zentraler normativer Be- 
zugspunkt politischer Interventionen. Die Begründung für die Einführung der 
Pflegeversicherungentsprach einer ‘klassischen’ kompensatorischen Vorstellung 
von Sozialpolitik, und die Reform war zudem durch den Impuls motiviert, die 
Finanzierungvon Pflege neu zu organisieren. Beschäftigungseffekte wurden zwar 
erwartet, mit dem Aufbau der formellen Pflege sollte jedoch zugleich die infor- 
melle unterstützt werden. Der Aufwuchs der Beschäftigung in der stationären 
Pflege erscheint als teilweise unintendierte Folge; arbeitsmarktpolitische Argu- 
mente spielten bei den Reformen eine nachgeordnete Rolle.“ (Blank 2017: 177) 


5. Fazit 


Die sozialpolitischen Veränderungen der letzten Jahrzehnte haben für Frauen in 
Deutschland erhebliche Verbesserungen bedeutet, auch wenn die Geschlechter- 
verhältnisse nach wie vor ungleich sind. Die Prozesse bei der Herstellung gleicher 
Chancen beim Zugang zu qualifizierten Berufen, höher bezahlten Tätigkeiten 
etc. sind mitunter mühsam und nicht frei von Widersprüchen. Ebenso ist der 
Zugang zu Bildung nach wie vor klassenspezifisch begrenzt. Das verweist auf 
das Problem, dass die Einkommen der GutverdienerInnen und der Schlecht- 
verdienerInnen immer weiter auseinanderklaffen. Neoliberale Strategien haben 
die Klassenspaltungen auch zwischen Frauen verschärft, unter anderem dadurch, 
dass der Niedriglohnsektor, in dem etwa zwei Drittel der Beschäftigten weiblich 
sind, massiv staatlich gefördert wurde. Der Deregulierung von Arbeitsverhält- 
nissen und der Forcierung von Niedriglohnbeschäftigung steht gegenüber, dass 
der Bildungsbereich und der Arbeitsmarkt für Frauen weiter geöffnet wurden 
und sich die Möglichkeiten, Erwerbs- und Familienleben zu verbinden, für viele 
dank des massiven Ausbaus der Betreuungseinrichtungen verbessert haben. In- 
wieweit diese Möglichkeiten genutzt werden können, ist allerdings häufig von 
den Einkommensverhältnissen abhängig. Auch von Maßnahmen wie dem 2007 
eingeführten Elterngeld haben Eltern mit mittleren und höheren Einkommen 
sehr viel mehr profitiert als diejenigen mit niedrigeren Einkommen. Gleichzeitig 
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haben sich in weiten Kreisen der Bevölkerung Auffassungen durchgesetzt, wonach 
eine gleichmäßigere Aufteilung von Familienaufgaben auf Frauen und Männer 
selbstverständlich sein sollte. 

Die Weiterentwicklung und Aufwertung der erwerbsförmigen Sorgearbeit 
muss ein wichtiges Anliegen bleiben, wobei ein Blick aufverschiedene Aufgaben- 
gebiete zeigt, dass es ein Nebeneinander unterschiedlich verlaufender Entwick- 
lungen gibt. Wenn es, wie bei der Kinderbetreuung, gelungen ist, diesen Bereich 
im gesellschaftlichen Bewusstsein als eine öffentliche Aufgabe zu verankern und 
institutionell zu unterstützen, war es möglich, dass auch die Beschäftigten in 
diesen Bereichen sich größtenteils sozial abgesicherte Verhältnisse erkämpfen 
konnten. Dagegen sind Berufe wie diejenigen in der Alterspflege bis heute oft 
nicht darauf ausgerichtet, dass die Beschäftigten damit ein tragfähiges eigenes 
Berufsleben aufbauen können, in dem sie ihren Lebensunterhalt dauerhaft und 
existenzsichernd bestreiten können. Politische Setzungen sowie das überwiegende 
Interesse von privaten Haushalten, HaushaltsarbeiterInnen und Pflegekräften in 
ungesicherten Beschäftigungsverhältnissen zu belassen, haben es bisher verhin- 
dert, dass hier entsprechende Veränderungen eingetreten sind, und Überforde- 
rung, Ausbeutung und soziale Missachtung derjenigen, die in Altersheimen oder 
in Privathaushalten arbeiten, nach wie vor häufig gegeben sind. 

Allgemein bestehen besonders schlechte und unwürdige Arbeitsverhältnisse 
dort, wo Beschäftigte in einer schwachen Position gegenüber ihren ArbeitgeberIn- 
nen sind, unabhängig davon, ob dies innerhalb oder außerhalb des Care-Sektors 
stattfindet: Dies gilt für Frauen häufiger als für Männer; für MigrantInnen 
häufiger als für InländerInnen; für Unqualifizierte häufiger als für Menschen 
mit beruflichen Ausbildungen, insbesondere solche mit Studienabschlüssen; 
für Arbeitskräfte an ausgelagerten, örtlich zerstreuten Arbeitsorten häufiger 
als für solche in zentralen Einheiten (in denen Betriebsräte und gewerkschaft- 
liche Vertrauensleute mobilisierbar sind). Das sind die Umstände, die „Live-In- 
Pflegekräfte“ mit scheinselbständigen Auslieferern in Paketdiensten und den 
neuen Crowdworkern auf Internetplattformen gemeinsam haben. Sie haben es 
schwerer als andere sich zu organisieren und Forderungen nach Verbesserungen 
durchzusetzen. Teile des Care-Scektors gehören zu den Bereichen, die stärker als 
bisher öffentlich beachtet werden sollten, dies betrifft aber eben nicht alle glei- 
chermaßen. Abgesehen von den von uns betrachteten Kita-Beschäftigten gelten 
für viele andere Arbeitskräfte in den Bereichen Gesundheit und Erziehung, wie 
etwa für beamtete Lehrerinnen und Lehrer, ganz andere Beschäftigungsverhält- 
nisse und sie haben ganz andere Arbeitsbedingungen als die AltenpflegerInnen 
— selbst wenn auch in ihren Arbeitsbereichen zweifellos Probleme bestehen und 
Reformen nötig sind. Gleichzeitig gibt es zahlreiche Tätigkeitsfelder außerhalb 
des Care-Bereichs, in denen Arbeitskräfte chronisch überfordert sind, schlecht 
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behandelt und unzureichend bezahlt werden, die also genauso unsere Solidarität 
verdienen wie die AltenpflegerInnen. 

Die Behauptung einer allgemeinen Care-Ktise tritt mit dem Anspruch an, 
dass es gerade in diesem Bereich zentrale - und für die Reproduktion der Gesell- 
schaft bedrohliche - Versorgungsmängel für weite Teile der Bevölkerung gibt. 
Doch erscheint uns die Trennlinie zwischen Care- und Nicht-Care-Bereichen 
hier ebenfalls nicht überzeugend. Wie bei der Kinderbetreuung zu schen war, 
hat es dort massive Veränderungen und zu einem großen Teil Verbesserungen 
der Betreuungsqualität gegeben, während es bei der Betreuung von Älteren vor 
allem eine Frage des sozio-ökonomischen Status und des Einkommens ist, wer 
sich welches Versorgungsniveau leisten kann. Gleichzeitig gibt es in den letzten 
Jahren auch außerhalb bestimmter unzureichend abgedeckter Felder des Care- 
Bereichs solche, aufdenen für einen wachsenden Teil der Bevölkerung erhebliche 
Versorgungsmängel bestehen - dabei ist insbesondere an das Wohnen zu denken 
(siehe dazu PROKLA 191: Zur (neuen) Wohnungsfrage). Diese Ausblendungen 
vernebeln den Blick auf die Errungenschaften, den Wandel und anhaltende Män- 
gel des Sozialstaats, die realen Arbeits- und Lebensprobleme von Menschen, die 
in unterschiedlichen sozialen Klassen oder Schichten zu Hause sind, unterschied- 
liche Handlungsspielräume haben und unterschiedlich von Verbesserungen und 
Verschlechterungen wohlfahrtsstaatlicher Leistungen betroffen waren und sind. 
Hier gilt es also, schr viel genauer hinzusehen - um die Weiterentwicklung der 
erwerbsförmigen Care-Arbeit und der besseren Gleichverteilung von Familien- 
arbeit zwischen Frauen und Männern lohnt es sich zu kämpfen! 
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Zwischen solidarischem Universalismus und 
rassistischer Ausgrenzung 
Zur betrieblichen Sozialintegration von Geflüchteten 


Seit dem „langen Sommer der Migration“ (vgl. Hess u.a. 2016) hat sich die bereits 
zuvor einsetzende gesellschaftliche Polarisierung zwischen einem Migration 
aufgeschlossen gegenüberstehenden Teil der Bevölkerung, etliche davon engagiert 
in der bereits sprichwörtlich gewordenen „Willkommenskultur“, und rassisti- 
schen und nationalistischen Strömungen verschärft. Auch in den Medien zeigt 
sich seither beides: einerseits eine exzessive Berichterstattung über die „Kölner 
Silvesternacht“ und Geflüchtete als Straftäter, andererseits immer wieder Berichte 
über junge Geflüchtete, die mit großem Engagement und Erfolgsaussichten eine 
berufliche Ausbildung begonnen haben. 

Betriebe werden in aktuellen Debatten um Konjunkturen von Rassismus und 
autoritärem Populismus nur selten als eigenständige Handlungs- und Konflikt- 
felder in den Blick genommen. Selbst Analysen, die Lohnabhängige fokussieren, 
heben in erster Linie gesellschaftspolitische Konsequenzen im Betrieb negativ 
erfahrener „Zumutungen und Zwänge des Marktes“ (Dörre 2016) hervor. Durch 
Leistungsverdichtung, Ohnmachtserfahrungen und Zukunftsunsicherheiten 
im betrieblichen Alltag entstehe, so etwa Sauer u.a. (2018) eine „adressatenlose 
Wut“, die sich potenziell in rassistischer Ausgrenzung und einer Zustimmung 
zu autoritär-populistischen Positionen manifestiere. „Kämpfe um Arbeit“, so 
steht unter diesen Voraussetzungen zu befürchten, nehmen nicht allein und 
vielleicht nicht einmal primär die Form des Interessenkonflikts zwischen Kapi- 
tal und Arbeit an, sondern die von Konflikten zwischen Beschäftigtengruppen 
unterschiedlicher Herkunft, die Form ethnisierter Konflikte. Wir wollen hier 
der Frage nachgehen, ob der in der Vergangenheit gewachsene Druck auf die 
Beschäftigten sich unmittelbar in Ressentiments, ethnische Abgrenzung und 
Rassismus übersetzt oder ob es auch andere Quellen gibt, die ein cher kollegiales 
und mithin solidarisches Verhalten unter Beschäftigten unterschiedlicher Her- 
kunft begünstigen und auch den Geflüchteten zugutekommen können. 

Am Beispiel der betrieblichen Integration von Geflüchteten zeigen wir im 
Folgenden, dass die Betrachtung alltäglicher sozialer Handlungsmuster in Be- 
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trieben es ermöglicht, die Befunde zur Bedeutung betrieblicher Erfahrungen 
für rassistische und autoritär-populistische Deutungsmuster von Lohnabhängi- 
gen zu differenzieren. Betriebe, so wird deutlich werden, bilden nicht nur einen 
potenziellen „arbeitsweltlichen Nährboden des Rechtspopulismus“ (Sauer u.a. 
2018: 184), sondern sie sind auch Orte der Begegnung und der kollegialen Zu- 
sammenarbeit von Beschäftigten unterschiedlicher Herkunft. Wir schließen 
dazu an die Forschung zur betrieblichen Sozialintegration an, in der nicht nur 
deutlich wurde, dass Integration auch im Betrieb ein wechselseitiger Prozess ist, 
an dem das Management undalle Beschäftigten jedweder Herkunft beteiligt sind, 
sondern auch integrationswirksame Mechanismen herausgearbeitet wurden, ins- 
besondere die Relevanz arbeitsalltäglicher Kooperation sowie institutionalisierter 
Arbeitsbeziehungen (Birsl u.a. 1999; 2003; Hinken 2001; 2018; Schmidt 2006a). 
Betriebliche Sozialintegration, so unsere These, ist wesentlich durch Kooperation 
geprägt. Kulturelle oder politische Differenzen werden im betrieblichen Alltag 
weitgehend ausgeblendet und externalisiert. Herkunftsverschiedenheit gilt in 
den meisten Betrieben jedoch als normal. Auch die betriebliche Sozialintegra- 
tion von Geflüchteten verläuft dadurch in der Regel relativ konfliktarm. Nur in 
einer Minderheit der Betriebe zeigen sich manifeste Konfliktfälle; dort lassen 
sich diskriminierende Ungleichbehandlung, (essenzialistische) kulturalisierende 
Zuschreibungen und rassistische Ausgrenzung beobachten. 

Empirisch basiert unser Beitragaufzwei Projekten. Das erste ist dasam Tübin- 
ger Forschungsinstitut für Arbeit, Technik und Kultur (F.A.T.K.) angesiedelte 
und von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Projekt „Mitbestimmung und 
betriebliche Sozialintegration von Flüchtlingen“ (Projekt BSI) (2016-2019). In 
diesem Projekt wurden in 15 Betrieben verschiedener Branchen! Interviews und 
Gruppendiskussionen mit Geflüchteten, anderen Beschäftigten und Vertretern 
von Management und Betriebsräten geführt (inklusive ergänzender Experten- 
interviews 94 Gespräche). In einem zweiten, dem noch nicht abgeschlossenen, 
durch das BMBF finanzierten Verbundvorhaben „Willkommenskultur und 
Demokratie in Deutschland“ (Projekt Wkk) (2017-2020) wurden bisher am 
Standort Tübingen 50 Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern von Kam- 
mern, staatlichen Behörden, (Arbeitsmarkt-JBeratungsstellen, Gewerkschaften 
und wiederum Geflüchteten geführt. 


1 Dieeinbezogenen Betriebe wurden (jenach Zugangsmöglichkeit) unterschiedlich intensiv 
untersucht und schlossen Industric-, private und öffentliche Dienstleistungsunternehmen 
sowie das Handwerk ein. 
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Um angesichts des wenigentwickelten Forschungsstandes (vgl. Scherr u.a. 2015) 
über einen begrifflichen Ausgangspunkt und einen Vergleichsrahmen zu verfügen, 
schließen wir an die in einer zwischen 2003 und 2005 durchgeführten Studie 
entwickelten Befunde und Begrifflichkeiten an (vgl. Schmidt 2006a; 2006b; 2007 
sowie Schmidt/Müller 2013, sekundär dazu Adler/Fichter 2014), die festgestellt 
hatte, dass die „betriebliche Sozialintegration“ trotz etlicher Einschränkungen 
primär durch kollegiale Beziehungsformen gekennzeichnet ist, die als „pragma- 
tische Zusammenarbeit“ bezeichnet wurden. 

Eine Vorbemerkung zur Verwendung des Begriffs „Integration“ mag ange- 
bracht sein, versucht die deutsche Migrationsforschung diesen doch mitunter 
zu vermeiden, da er in der politischen Diskussion unterschiedlich interpretiert 
werden kann. Begriffslosigkeit ist jedoch keine Alternative und die Dekonst- 
ruktion von Begriffen kann nur begrenzt weiterhelfen (vgl. etwa die Diskussion 
in Nieswand/Drotbohm 2014). Wenn es darum geht empirische Phänomene 
zu benennen, schließen wir an die Unterscheidung von Systemintegration und 
Sozialintegration von Lockwood (1979) sowie den betriebssoziologischen Integ- 
rationsbegriff an (vgl. Kotthoff 2009). Dieser setzt keine vorgängige Unterschei- 
dungnach Migranten und einheimischen Beschäftigten voraus und deshalb auch 
nicht die Erwartung, dass sich Migranten mehr als andere anzupassen haben. 
Ausgangspunkt ist vielmehr der Umstand, dass in Betrieben wie bei anderen 
Gelegenheiten, bei denen Menschen zusammenwirken, über die bloße systemische 
Integration hinaus (also etwa der Übernahme einer Funktion im Arbeitsprozess 
bei der wir auch von Inkorporation sprechen können) sie sich auch sozial auf- 
einander bezichen müssen. Betriebliche Sozialintegration in diesem Sinne ist 
nicht zu umgehen, wenn ein Betrieb real funktionieren soll, allerdings kann sie 
durchaus unterschiedliche Formen annehmen, etwa nach ethnischer Herkunft 
diskriminieren oder auch nicht. Soweit eine einseitige Anpassung von Migran- 
tinnen und Migranten gemeint ist, sprechen wir von Assimilation. 

Pragmatische Zusammenarbeit trägt Züge einer insgesamt meist positiv erleb- 
ten Kollegialität und ist für viele durchaus mehr als eine Pflichtübung, Sie hat je- 
doch instrumentelle Wurzeln, denn sie basiert aufdem gemeinsamen Interesse an 
einer funktionierenden Kooperation im Rahmen des Arbeitsprozesses? und setzt 
dabei nicht zwingend eine anfängliche Offenheit gegenüber Kolleginnen und 


2 Obwohl der Arbeitsprozess der Kapitalverwertung dient, so lässt er sich nicht darauf 
reduzieren. Die Notwendigkeit zielorientierter Kooperation begründet sich nicht zu- 
letzt in der Gebrauchswertdimension des Arbeitsprozesses und dem daran orientierten 
Rationalitätsanspruch der Beschäftigten (Hürtgen/ Voswinkel 2014; Kratzer u.a. 2015). 


262 Nikolai Huke und Werner Schmidt 


Kollegen anderer Herkunft voraus. Doch da selbst vordergründig vorgetäuschte 
Freundlichkeit, bei Kooperation kaum zu vermeiden, nicht frei von tatsächlich 
erlebten Emotionen stattfinden kann, Hochschild (1990) spricht diesbezüglich 
von deep acting (Tiefenhandeln), geraten die Beteiligten in einen Zustand ko- 
gnitiver Dissonanz (Meinungen und Emotionen entwickeln sich auseinander), 
der nach zumindest partieller Aufhebungdrängt. Im Arbeitsprozess löst sich die 
Dissonanz im Zeitverlauf gewöhnlich in Richtung einer allmählichen Annähe- 
rung auf. Im Laufe des Berufslebens prägen sich kollegiale Umgangsformen ein 
- auch dann, wenn „privat“ eine andere Orientierung bevorzugt wird. Kontakte 
zwischen Menschen unterschiedlicher sozialer Gruppen (etwa unterschiedlicher 
Staatsbürgerschaft) sind im Betrieb bei vielen wesentlich konkreter, persönlicher 
und intensiver als außerhalb der Arbeitswelt. Alltägliche Interaktionen im Be- 
trieb sind weniger durch ideologische Diskurse (beispielsweise rassistische oder 
nationalchauvinistische) überlagert als die häufig eher distanzierten (Nicht-) 
Beziehungen außerhalb (vgl. Schmidt 2006a). Eine alltägliche und in vielen 
Fällen lang dauernde Zusammenarbeit in einem Rahmen, in dem gemeinsame 
Ziele verfolgt werden (Produktion und Arbeitsplatzsicherung; vgl. auch Allport 
1979; Pettigrew 1998) und die Beschäftigten unabhängig von Herkunft und 
Staatsbürgerschaft auf der Basis von Betriebsverfassungsgesetz und Tarifverträgen 
dieselben Rechte genießen (Schmidt 2006a: „betrieblicher Universalismus“) 
befördert ein Gelingen der betrieblichen Sozialintegration. 

Da beim aktiven und passiven Wahlrecht zu den Betriebsräten und bei den Ge- 
werkschaften nicht nach Herkunft unterschieden wird und die vorgezeichneten 
Kanäle der institutionalisierten Arbeitsbeziehungen („einheitliche Interessen- 
vertretung“) privilegierte Chancen zur Durchsetzung herkunftsübergreifender 
Interessen offerieren, wird jenseits von ansonsten mehr oder weniger relevanter 
Identitäten betrieblich ein Selbstverständnis als „Arbeitnehmer“ gefördert. Diese 
institutionelle Rahmungbegünstigt demnach eine „interessenbasierte Identitäts- 
konstitution“, bei der sich Identitäten entlang sozialer Lagen bilden, gegenüber 
einer „identitätsbasierten Interessenartikulation“, bei der eine vorgängiggemein- 
same (beispielsweise ethnische) Identität den Ausgangspunkt zur Formulierung 
gemeinsamer Interessen bildet (Schmidt 2019). 

Arbeitsstätten kommt vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Sphärentren- 
nung, also der relativen Unabhängigkeit von Ökonomie, Politik und so weiter, 
primär die Funktion zu, zweckrationales Handeln im Sinne von Produktion 
und Kapitalverwertung ohne störende Einflüsse zu ermöglichen. Beschäftigte 
können sich durch eigensinnige Alltagspraktiken und kollektive Organisierung 
Anforderungen der Kapitalverwertung entziehen und diese stören oder unterbre- 
chen (vgl. Bailey u.a. 2017). Betriebliche Hierarchien und mit ihnen verbundene 
Sanktionsmöglichkeiten (etwa Entlassungen) und Ohnmachtserfahrungen üben 
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jedoch einen starken Druck in Richtung des zweckrationalen Handelns im Sin- 
ne der Produktion aus. Leistung erbringen und sich an die Anforderungen der 
Arbeitswelt anpassen müssen vor diesem Hintergrund alle Lohnabhängigen 
jeder Herkunft. Der Erwartung weitgehender Assimilation, die nicht nur viele 
Beschäftigte deutscher, sondern auch migrantischer Herkunft pflegen, kann im 
Betrieb in der Regel entsprochen werden. Mit der Externalisierungvon Differenz 
werden Konflikte um identitätsrelevante Aspekte von Kultur ebenfalls externa- 
lisiert. Auch Ressentiments, Diskriminierung und Identitätskonflikte gehören 
demnach in die Nicht-Arbeitswelt. Orientierungspunkt der Assimilation ist eine 
betriebliche Kultur, die sich aus kodifizierten formellen Regeln (beispielsweise 
Pünktlichkeit, Dokumentationspflichten) und informellen habitualisierten Um- 
gangsformen (etwa Umgangston, Regeln für Nähe und Distanz) zusammensetzt 
(vgl. Castoriadis 2007). Pragmatische Zusammenarbeit trägt zwar eine Tendenz 
zu Kollegialität in sich, doch diese basiert darauf, dass latent störende kulturelle 
und politische Differenzen von den Beschäftigten nicht in den betrieblichen Kon- 
text eingebracht und entsprechend den von vielen Managern, Betriebsräten und 
Beschäftigten gestützten Regeln zur „Privatsache“* erklärt werden, die im Betrieb 
nichts zu suchen habe. Welche (etwaklassen-, geschlechter- oder herkunftsspezi- 
fischen) Umgangsformen akzeptiert sind und welche als störend und daher alszu 
externalisierend betrachtet werden, ist nicht nur funktionalen Erfordernissen der 
Zusammenarbeit geschuldet, sondern hängt auch mit gesellschaftlichen Macht- 
und Herrschaftsverhältnissen (beispielsweise patriarchale Verhaltensnormen, 
Dominanzkultur) zusammen, die bestimmte kulturelle Praktiken als „normal“ 
(und weitgehend unsichtbar) und andere als auffällig und problematisch konstitu- 
ieren (vgl. Rommelspacher 1998). Die Anpassungsleistungen an die betriebliche 
Kultur sind dadurch unter den Beschäftigten ungleich (belastend) verteilt, auch 
wenn grundsätzlich alle Beschäftigten Teile ihrer Orientierungen und Praktiken 
externalisieren. Während einige kulturelle Praktiken cher Gewohnheiten sind, 
die relativ leicht abgelegt werden können, existieren auch identitätsrelevante 
Praktiken, die von den Subjekten schwerer während der Arbeitszeit abgespalten 
und externalisiert werden können. 

Obwohl betriebliche Sozialintegration der Variante betrieblicher Univer- 
salismus weitgehend gelingt, wenn wir dies am kollegialen Charakter der Be- 


3 Wenn Beschäftigte — meist normativ gemeint — davon sprechen, etwas sei „Privatsache“, 
so sind damit auch gesellschaftliche Diskurse und Konflikte gemeint. Keineswegs als 
privat ausgegrenzt werden dabei gelegentliche (auch herkunftsübergreifende) Grillabende 
unter Kolleginnen und Kollegen und dergleichen. „Mensch sein auf Arbeit“ (Hürtgen 
2013) will man gleichwohl, es geht bei der Abgrenzung von „betrieblichen“ und „priva- 
ten“ Dingen weniger darum, im Betrieb nur funktional erforderliche Dinge zuzulassen, 
sondern potenziell konfliktträchtige Themen und Verhaltensweisen außen vor zu lassen. 
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ziehungen unter den meisten Beschäftigten messen, so existieren doch auch 
Begrenzungen und Instabilitäten. Pragmatische Zusammenarbeit vollzieht sich 
unter Fortbestand kognitiver Dissonanzen und löst Ressentiments und bisweilen 
auch Rassismus nicht zwingend auf. Kognitive Dissonanzen können in beide 
Richtungen aufgelöst werden und beim Vorkommen belastender Ereignisse 
(alltägliche habituelle Irritationen und Konflikte, reale oder vermutete Benach- 
teiligung, gesellschaftliche Polarisierungetc.) zumindest temporär auch zu einem 
Zusammenbruch der pragmatischen Zusammenarbeit führen. Rassismus ist in 
einer herkunftsgemischten Belegschaft dysfunktional, soweit Spannungen im 
Arbeitsprozess nicht durch Chancen auf eine relevante Senkung der Kosten 
kompensiert werden (nicht nur Personalkosten, Anlagenstillstände sind ökono- 
misch oft wesentlich bedeutsamer). Schlägt die „Externalisierung von Differenz“ 
angesichts belastender Ereignisse in Internalisierung um, dann treten bis dahin 
unbewältigte Unterschiede und Unverträglichkeiten in den Vordergrund.‘ Ge- 
sellschaftlich weit verbreitete Einstellungsmuster gruppenbezogener Menschen- 
feindlichkeit (vgl. Decker/Brähler 2018) stellen ein Repertoire ethnisierender, 
sozialchauvinistischer oder rassifizierender Deutungsmustern zur Verfügung, 
die in entsprechenden Konfliktfällen aktiviert werden (können). 

Doch auch funktionierende Externalisierung begrenzt die Reichweite der 
Gleichbehandlung. Obwohl man sich im Betrieb als „Arbeitnehmer“ oder 
Kollegin bzw. Kollege versteht, so schließt dies doch nicht aus, dass man sich 
außerhalb des sozialen Raumes Betrieb unterschiedlichen Identitäts- und Inte- 
ressengruppen zugehörig fühlt und nicht zwingend gleiche Rechte für alle als 
selbstverständlich erachtet. Vor allem jedoch trägt Externalisierung dazu bei, 
dass einmal entstandene, mit Herkunft zusammenhängende Unterschichtungen 
und Segmentierungen nicht thematisiert werden, soweit diese nicht aufinnerbe- 
triebliche Diskriminierung zurückzuführen sind. Externe Qualifikations- und 
migrationsbedingte Nachteile sind im betrieblichen Universalismus kein Thema. 
Pragmatische Zusammenarbeit ist nicht notwendig mit aktiver Solidarität ver- 
knüpft. Einerseits lassen sich Momente einer exklusiven Solidarität oder resig- 
nativen Inkaufnahme von Exklusion (etwa Entlassungen) gegenüber denjenigen 
beobachten, die als Leistungsverweigerer oder nicht als Teil der Kernbelegschaft 
wahrgenommen werden (beispielsweise Arbeitslose, Leiharbeit) (vgl. Menz u.a. 
2013: 35ff.). Andererseits beschränken viele Beschäftigte solidarisches Handeln 
- im Sinne eines Einstehens füreinander - aufihren sozialen Nahbereich. Über 


4 Auchinder Vergangenheit fanden sich in den Betrieben Minderheiten ohne ausgeprägte 
kognitive Dissonanzen, sowohl Beschäftigte, die Offenheit gegenüber Kolleginnen und 
Kollegen anderer Herkunft zeigten, als auch Beschäftigte, die Ressentiments und Ablch- 
nung nur soweit zügelten, um nicht Sanktionen ausgesetzt zu sein. 
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ähnliche Lebensformen und Milieus vermittelte Solidarität verliert an Bedeu- 
tung, wodurch Solidarität in der (kollektiven) politischen Praxis zunächst aktiv 
hergestellt werden muss (vgl. Billmann/Held 2013: 26f.). 


Die Externalisierung von Differenz 


Beschäftigte mit Migrationshintergrund sind inzwischen in praktisch allen Be- 
reichen zu finden. Nicht nur in größeren Industrieunternehmen, sondern auch 
in vielen Handwerksbetrieben sind Geflüchtete als Auszubildende willkommen. 
In kleinen Handwerksbetrieben kann die besondere soziale Nähe und Gemein- 
schaftlichkeit (Kotthoff/Reindl 1990) dazu beitragen, dass Sozialintegration 
auch bei schwacher institutioneller Stützung funktioniert. Aufgrund der in 
der Arbeitswelt besonders ausgeprägten, herkunftsunabhängigen rechtlichen 
Gleichstellung ist häufiger als in der Gesellschaft insgesamt ein pragmatischer 
und relativ konfliktarmer Umgang mit Herkunftsverschiedenheit normal. Ein 
Mitarbeiter einer Handwerkskammer erklärt, es gebe 
im Handwerk keinen Betricb [...], der nicht eine Belegschaft besitzt, die Migrationshinter- 
grund hat. Von daher: Wir haben Erfahrung damit, Menschen aus anderen Kulturen zu 
integrieren und bei uns ist es einfach so, die Menschen sind bei uns nicht geduldet, sondern 
sind ein Teil des Teams. Und die ethnische Zugehörigkeit spielt definitiv im Handwerk 
keine Rolle [...]. Wenn jemand kann und wenn jemand will, dann spielt es keine Rolle, 


welcher Ethnie er angehört, welcher Religion er angehört, dann ist das einfach so, dann 


gehört er zum Team. (HWK in Niedersachsen - Wkk) 


Von Konflikten aufgrund kultureller Praktiken wird in unseren Interviews nur 
vereinzelt berichtet. Selbst medial viel diskutierte Fälle, wie eine mangelnde Ak- 
zeptanz von Frauen als Führungskräfte, scheinen nur schr selten vorzukommen: 

Was schr, schr positiv ist, wir haben bis jetzt noch keinen Fall, wo es irgendwie gescheitert 


ist aufgrund interkultureller Spannungen, dass irgendwie gesagt wurde, ‚Mensch, der 


ist Moslem, geht fünf Mal beten, das geht gar nicht. (HWK in Niedersachsen - Wkk). 


Auch eine Befragung der Handwerkskammer Region Stuttgart von Mitglieds- 
betrieben, die Flüchtlinge ausbilden, kommt zum Schluss, dass kulturelle Unter- 
schiede als Integrationshindernis „praktisch nicht benannt“ worden seien, „was 
eine interessante Erkenntnis ist“ (HWK Stuttgart 2018: 3). Ein gewisses Maß 
an Unterschieden untereinander wird von den meisten Beschäftigten jedweder 
Herkunft akzeptiert, soweit damit nicht gegen die Regeln der auf den Betrieb 
zugeschnittenen Gleichbehandlung verstoßen wird. Doch darüber hinaus reicht 
die Akzeptanz wohl nur bei einem Teil der Beschäftigten. 

Geflüchtete, so wird in unseren Interviews deutlich, ermöglichen den relativ 
konfliktfreien Verlauf ihrer betrieblichen Sozialintegration durch eine hohe 
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Bereitschaft, kulturelle Differenz zu externalisieren. Exemplarisch sei ein Ge- 
flüchteter zitiert, der sein eigenes Konzept von Sphärentrennung und Externali- 
sierung darlegt. Zwar habe jeder sein own habit, also seine - kulturelle geprägten 
- Angewohnheiten, doch 
am Arbeitsplatz da gibt es überhaupt keine Gewohnheiten. Wir müssen arbeiten. [...] Das 
ist die Normalität. Deine Gewohnheiten? Die musst du zuhause lassen. Wenn du zur Arbeit 


gehst, lässt du deine Gewohnheiten zuhause. Wenn wir dann zusammen sind, gibt es keine 
Unterschiede (Flüchtling, Betrieb E - BSI; Autorenübersetzung aus dem Englischen). 


Als Orientierungspunkt und Richtlinie normalen Verhaltens dient dabei die do- 
minante, „deutsche“ Kultur. So erläutert ein Flüchtlingaus Afghanistan, er seiin 
die Kultur in Deutschland „eingetreten“ (Flüchtling, Betrieb B - BST). Kulturelle 
Praktiken und Umgangsformen aus den Herkunftsländern werden abgespalten 
und externalisiert: „Kultur ist nicht das Problem, denn hier muss ich ihre Kultur 
verwenden. Meine Kultur istin Gambia, nicht hier. Ich kann meine Kultur hier 
nicht gebrauchen.“ (Flüchtling, Betrieb E - BSI; Autorenübersetzung). 

Die Anpassung an formelle betriebliche Regeln gelingt relativ problemlos, an- 
fängliche Alltagskonflikte können in der Regel rasch überwunden werden (etwa 
Pünktlichkeit oder der Umgang mit Krankmeldungen; so berichteten uns zwei 
Beratungsstellen davon, dass Geflüchtete bei Krankheit zunächst einen Freund 
oder Verwandten an ihrer Stelle zur Arbeit schickten). Der Grundliegt schlicht in 
der Lernfähigkeit der Menschen und dem Umstand, dass Individuen - entgegen 
latent rassistischer Vorstellungen (Priester 2003) - nicht mit irgendeiner Form 
von essentialistisch verstandener Kultur in eins zu setzten sind. Sie sind vielmehr 
dazu in der Lage, aus Überzeugung oder aus Opportunismus auch ihnen bis 
dahin fremde Praktiken zu übernehmen. 

Funktionale betriebliche Assimilation, da sphärenbezogen und deshalb parti- 
ell, ist für viele Geflüchtete durchaus akzeptabel und wird mitunter als die pure 
Herrschaft des Leistungsprinzips gedeutet: 

Ich kenne einen Flüchtling, der aus Eritrea kommt. Der ist nicht so lange wie ich hier, 

glaube ich, aber der macht jetzt eine Ausbildung. Es geht nicht darum, wo du herkommst, 

es geht darum, ob du es kannst oder nicht. Das meine ich. Wenn du es kannst, kannst du 
alles erreichen. Ich kenne auch einen [weiteren] Schwarzen, aus meinem Land, also aus 


Eritrea oder Äthiopien, weiß ich nicht genau, aber den sche ich, der ist Lacklaborant, der 
arbeitet im Büro, das hat der geschafft. (Flüchtling, Betrieb A - BSI) 


Informelle Regeln und Umgangsformen im Betrieb sind für Geflüchtete schwerer 
zu erfassen, einzuordnen und zu erfüllen. Die Anpassung an entsprechende Nor- 
men ist dadurch mit Unsicherheiten verbunden, so berichtete etwa ein Mitarbeiter 
einer Industrie- und Handelskammer (IHK) in Niedersachsen von einem Fall, in 
dem ein Syrer ihm erzählt habe, er habe „Angst, mit den weiblichen Mitarbeitern 
zu sprechen, weil er befürchtet, dass sie meinen könnten, er wäre übergrifiig 
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oder so. Der sagt ‚ich spreche lieber gar nicht mit denen wirklich, bevor ich was 
Falsches mache und nachher heißt es, der Flüchtling hat was gemacht.“ (IHK 
in Niedersachsen - Wkk) 

Eine erfolgreiche Externalisierung von Differenz seitens der Geflüchteten setzt 
voraus, dass auch der Rest der Belegschaft bereit ist, Differenz nicht wiederkeh- 
rend (etwa durch kulturelle Zuschreibungen) herzustellen und als relevant für die 
Zusammenarbeit zu setzen. Diese Voraussetzung ist nicht immer gegeben. So wird 
etwain einem ostdeutschen Industriebetrieb die Einstellungvon Geflüchteten als 
Praktikanten und Praktikantinnen als Erfahrungsangebot für die „etablierten 
Beschäftigten“ jeder Herkunft (vgl. Jimenez 2017) verstanden: 

Wir geben ja damit auch den Kollegen eine Chance, sich selbst mal ein Bild zu machen 

von denen, diedakommen. Und nicht nur auf das vertrauen zu müssen, was Presse, Funk, 

Fernschen, Legida, Pegida oder wie die ganzen da heißen [suggerieren]. [...] das war für die 

Geflüchteten gut [...] Und es ist für die Kollegen gut gewesen, diese Menschen zu emp- 


finden und zu erleben, um festzustellen: Das sind ganz normale Menschen. (Betriebsrat, 


Betrieb L - BSI) 


Bei Managern wie Betriebsräten findet sich die Vorstellung, durch die Aufnahme 
von Geflüchteten den Kolleginnen und Kollegen deutscher Herkunft Lernprozesse 
zu ermöglichen. Dabei wird ganz bewusst auf die Effekte der pragmatischen Zu- 
sammenarbeit gesetzt. Gegen die Ablehnung von Migrantinnen und Migranten 
hilft in dieser Sichtweise, die auch mit Befunden zum negativen Zusammenhang 
von Migration und Ablehnung in Einklang steht, gerade nicht die Abschottung, 
sondern die Begegnung, zumindest in zhe longrun mithin ein mehr an Migration. 
Der Geschäftsführer eines kommunalen Unternehmens geht ganz ähnlich an die 
Sache heran: „Das Leben ist halt eine Schule. [...] Die müssen zwingend mitein- 
ander arbeiten. [...] aus heutiger Sicht würde ich sagen, anders geht das nicht. [...] 
die müssen sich kennenlernen“ (Geschäftsführer Betrieb C - BSI). 

Geflüchtete als Beschäftigte, die sich gesellschaftlich in einer besonders vul- 
nerablen Position befinden, so zeigen unsere Befunde, sind gewöhnlich wenig 
daran interessiert, ihre kulturellen oder sonstigen Besonderheiten der Betrieb- 
söffentlichkeit auszusetzen. Die Externalisierung von Differenz bietet für sie die 
Chance, primär über ihre Leistung statt über ihre (vermeintliche) Kultur oder 
ihren Flüchtlingsstatus wahrgenommen und definiert zu werden. Da die Beschäf- 
tigung von Migrantinnen und Migranten üblich ist, haben zumindest relevante 
Teile der Belegschaft gelernt, kulturelle Differenz nicht kontinuierlich durch 
ethnisierende oder rassifizierende Praktiken zu aktivieren. Die Notwendigkeit der 
pragmatischen Zusammenarbeit im betrieblichen Handlungskontext ermöglicht 
es selbst in Betrieben, in denen nur geringe Erfahrungen mit Diversität vorhan- 
den sind, sich kennen zu lernen und stereotype Vorstellungen zu überwinden. 
Betriebe fungieren somit auch als Lernorte für alltägliche Naherfahrungen, die es 
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ermöglichen, Vorurteile zu überwinden. In der Regel funktioniert die betriebliche 
Sozialintegration von Geflüchteten dadurch relativ konfliktarm. 


Rassistische Ausgrenzung 


Trotz der Alltäglichkeit von Herkunftsverschiedenheit lösen sich ethnisierende 
Deutungsmuster im betrieblichen Alltag nur begrenzt auf. Dies spiegelt sich in 
den Ausführungen von Beschäftigten mit Migrationshintergrund selbst dort 
wieder, wo ein besonders hohes Maß an beruflicher Anerkennung und Sozial- 
integration angenommen werden darf. So berichtet ein Meister, dass man „als 
Migrant“ „nie die hundertprozentige Akzeptanz“ erreiche: „Ich ziehe ein kariertes 
Hemd an, stehe oben auf der Bierbank, habe einen Maßkrug in der Hand, ja, 
aber wenn’s ans Eingemachte geht, bin ich hier der Türke, fertig aus, da gibt's 
keine Diskussion, du kannst dich nicht integrieren“ (Meister, Betrieb D - BSI). 
Allerdings bezichen sich die Beispiele für Diskriminierung, die er anschließend 
nennt, primär nichtaufdie Arbeitswelt (etwa Benachteiligungbei der Hotelsuche, 
aber auch auf Bewerbungen). Man müsse immer dagegen ankämpfen. Ein anderer 
Meister führt aus, dass man mit manchen Kollegen ja an sich gut klarkomme, 
„aber, wenn der Kollege fünfmal am Tag zu dir ‚Balkan’ sagt, [...] da fühlt man 
sich schon bisschen beschissen [...] Aber wieso? Ich habe doch einen Namen, also, 
das ist immer so der bittere Beigeschmack.“ (Meister, Betrieb D - BSI). 

In einigen Betrieben sind rassistische Äußerungen Teil der betrieblichen All- 
tagskultur. Ein Gewerkschafter berichtet, dass man einiges verkraften müsse: 


Ich meine, manche kriegen schon Pickel, wenn die Ossis über Fidschis reden. Das ist so 
gängig, genauso wie Neger und so weiter, wo du immer sagst, Leute so geht das nicht, ja. 
Aber wenn du dann intervenierst, dann merkst du dann auch, dass das in dem Moment 
gar nicht um Klassifizierung oder um den normalen Alltagsrassismus geht. Aber es geht 
um Rassismus am Ende. Es geht um die Unterscheidung, wir sind wir und die anderen 


sind nicht bei uns. (IG Metall-Sekretär - BSI) 


Im Kontext der betrieblichen Sozialintegration von Geflüchteten lassen sich 
auch Fälle von Diskriminierung beobachten, die von alltäglichen Stereotypen 
bis zu offensiver rassistischer Ausgrenzung reichen. Differenz wird in diesen 
Konflikten gegen die Bemühungen von Geflüchteten um Externalisierung und 
betriebliche Sozialintegration von Teilen der Belegschaft oder des Managements 
diskursiv hergestellt. Die sozialräumliche Externalisierung von Differenz und 
darauf gerichteter Ressentiments ist, so zeigt sich hier, nie vollständig, sondern 
eine fragile Konstruktion. 

Für viele Geflüchtete ist die betriebliche Sozialintegration durch fehlende 
berufspraktische Erfahrungen oder eingeschränkte Sprachkenntnisse erschwert. 
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Bereits kleinere sprachliche Missverständnisse können den Prozess der Sozial- 
integration erschweren oder sogar verhindern. Von einem exemplarischen Fall 
berichtete uns eine Mitarbeiterin einer hessischen IHK. Sie habe einen Geflüch- 
teten beraten, der gesagt habe „ich habe Ärger mit meinem Meister, weil ich ihm 
gesagt habe, das ist nicht mein Problem.“ Am Ende stellte sich heraus, 


dass ereigentlich sagen wollte: ‚Ich bin nicht schuld, das war der Andere, der hat das gerade 
gemacht.’ Aber der wusste sich nicht anders auszudrücken und hatzu dem Meister gesagt: 
‚Das ist nicht mein Problem.’ Und der Meister hat sich natürlich gedacht: ‚Boah!’. Der 
ließ auch nicht mehr mit sich reden: ‚Der kann doch nicht zu mir sagen: ‚Ist nicht mein 


Problem. (HWK in Hessen - Wkk). 


Entsprechende Fälle gebe es häufiger. Darüber hinaus kommen Irritationen und 
Mehrbelastungen auf Seiten der etablierten Beschäftigten vor: 


Wenn jemand einen Arbeitsvertraghat oder einen Ausbildungsvertraghhat, dann sicht die 
Personalführung, der Chefin der Regel nur die Manpower und dann heißt es, jetzt salopp 
gesagt, Mensch, Klaus, ich habe dir doch den Mohamed mitgegeben und anstatt in acht 
Stunden bist du in zehn Stunden immer noch nicht fertig, wie kann das sein?’ und dann 
musser daserläutern. Aber die Umstände aufder Baustelle, dass man Mohamed vielleicht 
den Arbeitsschritt zehnmal erklären muss, das sieht man dann nicht, weil natürlich wir 
in einem Zeitalter leben, wo dieser zeitliche Druck sehr, sehr stark ist, Arbeiten müssen 
erledigt werden, schr viele Kundenaufträge, man hat nur eine gewisse Zeit zur Verfügung 
[...] und das ist einfach ein schr, schr wichtiger Faktor aus meiner Sicht [...] Da spielt, ob 
jetzt Migrationshintergrund, Fluchthintergrund oder ob das ein ethnischer Deutscher 
ist, das spielt keine Rolle. Wenn derjenige mehr belastet als entlastet, hat er keine Chance, 
sich ins Kollektiv zu integrieren. (HWK in Niedersachsen - Wkk) 


Reibungspunkte entstehen dabei vor allem dort, wo Unternehmen die etablierten 
Beschäftigten nicht frühzeitigin den Prozess der Inkorporation von Geflüchteten 
eingebunden haben, „wenn |...] die Geschäftsführung sagt ‘wir machen das’, ohne 
die Belegschaft mitzunehmen, dann gibt's da mehr Reibungspunkte“ (IHK in 
Niedersachsen - Wkk). 

Rassistische Diskriminierung in den Betrieben ist dabei nicht immer auf den 
ersten Blick zu erkennen: 


Aber das ist ein bisschen schwer, genau zu sagen: ‘Hier das war Rassismus, das nicht. [...] 
Alltagsrassismus ist oft ziemlich implizit. Ich habe jetzt hier keine Geschichten, wo ein 
Mitarbeiter ‘Affe’ genannt wurde oder sowas. Nicht so direkt und explizit. [...] Eher, dass 
man das Gefühl hat, man wird so ein bisschen ausgegrenzt. Wird nicht in die Gespräche 
der anderen Mitarbeiter so richtig mit inkludiert. Man wird vielleicht extra viel an der 
Spüle eingesetzt. Es wird erwartet, wenn die anderen eben eine Pause machen, dass du 
weiterarbeitest. Dass man [...] Überstunden macht. Man wird cher so ein bisschen abfällig 
behandelt. Ohne, dass explizit rassistische Kommentare kommen. Aber es ist schwer zu 
sagen: Ist das Rassismus oder ist es einfach nur Ausbeutung? (Arbeitsmarktberatungsstelle 


in Sachsen (I) - Wkk) 


Alltäglich auftretende Irritationen können zu einem Ausgangspunkt für eth- 
nisierende und rassifizierende Differenzkonstruktionen werden. Gleichzeitig 


270 Nikolai Huke und Werner Schmidt 


führen bei Teilen der etablierten Beschäftigten vorhandene Einstellungsmuster 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit dazu, dass Geflüchtete in einigen 
Betrieben besonders kritisch beurteilt werden: 


Ich betreue jetzt gerade einen Jugendlichen, der hat [...] eine EQ [Einstiegsqualifizierung] 
gemacht [als] Maler und Lackierer, und macht jetzt im selben Betrieb die Ausbildung. 
[...] Also der macht sicherlich Sachen falsch wie jeder Auszubildende, ich meine, er ist ja 
da um die Sachen zu lernen, und dann ist er aber schwarz und dann ist es halt so, dass, 
wenn Menschen schwarz sind, dann wird doppelt hingeguckt und wenn die was falsch 
machen, dann heißt es, ‘der Afrikaner, der kann halt nichts’. Und das ist bei ihm auch 
passiert, dass ein Kollege dann gesagt hat ‘mit dem Depp, mit dem Neger, will ich nicht 
mehr zusammenarbeiten, ist ein Hampelmann, der kann nichts’ und dann hat es wie ein 
Feuer um sich gegriffen und dann haben immer mehr Leute gesagt, mit dem wollen sie 
nicht mehr arbeiten, mit dem Somalier. [...] Und [...] die Chefs die, die decken dann ihre 
langjährigen Mitarbeiter. Ist dann nicht so, dass die sagen, es ist [...] Rassismus, das will 
ich hier nicht haben [...]. Als geflüchteter Azubi musst um die hundertzwanzig Prozent 
geben, also du musst alles noch besser machen, sonst heißt’s irgendwie gleich, ‘ja klar”. 


(Arbeitsmarktberatungsstelle in Baden-Württemberg - Wkk) 


In Extremfällen kann rassistische Ausgrenzung sogar zu einer Konfrontation mit 
dem Management und einer Verweigerung jeglicher Form der Zusammenarbeit 
im betrieblichen Handlungskontext führen, berichtet ein Mitarbeiter einer Bera- 
tungsstelle in Sachsen. In zwei Betrieben sei die Belegschaft nach der Einstellung 
eines Geflüchteten geschlossen auf das Management zugegangen und habe eine 
Entlassung des Geflüchteten gefordert: 


“Wir wollen das nicht.” Und die Entscheidung ist halt, wenn du acht, neun Mann hast. 
[...] der [Geschäftsführer] saß weinend und sich erklärend uns gegenüber. Aber der sagt, 
das ist mein Leben, [...] das ist meine Firma. Ich kann nicht einen beschäftigen und neun 


raushauen. (Arbeitsmarktberatungsstelle in Sachsen (II) - Wkk) 


Der Umstand, dass in einigen Betrieben nur wenige Beschäftigte mit Migrati- 
onshintergrund arbeiten, zwingt dort kaum zu kognitiver Dissonanz und setzt 
den Prozess der pragmatischen Zusammenarbeit oftmals gar nicht erst in Gang. 
Einzelne Betriebe grenzen aufgrund des Wissens um rassistische Einstellungsmus- 
ter in ihrer Belegschaft bestimmte Arbeitssuchende präventiv aus, um Konflikte 
zu vermeiden. So berichtete die Mitarbeiterin einer IHK in Baden-Württemberg 
im Interview mit dem Projekt „Willkommenskultur und Demokratie in Deutsch- 
land“, vereinzelt wären Betriebe offen für Geflüchtete als Auszubildende, würden 
aber Schwarze explizit als potenzielle Bewerber ausschließen. 

Der aktive Wille vonseiten der Geflüchteten, Differenz zu externalisieren, um 
pragmatische Zusammenarbeit zu ermöglichen, so zeigten die Beispiele, ist auf 
die Kooperation der etablierten Beschäftigten und des Managements angewiesen. 
Aktivieren letztere ethnisierende oder rassifizierende Differenzkonstruktionen 
und grenzen Geflüchtete damit aus, läuft deren Bemühen um Anpassung an 
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die betriebliche Kultur ins Leere. Gleichzeitig wird in den Konfliktfällen die 
potenziell schr ungleiche Belastung durch Anpassungs- bzw. Externalisierungs- 
leistungen deutlich: Während von Ausgrenzung Betroffene in Betrieben, in de- 
nen rassistische Äußerungen oder kulturelle Zuschreibungen zur betrieblichen 
Alltagskultur gehören, diese - vor allem als Berufseinsteigende - akzeptieren 
(müssen), um die Zusammenarbeit nicht in Frage zu stellen, sich dabei aber „schon 
ein bisschen beschissen“ fühlen, gilt das Verhalten derjenigen, die sich rassistisch 
äußern, oft nicht als problematisch und wird nicht überall sanktioniert. Trotz 
des hier auf Konfliktfälle gelegten Fokus sollte allerdings nicht in Vergessenheit 
geraten, dass die betriebliche Kultur in vielen Betrieben anders aussicht (s.o.) und 
dass viele Befragte mit Migrationshintergrund, darunter auch viele Geflüchtete, 
Diskriminierungserfahrungen im Betrieb explizit verneinen. 


Solidarischer Universalismus 


Die Konfliktfälle zeigen, dass die betriebliche Sozialintegration nicht immer den 
Regeln gleichberechtigter Kollegialität genügt, pragmatische Zusammenarbeit 
mitunter gar nicht in Gang kommt oder kollabiert. Um Irritationen, Konflikte 
und Diskriminierung zu vermeiden, sind konfliktregulierende Institutionen 
notwendig, die eingreifen, wenn etablierte Beschäftigte oder Manager auf eth- 
nisierende oder rassifizierende Differenzkonstruktionen zurückgreifen und/oder 
mit diesen eine Ungleichbehandlunglegitimieren. Bei der Sozialintegration von 
Geflüchteten muss es dabei einerseits darum gehen, universelle Regeln gegenüber 
alltäglicher Diskriminierung durchzusetzen, andererseits werden spezifische 
Förder- und Konfliktlösungsinstrumente benötigt, um sprachliche und berufliche 
Benachteiligungen abzubauen und Irritationen sowohl auf Seiten der Geflüchte- 
ten als auch auf Seiten der etablierten Beschäftigten zu minimieren. Zentral ist 
dabei, Probleme möglichst frühzeitig zu erkennen und zu entschärfen. 

Der betriebliche Universalismus wird in der Regel im Alltag durch Gewerk- 
schaften und Betriebsräte repräsentiert, seinen normativen Rahmen bilden ins- 
besondere das Betriebsverfassungsgesetz und Tarifverträge, die gleiche Rechte 
ungeachtet der Herkunft festschreiben. Diese Rahmenbedingungen für ein 
Gelingen betrieblicher Sozialintegration und kollegialer Beziehungen unter 
Beschäftigten unterschiedlicher Herkunft haben sich in den vergangenen Jahren 
verschlechtert. Erinnert seian den Rückgangder gewerkschaftlichen Mitglieder- 
zahlen und der tarifvertraglichen Deckungsrate. Mit Blick auf die Geflüchteten 
kommt hinzu, dass ein relevanter Teil von ihnen in Branchen und Betrieben mit 
einem geringen Institutionalisierungsgrad der Arbeitsbeziehungen beschäftigt 
ist (Leiharbeit, Hotel und Gaststätten). Dort sind wichtige Voraussetzungen 
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für pragmatische Zusammenarbeit und betrieblichen Universalismus oft nicht 
gegeben. Die Aufenthaltsperspektive von Geflüchteten ist oft unsicher. Da für 
sie nur partiell dieselben Regeln gelten wie für andere Beschäftigte (mitunter 
finden Abschiebungen auch gegen den Widerstand von Arbeitgebern statt), gibt 
es Anzeichen dafür, dass Geflüchtete öfter betrieblich auch bewusst subaltern 
inkorporiert und in der Folge auch subaltern sozialintegriert werden. Da sich 
Geflüchtete überproportional in Branchen mit kaum institutionalisierten Ar- 
beitsbeziehungen und vergleichsweise schlechten Arbeitsbedingungen finden, 
ist „interscktorale Unterschichtung“ zu konstatieren, begrenzt immerhin durch 
die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns im Jahr 2015. Anders als in den 
meisten Betrieben fanden sich dort, wo der Mindestlohn in Frage gestellt wurde 
oder soweit Geflüchtete nach Paragraf 5 des Asylbewerberleistungsgesetzes in 
80-Cent-Jobs tätig waren, das zeigen Befunde des Projekts „Betriebliche So- 
zialintegration“, auch eher negative Erfahrungen der Betriebe hinsichtlich der 
Integrationserfolge. 

Da Betriebe keine herrschaftsfreien Räume darstellen, können rassistische 
Äußerungen und Diskriminierungen vom Management, auch wenn dies nicht 
überallgeschieht, mit Sanktionen belegt werden. Kündigungen aus diesen Grün- 
den sind zwar meist ultima ratio, doch zu diesem Mittel wird durchaus gegriffen. 
Rassismus stört angesichts herkunftsgemischter Belegschaften den Betriebsfrie- 
den und die Arbeitsprozesse. Betriebsräte und Gewerkschaften tragen eine Kün- 
digunggewöhnlich aus guten Gründen mit. Sollten die Regeln desbetrieblichen 
Universalismus allerdings an Akzeptanz verlieren und an Selbstverständlichkeit 
einbüßen, dasie von Beschäftigten als „von oben“ aufgezwungen wahrgenommen 
werden und sie eine Verbindung von Universalismus und Repression herstellen, 
dann könnten integrative Effekte unbemerkt erodieren. Das Risiko eines späteren 
Kollapses der pragmatischen Zusammenarbeit würde steigen. Selbst wenn esin 
vielen Betrieben mittelfristiggelingen dürfte, viele der in der jüngsten Vergangen- 
heit gekommenen Geflüchteten betrieblich zu inkorporieren (Brücker 2018) und 
sozial zu integrieren, so scheint es doch wahrscheinlich, dass universelle Regeln in 
vielen Betrieben erneut moralisch begründet und durchgesetzt werden müssen, 
da sie gegenwärtig autoritär-populistisch infrage gestellt werden. 

Neben Betriebsräten und Gewerkschaften tragen mitunter Beschäftigte, die 
als betriebliche Mentoren oder auch „Kulturmittler“ fungieren, sowie zahlreiche 
externe Beratungs- und Unterstützungsstellen (etwa Willkommenslotsen, Inte- 
grationsmoderatoren, Arbeitsmarktmentorinnen, die ehrenamtlich oder etwa 
im Rahmen von Wohlfahrtsverbänden, der Kammern oder der Kommunen 
bzw. Jobcenter tätig wurden) dazu bei, Konflikte im Prozess der betrieblichen 
Sozialintegration zu minimieren. Sie informieren Betriebe und Geflüchtete 
über Förderinstrumente und rechtliche Rahmenbedingungen oder bemühen 
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sich bei Missverständnissen und Konflikten um eine Mediation. So konnte der 
oben skizzierte, sprachlich bedingte Konfliktfall („nicht mein Problem“) durch 
einen Anruf der Mitarbeiterin der Handwerkskammer rasch geklärt werden. 
Externe Beratungsstellen spielen auch in Branchen und Betrieben mit einem 
geringen Institutionalisierungsgrad der Arbeitsbeziehungen eine Rolle. In etli- 
chen Betrieben zeigt sich darüber hinaus ein Äquivalent zur gesellschaftlichen 
„Willkommenskultur“. Mitunter bemühten und bemühen sich ehrenamtlich 
engagierte Belegschaftsangehörige darum, Betrieben Geflüchtete für Praktika 
oder zur Einstellung vorzuschlagen. Nicht zuletzt öffneten etliche Betriebe ihre 
Pforten, um Geflüchteten diverse Praktika und Berufsvorbereitungsmaßnahmen 
anzubieten (oftmals von der Bundesagentur für Arbeit gefördert) und diese, 
soweit Erfolgschancen bestehen, im Anschluss in ein Ausbildungsverhältnis 
zu übernehmen. Manche dieser Betriebe eröffnen Geflüchteten Chancen auch 
dann, wenn sie keinen Mangel an hinreichend qualifizierten Bewerbern etwa 
für Ausbildungsplätze haben (Müller/Schmidt 2016). Die „betriebliche Will- 
kommenskultur“ geht über „betrieblichen Universalismus“ hinaus, sprengt den 
betrieblichen Rahmen, stellt Solidarität aktiv her und trägt somit Züge eines 
„solidarischen Universalismus“ (Schmidt 2015). 


Fazit 


Die Ergebnisse unserer empirischen Untersuchungen erlauben es, Debatten 
über gegenwärtige Konjunkturen von Rassismus und autoritärem Populismus 
durch den Fokus auf betriebliche Sozialintegration zu erweitern. Betriebe, 
so wurde deutlich, stellen ein spezifisches Handlungs- und Konfliktfeld dar. 
Pragmatische Zusammenarbeit, Externalisierung von Differenz und alltägliche 
Naherfahrungen im Umgang miteinander gehen mit einer Tendenz allmähli- 
cher Annäherung in Richtungkollegialer Umgangsformen einher. Beschäftigte 
mit Fluchthintergrund zeigen eine stark ausgeprägte Bereitschaft, kulturelle 
Differenzen aus dem betrieblichen Alltag zu externalisieren. Der Modus der 
pragmatischen Zusammenarbeit ermöglicht es ihnen, nicht primär oder sogar 
ausschließlich (und im Zeitverlaufimmer weniger) alsethnisierte „Andere“ oder 
Geflüchtete wahrgenommen, sondern über ihre Leistung definiert zu werden. 
Leistung kann jedoch gleichzeitig auch Ausschluss oder interscktorale Unter- 
schichtung legitimieren. Die pragmatische Zusammenarbeit kann Vorurteile 
abbauen und bietet arbeitsweltliche Ansatzpunkte für eine interessenbasierte 
Identitätskonstitution als Arbeitende oder Betriebsangehörige. Betriebe sind 
damit mehr als nur Ausgangspunkte von Ressentiments und adressatenloser 
Wut. Die Sichtbarkeit von Geflüchteten bedingt nicht nur neue Formen der 
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Ausgrenzung, sondern auch Lerneffekte und neue Formen der Solidarität auf 
Seiten der etablierten Beschäftigten („ganz normale Menschen“). 

Auch wenn die betriebliche Sozialintegration von Geflüchteten - insbesondere 
aufgrund der Anpassungsleistungen der Geflüchteten selbst - überwiegend relativ 
konfliktarm funktioniert und der betriebliche Universalismus in vielen Fällen 
deren Gleichberechtigung im Grundsatz absichert, finden in einigen Betrieben 
Konflikte statt. Für entsprechende Probleme im Prozess der Integration von 
Geflüchteten sind in der Regel nicht (vermeintliche) kulturelle Besonderheiten 
(etwa Pünktlichkeit) entscheidend, sondern Missverständnisse und alltägliche 
Probleme (beispielsweise Mehraufwand durch fehlende Erfahrungen mit be- 
ruflicher Praxis in Deutschland) sowie ethnisierende oder rassifizierende Deu- 
tungsmuster von Seiten der etablierten Beschäftigten. Hinzu kommen staatliche 
Arbeits- und Aufenthaltsbeschränkungen, die die Bemühungen von Arbeitgebern 
und Gewerkschaften, der Bundesagentur für Arbeit und manchen Kommunen 
sowie engagierten Bürgern und Beschäftigten konterkarieren. 

Die Bereitschaft zur Externalisierung von kultureller Differenz durch die 
Geflüchteten genügt nicht, denn sie bleibt auf die Kooperation der etablierten 
Beschäftigten angewiesen. Auch wenn Geflüchtete kulturelle Praktiken „zu 
Hause lassen“, können etablierte Beschäftigte (vermeintliche) kulturelle Be- 
sonderheiten konstruieren und für relevant erklären. Autoritär-populistische 
Einstellungsmuster drohen den betrieblichen Universalismus infrage zu stellen 
und die einheitliche, herkunftsübergreifende Interessenartikulation durch Par- 
tikularismus zu ersetzen. Betrieblicher Universalismus gilt häufig nicht mehr 
als selbstverständlich. Manche Gewerkschaftsvertreter berichten davon, dass 
esin etlichen Betrieben nicht mehr möglich sei, sich für die Unterstützung von 
Geflüchteten einzusetzen ohne Mitgliederverluste zu riskieren. Über das Gelin- 
gen betrieblicher Sozialintegration von Geflüchteten wird in erster Linie nicht 
das Engagement der Geflüchteten selbst entscheiden, sondern das Verhalten der 
Mehrheit der etablierten Beschäftigten sowie Management und Arbeitnehmer- 
vertretungen und staatliche Entscheidungen. Vor diesem Hintergrund genügt es 
nicht, aufdie ohnehin erheblich erodierten institutionalisierten Mechanismen des 
betrieblichen Universalismus zu setzen, vielmehr sollte an einer aktiven Herstel- 
lungherkunftsübergreifender Solidarität gearbeitet werden, die über pragmatische 
Zusammenarbeit und über die Effekte der funktional erforderlichen Kooperation 
im Betrieb hinausweist. Um eine erfolgreiche betriebliche Sozialintegration zu 
gewährleisten, braucht es Akteure, die einerseits ethnisierende und rassifizierende 
Deutungsmuster sanktionieren, andererseits Konflikte frühzeitigentschärfen und 
Solidarität aktiv herstellen. Gewerkschaften und Betriebsräten, Beratungsstellen 
oder Initiativen einer „Willkommenskultur“ im Betrieb kommt hier eine große 
Bedeutung zu. Die Stärkung von Mitbestimmung, Tarifvertragsbindung und 
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des generellen Engagements gegen soziale Ungleichheit trägt dabei die größten 
Chancen in sich, die Interessen von etablierten und neu hinzukommenden Be- 
schäftigten zu versöhnen. 
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Kai Burmeister 


Umkämpfte Arbeit in der Automobil-Industrie 
Das Beispiel Automotiv-Cluster in Baden-Württemberg 


Baden-Württemberg ist Geburtsstätte des Automobils und viele Zehntausende 
Beschäftigte entwickeln, produzieren und montieren heute dort insbesondere 
Premiumautomobile. Die anstehende Transformation des Autos und der darauf 
ausgerichteten Industrie haben im Südwesten somit neben technischen vor allem 
auch ökonomische, beschäftigungs- und arbeitspolitische Aspekte, die mittel- 
fristig einen tiefgreifenden Wandel mit entsprechenden Konflikten zwischen 
Kapital und Arbeit innerhalb der gesamten Automobilwirtschaft erwarten lassen. 
Gewerkschaftspolitisch geht es darum, das bestehende Automotiv-Cluster so 
weiterzuentwickeln, um Leitanbieter einer stärker diversifizierten und ökologisch 
verträglicheren Mobilität zu werden und so gute Arbeit und tarifliche Löhne 
zu sichern. 

Um die gewerkschaftliche Strategie in der Transformation zu verdeutlichen, 
werden in einem ersten Schritt die Besonderheiten der Automobilwirtschaft 
und die Struktur der Beschäftigung dargestellt. Darauf aufbauend erfolgt eine 
kritische Auseinandersetzung mit der Strategie der Automobilindustrie unter der 
Fragestellung: „Ist die Industrie ausreichend auf die Zukunft vorbereitet?“ Im 
dritten Schritt werden unterschiedliche Arenen umkämpfter Arbeit in Verbin- 
dung mit betriebs-, branchen- und strukturpolitischen Ansätzen dargestellt sowie 
der Zusammenhang von Arbeit und Ökologie problematisiert. Der Abschluss 
bildet ein zusammenfassender Ausblick. 


1. Automobilindustrie im Südwesten Deutschlands 


Baden-Württembergist ein globales führendes Zentrum der Automobilindustrie 
mit einem jährlichen Umsatz von über 100 Milliarden Euro. Die Besonderheit 
ist die starke Ausrichtung auf die Fahrzeuge der Premium- und Oberklasse, die 
mit einer Exportquote von deutlich über 70 Prozent stark auf den Weltmarkt 
orientiert ist. Die Pkw-Produktionsstandorte der Marken Mercedes (Sindelfin- 
gen und Rastatt), Porsche (Stuttgart-Zuffenhausen) und Audi (Neckarsulm) 
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sind dabei eng verflochten mit den ebenfalls in Baden-Württemberg ansässigen 
großen Zulieferern wie Bosch, ZF und Mahle sowie einer Vielzahl kleinerer und 
mittelgroßer Zulieferer. Dieser Wertschöpfungskern wird durch andere Branchen 
wie dem auf den Automobilbau ausgerichteten Maschinen- und Anlagenbau, 
die Elektrotechnik sowie ein Wissenschaftsumfeld und begleitende Cluster- 
Initiativen umrahmt. Die Gesamtheit eines vollständiges Automotive-Cluster 
mit entsprechenden Kooperationsvorteilen ist demnach wesentlich für die Stärke 
der Automobilindustrie (BW Stiftung 2017: 65). 

Neben der Produktion von über einer Million Fahrzeugen pro Jahr überneh- 
men die hiesigen Standorte der Endhersteller noch weitere wichtige Funktionen 
im Rahmen der globalisierten Produkt- und Produktionsstrategien. Die automo- 
bilen Wachstumsmärkte in Asien und den USA werden zwar stark durch in diesen 
Regionen aufgebaute Produktionskapazitäten beliefert, gesteuert werden diese 
weltweiten Produktionsverbünde aber wesentlich von den hiesigen Standorten 
aus. Ebenso erfolgen wesentliche Anteile der Forschungs- und Entwicklungs- 
aktivitäten und die Zusammenführung der zunehmend internationalisierten 
Forschung und Entwicklung ebenfalls in Baden-Württemberg. Die konzernei- 
gene Entwicklungsarbeit wird dabei im Produktentstehungsprozess stark durch 
Entwicklungsdienstleister wie Bertrandt, MB’Tech, IAV u.a. unterstützt. 

In der öffentlichen Wahrnehmung wird die automobile Zulieferpyramide oft 
mit einem ausgeprägten Machtungleichgewicht zwischen starken Endherstellern 
und schwachen Zulieferer in Verbindung gebracht. Tatsächlich ist die Zulie- 
ferindustrie auf die wenigen Endhersteller ausgerichtet, aber die Beschreibung 
„schwach versus stark“ greift zu kurz. Denn der Fahrzeugbau weist einen hohen 
Vorleistungsanteil von fast zwei Dritteln des Produktionswerts aus und wesentli- 
che Leistungen rund um den Autobau werden in der Zulieferindustrie erbracht. 
Abhängigkeiten bestehen somit in beide Richtungen (TW Consult 2018: 35). 

Gleichwohl werden seit den 1990er Jahren die Beschäftigten der Automobil- 
zuliefererindustrie immer wieder mit Plänen kostengetriebener Verlagerungen 
nach Osteuropa konfrontiert (Krzywdzinski 2019). Tatsächlich sind auch Tä- 
tigkeiten nach Osteuropa verlagert worden bzw. konnten bestehende Standorte 
nur durch den Preis von Zugeständnissen gesichert werden. Um die Funktion 
der Zulieferer in der automobilen Wertschöpfung als auch deren Perspektiven 
zu verstehen, sind unter anderem die räumliche Nähe zum Endhersteller und die 
Innovationsfunktion näher zu betrachten (Schwarz-Kocher u.a. 2019: 44). Bei 
großvolumigen Komponenten wie Karosserien sind es Logistikosten, die eine 
Ansiedlungin direkter Nähezum Montagewerk des Endherstellers befördern und 
vor Verlagerungen schützen. Eher kleinteilige Komponenten führen hingegen 
zu geringen Logistikkosten, sodass das nach wie vor bestehende Lohngefälle 
zwischen Ost und West Druck in Richtung Verlagerung auslöst. Noch höhere 
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Bedeutunghat die Innovationsfunktion der Zulieferindustrie. Erfolgreiche Zu- 
lieferer erfüllen beim „Neuanlauf von Produktgruppen und beim Einsatz neuer 
Fertigungs- oder Automatisierungstechnologien [...] eine spezifische Innovati- 
onsrolle. Sie profitieren dabei von ihrer räumlichen Nähe zu den F&E-Zentren, 
der spezifischen Innovationsinfrastruktur in Deutschland und dem Qualifika- 
tionsniveau der Beschäftigten“ (Schwarz-Kocher u.a. 2019). Die Zulieferer des 
baden-württembergischen Automotiv-Clusters übernehmen damit vielfältige 
Funktionen, die von der verlängerten Werkbank bis hin zum Innovator rund 
um neu zu entwickelnde Fahrzeuge reichen. 

Die hohe Bedeutung der Zulieferindustrie drückt sich auch in der Tatsache 
aus, dass von den 311.500 Beschäftigten des Wertschöpfungskerns mehr bei 
den Zulieferern als bei Endherstellen beschäftigt sind. Im weiteren Wertschöp- 
fungskern mit dem Maschinenbau, Dienstleistern und Materiallieferanten sind 
zusätzlich 71.000 Beschäftigte und im produktionsunabhängigen Kfz-Handel 
und -Handwerk 85.000 tätig. In Summe arbeiten rund 470.000 Beschäftigte 
im Bereich Automobil. 

Insgesamt geht der Trend hin zu qualifizierterer Arbeit und in der öffent- 
lichen Debatte ist oft fast ausschließlich von High-Potentials die Rede. Dieses 
Bild übersicht häufig die große Gruppe von Beschäftigten mit einfachen und 
mittleren Qualifikationen. Nach bundesweiten Zahlen verfügen heute ähnlich 
wie im Jahr 2000 knapp zwei Drittel der Beschäftigten über einen anerkannten 
Berufsabschluss. Die größten Veränderungen haben sich bei Beschäftigten „ohne 
beruflichen Abschluss“ (von 20,3% auf 10,9%) und bei Beschäftigten „mit aka- 
demischen Berufsabschluss“ (von 10,2% auf 19,9%) ergeben (TW Consult: 2018). 
Rund um die automobilen Zentren in Stuttgart, Böblingen und Neckarsulm zeigt 
sich ein sehr hoher Ingenieursanteil an der Beschäftigung (Eickelpasch 2017). 
Allerdings waren im Fahrzeugbau entlangder gesamten Qualifikationsstruktur 
Zuwächse bei den Neueinstellungen zu verzeichnen (IW Consult: 2018). 


Tabelle 1: Qualifikationsstruktur der Beschäftigten im Fahrzeugbau in Prozent 


2000 2017 
Ohne beruflichen Ausbildungsabschluss 20,3 10,9 
Abschluss einer anerkannten Berufsausbildung 65,9 64,0 
Mit akademischen Berufsabschluss 10,2 19,9 
Ausbildung unbekannt 3,6 5,3 


Quelle: IW Consult 2018, Seite 116 


So vielfältig wie die Beschäftigtenstruktur, so vielfältig sind auch die aktuel- 
len Konflikte um die jeweiligen Personalstrategien in den Unternehmen. 
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Insbesondere bei den Endherstellern streiten Management und Betriebsräte 
darüber, ob Tätigkeiten wie beispielsweise die Logistik, der Werksservice und 
die Instandhaltung durch das Unternehmen selbst oder aber durch eine Fremd- 
vergabe an Dritte erbracht werden sollen. In den Produktions- und Montage- 
bereichen verlaufen Konflikte vor allem um Leiharbeit, dabei geht es um die 
Begrenzung durch Quoten sowie um die Höhe und Güte von Arbeitsentgelten 
und -bedingungen (Burmeister 2016). Beiden Zulieferern dominieren hingegen 
immer wieder Verlagerungsdrohungen den Arbeitsalltag von Betriebsräten und 
gewerkschaftlichen Vertrauensleuten. 

Trotz aller Unterschiedlichkeit ist die Automobilindustrie darüber hinaus 
hochproduktiv, die Produktivitätsentwicklung war in den letzten beiden Jahr- 
zehnten überdurchschnittlich. Während die Produktivität je Erwerbstätigen in 
der Metall- und Elektroindustrie zwischen den Jahren 2000 und 2017 um rund 
64 Prozent wuchs, stieg sie im Fahrzeugbau um rund 127 Prozent (IW Consult 
2018). Ähnlich überdurchschnittlich stellt sich die Bruttowertschöpfung dar. 
Im Durchschnitt aller Wirtschaftszweige liegt sie bei ca. 66.000 Euro, im Fahr- 
zeugbau bei 146.000 Euro und damit aufeinem Höchstwert (ebd.). 


2. Trends der Automobilindustrie - „Bedenken first, Investitionen 
second”? 


Während in der Automobilindustrie derzeit Transformation in aller Munde ist, 
sah vor einigen Jahren die wettbewerbspolitische Vorausschau bis in die 2020er 
Jahren noch wie folgt aus: Audi, BMW und Daimler stellten jeweils den An- 
spruch, der erfolgreichste Hersteller zu sein und bei Stückzahl und Profitabili- 
tät jeweils vor den anderen zu liegen. Als Lehre aus der rasant eingebrochenen 
Fahrzeugnachfrage im Zuge der letzten großen Finanzmarktkrise wurde von 
einer stärkeren Volatilität der Pkw-Nachfrage ausgegangen. Ansonsten war ein 
Marktwachstum auf weltweit bis zu rund 100 Millionen produzierter Einheiten 
pro Jahr die wesentliche Annahme. 

Heute ist die Zeit des reinen Mengenwachstums vorbei. Mit den Veränderun- 
gen rund um autonomes sowie elektrifiziertes Fahren, mit der Vernetzung des 
Fahrzeugs mit seiner Umwelt sowie mit neuen Mobilitätsdienstleistungen sind 
es gleich vier Trends, die das Auto radikal verändern. 

Ob die hiesige Automobilindustrie daraufausreichend vorbereitet ist, ist um- 
stritten. Das Handelsblatt fasste die Strategie der deutschen Hersteller jüngst in 
dem Satz „Bedenken first, Investitionen second“ zusammen (Handelsblatt 2019). 
Eine Mischungaus Überheblichkeit und einem Festhalten an bislang profitablen 
Geschäftsmodellen sowie Fehleinschätzungen gegenüber den umweltpolitischen 
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Regulierungen in wesentlichen Märkten und den neuen Wettbewerbern in China 
und den USA markieren einige Probleme der hiesigen Hersteller. 

In der Elektromobilität bringen neue Player wie Tesla, BYD und BAIC so- 
wie der rund um die Deutsche Post entstandene Elektro-Auslieferung mittels 
Streetscooter Veränderungen, bei denen die etablierten Hersteller das Nachschen 
haben könnten. Dieser Aussage stehen die Ankündigungen der Endhersteller 
entgegen, jetzt zahlreiche Elektroautos wie den Taycan (Porsche) und mehrere 
Modelle der neuen Daimler-Marke EQ und e-tron-Modelle von Audi auf den 
Markt bringen zu wollen. Die Argumentation dahinter lautet: Vielleicht seiman 
etwas spät dran, aber weder sei die Nachfrage nach Elektromobilen schon groß 
genug, noch schreibe Tesla Gewinne. 

Diese Argumentation übersicht sowohl die Entscheidung Chinas hin zur 
Elektromobilität als auch die Verschiebung der Wertschöpfungsanteile zwischen 
Autos mit Verbrennungs- und Elektroantrieben. Beim Elektroauto nimmt das 
Batteriesystem deutlich höhere Wertschöpfungsanteile ein. Die deutschen Au- 
tohersteller fahren bisher die Strategie, die Zellen insbesondere bei asiatischen 
Anbietern zuzukaufen. Dieser Entscheidung liegt die Fehlannahme zugrunde, 
dass Zellen reine Zukaufteile wären. Wahrscheinlicher aber ist es, dass die Zell- 
technologie und die Kompetenz zur Weiterentwicklung dieser Technologie ein 
wichtiges Differenzierungsmerkmal im Wettbewerb zwischen den Unternehmen 
sein werden. Insofern ist es auch möglich, dass aus heutigen Zellproduzenten wie 
Panasonic, CATL, LG Chem perspektivisch Automobilhersteller werden könn- 
ten. Während die Autohersteller in der Position „Wir kaufen Zellen zu“ verhar- 
ren, betont beispielsweise der Maschinenbauverband VMDA das ökonomische 
Potenzial der Technologie und stößt eine Debatte um die Wertschöpfungskette 
von der Zellenproduktion bis zum Recycling an (Fraunhofer ISI 2018). 

Eine ähnliche Positionierung findet sich in der Politik. Im Jahr 2017 stellte 
Matthias Machning fest, damals Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministeri- 
um: „Konservierungswürdig sind geschlossene Wertschöpfungsketten. Da sich 
die Wertschöpfung aber ändert, müssen neue Komponenten integriert werden. 
Bei der Batteriezellenproduktion dürfen wir uns nicht abhängen lassen. Über 
eine eigene zu verfügen, ist Voraussetzung für einen Spitzenplatz in der Elektro- 
mobilität. Begleitet werden muss der Aufbau einer eigenen Zellproduktion durch 
eine Stärkung der Batteriezellenforschung“ (Machnig 2017). Diese Sichtweise 
ist im politischen Raum dominierend geworden und sowohl die Europäische 
Kommission als auch der Bundeswirtschaftsminister forcieren im Sinne einer 
vorausschauenden Industriepolitik eine Zellproduktion. 

Der Einsatz der IG Metall für eine Batteriezellfertigung fußt ebenfalls aufder 
Überlegunggeschlossener Wertschöpfungsketten und zielt daraufab, nicht von 
asiatischen Zelllieferanten abhängig zu werden. Denn als Gewerkschaft hat sie 
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sich zunächst einmal (nur) für die in ihr organisierten Beschäftigten einzusetzen 
und ihrer Satzunggemäß „[...] die Aufgabe, die wirtschaftlichen, sozialen, beruf- 
lichen und kulturellen Interessen der Mitglieder zu fördern“. Dies Position ist 
keine Antwort aufeine solidarische Verteilung eines globalen Arbeitsvolumens. 
Um gewerkschaftlich dennoch nicht in die Sackgasse eines Standortnationalis- 
mus zu geraten, müssen diese Dimension und der Anspruch an internationale 
Solidarität in der gewerkschaftlichen Programmdebatte jetzt stärker zur Geltung 
gebracht werden. 

Allgemein wird der Elektroantrieb mit einem starken Rückgangder Beschäfti- 
gungin Verbindunggebracht, weil gegenüber konventionellen Antrieben weniger 
Teile produziert und montiert werden müssen. Die Beschäftigungswirkungen 
der Elektrifizierung wurden jüngst in der Studie Wirkungen der Fahrzeugelek- 
trifizierung auf Beschäftigung am Standort Deutschland untersucht, für Baden- 
Württemberg wurden Beschäftigungseffekte durch die Strukturstudie 2019 der 
Landesagentur „e-mobil Baden-Württemberg“ ermittelt. Der Beschäftigungsef- 
fekt hängt dabei von der Entwicklungder Elektromobilität ab. Unter der Annah- 
me eines Anteils von 50 Prozent reiner E-Autos am Neuwagenverkauf bis 2030 
sieht die Strukturstudie 45.000 Arbeitsplätze als negativ vom Technologiewandel 
betroffen an. Die beschäftigungspolitische Bilanz fällt umso positiver aus, je mehr 
neue elektrische Komponenten auch innerhalb der heutigen Wertschöpfungskette 
gefertigt werden. 

Auch wenn die Elektromobilität aller Wahrscheinlichkeit nach schneller 
kommen wird als bislang angenommen, so gehen alle Einschätzungen weiter- 
hin vom Fortbestand konventioneller Antriebe sowohl bei Pkws als auch bei 
Nutzfahrzeugen aus. Daraus ergibt sich, dass die Antriebstechnologien des Ben- 
zin- und Dieselmotors weiterhin zu optimieren sind und auch neue synthetische 
Kraftstoffe (Wuppertal Institut 2019) sowie die Technologie der Brennstoffzelle 
weiterhin beachtet werden müssen. Für die Beschäftigungsperspektiven ist diese 
Technologievielfalt als Vorteil anzuschen. 

Während Car-Sharing bis vor wenigen Jahren die Domäne alternativer 
Genossenschaften gewesen ist, betonen heute Beratungsgesellschaften wie die 
Boston Consulting Group das Marktpotential von mehreren Milliarden Euro 
durch sogenannte geteilte Mobilität. Auch dieser Trend bringt das Paradigma 
der Konkurrenz zwischen den Premiumherstellern Daimler, BMW und Audi 
an die Grenzen des einzelwirtschaftlich Sinnvollen. Nach dem gemeinsamen 
Erwerb des Geodaten- und Kartenanbieters HERE durch die Premiumhersteller 
vermeldeten jüngst BWM und Daimler eine Kooperation entlang von Mobi- 
litätsdiensten mit fünf Joint Ventures, mit denen der Versuch unternommen 
wird, eine führende Stellung bei „Mobility as a service“ einzunehmen (Daimler 
2019). Ziel ist es dabei, die Kundenschnittstelle weiter kontrollieren zu können 
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und nicht zum Hardwareanbieter beim digitalen Geschäftsmodell der geteilten 
Mobilität degradiert zu werden. 


3. Arenen umkämpfter Arbeit 


Nach Jahren der Hochkonjunktur mit Rekordgewinnen kommunizieren die Ma- 
nager jetzt wieder schwere Zeiten. Für Daimler-Chef Dieter Zetsche ist es „kein 
Naturgesetz, dass Daimler ewig besteht“ und VW-Chef Herbert Diess kündigt 
an, dass bald nicht mehr „Bosch, Continental und ZF unsere umsatzstärksten 
Lieferanten sein werden, sondern LG, Samsungund CATL“ (Automobilwoche, 29. 
Oktober 2018). Unter diesen Vorzeichen kündigen sich Sparprogramme für die 
Beschäftigten an, Ergebnissicherungrückt für die Konzerne in den Mittelpunkt. 
Der Arbeitgeberverband Südwestmetall ruft im Zusammenhang mit der Trans- 
formation die IG Metall dazu auf, „die Unternehmen in der Automobilindustrie 
im aktuellen Wandel hin zur Elektromobilität zu unterstützen und zu stärken“ 
- und meint damit Zurückhaltung bei den Löhnen (Südwestmetall 2019). 

In der Erklärung Gute Arbeit und Solidarität als unsere Leitplanken der Auto- 
Konferenz der IG Metall Baden-Württembergheißt es: „Die IG Metall ist in der 
Automobilindustrie schr erfolgreich. Diesen erreichten Fortschritt wollen wir für 
die Beschäftigten sichern. Dabei wissen wir: Zeiten des technologischen Wandels 
beinhalten immer auch das Risiko, Arbeitsplatzverluste und Rückschritte bei 
Arbeitsbedingungen hinnehmen zu müssen (IG Metall Baden-Württemberg 
2018a). Folgende Konfliktfelder zeichnen sich dabei ab: 


3.1 Konfliktfeld Rendite oder Investitionen in bestehende Standorte 


Im kapitalistischen Wirtschaften steht die Gewinnerzielungim Mittelpunkt. Diese 
einfache Erkenntnis zeigt sich im Automobilbau auch nach wie vor in der Manage- 
ment-Logik. Die erzielten Renditen bei den Endherstellern im Premiumsegment 
lagen zuletzt bei den angepeilten 10 Prozent und nach Angaben des Bankhauses 
Metzler umfasste die EBIT-Marge bei den TOP-50 der Automobilzulieferer eine 
Spanne zwischen 5,5 und 7,5 Prozent. Die Unternehmen verdienen mit dem 
bestehenden Geschäftsmodell viel Geld und der Wandel des Automobils verlangt 
hohe Investitionen bei ungewissem Ausgang. Mittelfristig werden die Renditen 
sinken, massive Konflikte zwischen Anteilseignern, dem Management und den 
Beschäftigten werden die Folge sein. Gewerkschaftsseitig ist darauf zunächst mit 
zwei gesellschaftspolitischen und bankpolitischen Überlegungen zu reagieren: 
Angelehnt an das Bankhaus Metzler sind die Endhersteller für die finanziellen 
Herausforderungen des Wandels gerüstet und auch beiden Zulieferern ist eine ähn- 


284 Kai Burmeister 


lich gute Fähigkeit zur Finanzierunggegeben. Das ist die positive Nachricht. Wenn 
notwendige Neuinvestitionen die Renditen sinken lassen, so ist dies für die Eigen- 
tümer gegenüber dem Status quo zwar nachteilig, aber eben kein Weltuntergang. 
Eine gesellschaftliche Debatte über den Charakter des finanzmarktgetriebenen 
Kapitalismus scheint deshalb notwendiger denn je: Müssen es weiterhin 10 Prozent 
Rendite sein? Oder reichen 3 Prozent, wenn so gute Arbeit gesichert werden kann? 

Wenn Unternehmen jetzt Investitionen abgetrotzt werden können, so müssen 
diese auch über den Finanzsektor abgesichert werden. Der Wandel wird in der 
Finanzwirtschaft ebenfalls wahrgenommen, allerdings vor allem als kumulative 
Häufungvon Ausfallrisiken im Sinne eines „Klumpenrisikos“ des Kreditportfo- 
lios der Bank. Die Folge wäre aus Bankensicht Finanzierungen in der Automo- 
bilzulieferindustrie zu vermeiden, was wiederum in der Zulieferindustrie Krisen 
auslösen würde. Entgegen dieser Sichtweite kommt Banken und insbesondere 
den Landesbanken die strukturpolitische Aufgabe zu, die Unternehmensfinan- 
zierung zu sichern. Bundes- und Landespolitik stehen in der Verantwortung, 
den Finanzsektor darauf auszurichten. 

Ob Möglichkeiten für eine Neuausrichtung der bestehenden Standorte der 
Automobilwirtschaft bestehen, hat die IG Metall Baden-Württemberg im Jahr 
2017 an über 130 Standorten untersucht. Erwartungsgemäß werden an jenen 
Standorten die größten Veränderungen erwartet, die stark aufden Verbrennungs- 
motor ausgerichtet sind und nur geringe Möglichkeiten zur Diversifizierung auf- 
weisen. Hier besteht eine schr genaue Einschätzung darüber, dass bei reduzierter 
Stückzahl konventioneller Komponenten die Beschäftigung zurückgehen wird 
und Standorte in existenzielle Probleme kommen können. 

Über die gesamte Branche hinweg geht nur die Hälfte der Betriebsräte davon 
aus, dass die jeweiligen Standortverantwortlichen der Unternehmen ausreichend 
gut vorbereitet sind. Die andere Hälfte geht von keiner bzw. keiner ausreichenden 
Vorbereitung aus. Einige Betriebsräte berichten davon, dass Geschäftsführung 
und Beschäftigte gemeinsam über die Auswirkungen wegfallender Produkte 
beraten und nach neuen Produkten suchen. Andere verweisen ebenfalls auf eine 
gemeinsame Sicht, hinterfragen aber die Bereitschaft der Eigentümer zur Finan- 
zierung der notwendigen Neuausrichtung. Betriebsräte berichten zudem über 
ihre fehlende Einbindung in die Strategiediskussion und befürchten deshalb 
Verlagerungen oder Tariflucht. Auch wurde in Erfahrung gebracht, dass einige 
Unternehmen nicht über eine belastbare Zukunftsstrategie verfügen. 

Beialler Unterschiedlichkeit sind an vielen Standorten massive Konflikte über 
Investitionen in die geänderte Wertschöpfungskette zu erwarten. Dies betrifft 
die gesamte Automobilwirtschaft, aber insbesondere die Zuliefererindustrie wird 
betroffen sein. Wenn nichts passiert, droht hier ruinöser Wettbewerb bei einem 
kleiner werdenden Markt. 
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Was ist angesichts dieser Ausgangslage zu tun? Sollen Gewerkschafter und Be- 
triebsräte zu einem Co-Management und zu den besseren Unternehmern werden? 
Dies erscheint im Zweifel besser als in Schockstarre zu verfallen und abzuwarten. 
Die Strukturstudie der Landesagentur „e-mobil Baden-Württemberg“ betont, 
„dass das spezifische Innovationsmuster aus der Verknüpfung von Produktions- 
wissen und Produktinnovation für die Zurückgewinnung der Innovationsfüh- 
rerschaft auch bei den neuen Antriebsstrangkonzepten genutzt“ werden sollte. 
So wäre dann „nicht die Transformation zur Elektromobilität selbst, sondern 
verpasste Gestaltungschancen“ die eigentliche Gefahr des Wandels. An allen 
Standorten drängt die IG Metall auf belastbare Konzepte hinsichtlich einer 
Produktstrategie, bei der es um „Zukunftspläne statt um Sozialpläne“ für alle 
bestehenden Standorte geht. Daraufaufbauend ergeben sich vielfältige Aufgaben 
von der Unternehmensfinanzierungbis hin zu einer anspruchsvolleren Personal- 
und Qualifizierungspolitik, bei der bestehende Belegschaften um- und weiterqua- 
lifiziert werden müssen. Dabei geht es auch um eine unbequeme Wahrheit: Nicht 
alle Arbeitsplätze werden erhalten werden. Aber alle Beschäftigten müssen eine 
sichere Arbeit haben. Entsprechende Beschäftigungsgarantien müssen gegenüber 
den Unternehmen erst noch durchgesetzt werden, aber Sicherheit im Wandel für 
alle Beschäftigten ist das Leitmotiv für das gewerkschaftliche Handeln. 


3.2 Automobiler Strategiedialog in Baden-Württemberg - Grundlage 
für eine beschäftigungsorientierte Industriepolitik? 


Der Betrieb ist zunächst naheliegende Ebene für diese Zukunftssicherung. An- 
gesichts der Radikalität der Umbrüche reicht die Betriebsebene alleine nicht aus. 
Diese Annahme veranlasste die IG Metall Baden-Württemberg dazu, gegenüber 
der Landespolitik einen Transformationsbeirat einzufordern, beidem Unterneh- 
men, Gewerkschaften, Wissenschaft und Landesregierung an der Neuaufstel- 
lung des Automobilclusters zusammenarbeiten. Das gewerkschaftliche Motiv 
war es, einen Ort für eine beschäftigungs- und industriepolitische Plattform zu 
schaffen. In der Politik wurde der Vorschlag eines geordneten Strukturwandels 
positiv gewertet und Landeswirtschaftsministerin Nicole Hofmeister-Kraut 
erklärte: „Ich bin der IG Metall für die Initiative, einen solchen Beirat einzu- 
richten, schr dankbar und greife diesen Vorschlag gerne auf.“ Seitdem besteht 
in Baden-Württemberg mit dem „Strategiedialog Automobilwirtschaft“ ein auf 
sieben Jahre angelegter Prozess unter Beteiligung aller Akteure einschließlich 
der Zivilgesellschaft und von Umweltverbänden. 

Offizielles Ziel ist eine Strategie zur Stärkung des Standortes Baden-Würt- 
temberg vor dem Hintergrund des Transformationsprozesses der Automobil- 
wirtschaft. Hierzu soll eine Roadmap mit Handlungsempfehlungen für die 
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verschiedenen Akteure erarbeitet werden. Die bisherige Bilanz fällt gemischt 
aus. Gewerkschaftliche Anliegen wie die Sicherungvon Arbeitsplätzen mit fairen 
Arbeitsbedingungen (Betriebsräte, Unternehmensmitbestimmungund Tarifver- 
träge) werden durch die Unternehmen immer wieder hinterfragt und es wird der 
Versuch unternommen, diese Ziele als Partikularinteressen hinzustellen. Dies 
unterstreicht den interessenspolitischen Konflikt in der öffentlichen Arena einer 
landespolitischen Industriepolitik, bei der die Landespolitik eher Verbündeter 
für die Sicherung von Arbeitsplätzen ist, während sich die Industrie im Beklagen 
angeblich schlechter Standortbedingungen gefällt und mehr oder minder offen 
auf Verlagerungen zielt. Einige Teile der Unternehmerschaft setzen offen darauf, 
mit der Transformation ein verändertes Kräfteverhältnis zwischen Arbeit und 
Kapital durchzusetzen. 

Dennoch bietet der Strategiedialog die Chance für eine beschäftigungsorien- 
tierte Industriepolitik. Vorbild könnte der Abschlussbericht zum Ausstieg aus 
der Braunkohle sein, bei dem versucht wurde, Klimaschutz, gute Arbeit und 
Wirtschaft für die betroffenen Menschen und Regionen in Einklang zu bringen 
(Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2019). Gewerkschaftlich kann es 
nicht um einen Ausstiegaus der Automobilindustrie gehen, wohl aber um einen 
Kurswechsel im Sinne einer erneuerten industriellen Basis, bei der die Produkte 
mehr denn je ökologischen und gesellschaftlichen Anforderungen entsprechen. 

Notwendig wird in diesem Zusammenhang das arbeitsmarktpolitische Instru- 
ment eines Transformations-Kurzarbeitsgelds durchzusetzen, das Qualifizierung 
mit dem Erhalt des Arbeitsplatzes verbindet. Der Grundgedanke ist, dass größere 
Teile der von Transformation betroffenen Beschäftigten im Rahmen eines von 
beiden Betriebsparteien entwickelten Qualifizierungsplans weitergebildet und 
umqualifiziert werden und dabei das Einkommen der Beschäftigten durch Betei- 
ligung der Arbeitsagentur gesichert wird (Zentrum liberale Demokratie 2019). 
Eine ähnliche Stoßrichtung verfolgt eine solidarisch organisierte Bildungsversi- 
cherung, die als neue Säule der Sozialversicherung ein verbindliches soziales Bür- 
gerrecht begründet und über den Lebenslauf hinweg berufliche Qualifizierung 
ebenso wie Weiterbildung finanziell absichert und ermöglicht (Böhning 2019). 


3.3 Der Deutungskampf um Kultur der Arbeit 


In der Automobilindustrie gibt es nicht nur eine einzige Arbeitsrealität. Vielmehr 
bestehen hinsichtlich der Arbeitsinhalte große Unterschiede in der Produktions- 
arbeit, beispielsweise zwischen taktgebundener Montagearbeit und der Arbeit in 
der Instandhaltung oder im Werkzeugbau. Ähnlich differenziert ist die Büroar- 
beit, die zwischen Routinetätigkeiten in der Buchhaltung, im Einkaufund dem 
agiler werdenden Arbeitsalltag in der Entwicklung unterscheidet. 
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Im Zuge der automobilen Transformation erfolgt auch ein Deutungskampfum 
Arbeit und deren Regulierung durch Gesetze, Tarifverträge und Betriebsverein- 
barungen - zum Beispielrund um die Arbeitszeit. Für Daimler-Personalvorstand 


Wilfried Porth sieht es so: 


Arbeitszeitgesetze [...] aus der industriellen Steinzeit“. Um diese Sichtweise einordnen zu 
können, ist ein längeres Zitat hilfreich: „Die Digitalisierung verlangt Flexibilität, Krea- 
tivität und Schnelligkeit. Doch hierzulande trifft die digitale Neuzeit auf überbordende 
Bürokratie. Wenn keine Spielräume geschaffen werden, verlieren wir den Anschluss. [...] 
Ein Beispiel ist unser Arbeitszeitrecht. Deutsche Arbeitszeitgesetze stammen aus der in- 
dustriellen Steinzeit. Als vor etwa 100 Jahren die Grundideen für die noch heute gültigen 
Arbeitszeitregelungen entstanden, ginges darum, einen Schutz wegen der oft noch extrem 
schweren körperlichen Arbeit zu entwickeln, die damalsan der Tagesordnung war. Heute 
passt eine elfstündige gesetzliche Zwangspause zwischen Arbeitsende am Abend und 
Start am nächsten Morgen nicht mehr zu den gesunkenen körperlichen Anforderungen 
der meisten Berufe. Dazu kommt der Wunsch von immer mehr Menschen nach größerer 
Freiheit, um die eigene Lifebalance selbstbestimmt zu organisieren. Eine verordnete un- 
unterbrochene Ruhepause von elf Stunden widerspricht diesem persönlichen Bedürfnis 
nach Flexibilität. Zumal die technischen Möglichkeiten mit Smartphones, Tablets und 
Laptops es heute ermöglichen, Aufgaben immer und überall, also unabhängig von Ort 


und Zeit zu erledigen (Porth 2018). 


Diese Argumentation schafft das Bild einer Arbeitsrealität, die für alle frei von 
Belastungen ist und bei der das Arbeitszeitgesetz die Selbstbestimmung beschneidet. 
Zwar können heute schon wesentliche Teile der in der Industrie beschäftigten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mobil arbeiten, aber für viele direkt in 
der Produktion und in der Montage Beschäftigte bleibt dies bis auf weiteres ein 
Wunschtraum. 

Als Folge der Argumentation „Arbeitszeitgesetze als Fessel“ drängt das Ar- 
beitgeberlager pauschal darauf, die tägliche Normarbeitszeit von acht Stunden 
aufzuheben und die Ruhezeit von elf Stunden zwischen den Arbeitstagen zu 
verkürzen. Teilweise haben die Arbeitgeber seitens der Politik bereits Unterstüt- 
zung erhalten. Auch aus Sicht der Beschäftigten liegen die Probleme der heutigen 
Arbeitszeitgesetzgebung nicht im Regelungsinhalt, sondern vielmehr in der oft 
folgenlosen Verletzung der Regelungen. Viele Aufsichtsbehörden können auf- 
grund des politisch forcierten Personalmangel keine wirksame Arbeitsschutzauf- 
sicht gewährleisten und Betriebsräte fühlen sich von den Behörden alleingelassen. 

Auch wenn nicht alle Beschäftigten mobil arbeiten können, so ist diese Ar- 
beitsform doch für viele Realität. Im Rahmen der Tarifrunde 2018 hat die IG 
Metall Baden-Württemberg mit dem Arbeitgeberverband Südwestmetall einen 
Tarifvertrag vereinbart, der Beschäftigte in mobiler Arbeit „Orientierung und 
Sicherheit“ geben soll und „sie vor Überforderungsschützen“ soll. Die Tarifverein- 
barung definiert Wenn-dann-Bedingungen, die für mobile Arbeit aufbetrieblicher 
Ebene genutzt werden können. Angeknüpft wurde dabei an in den letzten Jahren 
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entstandene Betriebsvereinbarungen u.a. bei Bosch und Daimler, bei denen die 
Einführung mobiler Arbeit durch Betriebsräte dahingehend begleitet wurde, 
mobile Arbeit im Sinne von besserer Vereinbarkeit zu ermöglichen, aber zugleich 
ein Arbeiten ohne Ende durch eine entsprechende Kultur der Arbeit zu vermeiden. 
Der Tarifvertrag sicht auch eine Verkürzung der Ruhezeit vor, wenn Beschäftigte 
selbst das Ende bzw. den Beginn ihres Arbeitstages bestimmen können. Eine 
Ruhezeitverkürzung ist hingegen nicht möglich, wenn sie durch den Arbeitgeber 
angewiesen wird. Diese Tarifregelung für Beschäftigte mit einem hohen Grad an 
Autonomie ist der Versuch, auf die Realität nicht erfasster und in der Folge nicht 
bezahlter Arbeitszeiten zu reagieren und einen tariflichen Rahmen mit verbind- 
lichen Rechten und mehr Selbstbestimmung anzubieten (Zitzelsberger 2018). 

Auch wenn die Selbstbestimmung für die Beschäftigten stark betont wird, 
hebt die gewerkschaftliche Diskussion gleichzeitig immer auch hervor, dass me- 
dizinische Grunderkenntnisse des zirkadianen Rhythmus zu beachten sind und 
der Arbeitsschutz mehr denn je gebraucht wird. Selbstbestimmung kommt an 
Grenzen, wo die Gesundheit in Gefahr kommt. Dies ist ein ungelöstes Span- 
nungsfeld in der neuen Arbeitswelt, die mehr denn je mit Stress und Leistungs- 
verdichtung in Verbindung steht. Insofern überrascht es nicht, dass psychische 
Erkrankungen hinsichtlich ihrer Bedeutung für den Krankenstand an zweiter 
Stelle stehen (DAK 2017). 

An erster Stelle bei den Krankheitstagen stehen Muskel-Skelett-Erkrankun- 
gen, die trotz ihrer Bedeutung in der öffentlichen Diskussion kaum betrachtet 
werden. In den Betrieben ist Gesundheit derzeit schr wohl ein vom Management 
vorangetriebenes Thema, doch geht es dabei vor allem um Appelle an eine gesunde 
Lebensführung durch eine bewusste Ernährungund um Entspannungstechniken 
wie Yoga sowie um mehr Bewegung und Resilienz. 

Eine gesundheitsförderliche Arbeitsgestaltung fristet trotz älter werdenden 
Belegschaften hingegen ein Schattendasein. Dies ist ein Missstand, schließlich 
ist Montagearbeit oft mit ungünstigen Körperhaltungen, sich kurzzyklisch 
wiederholenden Hand-Arm-Bewegungen und gesundheitlich ungünstigen 
Arbeitszeiten im Schichtsystem verbunden. Möglicherweise können neue Pro- 
duktionskonzepte in der Automobilindustrie Spielräume für eine gesundheits- 
förderliche Arbeitsgestaltungeröffnen. Verbandsvertreter der Metallarbeitgeber 
stellen bereits Wunschbilder in den Raum: „Arbeit wird im Rahmen der Industrie 
4.0 gesünder. Stark belastete körperliche Arbeit wird es im digitalen Zeitalter 
nur noch selten geben“ (Börkircher/Walleter 2018). 

Wahrscheinlich können sogenannte Exoskelette physische Belastungen in der 
Montage reduzieren. Auch könnte eine modulare Pkw-Fertigung sogar das starre 
Fließband-Prinzip ablösen. Aber eine virtuelle Arbeitssteuerung ist nicht mit 
einem Reich der Freiheit gleichzusetzen und auch physische Belastungen werden 
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nicht einfach verschwinden. Schon heute ist es technisch möglich, belastende 
Überkopf-Arbeit zu ersetzen. Allzu oft scheitert die gesundheitsförderliche Ar- 
beitsgestaltung aber am betriebswirtschaftlichen Kalkül der Kosteneinsparung, 
Die Dominanz der Betriebswirtschaft über die Gesundheit der Beschäftigten 
wird durch die Digitalisierung nicht aufgehoben. 

Die Chance einer stärker modularen Produktion mit anspruchsvolleren und 
gesünderen Montageverfahren ist dennoch weiterzuverfolgen. Aber sie müssen 
dahingehend beurteilt werden, ob arbeitspolitische Spielräume und die Machtres- 
sourcen der Beschäftigten dadurch größer oder kleiner werden. Naive Euphorie 
wie „Arbeit in der Industrie 4.0 wird gesünder“ ist fehl am Platz, wenn nicht die 
Dominanz der Rendite überwunden werden kann. 

Hinsichtlich der Auswirkungen aufdie Beschäftigung ist von zwei verschiede- 
nen Entwicklungen der Digitalisierungim Büro und in den Werkhallen auszuge- 
hen. Verschiedene Bürobereiche, angefangen vom Finanz- biszum Personalwesen, 
stehen vor einer von Künstlicher Intelligenz und Software-Robotik getriebenen 
Rationalisierungswelle. Volkswagen und Daimler haben erst jüngst angekündigt, 
ihre Sparanstrengungen aufdie Verwaltungen konzentrieren zu wollen. Hier sind 
die größeren Umbrüche zu erwarten. Nicht so eindeutigsind die Auswirkungen 
digitaler Technologien auf die Produktion und die Montage. Im Automobilbau 
gibt es durchaus konkurrierende Ansichten, ob die Automatisierung zu Lasten 
von Flexibilität bereits zu stark vorangeschritten ist und Handarbeit vor einer 
Renaissance stehen könnte. Unabhängig davon, wie diese Entwicklungen im 
Detail verlaufen werden, stehen sie der Vorstellungeiner menschenleeren Fabrik 
mit Vollautomatisierung entgegen. 

Dem Zerrbild der von allen Belastungen befreiten Arbeitswelt ist die Realität 
der Statistik der Krankheitstage entgegenzuhalten. Es ist eine komplexe Belas- 
tungssituation entstanden, bei der bestehende körperliche Belastungen mehr 
denn je durch psychische Belastungen ergänzt werden. Arbeitspolitisch geht es 
daher um einen Strategieansatz, der bestehende Rechte der Beschäftigten auf 
die Belastungen der Digitalisierung ausrichtet und präzisiert, und so eine Ge- 
genposition zur Deregulierungsagenda der Arbeitgeber aufmacht (Urban 2018). 


3.4 Konfliktfeld Umwelt und Arbeitsplätze bearbeiten 


Der notwendige Klimaschutz und die Transformation der Automobilindustrie 
mitsamt ihren Auswirkungen aufdie Arbeitsplätze beinhalten das Potenzial, um 
gegeneinander in Stellung gebracht zu werden. Der Gelbwestenprotest in Frank- 
reich entzündete sich an der prekär werdenden Lebenssituation vieler abhängig 
Beschäftigter in den ländlichen Regionen in Verbindung mit der Einführung 
einer Okosteuer auf Kraftstoff. 
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In Baden-Württemberg stellt sich die Ausgangslage anders dar. Eine Entschei- 
dung „entweder für die Umwelt oder aber für Arbeitsplätze“ istin der Zuspitzung 
vielleicht naheliegend, wird in der gewerkschaftlichen Strategiediskussion aber 
abgelehnt. Vielmehr ergibt sich aus der wettbewerbspolitischen Einschätzung 
rund um die Elektromobilität die Notwendigkeit, den Wandel der Autoindustrie 
eher schneller als langsamer einzufordern. 

Eine klimapolitisch notwendige Energie- und Mobilitätswende ist ebenfalls 
entschlossen anzugehen. Klimaschutz ist auch ein Ziel der Gewerkschaftsbewe- 
gung. Einigkeit besteht in der Zustandsbeschreibung, dass der Verkehrssektor das 
CO,-Ziel verfehlt und der Verkehr eindeutig zu viel Kohlendioxid ausstößt. Aus 
gewerkschatftlicher Sicht sind nicht die Pariser Klimaziele das Problem, wohl aber 
fehlende Umsetzungspläne und mangelhafte infrastrukturelle Voraussetzungen 
für eine Mobilitätswende. 

Angeknüpft werden kann an die Diskussion zu Beginn der 1990er Jahre in 
der IG Metall unter dem Stichwort „Auto, Umwelt und Verkehr - Umsteuern, 
bevor es zu spät ist“: „Wir wollen den Menschen, deren Arbeitsplätze vom Au- 
tomobil abhängen, eine Zukunftsperspektive erschließen, die gleichzeitig die 
notwendige Bewältigung der ökologischen Überlebensprobleme ermöglicht. Wir 
wollen in der Automobilindustrie und bei den Zulieferern sichere Arbeitsplätze 
und umweltverträgliche Arbeitsbedingungen und Produktionsverfahren ökolo- 
gisch sinnvoller und gesellschaftlich nützlicher Produkte.“ Entstanden sind zehn 
Vorschläge für ein humanes, umweltverträgliches und eflizientes Verkehrssystem, 
die aus heutiger Sicht nach wie vor aktuell und deutlich mehr als ein Klein-Klein 
einzelner Forderungen sind. 

Diesem Anspruch könnte entgegengehalten werden, dass von der gewerk- 
schaftlichen Programmlage nur das Wenigste den Wegin die Betriebe gefunden 
hat und sich die Gewerkschaft damals schon eines Greenwashing bemächtigt 
habe. Dies mages partiell gegeben haben, der eigentliche Engpass war die herauf- 
ziehende Wirtschaftskrise. In der Folge geriet die Gewerkschaft in die Defensive. 
Heute steht die IG Metall nicht mit dem Rücken an der Wand, gleichwohl ist die 
wirtschaftliche Lage an einigen Standorten rund um den Diesel angespannt und 
Lösungen im Sinne langfristiger Beschäftigungsperspektiven werden dringlicher. 

In Stuttgart und vielen anderen Städten sind Einfahrverbote für ältere Diesel- 
PKWs im Zusammenhang mit der Luftreinhaltung zurzeit Streitgegenstand 
in vielen Betrieben. Rechtspopulisten nutzen dies für Stimmungsmache und 
versuchen in den Betrieben und aufder Straße Positionen „Für Arbeitsplätze“ zu 
besetzen. Angeheizt wird die Stimmungslage durch verwaltungsrechtlich formal 
korrekte Behördenschreiben, die im Zusammenhang mit beantragten Ausnah- 
meregelungen vom Fahrverbot darauf hinweisen, dass „mit einem Einkommen 
von über 1130 Euro (Pfändungsfreigrenze) eine Ersatzbeschaffung zumutbar“ sei. 
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Die IG Metall setzt aufumfassendere Lösungen rund um Mobilität und nicht 
auf Einzelfragen. In einem Gespräch zwischen Vertretern der IG Metall Baden- 
Württembergund Landesverkehrsminister Winfried Herrmann (Grüne) ist eine 
gemeinsame Erklärungentstanden, die anstelle von Fahrverboten Vorschläge für 
bezahlbare und verlässliche Mobilität für alle auflistet. Darin heißt es u.a.: „In der 
Region Stuttgart leben Menschen in der Stadt und aufdem Land; entsprechend 
vielfältig sind die Anforderungen an den Verkehr. Viele Beschäftigte kommen 
schon heute zu Fuß, mit dem Rad oder mit Zug oder Bus zur Arbeit, andere 
Beschäftigte mit dem Auto oft ohne Mitfahrer. Nicht jeder Verkehrsträger passt 
für jeden, aber alle Beschäftigten müssen schnell, bezahlbar und stressfrei zur 
Arbeit kommen. Die besondere Situation von Beschäftigten in Schichtarbeit ist 
zu berücksichtigen. [...] Unternehmen können durch Zuschüsse zu Jobtickets 
die Attraktivität erhöhen. Das Angebot an Bussen und Bahnen muss konse- 
quent ausgebaut werden. Weitere sinnvolle Maßnahmen bestehen u.a. in einem 
betrieblichen Mobilitätsmanagement, verbesserten Parkleitsystemen, Mitfahrer- 
Apps und in attraktiven Pendlerkonzepten. Die Unternehmen sind gefordert, 
Beschäftigte in Sachen nachhaltiger Mobilität besser zu unterstützen und zu 
beraten“ (IG Metall Baden-Württemberg 2019). Vor allem die Betriebsräte und 
Vertrauensleute der IG Metall setzen sich heute in vielen Betrieben für ökologisch 
besser verträgliche Wege zur Arbeit ein. 

Dieses Engagement an vielen Orten kann dabei Ausgangspunkt für eine durch 
die Gewerkschaften vorangetriebene Verkehrswende sein. Zwar identifizieren 
sich viele gewerkschaftlich organisierte Beschäftigte in der Autoindustrie mit 
ihren Produkten, aber auch sie erleben die doppelten Grenzen des bisherigen 
Verkehrssystems auf dem Weg zur Arbeit: Auf den Straßen dominiert vielfach 
der Stau, gleichzeitig verkehren Busse und Bahnen zu selten und sind überfüllt, 
sodass sie zu selten eine Alternative sind. Insbesondere Beschäftigte in Schicht- 
arbeit werden bislangnicht durch ein attraktives ÖPNV-Angebot angesprochen, 
weil entweder bei Schichtbeginn vor 6 Uhr oder aber bei Schichtende nach 22 
Uhr Busse nur selten bzw. gar nicht fahren. Diese Alltagserfahrung kommt ak- 
tuell in vielen gewerkschaftlichen Diskussionen rund um die Transformation 
zur Sprache. Sie kann und muss in einer gewerkschaftlichen Mobilisierung für 
eine Verkehrswende gebündelt werden, die die Infrastrukturkrise bei Bus und 
Bahn auflöst und den ÖPNV und die Bahn konsequent ausbaut. Kurzum: Eine 
Aktualisierung von „Auto, Umwelt und Verkehr - Umsteuern, bevor es zu spät 
ist“ gehört mehr denn je zur gewerkschaftlichen Strategie der Transformation. 

Mit diesem Engagement soll nicht verschwiegen werden, dass immer auch 
grundlegende Zielkonflikte rund um Klimaschutz, Mobilität, Ökonomie und 
Beschäftigung existieren. In diesem Zusammenhanggeht es aber nicht um „Ent- 
weder-oder“, sondern um eine produktive Auflösung. Aktuell arbeitet die IG 


292 Kai Burmeister 


Metall Baden-Württembergbeispielsweise mit Umweltverbänden zusammen, um 
eine sozial-ökologische Transformation näher zu durchleuchten und Widersprü- 
che zu bearbeiten. Dies ist für beide Seiten oft anstrengend und herausfordernd, 
aber notwendig. Am 29. Juni 2019 ruft die IG Metallzudem in Berlin unter dem 
Motto „#Fairwandel - sozial, ökologisch, demokratisch - Nur mit uns“ zu einer 
Kundgebung auf, auf der neben gewerkschaftlichen Rednern auch Umwelt- und 
Sozialverbände prominent vertreten sein werden. Arbeitsplätze, Mobilität und 
Klimaschutz sollen in Einklang gebracht werden. 


4. Ausblick und gewerkschaftliche Machtressourcen 


Der durch den Klimaschutz notwendige Technologiewandel des Antriebs, die 
Digitalisierung von Produktion und Verwaltung sowie der Aufstieg Chinas 
markieren eine unübersichtliche Situation, mit der die Beschäftigten in der Au- 
toindustrie künftig konfrontiert sein werden. Jedes Ihema für sich stellt eine 
Herausforderung dar, und in der Summe steckt eine schwer zu beherrschende 
Komplexität. Anstelle einer Defensivposition versteht sich die IG Metall als 
Treiber einer sozial-ökologischen Transformation. Wohlgemerkt geht es in diesem 
Sinne nicht um eine De-Industrialisierung, sondern um die Erneuerung der 
industriellen Basis der Automobilindustrie. 

Im Frühjahr 2019 deutet sich zudem das Auslaufen des langanhaltenden 
Konjunkturbooms an. Im Kern geht es um die Sicherung von Arbeitsplätzen 
und Einkommen der Beschäftigten, die vom Übergang hin zur Elektromobilität 
betroffen sind. Diese Sicherheit im Wandel umfasst betriebspolitische, tarifpo- 
litische und arbeitsmarktpolitische Instrumente im Sinne eines umfassenden 
Transformationsschutzes. Beim Entstehen von neuen Arbeitsplätzen rund um 
die neue Mobilität geht es sowohl darum, diese entlang der bisherigen Standorte 
anzusiedeln, als auch darum, diese Arbeitsplätze in den Geltungsbereich von 
Mitbestimmungund Tarifbindung zu bringen. Dem entgegen stehen Unterneh- 
mensstrategien der Verlagerung und der Prekarisierung der Arbeit. 

Durchsetzbar ist gute Arbeit nur mit mächtigen Gewerkschaften. Eine hoher 
Organisationsgrad unter den Beschäftigten, die gewerkschaftliche Fähigkeit zur 
Mobilisierung der Mitgliedschaft, ein insgesamt intaktes Tarifsystem sowie eine 
geringe Arbeitslosigkeit und die Verankerung in Gesellschaft und Politik spre- 
chen dafür, dass die gewerkschaftlichen Ressourcen entlang von organisationaler, 
struktureller, institutioneller und gesellschaftlicher Macht vorhanden sind, um 
Konflikte tatsächlich führen zu können (Lehndorf 2018 :45). Gewerkschaftliche 
Macht ist niemals statisch, sondern im guten wie im schlechten beeinflussbar. 
Deshalb setzt die IG Metall im Südwesten seit einigen Jahren auf die eigenständig 
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zu beeinflussende Machtressource der aktiven Stärkung der Basisstrukturen in den 
Betrieben und die Beteiligung von „neuen“ Beschäftigtengruppen im Sinne des 
Organizing-Ansatzes mit einer hören Konfliktorientierung (IG Metall Baden- 
Württemberg 2018b). Dies ist Reaktion auf die Tarifflucht der Arbeitgeber, die 
Zonen der Prekarität und weiße Flecken bei der gewerkschaftlichen Organisierung. 
Diese weisen darauf hin, dass Gewerkschaften nicht überall mächtig sind und sie 
auch in ihren Hochburgen Federn lassen mussten. Gleichwohl ist die Automobil- 
industrie Baden-Württemberg nach wie vor ein gewerkschaftliches Kraftzentrum, 
sodass gute Voraussetzungen für eine offensive Interessenvertretungvorhanden sind. 
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Thomas Sablowski 


Weltmarkt, Nationalstaat und ungleiche Entwicklung 
Zur Analyse der Internationalisierung des Kapitals (Teil 2)' 


4. Die westdeutsche Weltmarktdebatte der 1970er und 1980er Jahre 


In den 1970er und 1980er Jahren entwickelte sich in der Neuen Linken West- 
deutschlands eine Diskussion über den Weltmarkt, die Teil eines größeren Pro- 
jekts der Rekonstruktion und Weiterentwicklung der marxschen Theorie war (vgl. 
Busch 1984; Sablowski 2018a). Im Unterschied zu den klassischen Imperialis- 
mustheorien und zur Dependenztheorie knüpften Autoren wie Elmar Altvater, 
Bernhard Blanke, Klaus Busch, Christel Neusüß, Wolfgang Schoeller und Frank 
Seelow ausführlich an den marxschen Bemerkungen zur „Modifikation“ der 
Durchsetzung des „Wertgesetzes“ aufdem Weltmarktan (vgl. Neusüß u.a. 1971; 
Busch u.a. 1971). Gleichzeitig unterzogen sie die klassischen Imperialismustheo- 
rien und die dependenztheoretischen Konzepte des ungleichen Tauschs und des 
Werttransfers von der Peripherie in die kapitalistischen Zentren einer Kritik (vgl. 
Neusüß 1972; Schoeller 1973; Busch 1973; Busch 1974). Dabei stellten sich die 
genannten Autorinnen und Autoren die Aufgabe, nicht nur die Marginalisierung 
der unterentwickelten Länder zu erklären, sondern auch die nachholende Ent- 
wicklungvon Westeuropa und Japan, die Ende der 1960er Jahre und Anfangder 
1970er Jahre zur Krise der US-Hegemonie und des Weltwährungssystems führte. 


Nationale und internationale Werte 


In der Diskussion wurde zunächst die Frage aufgeworfen, in welchem Raum 
der Wertbildungsprozess stattfindet, d.h. in welchem Raum geregelt wird, was 
die für die Produktion der Waren durchschnittlich gesellschaftlich notwendige 
Arbeitszeit ist, und wie die Allokation der Arbeit stattfindet. Marx’ Werttheorie 
bezicht sich auf einen einheitlichen, von der kapitalistischen Produktionsweise 


1 Teillvon „Weltmarkt, Nationalstaat und ungleiche Entwicklung“ erschien in PROKLA 
194 (7-34) und diskutiert die Stellung des Weltmarkts in der marxschen Kritik der po- 
litischen Ökonomie, die klassische Imperialismustheorien und die Dependenztheorien 


und Analysen des Weltsystems. 
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beherrschten Raum, der aber nicht näher bestimmt ist. Um die innere Organi- 
sation der kapitalistischen Produktionsweise in ihrem „idealen Durchschnitt“ 
darzustellen, abstrahiert Marx zunächst von jedem konkreten Raum. Wie oben be- 
reits dargestellt, ging Marx aber von der Tendenz der kapitalistischen Produktion, 
einen Weltmarkt zu schaffen aus, der allerdings kein homogener Raum ist, sondern 
sich aus den verschiedenen Gesellschaften bzw. Nationalstaaten zusammensetzt. 

In der deutschen Weltmarktdiskussion wurden daraus recht unterschiedliche 
Schlussfolgerungen gezogen. Gunther Kohlmey, der in der DDR als erster die 
marxschen Ausführungen zur modifizierten Durchsetzung des Wertgesetzes 
im Weltmarkt aufgegriffen hatte, und auf dessen Ausführungen sich auch die 
spätere westdeutsche Debatte bezog, schrieb dazu: „Bei lokalen Märkten wird 
auch die Wertgröße lokal bestimmt, bei nationalen Märkten national, bei be- 
schränkt internationalen Märkten (die nur einige Länder umfassen) beschränkt 
international und bei universell internationalen Märkten (Weltmarkt) universell 
international“ (Kohlmey 1962: 35). Diese Sichtweise wurde unter anderem von 
Klaus Busch (1973: 86f.; 1974: 36) übernommen. 

Ein Unterschied zwischen Kohlmey und Busch besteht hier insofern, als Busch 
davon ausgeht, dass allgemein (d.h. auf den nationalen Märkten ebenso wie im 
Weltmarkt) die massenhaften Produktionsbedingungen für die Herausbildung 
einer mittleren Arbeitsintensität und Arbeitsproduktivität ausschlaggebend sind 
und insofern produktionsseitig bestimmen, was als gesellschaftlich notwendige 
Arbeit gilt. Laut Kohlmey ist dagegen die Bestimmung durchschnittlich gesell- 
schaftlich notwendiger Arbeit im Weltmarkt - im Unterschied zu den nationalen 
Märkten - im Sinne eines arithmetischen Mittels zu verstehen, weil die jeweiligen 
durchschnittlichen nationalen Arbeitsintensitäten und Arbeitsproduktivitäten 
so weit auseinander liegen, dass nicht davon ausgegangen werden kann, dass der 
internationale Durchschnitt durch die massenhaften Produktionsbedingungen 
(etwa eines Landes) bestimmt wird. 

Die Auffassung von Kohlmey und Busch, dass unterschiedliche lokale, na- 
tionale und internationale Wertbildungsprozesse von Waren nebeneinander 
koexistieren könnten, wurde von Schoeller (1973: 107£.; 1976: 69#.) kritisiert. 
Schoeller geht demgegenüber davon aus, dass die Wertbildung nur entweder 
national oder international vonstattengehen kann. Ob die Wertbildung sich 
national oder international vollziche, hänge davon ab, inwieweit durch die Welt- 
marktkonkurrenz eine Angleichungder Produktionsbedingungen stattgefunden 
habe (Schoeller 1976: 36). Dies ist für Schoeller letztlich eine historisch und 
empirisch zu untersuchende Frage. In seiner Untersuchung kommt er zu dem 
Ergebnis, dass von einer internationalen Wertbildung - Mitte der 1970er Jahre 
- nicht die Rede sein kann, weil die nationalen Produktionsbedingungen trotz 
der immer stärkeren Internationalisierung des Kapitals zu unterschiedlich seien. 
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Diese Position wurde auch von den Sozialistischen Studiengruppen (SOST 1981) 
geteilt. Schoeller vergaß aber nicht hinzuzufügen, dass die nationalen Wertbil- 
dungsprozesse durch den Weltmarktzusammenhang gleichwohl international 
beeinflusst werden (vgl. Schoeller 1976: 113f.). 


Währungsbewegungen als „Schutzmechanismus” für schwächere 
Produzenten? 


Jeder grenzüberschreitende Kapitalverwertungsprozess unterscheidet sich von 
einem Kapitalverwertungsprozess innerhalb eines Nationalstaats dadurch, dass 
er eine kompliziertere Metamorphose des produzierten Werts und Mehrwerts 
erfordert. Während innerhalb eines Nationalstaats nur ein Tausch von Ware 
gegen Geld stattfindet, erfordert die grenzüberschreitende Metamorphose des 
Werts in der Regel zusätzlich auch den Tausch einer Währunggegen eine andere. 
Vor allem Klaus Busch (1973; 1974) vertrat die These, dass Produzenten, die 
mit unterdurchschnittlicher Arbeitsproduktivität und Arbeitsintensität produ- 
zieren und im nationalen Markt letztlich verdrängt werden, im Weltmarkt bis 
zu einem gewissen Grad durch die Währungsbewegungen geschützt werden, 
die durch die unterschiedlichen Produktivitätsentwicklungen induziert wer- 
den. In den Ländern, in denen die Arbeitsproduktivität schneller steigt und die 
daher zunächst eine höhere preisliche Konkurrenzfähigkeit aufweisen, finden 
Währungsaufwertungen statt, die die erlangten Konkurrenzvorteile zum Teil 
zunichtemachen. In den Ländern mit geringeren Produktivitätssteigerungen 
finden Währungsabwertungen statt, die die internationale Konkurrenzfähigkeit 
der schwächeren Produzenten zumindest partiell wiederherstellen. Im Weltmarkt 
können also laut Busch Produzenten mit unterschiedlichen Produktionsbedin- 
gungen und unterschiedlichen Niveaus der Arbeitsproduktivität auflängere Sicht 
koexistieren, was auf einem nationalen Markt so nicht möglich ist. 

Zudem führen die ausgleichenden Wechselkursbewegungen dazu, dass sich die 
nationalen Kapitale mitüberdurchschnittlicher Produktivität nur vorübergehend 
Extraprofite aneignen können. Busch sieht darin die wesentliche Modifikation des 
Wertgesetzes auf dem Weltmarkt (Busch 1974: 42f.). Der „Schutzmechanismus 
der Wechselkurse“ führt laut Busch dazu, dass sich letztlich eine internationale 
Arbeitsteilung auf der Basis komparativer Kostenvorteile durchsetzt - Busch 
schließt hier also an Ricardo an (ebd.: 74ff.). Schoeller bezweifelt demgegenüber, 
dass sich die internationale Arbeitsteilungaufdieser Basis erklären lässt. Vor allem 
misst er den Wechselkursbewegungen im Gegensatz zu Busch nur einen unter- 
geordneten Stellenwert bei (Schoeller 1976: 79ff.). Einig sind sich Schoeller und 
Busch darin, dass aufgrund der nationalen Differenzen bei der Arbeitsintensität 
und der Arbeitsproduktivität, der unterschiedlichen nationalen Verteilungs- 
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verhältnisse und der Barrieren des Kapitalverkehrs von einer internationalen 
Durchschnittsprofitrate (noch) nicht die Rede sein kann. 

Laut Busch sind die Aufschwungsperioden des Weltkapitals durch eine staatli- 
che Deregulierungstendenz gekennzeichnet. Der Nationalstaat beschränke dann 
seine Interventionen in die internationale Kapitalkonkurrenz tendenziell aufdas 
Minimum, das sich aus seiner Existenz unabdingbar ergebe (Busch 1984: 84). 
Depressionsperioden würden demgegenüber eine Politik der Krisenexternalisie- 
rung evozieren, „also den Versuch, durch eine beggar-my-neighbour-Politik das 
eigene Kapital auf Kosten der Nachbarn in der Krise so schadlos wie möglich 
zu halten“ (ebd.: 85). Es komme dann zum „Rückfall in einen außenwirtschaft- 
lichen Merkantilismus“: „Während die herrschende Wirtschaftspolitik nach 
innen zur Angebotspolitik übergegangen ist, also den Rückzug des Staates aus 
der Ökonomie propagiert, praktizieren dieselben Staaten international - trotz 
einer divergierenden Ideologie — das Gegenteil: Der Nationalstaat interveniert 
zunehmend und mit vielfältigen Instrumentarien protektionistisch in den Kon- 
kurrenzkampf des Kapitals“ (cbd.). 

Solange sich auf dem Weltmarkt ungleich entwickelte Nationalkapitale ge- 
genüberstünden, seien die schwächer entwickelten auf die Schutz- und Aus- 
gleichsfunktion angewiesen, die die nationalstaatliche Verfasstheit mit sich bringe 
(ebd.).? Der „Widerspruch zwischen der Nationalstaatsform und der Internatio- 
nalisierungstendenz des Kapitals“ sei „wegen des internationalen Entwicklungs- 
gefälles zwischen den verschiedenen Nationalkapitalen nicht lösbar. In einer 
Phase starker internationaler Handels- und Kapitalverflechtung, wie heute, in 
der die wachsende konjunkturelle Abhängigkeit zwischen den Nationalstaaten 
an sich eine Internationalisierung der Staatsfunktion erforderte, verschärft sich 
der genannte Widerspruch erheblich“ (ebd.: 86). 

Tilla Siegel (1980) kritisiert insgesamt die Vorstellung einer Modifikation der 
Durchsetzungdes Wertgesetzes aufdem Weltmarkt. Sie argumentiert, dass sich die 
Wirkungsweise des Wertgesetzes im Weltmarkt und nationalen Markt nicht un- 
terscheidet. Da der Weltmarkt der normale Aktionsraum des Kapitals seiund jede 
Nation auf den Import von Rohstoffen, Vorprodukten etc. angewiesen sei, könne 
auch die Wertbildung nur international gedacht werden. Die Produktionspreise 
würden sich international bilden und ein Ausgleich der Profitraten finde im Welt- 
markt statt, selbst wenn dies aufgrund der nationalen Barrieren verzögert geschehe.? 


2 Busch hielt aus diesem Grund damals auch die Entstehung einer europäischen Wäh- 
rungsunion für unrealistisch (vgl. Busch 1984, 85f). 

3 Die Frage, inwieweit die Tendenz zur Herausbildung einer internationalen Durch- 
schnittsprofitrate wirksam ist bzw. welche Vermittlungsformen sie annimmt, ist bis heute 
ungeklärt bzw. umstritten (vgl. Altvater 2010: 196; Bischoff u.a. 2017: 140f.). 
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Insofern kritisiert Siegel auch die marxschen Bemerkungen zur Modifikation des 
Wertgesetzes aufdem Weltmarkt im 20. Kapitel des ersten Bandes des Kapital (vgl. 
Siegel 1980: 147F.). Aus Siegels Sicht wird das Wertgesetz im internationalen Raum 
zwar modifiziert, aber nur durch die politischen und militärischen Eingriffe der 
Nationalstaaten. Sie schreibt: „Die Funktion der Instanz Staat als nationaler ist [...] 
die Sicherung der Verwertungsbedingungen des »ationalen Kapitals und nicht des 
Kapitals schlechthin. Im internationalen Konkurrenzkampftreten sich die Kapitale 
nicht schlicht als Kapitale gegenüber, sondern als Kapitale bestimmter Nationen 
mit unterschiedlicher ökonomischer, politischer und militärischer Macht. Durch 
die Aufteilung des Kapitalismus in Nationen findet also eine ganz entscheidende 
Modifikation der allgemeinen Charakteristika dieser Gesellschaft statt: nicht mehr 
allein ökonomische (marktmechanistische) Bedingungen regeln die Beziehungen 
zwischen den Produzenten, sondern Politik wird zu einem integralen Bestandteil 
der internationalen Konkurrenz“ (ebd.: 17f.). So berechtigt Siegels Kritik am 
Ökonomismus und der Verweis auf die Bedeutung nationalstaatlicher Interven- 
tionen ist, so fragwürdig ist es, letztere nur auf den Weltmarktzusammenhang 
zu beziehen. Denn der Staat ist auch im Inneren der jeweiligen Gesellschaften 
konstitutiv, sodass man auch sagen könnte, dass das Wertgesetz im nationalen 
Raum ebenfalls durch staatliche Eingriffe modifiziert wird. 


Zur Erklärung der Internationalisierung der Produktion 


Während die Internationalisierung des Kapitals vor dem Zweiten Weltkrieg vor 
allem durch den Außenhandel (Internationalisierung des Warenkapitals) und 
die internationale Kreditvergabe (Internationalisierung des Geldkapitals bzw. 
des zinstragenden Kapitals) geprägt war, gewann nach dem Zweiten Weltkrieg 
die Internationalisierung der Produktion in Form von internationalen Dirck- 
tinvestitionen und der Herausbildung multinationaler Konzerne zunehmend 
an Bedeutung. Daher zielen die Beiträge zur Weltmarktdiskussion der 1970er 
und 1980er Jahre nicht zuletzt auf die Erklärung der Internationalisierung der 
Produktion. Busch (1984: 91ff.) unterscheidet diesbezüglich drei verschiedene 
Ansätze: 1. die Modifikationstheorie, 2. die Theorie der neuen internationalen 
Arbeitsteilung, 3. die Überproduktions- und Überakkumulationstheorie. 
Nach der von Busch vertretenen Modifikationstheorie führen die Währungs- 
aufwertungen in den Ländern mit überdurchschnittlicher Arbeitsproduktivi- 
tät und -intensität zum Abbau der Extraprofite und die unterdurchschnittlich 
produktiven Branchen dieser Länder sind sogar durch die Konkurrenz weniger 
produktiver Kapitale anderer Länder bedroht. Die Konzerne dieser Länder ex- 
portieren daher Kapital und produzieren im Ausland, anstatt Waren dorthin 
zu exportieren. Auf diese Weise können die Kapitale der Länder mit überdurch- 
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schnittlicher Arbeitsproduktivität und -intensität ihre Surplusprofite verteidigen 
(Busch 1974: I6ff.). Nach der Theorie der neuen internationalen Arbeitsteilung 
verlagern die Konzerne der kapitalistischen Zentren vor allem arbeitsintensive 
Produktionsschritte an Standorte mit niedrigeren Lohnkosten, um ihre Pro- 
fitabilität zu erhöhen (Fröbel u.a. 1977; Fröbel u.a. 1986). Die AutorInnen, 
die die Überproduktions- und Überakkumulationstheorie zur Erklärung der 
Kapitalexporte heranziehen, gehen davon aus, dass es in den kapitalistischen 
Zentren an profitablen Kapitalanlagemöglichkeiten mangelt und es daher zu 
Kapitalexporten kommt. So schreibt Ernest Mandel beispielsweise: „Das Kapital 
drängt unaufhörlich vom Zentrum (d.h. von seinen historischen Geburtsstätten), 
sowohl in jedem einzelnen Land als auch international, an die Peripherie. |...] 
Aber das Eindringen der kapitalistischen Produktionsweise in diese Bereiche ist 
durch zwei entscheidende Faktoren begrenzt. Erstens muss diese Produktions- 
weise konkurrenzfähig sein [...]. Zweitens muß überschüssiges Kapital vorhanden 
sein, dessen Anlage in diesen Bereichen eine höhere Profitrate verspricht als seine 
Anlage in bereits bestehenden [...]“ (Mandel 1972: 44f.). 

Busch kritisiert sowohl die Theorie der neuen internationalen Arbeitsteilungals 
auch die Erklärung der Kapitalexporte durch die Überakkumulationstheorie mit 
theoretischen und empirischen Argumenten. Bei der Iheorie der neuen internatio- 
nalen Arbeitsteilung sei die isolierte Behandlungder Löhne als Konkurrenzvariable 
problematisch. Die Mehrwertrate sei in den höher entwickelten Ländern in der 
Regel höher. Nur bei hoher Erwerbslosigkeit oder terroristischen Herrschaftsme- 
thoden in den schwächer entwickelten Ländern könne das Gegenteil der Fall sein. 
Aber selbst dann seien die Auswirkungen der Produktivitätsdifferenzen bedeutsa- 
mer. Nur bei eng beieinander liegenden Produktivitätsniveaus würden die Löhne 
als Konkurrenzfaktor relevant werden. Es bestehe also kein genereller Zwangzum 
Kapitalexport aus den Zentren in die Peripherie aufgrund des Lohngefälles. Außer- 
dem müssten das in der Regel geringere Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte in 
den Entwicklungsländern, fehlende Infrastrukturen und höhere Transportkosten 
berücksichtigt werden, die die geringeren Löhne überkompensieren könnten. 
Empirisch sei unter anderem festzustellen, dass die Direktinvestitionen immer 
noch überwiegend zwischen den hochentwickelten Ländern stattfinden und sich 
ansonsten auf die Schwellenländer, also die Entwicklungsländer mit den relativ 
höchsten Löhnen konzentrieren (Busch 1984: 93£.). 

Gegen die Erklärung der Kapitalexporte durch die Überakkumulation kann 
zum einen eingewendet werden, dass das Kapital generell dorthin Nießt, wo 
die höhere Profitabilität besteht. Kapitalexporte werden also nicht erst in einer 
Situation der Krise bzw. mangelnder profitabler Anlagemöglichkeiten in den 
Zentren relevant. Zum anderen kann auch hier darauf verwiesen werden, dass 
die Mehrzahl der Direktinvestitionen zwischen den Zentren stattfindet und 
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zum Zwecke der Markterschließung bzw. der Vergrößerung von Marktanteilen 
getätigt wird (vgl. auch Milios/Sotiropoulos 2009: 24ff., 159ff.). 


Grenzen der westdeutschen Weltmarktdebatte 


Ein Problem der Debatte über die Modifikation der Durchsetzung des Wert- 
gesetzes auf dem Weltmarkt besteht darin, dass sie nahezu ausschließlich auf 
die Erklärung der Internationalisierung der Produktion fokussiert war. Busch 
klammerte die Analyse der internationalen Finanzbeziehungen z.B. explizit mit 
dem Argument aus, die sie verursachenden Faktoren seien im Unterschied zu 
den Ursachen der Direktinvestitionen leicht zu erfassen. Portfolioinvestitionen 
würden vorgenommen, um internationale Zinssatzdifferenzen und Wechselkurs- 
veränderungen auszunutzen, sie seien durch Zahlungsbilanzkrisen verursacht 
oder als bloßer Annex des internationalen Handels zu betrachten. Die Internati- 
onalisierung des Bank- und Handelskapitals passe sich der Internationalisierung 
des Industriekapitals an (Busch 1974: 95f.). Obwohl auch für diese Thesen von 
Busch einiges spricht, wird hier doch eine Grenze der damaligen Arbeiten deut- 
lich. Allerdings waren die Deregulierung und Liberalisierung der Finanzmärkte 
damals auch bei weitem noch nicht so weit fortgeschritten. Die qualitativen 
Rückwirkungen der globalisierten Finanzmärkte auf das Industriekapital sind 
durchaus bedeutsam und Gegenstand der jüngeren Diskussionen über die Globa- 
lisierung und Finanzialisierung des Kapitalismus. Hier waren es unter anderem 
die Arbeiten von Elmar Altvater, die für einen Terrainwechsel in der deutschen 
Weltmarktdiskussion gesorgt haben. Zu nennen sind hier u.a. seine Kritik an 
Busch und an der früheren Weltmarktdebatte (Altvater 1985), seine Arbeiten zur 
internationalen Verschuldungskrise (z.B. Altvater 1987) und die gemeinsamen 
Arbeiten mit Birgit Mahnkopf zur Globalisierung (Altvater/Mahnkopf 1999; 
Altvater/Mahnkopf 2002). In Bezugaufdie Beziehungen zwischen den Finanz- 
märkten und dem Kreislauf des industriellen Kapitals lassen sich zwei verschie- 
dene Sichtweisen unterscheiden: Die erste schreibt dem Finanzkapital eher eine 
parasitäre Rolle zu und sieht dessen Akkumulation - um es mit einem Begriff 
David Harveys (2003: 137f£.) zu sagen - als eine Form der „Akkumulation durch 
Enteignung‘; die zweite Sichtweise betont im Gegensatz dazu die Verstärkungder 
kapitalistischen Disziplin, die durch die Finanzialisierung erreicht wird und die 
zu einer stärkeren Ausbeutungder Arbeitskraft führt und insofern die erweiterte 
Reproduktion des Gesamtkapitals befördert (Milios/Sotiropoulos 2009: 167fF.). 

Ein weiteres Problem der westdeutschen Weltmarktdebatte liegt in den 
Grenzen kapitallogischer Ableitungsversuche, die in ähnlicher Form auch in 
der parallel stattfindenden „Staatsableitungsdebatte“ zur Geltung kamen. Es 
zeigte sich, dass es notwendig war, über die „Rekonstruktion der marxschen 
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Theorie“ bzw. die Ebene werttheoretischer Erörterungen hinauszugehen und 
sich aufeine konkretere, historisch spezifische Analyseebene zu begeben, um die 
„Weltmarktbewegung des Kapitals“ in ihrer Komplexität zu erfassen. An diesem 
Punkt ist ein Blick auf die französischen Arbeiten zur Internationalisierung des 
Kapitals in den 1970er Jahren interessant. 


5. Französische Beiträge zur Analyse der Internationalisierung 
des Kapitals 


Während die deutsche Weltmarktdebatte auf einer sehr abstrakten Ebene um 
das Verhältnis von Weltmarkt und Nationalstaat kreiste, ging die französische 
Diskussion zu einer konkreteren Analyse der Internationalisierung von Einzel- 
kapitalen, Branchen und Produktionssektoren über. Über diesen Weg gelangte 
die französische Diskussion schließlich zu der Frage, wie die Akkumulations- 
bedingungen in einzelnen Ländern sich aufihre Position in der internationalen 
Arbeitsteilung auswirken. Auch hier ging es um das Verhältnis von Weltmarkt 
und Nationalstaat, aber auf einer wesentlich konkreteren Analyseebene. Der 
konkretere Zuschnitt der französischen Diskussion hat sicherlich auch damit zu 
tun, dass MarxistInnen in Frankreich stärker in Forschungsinstitute eingebunden 
waren, die der französischen Regierungund den Planungsbehörden angegliedert 
und an der Konzeptualisierungder französischen Industriepolitik beteiligt waren. 
Dabeiginges zentral um die Frage, wie die Position Frankreichs in der internati- 
onalen Arbeitsteilung zustande kam, und wie sie verbessert werden, d.h. wie die 
Abhängigkeit von den USA sowie von Deutschland reduziert werden konnte. 
Die schr komplexe französische Diskussion kann hier nicht eingehend gewürdigt 
werden (vgl. dazu Deubner u.a. 1979; Bühler 1981). Ich werde hier lediglich einige 
Aspekte hervorheben, die mir wichtigerscheinen, um die französische Diskussion 
mit den zuvor bereits dargestellten Diskussionen zu kontrastieren, wobei ich 
mich zunächst vor allem auf die Arbeiten von Christian Palloix konzentriere. 
Palloix, der die französische Internationalisierungsdiskussion der 1970er Jahre 
maßgeblich geprägt hat, synthetisierte bereits in seinen ersten grundlegenden 
Büchern die klassische Imperialismustheorie und die Analysen zeitgenössischer 
Marxisten mit den Erkenntnissen von Wirtschaftshistorikern wie Alfred Chand- 
ler oder heterodoxen Ökonomen wie Frangois Perroux und Stephen Hymer, um 
die Entwicklung multinationaler Konzerne zu untersuchen. Dabei beleuchtete er 
ebenso die sich wandelnden Eigentumsverhältnisse wie die Organisationsmodelle 
dieser Konzerne (Palloix 1971, Bd. II: 136ff., 142ff.). In diesem Zusammenhang 
identifizierte er etwa das Engineering, das er als aufdie Kapitalbildungausgerich- 
tetes System der Schaffung, Zirkulation und Verarbeitung von Informationen 
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definierte (ebd.: 146), als einen Schlüsselprozess für die Entwicklungder interna- 
tionalisierten Produktion. Das Engineering ist nicht nur für die Kapitalbildung 
und Akkumulation im Bereich der Produktion wichtig, da es maßgeblich die 
Produktionsprozesse konzipiert und optimiert, sondern es ist auch für die Waren- 
und Kapitalzirkulation bedeutsam: durch die Normierungund Standardisierung 
der Produkte, durch die Beschleunigung des Kapitalumschlags, durch die Aus- 
differenzierung, Verknüpfung und Ausdehnung der verschiedenen Waren- und 
Kapitalkreisläufe (vgl. Palloix 1973: 99). 


Internationalisierung der Kapitalkreisläufe auf der Ebene der Branchen 


1973 publizierte Palloix ein weiteres Buch, in dem er die Internationalisierungs- 
prozesse verschiedener Branchen untersuchte. Palloix insistiert hier darauf, dass 
die Untersuchung der Internationalisierung des Kapitals nicht unmittelbar bei 
den einzelnen Unternehmen ansetzen könne, sondern aufder Ebene der Branchen 
erfolgen müsse. Er kritisiert, dass die bisherigen Untersuchungen multinationaler 
Konzerne nur deren Formen analysieren würden (was beispielsweise zu einem 
Streit führt, ob man besser von multinationalen Konzernen oder von trans- 
nationalen Konzernen sprechen sollte), während zur Erklärung ihrer Genese 
nur exogene Faktoren (Marktverhältnisse, Abhängigkeit von Rohstoffen etc.) in 
Betracht kommen (Palloix 1973: 9ff.). Die Analyse auf der Ebene der Branchen 
erlaube es demgegenüber, den Prozess der Internationalisierung des Kapitals 
und seine Grundlagen zu untersuchen. Die Branche wird durch die Beziehung 
zwischen einer spezifischen Ware und ihrem Produktions- und Zirkulations- 
prozess bestimmt. Sie umfasst alle Produzenten, die das gleiche Produkt mit 
vergleichbaren Produktionsprozessen herstellen‘. Die Kapitale der (multinati- 
onalen) Unternehmen sind lediglich als Bruchstücke der Branchenkapitale zu 
begreifen. Es ist plausibel, bei der Analyse der Internationalisierungaufder Ebene 
der Branche anzusetzen, da sich auf dieser Ebene die für die Kapitalverwertung 
relevanten Produktions- und Tauschnormen herausbilden, an denen sich die 
Unternehmen der Branche orientieren müssen. 

Palloix unterscheidet zwei Stufen der Internationalisierung: Die Internationali- 
sierungkann zum einen einzelne Branchen betreffen, ohne dass andere Branchen 


4 Dieso definierte Branche kann quer zu den Branchenklassifikationen deramtlichen Statis- 
tik liegen. Die analytischen Probleme dieser Definition werden an der Kuppelproduktion 
deutlich, bei der ein bestimmter Produktionsprozess nicht nur ein, sondern mehrere 
Produkte hervorbringt, und bei der Produktion komplexer Waren, dic aus verschiedenen 
Vorprodukten gefertigt werden, die wiederum in unterschiedlichen Produktionsprozessen 


hergestellt werden (Palloix 1973: 13f.). 


304 Thomas Sablowski 


des nationalen Industriesystems betroffen sind; sie betrifft dann nur jenen Teil 
des gesellschaftlichen Gesamtkapitals, der in jenen Branchen angelegt ist. Zum 
anderen kann der Prozess des tendenziellen Ausgleichs der Branchenprofitraten 
selbst internationalisiert sein; die Internationalisierung betrifft dann das gesamte 
gesellschaftliche Kapital. Diese zweite Stufe der Internationalisierung sei jedoch 
eher hypothetischer Natur; bisher entspreche die Funktionsweise des Kapitalismus 
eher der ersten Stufe (Palloix 1973: 15). Aufbeiden Stufen der Internationalisie- 
rung unterscheidet Palloix verschiedene Etappen, je nachdem, welche Momente 
des Kapitalkreislaufs die Internationalisierung betrifft (ebd.). Die relative Auto- 
nomie der Nationen auf der ersten Stufe des Internationalisierungsprozesses sei 
dadurch bestimmt, inwieweit sie die Internationalisierung strategischer Branchen 
beherrschen und darin eine dominante Position einnehmen (ebd.: 16). 

Palloix begreift die Bewegung des gesellschaftlichen Kapitals als einen doppel- 
ten Reproduktionsprozess: Erstens als Reproduktion der Kreisläufe des Warenka- 
pitals, des produktiven Kapitals und des Geldkapitals, zweitens als Reproduktion 
der Formen, die das Kapital im Gesamtprozess der Produktion und Zirkulation 
annimmt: Bankkapital, Handelskapital, Industriekapital, Finanzkapital. Histo- 
tisch spiele sich dieser Reproduktionsprozess zunächst in mehrfacher Hinsicht 
innerhalb des Nationalstaats ab: Zum einen gebe es eine Bündelung (focalisation) 
der Branchen in bestimmten Regionen, an bestimmten Orten. Zum anderen finde 
eine Überkreuzung (entrecroisement) der Reproduktionszyklen auf nationaler 
Ebene statt, bei der das Finanzkapital eine zentrale Rolle spiele (ebd.: 16f.). 

Mit dem Prozess der Internationalisierung verändern sich diese Formen 
der Reproduktion sukzessive. Dabei dehnt sich zum einen nicht nur der Ka- 
pitalkreislauf einzelner Branchen in einen internationalen Raum aus, sondern 
einzelne Kreisläufe wie der Kreislauf des Geldkapitals oder der Kreislauf des 
produktiven Kapitals drängen stärker in den internationalen Raum als andere, 
sodass sich die Dominanz einzelner Fraktionen (Dominanz des Industriekapitals 
oder Dominanz des Bankkapitals) in diesem Prozess verschieben kann. Zum 
anderen verschiebt sich die Bündelung der Branchen von der regionalen auf die 
zentrale nationale Ebene, wobei das Finanzkapital zur dominanten Fraktion im 
Reproduktionsprozess des gesellschaftlichen Kapitals wird (ebd.: 17). 

Die Rolle des Finanzkapitals bestimmt Palloix im Hinblick aufeinen doppelten 
Prozess: Erstens der Prozess der Verknüpfung (artieulation) des Produktionspro- 
zesses mit dem Zirkulationsprozess auf der Ebene der Branche, bei der aus seiner 
Sicht die Dominanz des Zirkulationsprozesses zum Tragen kommt’. Zweitens der 
Prozess der Verknüpfung und Bündelung der verschiedenen Branchen zu einem 


5 Palloix spricht von der „Dominanz“ des Zirkulationsprozesses und zugleich von der 
„Determination“ durch den Produktionsprozess (ebd.: 19). Diese Unterscheidung von 
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Industriesystem. Palloix bemängelt in diesem Zusammenhang, dass Hilferdingin 
seinem Buch Das Finanzkapital (1910) über die Genese des Finanzkapitals keinen 
Aufschluss gebe und in seiner Darstellung im dritten Abschnitt des Buches, wo 
der Begriff des Finanzkapital eingeführt wird, unmittelbar mit dem Problem 
des Ausgleichs der Profitraten einsetze. Zudem thematisiere Hilferding nur die 
Kontrolle der Produktion durch das Finanzkapital und nicht dessen Einfluss auf 
den Zirkulationsprozess bzw. auf die Verknüpfung von Produktion und Zirkula- 
tion (ebd.: 18f.). Palloix versteht das Finanzkapital offenbar nicht wie Hilferding 
oder Lenin als Produkt der Verschmelzung von Bank- und Industriekapital, 
sondern als eine besondere Kapitalfraktion neben den Fraktionen des Industrie-, 
Handels- und Bankkapitals (vgl. ebd.: 19, 45). Letztlich ist nicht ganz klar, was 
er zum Finanzkapital zählt. Jedenfalls treibt dieses aus seiner Sicht den Prozess 
der Internationalisierung maßgeblich voran (ebd.: 44). 

Laut Palloix muss die Internationalisierung, wie gesagt, in Bezug auf den Kreis- 
laufdes gesellschaftlichen Kapitals untersucht werden. Für Palloix ist das zentrale 
Merkmal der Internationalisierung des Kapitals, dass die Expansionsstrategien 
im Kreislauf des gesellschaftlichen Kapitals und seiner Bruchstücke sich nicht 
mehr ausschließlich auf die nationale, sondern auf die internationale Ebene be- 
ziehen. Dass die Aktien eines Unternehmens von Eigentümern in verschiedenen 
Ländern gehalten werden oder dass internationale Kapitalflüsse stattfinden, folgt 
daraus, ist aber für Palloix nur von untergeordneter Bedeutung (Palloix 1973: 
139). Insbesondere die Internationalisierung der Kreisläufe des Geldkapitals 
und des produktiven Kapitals seien neue Phänomene. Den Intrakonzernhandel 
multinationaler Konzerne, der damals nach Schätzungen etwa 30 Prozent des 
Welthandels umfasste, interpretiert Palloix als Merkmal der Internationalisierung 
der Produktion (ebd.: 144). Die Internationalisierung des Kapitalverhältnisses 
als Klassenverhältnis drückt sich darin aus, dass der Kauf der Arbeitskraft zu- 
nehmend internationalisiert wird, und zwar sowohl in der Form, dass multina- 
tionale Konzerne Arbeitskraft in verschiedenen Ländern ankaufen, als auch in 
der Form der Migration, die zu einer multinationalen Zusammensetzung der 
Arbeiterklasse in den verschiedenen Ländern führt, in denen die kapitalistische 
Produktionsweise herrscht (ebd.: 149£.). 

Am Beispiel der Stahlindustrie sowie des Maschinenbaus und der Computer- 
industrie erläutert Palloix die widersprüchlichen Tendenzen der internationalen 
Angleichung und die Differenzierung der Produktions- und Tauschbedingungen. 
Beide Prozesse werden maßgeblich von der hegemonialen Fraktion des US-Ka- 
pitals bestimmt. Da dieses auf der Basis der fortgeschrittensten Produktionsbe- 


„Dominanz“ und „Determination“ findet sich in dem durch Althusser geprägten Mar- 
xismus auch in anderen Zusammenhängen. 
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dingungen operiert, zwingt es die Kapitale anderer Staaten zu entsprechenden 
Anpassungsprozessen, durch die sich die Produktionsbedingungen tendenziell 
angleichen. Palloix unterscheidet dabei zwischen technischen und ökonomi- 
schen Produktionsbedingungen bzw. zwischen „Industrie“ und „Branche“: Die 
„Industrie“ wird durch eine Kette technischer Verfahren gebildet, während die 
„Branche“ durch die Verknüpfungverschiedener technischer Produktionsketten 
zu einer ökonomischen Produktionskette entsteht (Palloix 1975: 132). Die He- 
gemonie einer Kapitalfraktion beruht nicht nur auf ihrer Vorreiterrolle bei der 
Einführung der fortgeschrittensten technischen Verfahren, sondern vor allem 
auf der Fähigkeit, den gesamten Verwertungsprozess, d.h. die Produktion und 
Vermarktung komplexer Waren zu kontrollieren. Dabei muss das hegemoniale 
Kapital nicht unbedingt selbst aufallen Stufen der ökonomischen Produktions- 
kette aktiv involviert sein. Über die Kontrolle bestimmter Schlüsselbereiche (wie 
etwa der Produktentwicklung oder des Marketings) kann vielmehr die gesamte 
Produktionskette auch indirekt beherrscht werden. Das hegemoniale Kapital 
kann sogar eine höhere Verwertung erreichen, indem es die weniger attraktiven 
Bereiche schwächeren Kapitalfraktionen überlässt. Auf diese Weise kann die 
Aufspaltung der ökonomischen Produktionsketten zur Differenzierung der 
Produktionsbedingungen führen, die sich gleichzeitig in einer internationalen 
Arbeitsteilung niederschlägt. Die Verlagerungvon einzelnen Prozessabschnitten 
in Länder der kapitalistischen Peripherie führt dort nicht zu einem umfassenden 
Industrialisierungsprozess, sondern zur Bildung von Enklaven. Es kommt also 
international nicht zu einer Angleichung, da weiterhin nur in den Zentren eini- 
germaßen kohärente Produktionsapparate existieren (vgl. Palloix 1975: 139ff.). 

Die Internationalisierung des Kapitals führt in dem hegemonialen Land zu 
einer Erhöhungder Ausbeutungsrate, da tendenziell die Produktionsbereiche mit 
einer niedrigeren Ausbeutungsrate in andere Länder verlagert werden, während 
die freigesetzten Arbeiter umgeschult und in den in diesem Land verbleiben- 
den Branchen mit einer höheren Ausbeutungsrate weiterbeschäftigt werden. In 
den abhängigen Ländern findet durch die Internationalisierung ebenfalls eine 
Steigerung der Ausbeutungsrate statt, da sich das lokale Kapital an die über- 
legene Produktivität des hegemonialen Kapitals anpassen muss. Gleichzeitig 
differenzieren sich die Ausbeutungsraten der verschiedenen Länder je nach der 
Branchenzusammensetzung ihrer Produktion bzw. ihrer Position in der inter- 


nationalen Arbeitsteilung (vgl. Palloix 1975: 157). 


Sektorale Zusammensetzung und Hierarchie der Produktionssysteme 


Für die weiteren Überlegungen von Palloix zur Hierarchie der internationa- 
len Arbeitsteilung ist dessen Unterscheidung verschiedener Abteilungen oder 
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Sektoren der gesellschaftlichen Produktion von Bedeutung, die an Marx’ Unter- 
scheidung der zwei Abteilungen der gesellschaftlichen Produktion (Produktion 
von Produktionsmitteln und Produktion von Konsumgütern) angelehnt ist 
und die Palloix in einer Studie für den Groupe de Reflexion pour les Strategies 
Industrielles (GRESI) weiter ausgearbeitet hat (vgl. GRESI 1976). Palloix unter- 
scheidet allerdings im Unterschied zu Marx drei Abteilungen: Die Produktion 
von Produktionsmitteln, von Zwischenprodukten und von Konsumgütern (Palloix 
1975: 162f.;, GRESI 1976: 193ff.). Die Terminologie von Palloix ist hier nicht 
mit der marxschen kompatibel, da bei Marx auch die Zwischenprodukte zu den 
Produktionsmitteln bzw. zum konstanten Kapital zählen. Palloix’ Begriff der 
Produktionsmittel entspricht am chesten den Begriffen der Arbeitsmittel (im 
Unterschied zu den Arbeitsgegenständen) und des fixen Kapitals bei Marx oder 
dem Begriffder Investitionsgüter im Mainstream der Wirtschaftswissenschaften. 
In erster Linie sind hier der Maschinenbau und die damit verbundenen Bereiche 
der Prozesstechnik, der Datenverarbeitung etc. gemeint. Die drei Abteilungen 
gliedert Palloix wiederum in verschiedene Unterabteilungen auf. So unterscheidet 
er, ob Produktionsmittel für die Produktion von Produktionsmitteln produziert 
werden (Abteilung 1a) oder für die Produktion von Zwischenprodukten (Ab- 
teilung 1b) oder für die Produktion von Konsumgütern (Abteilung Ic). Beiden 
Zwischenprodukten unterscheidet er solche für die Produktion von Produkti- 
onsmitteln (Abteilung 2a) und für die Produktion von Konsumgütern (Abtei- 
lung 2b). Bei den Konsumgütern unterscheidet Palloix solche des kollektiven 
Konsums (Abteilung 3a) und Massenkonsumgüter des individuellen Konsums 
(Abteilung 3b). Palloix nimmt eine Zuordnungder Branchen zu den Abteilungen 
vor, die nicht unproblematisch ist. So ordnet er etwa die Produktion von Werk- 
zeugmaschinen der Abteilung la zu, obwohl Werkzeugmaschinen nicht nur in 
der Produktion von Produktionsmitteln, sondern auch in der Produktion von 
Zwischenprodukten bzw. Konsumgütern eingesetzt werden. Ähnliches gilt auch 
für andere Branchen: Sie lassen sich nicht immer in toto einer Abteilung oder 
Unterabteilung zuordnen. Ein Automobil kann beispielsweise ein Gegenstand 
der individuellen Konsumtion sein, aber auch ein Produktionsmittel. Trotz der 
begrifflichen Unschärfe ist Palloix’ auf der Unterscheidung dieser Abteilungen 
der gesellschaftlichen Produktion aufbauende Analyse der Hierarchie der inter- 
nationalen Arbeitsteilung interessant. 

Palloix argumentiert, dass die Produktion von Produktionsmitteln und insbe- 
sondere die Produktion von Produktionsmitteln für die Produktion von Produk- 
tionsmitteln ausschlaggebend für (die Kontrolle von) Produktivitätssteigerungen 
und die Bestimmung von Produktionsnormen ist. Die Stellung eines Landes in 
der internationalen Arbeitsteilung und seine relative Autonomie seien daher 
davon abhängig, inwieweit sie über diese Sektoren der Produktion verfügen. Der 
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Produktionsapparat eines jeden Landes seidie Grundlage der politischen Autono- 
mie der Herrschenden in diesem Lande. Wenn sie innerhalb der internationalen 
Arbeitsteilung eine gewisse Autonomie erreichen oder bewahren wollen, seien 
sie daher gezwungen, den Produktionsapparat und insbesondere die Produktion 
von Produktionsmitteln bzw. die Produktion von Produktionsmitteln für die 
Produktion von Produktionsmitteln zu entwickeln (GRESI 1976: 195ff.). 

An der Spitze der internationalen Arbeitsteilungsstanden in den 1970er Jahren 
aus der Sicht von Palloix die USA, gefolgt von Deutschland und Japan. Diese 
Länder zeichneten sich dadurch aus, dass sie eine besonders breit gefächerte, 
kohärente Produktionsstruktur aufwiesen - kohärent in dem Sinne, dass die 
verschiedenen Sektoren innerhalb des Landes ineinandergreifen und ein Ganzes 
ergeben. Diese Länder an der Spitze der internationalen Arbeitsteilung waren 
insbesondere stark im Sektor der Produktion von Produktionsmitteln für die 
Produktion von Produktionsmitteln (Produktion von Werkzeugmaschinen etc.). 
Länder wie Frankreich oder Großbritannien standen in der Hierarchie der in- 
ternationalen Arbeitsteilung bereits eine Stufe tiefer, weil sie in diesem Sektor 
eher schwach waren. Die Überlegungen von Palloix machen deutlich, dass das 
Zentrum-Peripherie-Modell die reale Komplexität der ungleichen Entwicklung 
nicht fassen kann, da diese nicht nur zwischen dem Zentrum und der Peripherie, 
sondern auch innerhalb der jeweiligen Ländergruppen besteht. Bei den sogenann- 
ten Entwicklungsländern unterscheidet Palloix zwischen jenen, die praktisch 
über keine Produktion von Produktionsmitteln verfügen, und solchen, die bereits 
dabeisind, eine eigene Produktion von Produktionsmitteln aufzubauen, wie etwa 
Brasilien, Indien, Südafrika (vgl. GRESI 1976: 198f., 204ff.). 

Inwieweit es Ländern gelingt, ihren Produktionsapparat zu entwickeln, hängt 
in erster Linie von den internen Kräfteverhältnissen zwischen verschiedenen 
Klassen und Klassenfraktionen und ihrer Verdichtung in dem jeweiligen Nati- 
onalstaat und den sich daraus ergebenden staatlichen Politiken ab. Allerdings 
bestehen dabei internationale Abhängigkeiten verschiedener Art. Palloix zeigt 
beispielsweise anhand der Marktverhältnisse im Maschinenbau und in der Elek- 
troindustrie, dass einzelne Länder spezifische Einflusszonen aufweisen: Die USA 
nahmen in Lateinamerika eine führende Position ein, die BRD in Osteuropa, 
Japan in Südostasien, Großbritannien und Frankreich in Afrika (GRESI 1976: 
214ff.). Bestimmte Entwicklungsländer wie Brasilien in Lateinamerika oder 
Singapur in Südostasien werden selbst zum „Sprungbrett“ für die kapitalistische 
Durchdringung weiterer Länder (ebd.: 230). Ferner entstehen gerade durch den 
Industrialisierungsprozess neue Zwänge. So bedingt die Industrialisierung selbst 
in hohem Maße Importe, die wiederum einen Zwang zum „Export um jeden 
Preis“ erzeugen, um die Handelsbilanz auszugleichen (ebd.: 232). Damit gehen 
zahlreiche Krisen und Konflikte einher. 
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Der Regulationsansatz 


Palloix’ zunächst an Branchen und dann an Sektoren der gesellschaftlichen Pro- 
duktion orientierte Untersuchung der Internationalisierung des Kapitals führt 
schließlich wieder zu der Frage, wie sich einzelne Länder in die internationale 
Arbeitsteilung einfügen, bzw. ob und wie sie ihren Platz in deren Hierarchie 
verändern. Es ist aus dieser Perspektive kein Zufall, dass etwa Michel Aglietta, 
der ein ähnliches Konzept zur Untersuchung der Internationalisierung des 
Kapitals wie Palloix verfolgte (vgl. Aglietta 1979a), etwa zur selben Zeit eine 
Studie über die Regulation des Kapitalismus in den USA unternahm (Aglietta 
1979b). Auch wenn Aglietta in seiner Studie über die USA gar nicht auf die 
Internationalisierung des US-Kapitals eingeht‘, so gewinnt diese Studie doch 
nicht zuletzt ihre Bedeutung vor dem Hintergrund der französischen Diskussion 
über die Internationalisierung des Kapitals und die Schwächen Frankreichs in 
bestimmten Bereichen der Produktion von Produktionsmitteln im Vergleich 
zu den USA oder auch zur BRD und zu Japan. Agliettas Studie über die USA 
zog entsprechende Studien über Frankreich nach sich und schuf die Basis für 
den Regulationsansatz, auf den ich hier nicht näher eingehe. Ich will hier nur 
darauf verweisen, dass Alain Lipietz aus regulationstheoretischer Perspektive 
auch die Dependenztheorie und die aufihr aufbauende Theorie der neuen inter- 
nationalen Arbeitsteilung einer Kritik unterzogen hat (vgl. Lipietz 1987). Aus 
Lipietz’ Sicht konnten diese nicht die Industrialisierung von Ländern wie Taiwan 
oder Südkorea erklären. Lipietz entwickelte Begriffe wie „blutiger Taylorismus“ 
und „peripherer Fordismus“, um die spezifischen Industrialisierungsprozesse 
dieser Länder zu charakterisieren (ebd.; vgl. für eine regulationstheoretische 
Analyse peripher-kapitalistischer Gesellschaftsformationen auch Hurtienne 
1986; Ominami 1986 und Alnasseri 2004). Um die unterschiedlichen Formen 
der Verflechtung der verschiedenen Kapitalismen und ihres Zusammenwirkens 
auf internationaler Ebene auf der Basis des Regulationsansatzes zu untersuchen, 
hat Jacques Mistral den Begriff des internationalen Regimes eingeführt (Mistral 
1986; siche zur Internationalisierung des Kapitals in der Regulationstheorie auch 
Robles 1994 und Waringo 1998). 

Lipietz (1998) unterscheidet drei Formen der internationalen Arbeitsteilung, 
die sich sukzessive entwickelt haben, aber auch gleichzeitig existieren: Die erste 
internationale Arbeitsteilung ist die inter-industrielle Arbeitsteilung zwischen 
den Exporteuren von Industriegütern und den Exporteuren von Grundstoffen, 


6 Die Herausbildung des American Empire und der Funktionen des US-amerikanischen 
Staates für die Reproduktion des globalen Kapitals wurde von Leo Panitch und Sam 
Gindin ausführlich beschrieben (vgl. Panitch/Gindin 2004, Panitch/Konings 2008, 
Panitch/Gindin 2012). 
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Agrar- und Bergbauprodukten (ebd.: 135). Die zweite internationale Arbeitsteilung 
ist die intra-industrielle Arbeitsteilung zwischen den Aufgabenbereichen a) der 
Konzeption der Produkte und Produktionsprozesse, b) der qualifizierten Fertigung 
und) der unqualifizierten Fertigung oder Montage, die sich bereits im Fordismus 
entwickelte, und die nicht alleine auf der Basis der von der Iheorie der neuen inter- 
nationalen Arbeitsteilung ins Zentrum gestellten Lohnkostendifferenzen erklärt 
werden könne. Für die Lokalisierung der jeweiligen Prozesse sei vielmehr das Ver- 
hältnis zwischen dem Qualifikationsprofil des Arbeitsmarktes, dem industriellen 
Geflecht und der Struktur der lokalen Nachfrage ausschlaggebend (ebd.: 136). 
Bei der dritten Form der internationalen Arbeitsteilung, die im Postfordismus 
aufkommt, geht es „weder darum, ganz unterschiedliche Produkte auf unter- 
schiedliche Artund Weise zu produzieren (wie im ersten Typus der internationalen 
Arbeitsteilung), noch darum, sich auf unterschiedliche Aufgaben innerhalb des 
gleichen Paradigmas und der gleichen Industrie zu spezialisieren (wie im zweiten 
Typus), sondern vielmehr darum, ähnliche Produkte auf verschiedene Weise zu 
produzieren“ (ebd.: 139). Hier konkurrieren also Unternehmen in verschiedenen 
Ländern und Regionen auf der Basis unterschiedlicher Entwicklungsweisen mit- 
einander um die Ansiedlung der gleichen Branchen. Dabei bilden sich laut Lipietz 
tendenziell drei kontinentale Blöcke heraus, die jeweils eine interne Arbeitsteilung 
mit eigenen Zentrum-Peripherie-Verhältnissen und unterschiedlichen Kombina- 
tionen verschiedener industrieller Paradigmen und Regulationsweisen aufweisen: 
Amerika mit den USA im Zentrum, Europa mit Deutschland im Zentrum und 
Asien mit Japan im Zentrum (ebd.: 138). Heute wird man Japan durch China 
ersetzen oder ergänzen müssen. Diese Blöcke unterscheiden sich aus Lipietz Sicht: 
In Nordamerika würden die Staaten aufder Basis des gleichen industriellen Para- 
digmas, der gleichen Formen der Arbeitsorganisation konkurrieren, was zu einer 
instabileren Arbeitsteilung und zu einem stärkeren Druck auf die Löhne und 
Arbeitsbedingungen führe (ebd.: 149ff.). Europa beschreibt Lipietz demgegenüber 
als einen selbstzentrierten Block, der eine „wohlgeordnete Hierarchie“ aufweise 
(ebd.: 142). Hier komme es nicht zu einer generellen Erosion der sozialen Kom- 
promisse, sondern cher zu einem „Europa der zwei Geschwindigkeiten“ oder zu 


einem geographischen „Leopardenfell“ (ebd.: 146). 


6. Transnationalisierung der Klassenverhältnisse und des Staates? 


In der marxistischen staatstheoretischen Diskussion wurde die These vertreten, 
dass im Zuge des Globalisierungsprozesses der Nationalstaat an Bedeutung ver- 
liere. Dabei können verschiedene Positionen unterschieden werden. Joachim 


Hirsch (2001) ebenso wie Ulrich Brand und Christoph Görg (2003) sprechen 
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von einer Internationalisierung des Staates. Die nationale Ebene der Regulation 
des Kapitalismus werde überlagert von einer internationalen Staatlichkeit, wobei 
diese nach Ulrich Brand und Christoph Görg als Verdichtung von Kräftever- 
hältnissen zweiter Ordnungzu begreifen ist, d.h. die internationale Staatlichkeit 
wird durch die Kräfteverhältnisse zwischen den Nationalstaaten bestimmt, die 
ihrerseits durch die Kräfteverhältnisse auf der nationalen Ebene bestimmt wer- 
den. Insofern bleibt der Nationalstaat aus der Sicht von Joachim Hirsch, Ulrich 
Brand und Christoph Görg auch die grundlegende Ebene der Regulation des 
Kapitalismus, auch wenn dieser als „nationaler Wettbewerbsstaat“ (Altvater 
1994; Hirsch 1995) sich deutlich vom fordistischen Wohlfahrtsstaat unterschei- 
det. Insoweit hier mit internationaler Staatlichkeit bei Joachim Hirsch, Ulrich 
Brand oder Christoph Görg etwa Aushandlungsprozesse auf internationaler 
Ebene, die daraus resultierenden internationalen Verträge und internationalen 
Organisationen gemeint sind, ist diese internationale Staatlichkeit allerdings kein 
spezifisches Charakteristikum der Globalisierung in den letzten Jahrzehnten, 
sondern begleitet die Geschichte der Nationalstaaten, auch wenn diese internati- 
onale Ebene nach dem zweiten Weltkrieg deutlich an Bedeutunggewonnen hat. 

Bob Jessop (1997; 2002) hat die These vertreten, dass der nationale keynesiani- 
sche Wohlfahrtsstaat von einem postnationalen schumpeterianischen Workfare- 
Regime abgelöst werde. Dieser Übergangist durch drei Trends bestimmt: Es kom- 
me erstens zu einer Denationalisierung dadurch, dass Staatsaufgaben zunehmend 
von der nationalen auf die lokale, regionale oder supranationale Ebene verlagert 
würden. Zweitens werde staatliche Regierung durch Formen der Governance 
abgelöst, in die verstärkt private Akteure einbezogen werden, es finde also eine 
Entstaatlichung statt. Drittens finde eine Internationalisierung des Staates in dem 
Sinne statt, dass die internationale Arena gegenüber den inneren Verhältnissen 
in einem Staat immer mehr an Bedeutung gewinne. Dies zeige sich z.B. an der 
überragenden Bedeutung der Sorge um die „internationale Wettbewerbsfähig- 
keit“. Allerdings spielt der Nationalstaat auch bei Jessop trotz der beschriebenen 
Entwicklungstendenzen immer noch eine zentrale Rolle - insofern ist der Begriff 
des postnationalen schumpeterianischen Workfare-Regimes auch missverständ- 
lich: Erstens wird primär auf der nationalen Ebene über die Kompetenzverteilung 
bzw. die Ansiedlung der Staatsfunktionen auf den verschiedenen räumlichen 
Ebenen - von der kommunalen bis zur supranationalen - entschieden. Zentrale 
Staatsfunktionen bleiben aufder nationalen Ebene verankert; bis jetztkann man 
nicht von einem supranationalen Staat sprechen. Zweitens entwickelt sich auf 
der nationalen Ebene eine Metagovernance, eine übergeordnete Koordination, 
die das Zusammenspiel von staatlichen und privaten Akteuren im Rahmen der 
Governance regele. Drittens agieren die Nationalstaaten in der internationalen 
Arena nach wie vor im Interesse ihrer Bourgeoisien. 
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Konträr zu den Positionen von Hirsch, Brand, Görgund Jessop ist die Position 
von Michael Hardt und Antonio Negri (2000), die die These vertreten, dass die 
Nationalstaaten in einem einheitlichen supranationalen Empire nur mehr von 
untergeordneter Bedeutung seien und ihre Souveränität völlig verloren hätten. 
Diese Sichtweise scheint mir allerdings empirisch wenig überzeugend. 

Jens Wissel (2007) und Alex Demirovie (2007) nehmen Positionen ein, diein 
gewisser Weise zwischen denen von Hirsch, Brand, Görgund Jessop einerseits und 
der von Hardt und Negri andererseits stehen. Jens Wissel (2007) spricht von der 
Transnationalisierung von Herrschaftsverhältnissen. Während Nicos Poulantzas 
in den 1970er Jahren mit Blick auf die westeuropäischen Bourgeoisien aufgrund 
ihrer Abhängigkeit vom US-Kapital nicht von nationalen Bourgeoisien, sondern 
von „inneren Bourgeoisien“ sprach, haben sich aus Sicht von Jens Wissel die 
Verhältnisse inzwischen soweit transnationalisiert, dass von wechselseitigen Ab- 
hängigkeiten gesprochen werden muss. Auch die US-Bourgeoisie wäre demnach 
keine nationale Bourgeoisie mehr. Jens Wissel spricht von einer transnationalen 
inneren Bourgeoisie. Eine transnationale Bourgeoisie bildet sich auch aus der 
Sicht von Leslie Sklair (2001) und William Robinson (2004) heraus; letzterer 
spricht zudem von der Entstehung eines transnationalen Staates (ebd.: 85ff.). 

Aus der Sicht von Alex Demirovie (2007: 243ff.) darf der kapitalistische Staat 
grundsätzlich nicht mit dem Nationalstaat identifiziert werden. Dass der kapitalis- 
tische Staat Nationalstaat ist, ist demnach nur eine besondere historische Konstella- 
tion, ein historisches Resultat der Klassenkämpfe, eine besondere Verdichtungder 
Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen und Klassenfraktionen. Heute seien der 
kapitalistische Staat und die Nation auseinandergetreten, ohne dass das „national- 
staatliche Element“ allerdings aufgegeben werde. Der Nationalstaat sei weiterhin 
ein wichtiger Faktor in der nationalen Spaltung der globalen GesamtarbeiterIn und 
der Schaffungvon Wettbewerbsvorteilen für Teile der Bourgeoisie. In den kapita- 
listischen Zentren erfülle er weiterhin wichtige Funktionen bei der Erhaltung der 
Infrastruktur, der Qualifikation der Arbeitskraft, der Organisation von Forschung 
und Innovationen etc. Doch würden auch viele Funktionen aufgegeben oder in 
ihrem Umfang reduziert. Und Staaten der Semiperipherie oder Peripherie könnten 
häufigselbst einfache Staatsfunktionen nicht erfüllen. Der Nationalstaat sei vielfach 
nur eine „Souveränitätsfassade für geostrategische Zugriffe“. In transnationalen 
Akteursnetzwerken würden neue Formen der Willensbildungund der Herstellung 
von Konsens entstehen, mithin also neue Formen transnationaler Staatlichkeit. 
Auch Alex Demirovid spricht von einer „transnationalen Fraktion der bürgerlichen 
Klasse“ und von „sich bildenden transnationalen Staatsapparaten“ und einer „sich 
bildenden transnationalen Zivilgesellschaft“ (ebd.: 264, 266). 

Ich denke, dass diese Diagnosen im Lichte der Entwicklungen seit der jüngsten 
Krise deutlich relativiert werden müssen. Ohne die Bedeutung internationaler 
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oder transnationaler Prozesse auch bei der Bildung von Staatlichkeit negieren zu 
wollen, scheint es mir doch wichtig, festzustellen, dass der Nationalstaat nach 
wie vor von zentraler Bedeutung ist. Ich interpretiere die Staatstheorie von Nicos 
Poulantzas in dieser Hinsicht auch anders als Alex Demirovid. Poulantzas weist zwar 
darauf hin, dass Staat und Nation nicht identisch sind und dass ein Staat mehrere 
Nationen umfassen kann und es umgekehrt Nationen gebe, denen es noch nicht 
gelungen ist, sich ihren eigenen Staat zu schaffen. Gleichwohl hält er fest, dass der 
kapitalistische Staat Nationalstaat ist und die Tendenz aufweist, sich mit einer 
Nation zu decken. Die Gesellschaftsformationen hätten die Tendenz, sich mit den 
Grenzen des Staates und der Nation zu decken und zu nationalen Gesellschafts- 
formationen zu werden (Poulantzas 2002: 124f.). Die Internationalisierung des 
Kapitals nehme dem Eigengewicht der Nation nichts von ihrer Bedeutung (ebd.: 
127). Poulantzas argumentiert, dass die moderne Nation in den kapitalistischen 
Raum- und Zeitmatrizes impliziert ist. Diese Raum- und Zeitmatrizes wurzeln 
ihrerseits in den kapitalistischen Produktionsverhältnissen und der gesellschaftli- 
chen Arbeitsteilung (ebd.: 128f.). Poulantzas folgert: „Obwohl die gegenwärtige 
Phase durch die Internationalisierung des Kapitals gekennzeichnet ist, bleibt die 
Nation in transformierter Form für die Bourgeoisie dennoch der Brennpunkt 
ihrer Reproduktion, die heute die Form einer Inter- oder Transnationalisierung 
annimmt. Dieser harte Kern der modernen Nation liegt im unveränderlichen Kern 
der Produktionsverhältnisse als spezifisch kapitalistischer begründet“ (ebd.: 150). 

Es muss festgehalten werden, dass die Machtblöcke, auf denen die Staatsmacht 
beruht, keineswegs nur aus transnationalen Konzernen oder international tätigen 
Investoren und Unternehmen bestehen. Ein Großteil der Unternehmen, vor 
allem der kleinen und mittleren Unternehmen hat Eigentümer, die klar einer 
Nation zuzuordnen sind, die im Rahmen eines Nationalstaats operieren und 
sich für die Durchsetzung ihrer Interessen auf diesen Staat stützen, auch wenn 
sie in internationale Produktionsnetzwerke eingebunden sind. Es ist ein Fehler 
bestimmter marxistischer Theorierichtungen, sich bei der Diskussion über den 
Staat nur auf eine bestimmte Fraktion des Kapitals (sei es das Monopolkapital 
oder die transnationalen Konzerne) zu beziehen - ein Fehler, der sich in den 
älteren Iheorien des staatsmonopolistischen Kapitalismus ebenso findet wie 
in bestimmten Positionen in der Globalisierungsdiskussion. Ein Großteil des 
alltäglichen politischen Lebens, der Kämpfe um die eine oder andere Varian- 
te staatlicher Politik ist durch die widersprüchlichen Interessen verschiedener 
Kapitalfraktionen geprägt und durch die Notwendigkeit, über den Staat einen 
Interessenausgleich zwischen diesen Fraktionen herzustellen. Dazu zählen ne- 
ben den Widersprüchen zwischen Industrie-, Bank- und Handelskapital sowie 
zwischen Monopolkapital und nichtmonopolistischem Kapital auch die Wi- 
dersprüche zwischen international zirkulierenden Kapitalen und solchen, die 
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im nationalen Raum zirkulieren. Bei der Analyse der Positionen der deutschen 
Wirtschaftsverbände zur Eurokrise zeigen sich etwa deutliche Unterschiede 
zwischen dem Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) und dem Verband 
der Familienunternehmer (Heine/Sablowski 2013). Die feindliche Haltung ge- 
genüber der sogenannten „Griechenland-Rettung“ und gegenüber jeglicher mit 
finanziellen Lasten für Deutschland verbundenen Vertiefung der europäischen 
Integration insbesondere bei Verbänden des sogenannten Mittelstands spielte 
mit Einschränkungen auch eine wesentliche Rolle bei der Entstehung der Par- 
tei Alternative für Deutschland (AfD). Man müsste prüfen, inwiefern diese 
Widersprüche innerhalb der nationalen Machtblöcke ebenfalls eine Rolle beim 
Aufstieg nationalkonservativer und autoritär-populistischer Kräfte in anderen 
Ländern spielen. 

Auch bei den sogenannten transnationalen Konzernen müsste genauer unter- 
sucht werden, wie transnational sie tatsächlich sind. Sicherlich kann beispielsweise 
bei den DAX30-Konzernen ein hoher Grad an ausländischen Kapitaleignern 
festgestellt werden, wobei diese überwiegend aus einigen wenigen Ländern und in 
erster Linie ausden USA kommen. Wir haben es immer noch vorwiegend mit Ka- 
pitalverflechtungen im atlantischen Raum zu tun - hier haben sie eine besondere 
Dichte und ein besonderes Gewicht. Betrachtet man die Zusammensetzungvon 
Vorständen und Aufsichtsräten, so geht es schon deutlich weniger international 
zu. Und auch die Internationalisierung der Produktion istan die Nationalstaaten 
gebunden, ja sie beruht zum großen Teil gerade auf den Unterschieden zwischen 
den Nationalstaaten, bzw. wird durch sie verursacht. 

Auch wenn Teile der herrschenden Klassen durch die Internationalisierung 
des Kapitals cher kosmopolitisch orientiert sind und ihre politischen Programme 
zum Teil in internationalen Netzwerken entwickeln, so darf nicht verkannt wer- 
den, dass die Herausbildung von Konsens ebenso wie die Ausübung von Gewalt 
immer noch primär an Staatsapparate auf der nationalen Ebene gebunden ist. 
Letztlich reproduziert die Bourgeoisie ihre Herrschaft nach wie vor primär über 
den Nationalstaat. 


7. Ausblick 


Welche Schlussfolgerungen können nun aus der vorangegangenen Darstellung 
gezogen werden? 

Die kapitalistische Weltwirtschaft kann nicht begriffen werden ohne die 
Untersuchung der Teile, aus denen sie sich zusammensetzt, der Nationalstaaten 
und Gesellschaftsformationen. Es ist kein Zufall, dass auch in der holistisch 
angelegten Analyse des Weltsystems von Wallerstein nur von der kapitalistischen 
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Weltwirtschaft die Rede ist, aber nicht von einem Weltstaat oder einer Weltge- 
sellschaft. Erst im Zuge der Diskussion über die Globalisierung seit den 1990er 
Jahren fand die Rede über eine Weltgesellschaft oder einen transnationalen Staat 
auch Eingang in die kritische Sozialwissenschaft. Wenn es darum geht, die Exis- 
tenz transnationaler Staatlichkeit empirisch zu belegen, wird gemeinhin auf die 
internationale Organisierung der Eliten in Einrichtungen wie der Trilateralen 
Kommission, dem Weltwirtschaftsforum in Davos, dem European Roundtable 
of Industrialists und auf Institutionen wie die G7, die OECD, die WTO, das 
UN-System, den IWF oder auch die supranationalen Staatsapparate der EU 
verwiesen (vgl. Robinson 2004: 111ff.). Aber diese internationalen und trans- 
nationalen oder supranationalen Institutionen sind alle nicht unabhängig von 
den Nationalstaaten. Die Internationalisierung des Kapitals, die die Grundlage 
der internationalen oder transnationalen politischen Prozesse ist und durch sie 
geformt wird, ist auch nicht unabhängig von den Nationalstaaten, sondern basiert 
gerade auf ihnen. Die Unterschiede zwischen den nationalen Gesellschaftsfor- 
mationen, die sich in einem unterschiedlichen Wert der Arbeitskraft, in der 
unterschiedlichen Produktivkraft der Arbeit, in unterschiedlichen Profitraten, 
in einer Hierarchie von Währungen usw. ausdrücken, sind gerade die Grundlage 
der Internationalisierung des Kapitals und treiben sie an. 

Die Nationalstaaten und die nationalen Gesellschaftsformationen gehen auch 
nicht in einem historischen Prozess in einem Weltstaat oder einer Weltgesellschaft 
auf, solange die kapitalistische Produktionsweise dominiert, denn diese bedingt 
einen gleichzeitigen Prozess der Vereinheitlichung und Fragmentierung. Die 
Kapitalakkumulation entwickelt sich ungleich und die kapitalistische Produktion 
konzentriert sich in bestimmten Regionen. Die ungleiche Entwicklung verstärkt 
sich mit der zunehmenden Konzentration und Zentralisation des Kapitals, der 
steigenden Produktivkraft der Arbeit und der Vertiefung der internationalen 
Arbeitsteilung. Dies ist die Basis des Staatensystems mit all seinen inneren Kon- 
fikten und seiner Hierarchie. Daher können Konzepte der Weltgesellschaft und 
des „globalen Kapitalismus“ schnell in die Irre führen, wenn die Dynamik eines 
„Systems“ beschrieben werden soll, ohne auf die Differenzen seiner integrierenden 
Teile einzugehen. 

Die ungleiche Entwicklung bedingt allerdings auch, dass nicht alle Staaten 
in gleichem Maße integrierende Teile der kapitalistischen Weltwirtschaft sind. 
Die internationale Arbeitsteilung ist extrem hierarchisch, und diese Hierarchie 
ist Grundlage der imperialen Macht einzelner Bourgeoisien und der Staaten, auf 
die sie sich stützen. Die Handlungsspielräume der nationalen Machtblöcke sind 
also unterschiedlich. Konzepte der Interdependenz gehen an der Tatsache vorbei, 
dass es einige wenige Staaten sind, die imperialistisch agieren, d.h. ständig Macht 
jenseits ihrer nationalen Grenzen ausüben. 
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Die internationale Arbeitsteilung und die Realität des Imperialismus werfen 
die Frage auf, wie der Zusammenhang der internationalen Beziehungen und der 
sozialen Verhältnisse in den einzelnen Gesellschaftsformationen zu begreifen 
ist: Determinieren die internationalen Abhängigkeiten die Verhältnisse im In- 
neren der Gesellschaften oder ergibt sich die Position der Gesellschaften in der 
internationalen Arbeitsteilung aus ihrer inneren Struktur und den sie prägenden 
Klassenkämpfen? Dies stellt sich für die einzelnen Staaten einerseits je nach ihrer 
Position in der internationalen Arbeitsteilung unterschiedlich dar. Aufden ersten 
Blick dürften für die Staaten an der Spitze der internationalen Arbeitsteilung cher 
die inneren Kräfteverhältnisse ausschlaggebend sein, während auf den unteren 
Rängen cher die internationalen Abhängigkeiten dominieren. Aber Nicos Pou- 
lantzas (1975) und andere haben andererseits darauf hingewiesen, dass auch der 
Imperialismus in den abhängigen Gesellschaftsformationen nur nach Maßgabe 
ihrer inneren Kräfteverhältnisse wirksam wird. Dabei wirken die imperialistischen 
Kräfte in der Regel nicht „von außen“ aufdie abhängigen Gesellschaftsformationen 
ein, sondern primär, indem sie durch die Internationalisierung des Kapitals selbst 
Teil der inneren Kräfteverhältnisse werden. Insofern kann vielleicht von einem 
Primat der inneren Kräfteverhältnisse gesprochen werden. 

Die Dialektik von innergesellschaftlichen und internationalen Verhältnissen 
erfordert es, den Prozess der Internationalisierung des Kapitals auf verschiedenen 
Ebenen zu untersuchen. Um diesen Prozess zu begreifen, ist es notwendig, die 
Reproduktion des Kapitals als Kreislaufprozess und die verschiedenen Momen- 
te der Kapitalkreisläufe zu berücksichtigen. Die klassische bürgerliche Außen- 
handelstheorie bezog sich nur auf den Warenhandel und abstrahierte von der 
Mobilität des Kapitals. Die klassischen Imperialismustheorien betonten dann 
die Bedeutung des Kapitalexports - zu einer Zeit, als dieser noch vorwiegend in 
der Form internationaler Kredite erfolgte und multinationale Konzerne noch in 
den Kinderschuhen steckten. Die deutschen und französischen Internationali- 
sierungstheorien der 1970er Jahre fokussierten auf die Internationalisierung der 
Produktion, wobei die Internationalisierung der Finanzbeziehungen gar nicht 
oder nur untergeordnet behandelt wurde. Alle Momente des Kapitalkreislaufs 
können internationalisiert werden und sie werden auch internationalisiert. Von 
der Internationalisierung der Produktion zeugen das Wachstum des Intrakon- 
zernhandels ebenso wie die Arbeitsmigration. 

Auf der Ebene einzelner Branchen muss untersucht werden, wie sich interna- 
tional wirksame Produktions- und Tauschnormen herausbilden. Dies schließt 
die Frage ein, welche Unternehmen welcher Länder in der Lage sind, welche 
Waren zu entwickeln, zu produzieren und international zu vermarkten. Aufder 
Branchenebene bilden sich Standards des Designs, der Architektur der Waren 
und Standards der Arbeitsproduktivität heraus, die für den Verwertungsprozess 
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des Kapitals maßgeblich sind, Standards, an denen sich alle Unternehmen der 
jeweiligen Branche im Konkurrenzkampf orientieren müssen und die zugleich 
immer wieder durch Innovationen unterlaufen und durch neue Standards ersetzt 
werden. Die dabei entstehenden und sich transformierenden Konkurrenzverhält- 
nisse haben nichts mit dem idealisierten freien Wettbewerb im Sinne der neoklas- 
sischen Wirtschaftstheorie zu tun. In vielen Branchen dominieren inzwischen 
internationale Oligopole einiger weniger Unternehmen. Häufig ist entscheidend, 
wer Vorreiter bei der Einführung neuer Produkte oder Produktionstechnologien 
ist und für eine gewisse Zeit Extraprofite einstreichen kann. Dies ist auch kein 
rein ökonomischer Prozess, sondern ein Prozess, der in hohem Maße politisch 
von den Staaten durch Normungsprozesse, das Marken- und Patentrecht, Sub- 
ventionen etc. beeinflusst wird. Die führende Rolle bestimmter transnationaler 
Konzerne beinhaltet nicht zuletzt auch, strategisch unter Gesichtspunkten der 
Profitmaximierung darüber entscheiden zu können, welche Teile einer Warenket- 
te sie selbst abdecken, welche Teile sie Zulieferern überlassen und wo sie welche 
Arbeitsprozesse ansiedeln. Für die Kontrolle bestimmter Warenketten reicht, 
wie bereits erwähnt, häufig die Kontrolle bestimmter Schlüsselprozesse wie der 
Produktentwicklung oder des Marketings aus. 

Es stellt sich dann die Frage, wie und wo welche Branchen gebündelt werden. 
Aus der Agglomeration resultieren selbst wieder ökonomische Vorteile wie z.B. 
die Senkung der Transportkosten. Aus der Zusammensetzung der Branchen 
innerhalb der Länder ergeben sich nationale Produktionssysteme, die internati- 
onal in einem hierarchischen Verhältnis zueinander stehen. Die Position in der 
internationalen Hierarchie der Produktionssysteme hängt zum einen davon ab, 
inwieweit das jeweilige Produktionssystem die Sektoren beinhaltet, die für die Be- 
stimmungder internationalen Produktions- und Tauschnormen maßgeblich sind. 
Dabei spielen technologische Innovationen und die Produktion von Produktions- 
mitteln, die für Produktivitätssteigerungen maßgeblich sind, eine Schlüsselrolle. 
Wichtig ist aber auch das Zusammenspiel zwischen dem Finanzsektor und dem 
industriellen Kapitalkreislauf, durch das die Eigentumsverhältnisse vermittelt 
werden. Zum anderen hängt die Stellung in der Hierarchie der internationalen 
Arbeitsteilung davon ab, wie kohärent ein Produktionssystem ist, d.h. ob und 
wie die verschiedenen Sektoren innerhalb des Landes ineinandergreifen. Daraus 
ergeben sich auch Bedingungen für das Akkumulationsregime eines Landes im 
Hinblick auf die Klassenzusammensetzung, die makroökonomische Kohärenz, 
die Verteilungsspielräume. Umgekehrt beeinflussen die Klassenkämpfe auch, 
vermittelt durch die Formen der Regulation, die sich als deren Resultat heraus- 
bilden, das jeweilige Produktionssystem und das Akkumulationsregime, d.h. 
die Entwicklungsweise des Kapitalismus in dem betreffenden Land und seine 
Stellung in der internationalen Arbeitsteilung. 
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Die internationale Arbeitsteilung und die ungleiche Entwicklung hängen also 
von komplexen Bedingungen in den jeweiligen Gesellschaften ab und lassen sich 
nicht alleine aufeinen Faktor wie etwa unterschiedliche Lohnhöhen zurückführen. 
Die Hierarchie der internationalen Arbeitsteilung lässt sich auch nicht durch die 
Unterscheidung von Metropolen und Satelliten, von Globalem Norden und Globa- 
lem Süden, von Zentrum, Peripherie und Semiperipherie ausreichend beschreiben. 
Poulantzas (1975) und Palloix (1973; 1975) haben darauf hingewiesen, dass es 
innerhalb der Zentren selbst eine Hierarchie gibt, die sich mit den herkömmli- 
chen Unterscheidungen und Begriffen von Zentrum/Peripherie und nationaler 
Bourgeoisie/Kompradorenbourgeoisie nicht fassen lässt. Auch die Analysen von 
Arrighi und Wallerstein zeugen davon, insofern sie neben der Unterscheidungvon 
Zentrum, Semiperipherie und Peripherie noch die Kategorie der Hegemonialmacht 
einführen. Heute ist es eine der entscheidenden offenen Fragen, ob die USA ihre 
Position als Hegemonialmacht behaupten können, ob sie von China abgelöst 
werden, ob sich eine multipolare Weltordnung herausbildet oder ob wir in eine 
Periode des Chaos ohne Hegemonialmacht eintreten. Eine weitere wichtige offene 
Frage ist in diesem Zusammenhang, welche Position die Europäische Union (EU) 
und ihre Mitgliedstaaten einnehmen werden: Wird sich die EU zu einem eigen- 
ständigen Pol in der kapitalistischen Welt entwickeln oder wird sie im Verhältnis 
zu den USA weiter subalterner Teil des „Westens“ bleiben? Produktionsmacht, 
finanzielle Macht, politische und militärische Macht stehen dabei in einem kom- 
plexen Verhältnis - sie sind nicht unabhängig voneinander, aber sie können sich 
durchaus ungleichzeitig entwickeln, wie etwa Arrighi (1994) gezeigt hat. 

So wie es eine komplexe, hierarchische Ausdifferenzierung innerhalb der 
kapitalistischen Zentren gibt, so gibt es sie auch innerhalb der Peripherie und 
Semiperipherie. Die kombinierte Wirkung der drei Formen der internationalen 
Arbeitsteilung, die Lipietz (1998) beschrieben hat, erzeugt ganz unterschiedliche 
Positionen und beruht auf Mechanismen, die sich mit den in diesem Zusammen- 
hangcher fragwürdigen Konzepten des ungleichen Tauschs und des Werttransfers 
nicht ausreichend fassen lassen. In diesem Zusammenhang halte ich auch die 
neueren Konzepte der Externalisierungsgesellschaft (Lessenich 2017) und der 
imperialen Lebensweise (Brand/ Wissen 2017) für problematisch, die explizit 
oder implizit auf den Konzepten des ungleichen Tauschs und des Werttransfers 
aufbauen und die Existenz von Ausbeutungsverhältnissen zwischen Nationen 
nahelegen (vgl. zur Kritik Sablowski 2018b, Sablowski/'Thien 2018). 

Aber auch wenn man diese Konzepte nicht für überzeugend hält, ist klar, 
dass die hierarchische internationale Arbeitsteilung und die ungleiche Entwick- 
lung, die mit enormen Unterschieden bei den Löhnen und Arbeitsbedingun- 
gen verbunden sind, jede internationalistische Strategie nach dem Motto des 
Kommunistischen Manifests - „Proletarier aller Länder, vereinigt Euch!“ - vor 
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enorme Herausforderungen stellen. Eckhard Hildebrand u.a. (1976) haben darauf 
hingewiesen, dass der Internationalismus für die Gewerkschaften historisch in 
der Regel nur dann eine praktische Bedeutung bekam, wenn sie selbst dermaßen 
unter Konkurrenzdruck waren, dass sie die internationale Organisierungund die 
Unterstützung der Kämpfe im Ausland für notwendig hielten, um ihre eigene 
Position in der Konkurrenz zu verbessern. 

Internationalistische Politik entbindet jedenfalls nicht von der Notwendigkeit, 
die Machtfrage im eigenen Lande zu stellen. Der Verweis auf die Zwänge, die 
mit der internationalen Arbeitsteilung und der internationalen Konkurrenz ein- 
hergehen, wird dann problematisch, wenn er bei der Erklärung von Niederlagen 
herangezogen wird, um von eigenen Fehlern abzulenken. Das Argument, dass es 
angesichts der internationalen Abhängigkeiten keine andere Wahl gab, zieht sich 
durch die Geschichte der Linken - von der russischen Revolution bis zum Schei- 
tern des „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ in Lateinamerika und des Kampfes 
gegen die Austeritätspolitik während der jüngsten Krise in Griechenland. 
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Alex Demirovic 


Staat des Kapitals - Klassenbewegung - Alternativen 


Mit Elmar Altvater auf der Suche nach der Erneuerung 
linker Politik* 


Ich war kein akademischer Schüler von 
Elmar Altvater, aber auch als junger Student 
in Frankfurt am Main lernte ich alsbald, 
dass er einer der wichtigen marxistischen 
Intellektuellen Westdeutschlands war, der 
im Zusammenhang des Sozialistischen 
Büros (SB) politisch aktiv und als Redak- 
teur und Autor der PROKLA maßgeblich 
zu einer Rekonstruktion der Theorie von 
Marx und zu einer marxistischen Analyse 
des westdeutschen Kapitalismus und des 
Weltmarktzusammenhangs beitrug. Per- 
sönlich lernte ich ihn auf einem Treffen in 
Salecina (Schweiz) kennen. Dieses Haus, 
das als Ferien- und Bildungszentrum bis 
heute existiert, am Maloja Pass und nahe 
Sils Maria gelegen, war von Theo Pinkus' 
gekauft worden, um für die westeuropäi- 
sche Linke einen Tagungsort zu schaffen. 
Durchaus in diesem Sinn organisierte EI- 
mar im Mai 1975 oder 1976 mit anderen 
BerlinerInnen, darunter Gisela Wenzelund 


* Am 1. Mai 2018 verstarb Elmar Altvater. 
Wie relevant und aktuell seine Arbeit war 
und ist, wurde in den letzten PROKLA- 
Ausgaben anhand unterschiedlicher the- 
matischer Schwerpunkte diskutiert - diese 
Beiträge und alle Beiträge von Altvater, die 
er (zum Teil mit anderen zusammen) in der 
PROKLA veröffentlichte, finden sich unter 
www.altvater.prokla.de. 

In PROKLA 84 (1991) erschien Elmars 
Nachruf auf Theo Pinkus. 


jan 


Otto Kallscheuer, ein Treffen von italieni- 
schen, schweizerischen, französischen und 
westdeutschen Linken. Es gingum Fragen 
einer linken Strategie in Westeuropa. Ich 
selbst, beteiligt an von Rudi Dutschke 
und anderen angestoßenen Diskussionen 
um die Bildung einer linkssozialistischen 
Organisation (dokumentiert in Neuorien- 
tierung — Neuorganisierung 1976), sah in 
Elmar jemand, der mit seinem Einfluss für 
ein solches Projekt auch die Unterstützung 
des Sozialistischen Büros gewinnen konnte. 
Wie sehr ihn zu diesem Zeitpunkt tatsäch- 
lich Fragen der sozialistischen Strategie und 
Organisation beschäftigten, war mir davor 
nicht bekannt gewesen. Das hatte nicht 
nur mit der räumlichen Distanz zwischen 
Frankfurt und Berlin zu tun, die zwei durch- 
aus in Konkurrenz sich befindende Zentren 
der neuen Linken waren, sondern auch 
damit, dass ich als jemand, der zu diesem 
Zeitpunkt intellektuell stark von Althusser 
und Poulantzas geprägt war, vieles skeptisch 
sah, wofür die PROKLA stand, also insbe- 
sondere der Staatsableitungsdiskussion. 
Erneut ergaben sich Berührungspunkte im 
Zusammenhang der Sozialistischen Kon- 
ferenzen, Anfang der 1980er Jahre. In der 
Kritik an der zivilen Nutzung der Atom- 
kraft bildeten sich eine massive, immer noch 
weitgehend antikapitalistisch ausgerichtete 
Anti-AkW- und Umweltbewegung. In den 
Diskussionen der Sozialistischen Konferen- 
zen war deswegen die Frage der Vermittlung 
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von Marxismus und Arbeiterbewegung auf 
der einen Seite und Ökologie auf der ande- 
ren Seite, die vor allem von Rudolf Bahro 
repräsentierte Kritik am ökologischen 
Scheitern des Staatssozialismus eine zent- 
rale Rolle (vgl. Materialien 1980). Elmars 
Arbeiten waren Bemühungen darum, die 
marxistische Diskussion über die oftmals 
sterilen Analysen hinaus mit den aktuellen 
Fragen der Linken und der neu sich bilden- 
den sozialen Bewegungen zu verbinden, den 
Marxismus zu erneuern, ihn für ökologische 
Fragen zu öffnen und damit strategisch 
Umwelt- und Arbeiterbewegung zusam- 
menzubringen, gleichzeitig aber auch dazu 
beizutragen, dass die ökologische Kritik 
nicht romantizistisch früheren Stufen der 
zivilisatorischen Entwicklung nachhing. 
Der Zusammenhang von Ökonomie und 
Ökologie oder allgemeiner, der Doppelcha- 
rakter des Kapitalverhältnisses, in dem sich 
Tauschwert und Gebrauchswert, Verwer- 
tung von Kapital und stoffliche Kreisläufe 
unheilvoll verschränken, dieses Wider- 
spruchsverhältnis, das Marx (1890: 56) als 
Springpunkt der politischen Ökonomie 
bezeichnet, wurde zur bestimmenden Fra- 
gestellungder weiteren Arbeiten von Elmar. 

Elmars intellektuelle Physiognomie 
weist im Kontext der marxistischen Debatte 
der Bundesrepublik besondere und origi- 
nelle Züge aus. Er zählte sich ausdrücklich 
zur unabhängigen Linken - und gingdamit 
auch auf Distanz zu den Organisationen 
und Marxismen, die sich am Realsozialis- 
mus der verschiedenen Spielarten - sei es 
Sowjetunion, DDR, Albanien oder China 
- orientierten, den Spielraum der mar- 
xistischen Diskussion verengten und ihm 
seine theoretische Fähigkeit, Neues zu 
erschließen, nahmen, indem sie ihn auf 
ein Instrument der Parteiherrschaft oder 
Organisationsziele reduzierten. Elmar 
sah sich mit der Neuen Linken, den aus 
der Protestbewegung hervorgegangenen 
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undogmatischen Bestrebungen um Theorie 
und Organisation sowie den neuen sozialen 
Bewegungen der 1970er Jahre, den Kämp- 
fen um Demokratie und Bürgerrechten 
verbunden - stellte dies aber nicht in den 
Gegensatz zur Arbeiter- und Gewerk- 
schaftsbewegungin Westdeutschland. Trotz 
der Argumentation für eine die kapitalisti- 
schen Verhältnisse überwindenden Politik 
konnte er für Reformen plädieren. Neben 
dem Engagement in sozialen Bewegun- 
gen war er auch in Parteien, den Grünen 
und der Linken, engagiert. Er trat für eine 
Rekonstruktion der Kritik der politischen 
Ökonomie ein - und wollte sich nicht auf 
Marx-Philologie und Ableitung begren- 
zen, sondern neugierig zum Verständnis 
neuer empirischer Entwicklungen des 
Kapitalismus beitragen, befasste sich mit 
Lateinamerika, mit der Ökologie, mit der 
Globalisierung. Dem bürgerlichen Wis- 
senschaftsbetrieb und seiner ideologischen 
Befangenheit stand er ebenso wie dem 
universitären, akademischen Marxismus, 
dem er zugehörte, kritisch gegenüber, ge- 
rade weil er energisch und unversöhnlich 
wissenschaftliche Ansprüche erhob, die er 
auch an den Marxismus stellte. Er zitierte 
gern die Stelle von Marx, in der dieser be- 
tonte, dass die Wissenschaft nicht einem 
ihr äußerlichen Interessen entlehnten 
Standpunkt akkomodiert werden dürfte 
(vgl. MEW 26.2: 112). Deswegen ver- 
weigerte er sich offensichtlich einer Art 
von methodischem Eklektizismus, der in 
Anspruch nahm, verschiedene Theorien 
wie Werkzeuge je nach ihrer Tauglichkeit 
und Erklärungskraft miteinander zu kombi- 
nieren. Diese methodische Grundhaltung, 
so habe ich es in der gemeinsamen Arbeit 
und den Diskussionen mit Elmar in der 
Redaktion der PROKLA empfunden, hat 
ihn gegenüber theoretischen Ansätzen und 
insbesondere solchen, die ökonomie- und 
ökologieblind waren, eher misstrauisch, 
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ärgerlich und oft auch rabiat ablehnend 
gemacht. Neue Herausforderungen sollten 
an- und aufgenommen, die großen Prob- 
leme der gesellschaftlichen Entwicklung 
gelöst werden - insbesondere die Abwen- 
dungvon der fossilen und die Hinwendung 
zur solaren Energie. Die marxsche Theorie 
betrachtete er als eine Art Bauhütte. Wenn 
an ihr nicht weitergearbeitet würde, dann 
wäre sie vom Verfall bedroht (vgl. Altvater 
2012: 12). Genau das tat er, er trug zur 
Fortentwicklung dieser Theorie auf ganz 
verschiedenen Gebieten bei: ökonomische 
Planung, Verschuldungspolitik, Ökologie 
und Energie, Gewerkschaften, Weltmarkt, 
Globalisierung, informeller Ökonomie, 
EU, Finanzialisierung, Kapitalozän. Auf 
engste damit verbunden sind sein streitbares 
Engagement in Zeitschriften, vor allem der 
PROKLA, und seine politischen Aktivitä- 
ten: im SDS, im Sozialistischen Büro, bei 
den Sozialistischen Konferenzen, den Grü- 
nen, der taz, bei Attac, der Partei Die Linke, 
im Umfeld der Gewerkschaften und nicht 
zuletzt seine mit unerschöpflicher Energie 
verfolgte Vortragstätigkeit und Unterstüt- 
zung vieler linker und Bewegungsgruppen. 
Elmar war ein organischer Intellektueller 
jener marxistischen Strömung, die alle 
universitären Diskussionen und Konflikte 
sowie die sozialen Bewegungen seit den 
frühen 1960er Jahren durchzog. Dazu 
gehört, dass er von ihren Widersprüchen 
geprägt war, vieles kritisch sah, oft den 
Ärger und die Wut verspürte angesichts 
der Unzulänglichkeiten, der Dummbheiten 
und Misserfolge - und doch meist den Dreh 
fand, diese Empfindungen in eine kritische 
Analyse zu wenden. 

Er vertrat die Ansicht, dass man in der 
marxistischen Theorie doppelgleisig vorge- 
hen sollte. Die Analyse konkreter Probleme 
und Erscheinungen könne nicht warten, 
bis alle Begriffe systematisch hergeleitet 
seien. Man müsse sich auf die „schmutzige“ 
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Geschichte einlassen; einen glatten, logisch 
bestimmten Übergang von der Theorie in 
die Praxis gebe es nicht (Altvater 1972: 
3f.). Dem entspricht, dass Elmar den Ge- 
sichtspunkt der Praxis, der Strategie und 
der Organisationsform stark machte. Die 
politische Kultur in der Bundesrepublik, so 
schrieb er, sei für die „theoretische Diskus- 
sionen strategischer Konzepte nicht sehr 
förderlich“. In der Linken herrschten „ent- 
weder theorieloser und manchmal sogar 
theoriefeindlicher Praktizismus oder pra- 
xisfremdes, seminaristisches Theoretisieren 
vor“ - und keine Organisation nehme die 
Aufgabe wahr, „diese beiden vereinsei- 
tigten Haltungen zusammenzubringen“ 
(Altvater 1982: 33). Dies war für ihn das 
Motiv, sich verstärkt den Diskussionen 
im Umfeld der italienischen kommunis- 
tischen Partei zuzuwenden und diese Dis- 
kussion in zwei Sammelbänden auch in der 
BRD bekannt zu machen. Ausdrücklich 
betonte er, dass nicht subaltern lediglich 
die dortigen Diskussionen nachvollzogen, 
sondern vielmehr die westeuropäische, die 
transnationale und vor allem auch die his- 
torische Dimension des aktuellen Stands 
des Marxismus und der Arbeiterbewegung 
begreiflich gemacht werden sollten. Für 
ihn stellte sich das Problem so dar, dass 
die deutsche Diskussion der Ableitung 
des Staates aus der Kapitalbewegung auch 
dem geringen Entwicklungsstand der mar- 
xistischen Theorie und der Bewegung der 
Klasse geschuldet war (Altvater 1977: 76f.). 
Insofern erwartete er von der kritischen 
Auseinandersetzung mit der italienischen 
Diskussion, die seiner Ansicht nach in 
Deutschland oft zu affirmativ rezipiert 
wurde, Anregungen nicht nur für die Kri- 
tik an der kapitalistischen Rationalität, 
sondern mehr noch für positive politische 
Alternativkonzeptionen, die, über die Par- 
tialität der Arbeiterinteressen hinauswei- 
send, gesamtgesellschaftliche Perspektiven 
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mit langfristig wirkenden Organisations- 
strukturen eröffneten (ebd.: 84; vgl. auch 
Altvater/Hübner/Stanger 1983). 

Die in Italien schr intensiv geführte 
Diskussion über die These von Louis Al- 
thusser (1978; vgl. Bettelheim u.a. 1979), 
wonach der Marxismus in eine Krise ge- 
raten sei, war für Elmars eigene Analysen 
offenkundigfolgenreich. Die These wurde 
für viele italienischen Linke zum Anlass 
des Strategievorschlags eines dritten Wegs 
jenseits des Realsozialismus auf der einen, 
der Sozialdemokratie auf der anderen Seite. 
Meinem Eindruck nach bestimmten beide 
Momente in den folgenden Jahrzehnten EI- 
mars Arbeiten und sein Politikverständnis. 
Seiner Diagnose zufolge waren seit Mitte 
der 1970er Jahre beide Projekte gescheitert: 
das planstaatliche Modell des Realsozialis- 
musaufder einen Seite, das keynesianische 
Projekt der Sozialdemokratie aufder ande- 
ren Seite. Die Entwicklungsdynamik der 
realen Sozialismen sei insgesamt fehlerhaft 
verlaufen. Undemokratisch, wie die zent- 
ralstaatliche Planung war, musste sie konti- 
nuierlich von Repression begleitet werden. 
Das Modell erschöpfte sich endgültig in 
den 1970er Jahren und führte mit dem 
Einmarsch der Warschauer Pakt Staaten 
in der Tschechoslowakei, der Intervention 
in Afghanistan oder dem Militärputsch in 
Polen zu einer Militarisierung der Gesell- 
schaft. (Vgl. Altvater 1982) 

Waren angesichts der Erfahrungen im 
Osten die Sozialismusvorstellungen in- 
frage zu stellen, so beobachtete Elmar für 
den Westen, dass sich die Sozialdemokratie 
als technokratisch-reformkapitalistische 
Kraft eingerichtet hatte, die nicht nur auf 
das Ziel des Sozialismus längst verzichtet 
hatte, sondern nun auf die Herausforderung 
der marxistischen Reformismuskritik ableh- 
nend und repressiv reagierte. Die von ihr 
verfolgte keynesianische Politik erwies sich 
als unfähig, die Krise der kapitalistischen 
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Ökonomie in der Mitte der 1970er Jahre 
zu lösen und machte eine Überprüfung und 
Kritik bisheriger linker Theorie und Stra- 
tegie überfällig. Dies demonstrierte Elmar 
insbesondere in seinen Überlegungen zum 
Staat und zum Staatinterventionismus. 
Den Staat begriff Elmar als „Staat des 
Kapitals“ (Altvater 1977: 75), als „Organ 
der herrschenden Klassen“ (Altvater 1972: 
13). Dies erklärte er mit Marx’ Überle- 
gung zum Doppelcharakter der Arbeit: 
die Unterscheidung der Arbeit, die stoff- 
lichen Reichtum erzeugt, von der Arbeit, 
die Tauschwerte, also Waren und Geld 
produziert, stellt den Springpunkt für das 
Verständnis der politischen Ökonomie dar. 
Anknüpfend an diese Unterscheidung ver- 
tritt Elmar die These, dass Einzelkapitale 
einen Teil der stofflich-materiellen Pro- 
duktionsbedingungen bereitstellen. Das ist 
jedoch oft nicht der Fall, weil unter dem 
Gesichtspunkt einzelwirtschaftlicher Ra- 
tionalität und der Verwertung von Kapital 
dies nicht immer rentabel ist. Die Einheit 
von Arbeits-und Verwertungsprozess ergibt 
sich nicht zwangsläufig und harmonisch, 
sondern führt zwangsläufig zu Krisen. In 
ihnen stellt sich der innere Zusammen- 
hang der gesellschaftlichen Arbeit gegen 
die wertförmig bestimmte Produktion her. 
Aufgrund des tendenziellen Falls der Profit- 
rate werde das Kapital immer weniger in der 
Lage sein, den Erfordernissen eines komplex 
strukturierten Arbeitsprozesses zu entspre- 
chen. Aufgrund der Konkurrenz zwischen 
den Einzelkapitalen können sich diese nicht 
zur kapitalistischen Gesellschaft konstituie- 
ren (Altvater 1972: 7). Diese Konstitution 
der Gesellschaftlichkeit nimmt die beson- 
dere Form des Staates an, der das Durch- 
schnittsinteresse des Kapitals „neben und 
außer der Konkurrenz“ ausdrückt. Der Staat 
ist ideeller oder fiktiver Gesamtkapitalist 
(Altvater 1972: 8). Etwas konkreter heißt 
dies, dass der Staat die Aufgabe wahrnimmt, 


Mit Elmar Altvater auf der Suche nach der Erneuerung linker Politik 


jene Produktionsbedingungen zu gewähr- 
leisten, die die Einzelkapitale stoffllich benö- 
tigen, aber wertförmig füreinander nicht zur 
Verfügung stellen. Der Staat ist demnach 
kein Instrument besonderer Einzelkapitale, 
sondern drückt das Durchschnittsinteresse 
des Kapitals in seiner Gesamtheit aus (ebd.). 
Insofern nimmt der Staat komplementär 
diejenigen Aufgaben wahr, die für die Ein- 
zelkapitale stofflich zwar notwendig sind, 
aber kapitalistisch nicht betrieben werden 
können, da sie keinen Durchschnittsprofit 
einbringen; er sichert das Kapitalverhältnis, 
indem er nichtkapitalistisch agiert (Altvater 
1972: 23; 1977: 96f.). Der Staat gewinnt 
seine Autonomie gegenüber Einzelkapitale 
dadurch, dass er der Staat des Kapitals ist 
und als Organisator nicht nur tätig wird, 
„wenn es gilt, den Konflikt Lohnarbeit - 
Kapital stillzulegen und die Organisatio- 
nen der Arbeiterbewegung zu integrieren, 
sondern gerade dann, wenn das Kapital aus 
seiner eigenen Impotenz heraus, mit den 
Aufgaben der gesellschaftlichen Reproduk- 
tion fertigzu werden, dem Staat die Wahr- 
nehmung dieser Aufgaben ‚abtreten’ muß. 
Entkapitalisierung aufgrund mangelnder 
Verwertung fordert staatliche ‚Ersatzmaß- 
nahmen’ heraus. Dies ist nicht unbedingt 
negativ von seiten der Arbeiterklasse her 
zu interpretieren, obwohl der Staat nicht 
aufhört, Staat des Kapitals zu sein.“ (Alt- 
vater 1977: 97) 

Da der Staat die Einzelkapitale ein- 
schränkt, ihnen Arbeitskräfte und Teile 
des gesellschaftlichen Kapitalfonds für 
die Kapitalverwertung entzicht, erscheint 
der Staat für die Einzelkapitalien als eine 
negative und äußere Verwertungsschranke, 
die sie nur unter dem Druck von Krisen, 
Katastrophen und Kämpfen akzeptieren. 
Der Staat kann folglich die Krisen nicht 
meistern, sondern nur ihren Verlauf mo- 
difizieren. Paradoxerweise führt dies dazu, 
dass die Klassenkämpfe eine wichtige 
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modernisierende, transformistische Funk- 
tion für die Erhaltung der kapitalistischen 
Gesellschaft haben, da sie objektiven Not- 
wendigkeiten zum Durchbruch verhel- 
fen. „Kein Kapital wird also ohne äußere 
Veranlassung dem Vorrücken der äußeren, 
vom Staat gesetzten Schranke der Kapital- 
verwertung zustimmen; es wird sich dazu 
erstaufgrund von Katastrophen, Auseinan- 
dersetzungen, Kämpfen bereitfinden. Dies 
besagt aber über die Klassenkämpfe auch, 
daß sie eine wichtige Funktion haben für die 
Erhaltung der kapitalistischen Gesellschaft, 
indem sie objektiven historischen Notwen- 
digkeiten zum Durchbruch verhelfen ver- 
mittels des Staats.“ (Altvater 1972: 16) Die 
Arbeiterklasse steht demnach nicht nur in 
einem rebellischen Verhältnis zum Kapital, 
sondern kann mit der Integration auch in 
den Genuss materieller Vorteile gelangen 
(Altvater 1977: 92£.). 

Die Zunahme der Staatstätigkeit muss 
aufgrund dieser Überle gungalsein Hinweis 
auf eine Zunahme von Krisendynamiken 
und der Auflösung der Gesellschaft gedeu- 
tet werden. Eine solche Krisendiagnostik 
würde nahelegen, die neoliberale Strategie 
als eine Stärkung der kapitalistischen Ak- 
kumulationsdynamik zu begreifen. Doch 
Elmar beobachtet nicht nur die Grenzen 
des Keynesianismus und dessen Scheitern, 
sondern auch neoliberale Reaktionen auf 
die Krise. Wenn der keynesianische Staat 
mittels dem Steuerungsmedium Geld in- 
terveniert, dann kann er nur indirekte Wir- 
kungen erzielen. Dafür nennt Elmar (Altva- 
ter 1977: 102.) zwei Gründe: 1) Der Staat 
besteuert Unternehmen, Bürger*innen und 
Konsument*innen und nimmt Kredite 
auf. Dieses Geld gibt er aus und erhöht die 
Nachfrage. Doch neben der Quantität geht 
es auch um die Qualität, also darum, für 
welche Waren die staatlichen Finanzmit- 
tel verwendet werden (Produktionsmitte, 
Konsum, nicht-reproduktive Güter) - es 
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werden vermittels der staatlich vermittelten 
Aktivität auf der einen Seite Verfügungs- 
rechte des Kapitals eingeschränkt und auf 
der anderen Seite auf die branchenmäßige 
und technologische Seite der Kapitalent- 
wicklung Einfluss genommen. Die Profita- 
bilitätskalküle der Einzelkapitale werden 
jedoch nicht direkt bestimmt, sondern um- 
gekehrt besteht Abhängigkeit (so müssen 
die Rüstungs- und Militärausgaben progres- 
siv steigen, um den Akkumulationsnotwen- 
digkeiten der Kapitale in diesem Sektor zu 
entsprechen und nicht zur ökonomischen 
Stagnation beizutragen; vgl. Altvater 1972: 
39). Der Staat kann demnach die stoffliche 
Seite der Zusammensetzungvon Unterneh- 
men und Branchen nur in sehr geringen 
Grenzen beeinflussen. 2) Der Staat kann 
zur Nachfragesteigerung beizutragen ver- 
suchen. Doch wenn dies keine profitable 
Produktionsausweitung verspricht, dann 
führt die Ausgabenpolitik nicht zu einer 
Steigerung der Beschäftigung, sondern zu 
Inflation. Die staatlichen Interventionen 
verschärfen demnach cher die Widersprü- 
che, der Keynesianismus gerät im Zuge 
einer Stagflation selbst in die Krise. In 
diesem Fall, so beobachtet Elmar schon in 
der Mitte der 1970er Jahre, wird eine mo- 
netaristisch-neoliberale Strategie gestärkt. 
Den Zentralbanken, die auf die Geldzirku- 
lation durch Geldmengensteuerung, Dis- 
kont- und Mindestreservepolitik Einfluss 
nehmen können, kommt mehr Gewicht zu. 
Die Tendenz zum Interventionsstaat wird 
zurückgedrängt und damit angesichts der 
Überakkumulation die Kapitalentwertung 
durch den Markt forciert. Strategisch be- 
deutsam ist die Folge, dass der Staat „die mit 
den Entwertungsprozessen verbundenen 
sozialen Konflikte und Kämpfe mit seiner 
rechtlichen und polizeilichen Gewalt im 
Griff behält“ (Altvater 1977: 105). Eine 
solche Strategie könne nur in Ländern mit 
schwacher Arbeiterbewegung durchgesetzt 
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werden, „denn noch eindeutiger als die 
keynesianische ist die monctaristische 
Politik gegen die Arbeiterklasse gerichtet“ 
(ebd.). Dieser Hinweis ist richtigund falsch. 
Denn nicht zu antizipieren war, wie schr 
auch dort, wo die Arbeiterklasse gerade mit 
der Marginalisierung des Keynesianismus 
und der neoliberalen Strategie durch die So- 
zialdemokratie und die Grünen geschwächt 
wurde, und wie wenig rechtliche und poli- 
zeiliche Gewalt notwendig war. 

Um auf Elmars theoretisch-strategische 
Einschätzung der Folgen der Krise des 
Marxismus zurückzukommen: Die beiden 
Pfade, die die Linke seit dem Ende des Ers- 
ten Weltkriegs verfolgt hatte, erwiesen sich 
also als nicht mehr fortsetzbar. Strategisch 
ging es für Elmar deswegen auch nicht 
mehr um einen dritten Weg, sondern um 
eine neue Phase. Seinem Verständnis nach 
ist die historische Periode der kapitalisti- 
schen Akkumulation und der Politik in den 
späten 1970er Jahren zu Ende gegangen; 
die vorwärtstreibende Kraft der Oktober- 
revolution hatte sich erschöpft. Deswegen 
hatte die Spaltung der Arbeiterbewegung, 
die ihre Grundlage in der Haltung zum 
imperialistischen Ersten Weltkriegund zur 
russischen Revolution 1917 hatte, ihre his- 
torische Rationalität verloren. Die aus die- 
ser Zeitüberkommenen politischen Orien- 
tierungen der Linken stellten eine Blockade 
dar und mussten überwunden werden. Ich 
halte das für ein besonderes Merkmal von 
Elmars Orientierung, dass er so entschieden 
kritisch gegenüber dem Realsozialismus 
war, gleichzeitig für einen demokratischen 
Sozialismus eintrat und sich bemühte, den 
Marxismus strategisch zu erneuern. Krise 
des Marxismus hieß deswegen für Elmar 
auch nicht, Krise der Theorie, sondern 
Krise der Strategie des Marxismus als poli- 
tisches Projekt (Altvater 1982: 11, 12), eine 
Krise, die die Arbeiterbewegung durchzog 
und sie politisch lähmte. Theoretische und 


Mit Elmar Altvater auf der Suche nach der Erneuerung linker Politik 


strategische Erneuerung hieß in diesem 
Sinn, dass es ohne die Arbeiterklasse nicht 
ging und jedes Befreiungsprojekt ohne sie 
im Zentrum instabil bleiben musste, aber 
wichtig zu begreifen war, dass die Arbeiter- 
klasse nicht die homogen-allgemeine Klasse 
war und sich veränderte, dass vor allem neue 
Bedürfnisse, neue Subjekte, neue Formen 
der Auseinandersetzungen entstanden wa- 
ren. „Revolution als Aufhebungvon Unter- 
drückung, als Überwindung von Entfrem- 
dung, als Abschaffung von überschüssiger 
Herrschaft verändert ihren Charakter, wenn 
sich die Formen der Unterdrückungändern 
und damit die die Gesellschaft durchschnei- 
denden Konfliktlinien verrückt werden“ 
(Altvater 1982: 30) Die neuen sozialen 
Subjekte waren Abhängige, doch konnten 
sie einem Projekt der allgemeinen Klasse 
und einem arbeiterklassenzentrierten Re- 
volutionsmodell nicht subsumiert werden. 
„Denn es geht nicht mehr um eine Samm- 
lung in den alten Formen, sondern um die 
Notwendigkeit der Veränderung dieser 
Formen selbst‘ (Ebd.: 31) 

Die Linke ist insofern nicht einfach nur 
mit ihrer eigenen Politik und ihren theo- 
retischen Begriffen in Sackgassen geraten. 
Die wirtschaftlichen und ökologischen Kri- 
senprozesse, in die die Restaurationsphase 
nach dem Zweiten Weltkrieg schließlich 
einmündete, führten dazu, dass das Kapital 
die Arbeiterklasse angriffund den sozialpo- 
litischen Kompromiss mit ihr aufkündigte, 
der Inhalt des Keynesianismus gewesen war. 
Elmar beschrieb früh diese weitreichenden 
Veränderungen der kapitalistischen Verge- 
sellschaftung. Angesichts der Krise und des 
Scheiterns der bisherigen Entwicklungsmo- 
delle und politischen Projekte wurde von 
bürgerlicher Seite die Unregierbarkeit be- 
klagt undzeitdiagnostisch das Ende der Ge- 
schichte herbeigeredet. Die Kapitaleigentü- 
mer griffen aufder Suche nach Auswegen auf 
neoliberale Politikmuster, also den Markt als 
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Steuerungsmechanismus, Austeritätspolitik 
und Abbau der Sozialstaatlichkeit zurück. 
War diese eingerichtet worden, um alle die, 
die aus welchen Gründen auch immer aus 
dem Arbeitsprozess herausfallen, in die 
Lohnarbeit zurückzubringen, so gerät diese 
Funktion in die Krise und damit auch die 
den sozialstaatlichen Klassenkompromiss 
repräsentierende Sozialdemokratie. Den 
Grund dafür sah Elmar in den technologi- 
schen Veränderungen der dritten industriel- 
len Revolution, die zu einem folgenreichen 
Abbau von Arbeitsplätzen sowie zu verän- 
derten Kommunikationssystemen und Mas- 
senmanipulationen und Kontrollen führten; 
die neue internationale Arbeitsteilung und 
die Globalisierung würde angetrieben von 
einer Verlagerungder Produktionsstandorte, 
der Ressourcenaneignung und der Verschul- 
dung des Trikont bei transnationalen Ban- 
ken, die Finanzialisierung begünstigte mit 
hohen Zinsen zulasten der Mehrheit der 
Bevölkerung die Bereicherung einer sehr 
kleinen Gruppe von Kapitaleigentümern. 
Mit der Durchsetzungeiner Entbettungdes 
Marktes verband sich die negative Freiheit 
von Regeln und Gesetzen, die Freiheit, 
Menschen auszubeuten und Natur auszu- 
plündern. Während das Kapital sich ständig 
selbst revolutioniert und in seiner Dynamik 
grenzenlos zu sein scheint, stößt es an die 
stofflichen Grenzen der Menschen und 
der Natur. Diese Grenzen der Ressourcen, 
insbesondere der fossilen Energieträger, 
und die Grenzen der Senken bringen sich 
mit dramatischen Folgen für Natur, Gesell- 
schaft und Individuen zur Geltung. Elmar 
nimmt hier eine Überlegung von Marxund 
Gramsci auf: dass die Gesellschaft ihre Auf- 
gaben lösen muss und dass die Aufgabe nur 
entspringt, wo die materiellen Bedingungen 
ihrer Lösung schon vorhanden sind. Die zu 
lösende Aufgaben ist die Überwindung der 
grenzenlosen kapitalistischen Akkumula- 
tion. Theorie geht in Strategie über. 


330 


Der Staat ist Elmar zufolge gegen- 
über den Einzelkapitalen autonom, da 
er bestimmt wird durch die Aufgabe, das 
durchschnittliche Interesse des Kapitals zu 
vertreten und die Kontinuität der Repro- 
duktion des Kapitalkreislaufs zu gewähr- 
leisten, also dazu beizutragen, dass es zu 
keiner Unterbrechung durch Krisen oder 
durch Insubordinationen kommt. Elmar 
selbst spricht das Problem an, dass ein 
solcher Begriff des kapitalistischen Staates 
sich an der Kapitalbewegung, nicht an der 
Klassenbewegung orientiert, also abstrakt, 
spitzfindigund spannungslos erscheint und 
nicht erlaubt, in Begriffen der Politik und 
der Strategie, der Bildung von Allianzen 
oder der politischen Fehlentscheidungen, 
der Siege und Niederlagen zu denken. EI- 
mar verstand dies als Defizit, und obwohl 
er sich mit Nicos Poulantzas befasste und 
am Kolloquium zu dessen zehnten Todestag 
am Wissenschaftszentrum in Berlin gerade 
am 9. November 1989 teilnahm, übernahm 
er dennoch offensichtlich dessen Konzep- 
tion nicht, die deutlich mehr Möglichkeiten 
bot. Denn Poulantzas begriff den kapitalis- 
tischen Staat als Verdichtung eines Kräfte- 
verhältnisses. Nach dem Verständnis ist der 
Staat kein einheitlicher Apparat, sondern 
besteht aus mehreren Apparaten. Sie alle 
zusammen und jeder einzelne von bilden 
politische Kräftefelder, auf denen die ver- 
schiedenen Fraktionen der herrschenden 
Klassen darum kämpfen, welche der Herr- 
schaftspraktiken zur Aneignungvon Mehr- 
arbeit auf welche Weise und in welchem 
Umfang verfolgt werden. Was das Kapital 
zur Sicherung seiner Reproduktion benö- 
tigt, steht weder im Allgemeinen noch im 
Durchschnitt fest. Für Poulantzas sichert 
der kapitalistische Staat demnach nicht die 
Durchschnittsinteressen, sondern immer 
die Interessen von besonderen Fraktionen 
und Allianzen; damit bleibt die Hegemo- 
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prekär, eseskommt nicht zur Bildungeiner 
Gesamtrationalität, sondern immer nur zu 
der von instabilen Gleichgewichten, die 
ständig neue Auseinandersetzungen erfor- 
derlich machen, Interessen zur Geltung zu 
bringen, sie durchzusetzen und Erfolge zu 
bewahren. Dabei geht es um die Frage, die 
auch Elmar ausführlich diskutiert, nämlich 
die strategische Bedeutung von staatlichen 
Interventionen zugunsten einzelner Kapi- 
talgruppen in den Ausgleichsprozessen der 
Profitraten. Wird der Staat als Kräftefeld 
bestimmt, dann spielen Begriffe der politi- 
schen Macht und der Strategie von vornhe- 
rein eine zentrale Rolle. Wieweit Interessen 
der Arbeiter*innen und anderer Gruppen 
der Subalternen bzw. der Volksklassen Be- 
rücksichtigung finden, ist demnach jeweils 
Ergebnis der sozialen Kämpfe. Dies gilt ent- 
sprechend für die Frage, wieweit die Frak- 
tionen der Herrschenden ihre Interessen 
auch in den Parteien oder dem Parlament 
organisieren und repräsentieren. 

Elmar sieht hier ein Defizit in einer 
Staatstheorie, die sich an der Kapitalbe- 
wegung orientiert, das er zu schließen 
versuchte. Das Bemerkenswerte an der 
theoretischen Arbeit von Elmar ist, dass er 
die strategisch-praktische Seite der Theorie 
im Blick behielt, sich mit seinen eigenen 
Forschungen nicht auf der abstrakten 
Ebene kapitallogischer Begriffe hielt, die 
primär Analyse der Staatsform und der 
System- und Tätigkeitsgrenzen des Staates 
war. Zwar verteidigte er rückblickend die 
Ideologiekritik an Vorstellungen beinahe 
unbegrenzter Machbarkeit gesellschaftli- 
cher Entwicklungstendenzen mittels des 
Staates, also die Kritik an der Illusion, 
ökonomische Krisen ließen sich durch 
Staatsintervention meistern. Allerdings 
sah er zu Recht Verkürzungen, weil die 
Momente der Herrschaftssicherung, die 
nicht mit dem Begriff der Mystifikation 
abgedeckt werden konnten, außerhalb des 
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Gesichtskreises der marxistischen Diskus- 
sion blieben (Altvater/Kallscheuer 1979: 
10). So büßte nach Elmars Verständnis der 
Marxismus an Plausibilität ein und musste 
Terrain preisgeben an Machttheorien und 
politische Theorien. Ergänzend kann man 
sagen, dass der Mangel an Strategiebegriffen 
in der marxistischen Ableitungsdiskussion 
durchaus auch die Parlamentarisierung 
der sozialen Bewegungen und Linken und 
ihre Unterordnungunter die entsprechende 
Parteiform begünstigt hat (vgl. Demirovic 
1987). Zudem lässt sich anmerken, dass EI- 
mar sich getäuscht hätte, wenn er bei seiner 
kritischen Bemerkung zur Bedeutung von 
Machttheorien an Foucaults Machtana- 
Iyse gedacht haben sollte, denn dieser warf 
ebenfalls Ende der 1970er Jahre die gleiche 
Frage wie Elmar auf: „Was könnte die dem 
Sozialismus angemessene Gouvernemen- 
talität sein? Gibt es eine dem Sozialismus 
angemessene Gouvernementalität? Welche 
Gouvernementalität ist als strenge, intrinsi- 
sche und autonome sozialistische Gouver- 
nementalität möglich? Wenn man nur weiß, 
daß es eine wirklich sozialistische Gouver- 
nementalität gibt, dann ist sie jedenfalls 
nicht im Innern des Sozialismus und sei- 
nen Texten verborgen. Man kann sie nicht 
daraus ableiten. Man muß sie erfinden.“ 
(Foucault 1979: 137) Elmars Überlegungen 
lassen sich als ein Plädoyer dafür begreifen, 
sich dieser Erfindung einer sozialistischen 
Regierungskunst zuzuwenden. 

Die tradierten Theorie- und Strategie- 
muster waren, davon war Elmar überzeugt, 
durch die Umwälzungen der kapitalisti- 
schen Gesellschaft selbst obsolet geworden. 
In einer Situation in der zweiten Hälfte 
der 1970er Jahre, in der die autoritären 
Diktaturen in Südeuropa zerbrachen und 
die Linke vor der Möglichkeit der Regie- 
rungsbildung stand, waren dringend neue 
Konzepte erforderlich, die strategische 
Handlungsperspektiven bieten konnten. 
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„Die Staatsableitungsdiskussion konnte 
sich ganz in der ‘Kultur der Opposition, 
also in oppositioneller Haltung zum Sys- 
tem, entfalten und war niemals auch nur 
ansatzweise gezwungen, sich den Anfor- 
derungen einer ‘Kultur der Regierung’“ zu 
stellen. Politisch sei das eine eigentümliche 
Begrenzung gewesen, dass im Marxismus 
niemals die „Anstrengungen reflektiert 
worden sind, aus der ‘Kultur der Opposi- 
tion in die ‚Kultur der Regierung’ (und dies 
ist nicht im Sinne des parlamentarischen 
Wechsels der Bänke gemeint) zu gelangen“ 
(Altvater/Kallscheuer 1979: 9). Kritisch 
muss man allerdings sagen, dass Elmar selbst 
diesen Strang der Herrschaftsanalyse und 
der Ausarbeitung von Strategiebegriffen 
nicht weiterverfolgt hat. Meiner Ansicht 
nach führt dies zu einer gewissen politisch- 
strategischen Unentschlossenheit bei ihm. 
Seinen staatstheoretischen Überlegungen 
zufolge findet der Staat, der dem durch- 
schnittlichen Interesse des Kapitals Konti- 
nuität verleiht, seine Grenzen an den Inte- 
ressen der Einzelkapitale. Mein Eindruck 
ist, dass das Theorem Elmar nahelegt, zu 
erwarten, es könnten andere Maßstäbe für 
das durchgesetzt werden, was als Durch- 
schnittsinteresse gelten kann. Wenn es 
nicht mehr die Forderungen der durch die 
Entwicklung der Produktionsweise über- 
holten Arbeiterklasse sind, dann könnte es 
eine Verbindung von Arbeiterbewegung 
und neuen sozialen Bewegungen eine zen- 
trale Rolle spielen, Gesichtspunkte durch- 
zusetzen, die für die Erhaltung selbst von 
Einzelkapitalinteressen notwendig sind. 
Elmar betont, dass die Organisationen der 
Arbeiterklasse nicht nur gegen das Kapital 
Interessen durchsetzen, sondern ein Mo- 
ment im Kapitalverhältnis sind; innerhalb 
dieses Verhältnisses finden die Kämpfe für 
Arbeiterinteressen statt. Anders gesagt: 
die Autonomie steht nicht am Anfang, 
sondern sind Resultat. Deswegen sind die 
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demokratischen Rechte der Arbeiter*innen 
bedeutsam, um ihre Interessen zu artikulie- 
ren und sich zu organisieren; und ebenso 
sind die Organisationsformen wichtig, die 
die Möglichkeit zu einer Willensbildung 
innerhalb der Klasse ermöglichen müs- 
sen (vgl. Altvater 1977: 116). Angesichts 
der von Elmar zu Recht diagnostizierten 
Grenzen staatlicher Interventionen stellt 
sich jedoch die Frage, was dauerhaft mit 
einem solchen Streit überhaupt erreicht 
werden kann. Elmar sagt dazu nichts: er 
lässt außer Betracht, wie die Fraktionen 
der herrschenden Klassen um politische 
Ziele streiten; und ebenso, welche Art 
von Kompromissen auf welche Weise von 
den Subalternen erreicht werden können. 
Dieses Problem stellt sich erst recht unter 
Bedingungen des Neoliberalismus. Denn 
unter dieser Herrschaftsform verlangen 
mächtige und operierende Einzelkapitale 
gar nicht mehr, dass der Staat ein Durch- 
schnittsinteresse des Kapitals vertritt, die 
Wettbewerbsfähigkeit stellt eine Ange- 
botspolitik für wenige global operierende 
Unternehmen dar. Schwächung der Regu- 
lierung durch den Staat, Ausdehnung der 
absoluten Mehrwertproduktion und damit 
einhergehende Zerstörung der lebendigen 
Arbeitskraft, Nutzung der fossilen Energie 
mit ihren Folgen für das Erdklima, Auf- 
wühlung der Erdkruste durch Enteignung 
und Zerstörungder natürlichen Ressourcen 
führen die Menschheit an die natürlichen 
Grenzen des Planeten und an ihre eigenen 
physischen, ökonomischen, politischen und 
mentalen Grenzen. 

Was ist demnach die Perspektive für die 
Konzepte von Strategie und Regierungskul- 
tur? Es findet sich bei ihm ein dringlicher 
Ton, endlich die Produktions- und Lebens- 
weise aus der Zwangsjacke des geschlosse- 
nen fossilen Energiesystems zu befreien und 
mit den natürlichen Lebensgrundlagen in 


Einklang zu bringen (Altvater/Mahnkopf 
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2017: 74). „Produktion und Konsumtion, 
also die Wirtschaft, müssen so organisiert 
werden wie die natürlichen Wandlungssys- 
teme der Sonnenenergie, die das Leben auf 
Erden ermöglichen“ (Altvater 2005: 213) 
Kann das gelingen angesichtsallder Gewalt- 
mittel, der Barbarisierung, die den wenigen 
reichen Kapitaleigentümern zur Verfügung 
stehen? Mein Eindruck ist, dass Elmar uns 
hilft, ungeduldig zu sein, uns auf wichtige 
Fragen hinweist, uns aber auch etwas ratlos 
zurücklässt, vielleicht aber immer noch zu 
optimistisch ist. Denn er scheint zu erwar- 
ten, dass mit einem ausreichenden Maß an 
Aufklärung sich die Dinge noch aufhalten 
und vielleicht umkehren lasen. Die lahmen 
Maßnahmen gegen den Klimawandel, die 
Diskussionen über den Migrationspakt, 
die fortgesetzte Leugnung von Armut, die 
feixende Verharmlosung von sexistischer 
und rassistischer Gewalt durch die, die sie 
praktizieren, der globale Autoritarismus 
legen nahe, dass die Aufklärung erneut im 
Scheitern begriffen ist, der Moment prakti- 
scher Veränderung verpasst wurde und die 
Kipppunkte in vielen Hinsichten bereits 
hinter uns liegen, der point of no return 
also überschritten wurde. Wenn das stimmt, 
genügt es nicht, wenn die Linke weiterhin 
vor einer Zukunft warnt, die nun vielleicht 
schon längst eingetreten ist. Wurde die 
Revolution einmal von Walter Benjamin 
mit dem Griff nach der Notbremse in dem 
auf den Abgrund zurasenden Zug vergli- 
chen, so stellt sich die Frage, was zu tun ist, 
wenn der Zug bereits längst in jenen Ab- 
grund fällt. Der bürgerliche Wunsch, die 
Menschheit möchte doch in Würde ihrem 
Ableben zuschauen, ist für alle die, die für 
jene Würde der Wenigen die Opfer bringen, 
und für alle, die das Projekt einer versöhn- 
ten Menschheit nicht aufgeben, als falscher 
Trost nicht akzeptabel. Elmars Schriften 
und Engagement haben uns gelchrt, dass 
das Andere möglich ist. 
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